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Beginn: 9.01 Uhr

Prasidentin Diezel:

Guten Morgen, meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten, ich darf Sie herzlich zu un-
serer heutigen Sitzung des Landtags begriiBen, die ich hiermit eréffne. Ich begriBe auch recht
herzlich die Vertreter der Landesregierung, die Zuschauer auf der Tribline sowie am Livestream
und die Vertreterinnen und Vertreter der Medien, bei denen wir uns noch mal fur den gestrigen
parlamentarischen Abend bedanken.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Far die Plenarsitzung hat Frau Abgeordnete Dr. Martin-Gehl als Schriftfihrerin neben mir Platz ge-
nommen. Die Redeliste fuhrt Frau Abgeordnete Rosin.

Fir die heutige Sitzung haben sich entschuldigt: Herr Abgeordneter Gentele, Herr Abgeordneter
Reinholz, Herr Minister Prof. Dr. Hoff und Herr Minister Maier.

Wir haben ein Geburtstagskind: Frau Sabine Berninger hat heute Geburtstag, herzlichen Gllck-
wunsch.

(Beifall im Hause)

Gestatten Sie mir noch folgende Hinweise zur Tagesordnung: Wir beginnen die heutige Plenarsit-
zung mit Tagesordnungspunkt 42 und rufen danach den Tagesordnungspunkt 6 auf. Die Tages-
ordnungspunkte 11, 13, 34 und 39 werden heute auf alle Falle beraten.

Wir steigen in die Tagesordnung ein mit Tagesordnungspunkt 42

Statusabfrage des Wirtschafts-
standorts Thiringen 2018
Beratung der GroBen Anfrage
der Fraktion der CDU und der
Antwort der Landesregierung -
Drucksachen 6/6486/7129 - auf
Verlagen der Fraktionen DIE
LINKE, der SPD und BUNDNIS
90/DIE GRUNEN

Unterrichtung durch die Prési-
dentin des Landtags

- Drucksache 6/6486 -

Winscht jemand von den Fraktionen der Koalition das Wort zur Begriindung? Nein. Dann treten
wir in die Aussprache ein. Als Erster hat Abgeordneter Hausold von der Fraktion Die Linke das
Wort.


http://www.parldok.thueringen.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&LP=6&DokNum=6486&DokArt=Drs
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Abgeordneter Hausold, DIE LINKE:

Frau Prasidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren, ein guter Freitagmorgen, um Uber die
Entwicklung der Wirtschaft respektive aber auch des Arbeitsmarkts, der Beschéftigungsverhaltnis-
se, Ausbildung, Tourismus zu sprechen — das ist ja alles Gegenstand dieser GroBen Anfrage, die
die Kolleginnen und Kollegen der CDU freundlicherweise hier vorgelegt haben. Und die Landesre-
gierung hat — wie ich finde — ausfihrlich und sehr kompetent auf die anstehenden Fragen geant-
wortet.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich gehe auch davon aus, dass der Minister das heute hier natirlich noch selbst in wichtigen Pas-
sagen vortragen wird. Gestatten Sie mir einige wenige Bemerkungen. Da kann ich naturlich als
Wirtschaftspolitiker der Linken nicht umhin, flinf Jahre zuriickzugehen, als wir am Ausgangspunkt
dieser rot-rot-griinen Koalition gewesen sind — und wenn ich jetzt mal die Linke an sich nehme,
kann ich da noch viele Jahre mehr zurtiickgehen. Da war das naturlich immer so verteilt: Es gab die
groBe Wirtschaftspartei CDU mit dem allseitigen Versténdnis Uber alle wichtigen Fragen.

(Zwischenruf Abg. Walk, CDU: Immer noch!)

Es gab dann natirlich die Linke, die eher ein ganz groBes Problem fir die Thiringer Wirtschaft ist.
(Zwischenruf Abg. Walk, CDU: Genau!)

Aber da kann ich Sie beruhigen, meine Damen und Herren.
(Beifall CDU)

Das haben wir zwar im Auf und Nieder immer wieder von Ihnen gehért, meine Damen und Herren,
(Heiterkeit CDU)

aber von der Thuaringer Wirtschaft haben wir das in dieser Art nie gehért, meine Damen und Her-
ren, nie.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Da waren wir auch oft Ansprechpartner. Das ist fir die Opposition — wenn ich sechs, sieben und
mehr Jahre zurlickgehe — natirlich auch naheliegend. Da waren wir eher Ansprechpartner gerade
der mittelstdndischen Wirtschaft, der kleinen und mittelstandischen Unternehmen, des Handwerks
usw. fur die Baustellen, wo sie eher mit der CDU-gefuhrten Landesregierung zum Teil Probleme
hatten. Das ist ja auch ein normales Stick. Wir waren dann auch immer bereit zu den Debatten,
mein Fraktionskollege und Parteifreund Bodo Ramelow, viele andere aus der Fraktion und ich
auch. Und wissen Sie, meine Damen und Herren, was ich mich heute manchmal frage, ob die ge-
genwartige Opposition in diesem Landtag noch ein Ansprechpartner fir die Sorgen und Probleme
der Wirtschaft ist.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Also ich hétte da ganz groBBe Zweifel, meine Damen und Herren. Ich will auch sagen, warum. Die
Sache ist ja ganz einfach die: Der sehr kritische Blick auf eventuell wirtschaftliches Herangehen
der Linken und dann natdrlich in Génze auch der rot-rot-griinen Koalition, der ist ja erstens mal voll
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(Abg. Hausold)

und ganz durchgefallen. Denn das, was in Antwort auf lhre Anfrage, meine Damen und Herren,
dem hohen Haus heute vorliegt, spricht eine ganz andere Sprache. All die groBen Beflirchtungen,
die debattiert wurden, wie gesagt, ich glaube in erster Linie von der Politik, dass es der Thuringer
Wirtschaft schlecht gehen wird unter einer rot-rot-griinen Regierung, dass es in diesem Land gera-
dezu eine Investorenflucht geben wird, wenn wir hier regieren, und anderes mehr, hat sich gerade
nicht bestatigt, meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir haben solide Investitionen aus der Bundesrepublik, auch aus dem europaischen und ander-
wartigen Ausland, in diesem Land, was in diesen Zeiten der wirtschaftlichen, internationalen Situa-
tion besonders wichtig ist. Das spricht einfach von dem Vertrauen dieser Wirtschaftskreise auch in
diese Landesregierung und ihre Wirtschaftspolitik.

Ich meine, die Fakten haben Sie alle in der Beantwortung der Fragen vorliegen. Wir haben eine
positive Entwicklung als gesamtwirtschaftliches Datum des Bruttoinlandsprodukts, zwischen 2015
und 2017 alleine um insgesamt 5,8 Prozent gestiegen, meine Damen und Herren. Das ist das zen-
trale Kriterium der Kennung der wirtschaftlichen Entwicklung auch im Land Thiringen, und das ist
letzten Endes positiv zu bewerten. Wir missen ja auch immer davon ausgehen, dass wir in einem
insgesamt wirtschaftlich schwierigen Umfeld agieren, dass wir immer noch die Situation haben,
dass es hier in Ostdeutschland, ich wirde das mal so formulieren, schwieriger ist als in anderen
Teilen des Landes, die Wirtschaft auf dem Niveau zu halten und noch weiter auszubauen. Deshalb
sind unsere Zahlen dort eigentlich umso mehr positiv zu beantworten.

Und weil ich bei diesem Thema bin, das wird ja dieser Tage sehr haufig 6ffentlich immer wieder er-
wahnt, die Situation in den ostdeutschen Bundeslandern: Ja, natirlich haben wir mit Problemen zu
kéampfen, die aus den letzten 29 Jahren, die aus der Treuhandpolitik resultieren. Das ist nicht zu
Ubersehen. Deshalb setzen wir au3er dem, was wir im Bereich der Rahmensetzung und der Wirt-
schaftsférderung direkt fir das Land tun, natlrlich immer wieder die politische Debatte in der Rich-
tung an — das tut die Landesregierung, das tut die Koalition —, dass wir sagen, ja, wir brauchen ei-
ne weitere Steigerung beim verarbeitenden Gewerbe, ja, wir mussen darum ké&mpfen, dass es
mehr Sitze groBer Unternehmen auch hier im Osten und in Thiringen gibt. Wir wehren uns natdr-
lich gegen diese schwierigen Situation, dass wir trotz einer guten Wirtschaftsentwicklung noch viel
zu oft nur die verlangerte Werkbank des Westens sind. Da werden wir auch nicht nachlassen, mei-
ne Damen und Herren, dies 6ffentlich zu debattieren. Aber das halt uns nicht davon ab, in der Wirt-
schaftsférderung, die uns méglich ist, die notwendigen Schritte hier im Land zu gehen.

Dann haben wir immer betont, Wirtschaftspolitik ist fir uns nicht eine EinbahnstraBe nur der wirt-
schaftlichen Kennziffern und der Unternehmensentwicklung aus der wirtschaftlichen und unterneh-
merischen Sicht, die ist selbstverstandlich Voraussetzung fir den Erfolg, aber flur uns ist Wirt-
schaftspolitik zugleich auch immer Beschaftigungspolitik, ist Politik fir gute Arbeit in diesem Land.
Wir wissen, dass wir uns gerade hier mit einem Erbe der CDU-Politik in Thiringen noch bis heute
auseinanderzusetzen haben, das unter der berihmten Stichwortgebung des Billiglohnlandes sich
vollzogen hat. Aber wir kbnnen feststellen, die sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplatze in die-
sem Land sind in den vergangenen Jahren angestiegen, wenn auch moderat, aber sie sind ange-
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(Abg. Hausold)

stiegen. Und das besondere Verdienst dieser Landesregierung und dieser Koalition ist, dass wir
das auch geschafft haben, weil wir Arbeitslosigkeit und Langzeitarbeitslosigkeit konsequent mit un-
seren Mitteln und Mdéglichkeiten herabgesetzt haben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
(Zwischenruf Abg. Buhl, CDU: Wo ist denn da der Wirtschaftscharakter?)
Ich nehme das gern auf, liebe Kolleginnen und Kollegen der CDU.

Wir hatten an diesem Punkt noch viel mehr tun kénnen, wenn die von lhnen gefihrte Bundesregie-
rung hier mitgespielt hatte und wir in diesem Bereich noch viel mehr Mittel einsetzen kénnten.

(Unruhe CDU)
(Beifall DIE LINKE)

Das ist von Ihrer Seite letzten Endes blockiert worden und das ist eben nicht gut fir Thdringen und
fur die Menschen, die hier arbeiten.

Einige Bemerkungen noch flr die Wirtschaftsférderung an sich: Wir haben diese in den letzten
Jahren nicht véllig auf den Kopf gestellt. An manchen Stellen wére es wiunschenswert gewesen,
aber das geben die Rahmenbedingungen auch nicht her.

Aber was haben wir gemacht? Wir haben die Wirtschaftsférderung im Detail so gestaltet, dass sie
dort starker ansetzt, wo die gréBten Probleme der Thuringer Wirtschaft liegen. Und ich finde, das
ist auch die verantwortliche Rahmensetzung, die man von einer Landesregierung erwarten kann.
Wir haben zum Beispiel eine zielgerichtetere Férderung in der AuBenwirtschaft bei Messebeglei-
tungen und anderen Dingen vorgenommen. Da sage ich lhnen als Linker ganz ehrlich: Ich halte
den riesigen AuBenhandelslberschuss der Bundesrepublik insgesamt flr ein Problem. Aber wenn
man die Thiringer Sicht dabei betrachtet, dann muss man sagen, wir haben noch einen so groBen
Abstand zu den alten Bundeslandern, dass bei uns jedes Wirtschaftswachstum und jede Entwick-
lung auch damit einhergehen wird, dass wir die Thiringer Unternehmen bei ihnrem Marktgeschehen
auBerhalb der Bundesrepublik Deutschland unterstitzen missen. Das ist unsere politische Verant-
wortung, das haben wir in diesem Jahr, in den zurlickliegenden funf Jahren getan.

(Beifall DIE LINKE)

Wir haben Uber die Projekte ,Exzellenz®, ,Digital“ — also diese Programme — ein zweites, sehr ent-
scheidendes Kriterium bei der Wirtschaftsférderung in Angriff genommen, das heute geradezu
wichtig fur die zukinftige Existenz der Wirtschaft ist, also diese Frage, Wissenschaft und Wirt-
schaft enger zu verbinden.

Prasidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, lhre Redezeit ist beendet.

Abgeordneter Hausold, DIE LINKE:

lhre Redezeit ist beendet. Dann will ich mich daran halten.



12 Thuringer Landtag - 6. Wahlperiode - 157. Sitzung - 13.09.2019

(Abg. Hausold)

Ein dritter wichtiger Punkt,
(Heiterkeit CDU, DIE LINKE, SPD)

das wéare auch mein Schluss gewesen, ist noch die Innovationstatigkeit. Ich danke der Regierung
far die gute Wirtschaftspolitik, die wir in den vergangenen finf Jahren hatten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Frau Prasidentin, ich danke Ihnen fir lhr Verstandnis.

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Wir kommen zum nédchsten Redner, das ist Abgeordneter Rudy von der Fraktion der
AfD.

Abgeordneter Rudy, AfD:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, liebe Géaste! Lassen
Sie mich zuerst einmal festhalten, dass es sehr Uberraschend ist, eine GroBe Anfrage der CDU auf
Verlangen der Koalitionsfraktionen auf der heutigen Tagesordnung zu sehen, zumal die Antworten
der Landesregierung dieser selbst kein gutes Zeugnis ausstellen.

(Heiterkeit BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
(Zwischenruf Abg. Mahlbauer, SPD: Haben Sie die gelesen, Herr Rudy?)

Das wirtschaftspolitische Handeln der rot-rot-griinen Landesregierung steht unter dem Motto: an-
spruchslos, den zufallig in den SchoB gefallenen Konjunkturaufschwung verwalten, anstatt die
Thuringer Unternehmerschaft aktiv und konsequent zu unterstitzen.

(Beifall AfD)

Das aber verwundert nicht. Die links-griinen Enteignungsparteien waren schon immer daflr be-
kannt, dass sie gut darin sind, das Geld anderer Leute auszugeben, statt jene Unternehmer zu un-
terstltzen, die gemeinsam mit ihren Angestellten dieses Geld erst erarbeiten. Das Ergebnis zeigt
sich mal wieder beispielhaft auch bei den von der Landesregierung herausgegebenen Daten. Die
Zahl der in Thuringen aktiven Unternehmen ist zwischen 2015 und 2017 um 1,9 Prozent ge-
schrumpft, wohingegen die Anzahl der Unternehmen bundesweit im selben Zeitraum um 0,4 Pro-
zent gestiegen ist. Bei den Kleinbetrieben ergibt sich ein &hnliche Bild. Wahrend die Zahl der klei-
nen und Kleinstunternehmen im Bundesgebiet anndhernd konstant geblieben ist, gab es in Tharin-
gen einen Rickgang um 2,3 Prozent. Auch der Anstieg der Unternehmen in der GréBenklasse von
10 bis 49 und 50 bis 249 Beschéftigten fiel in Thiringen weitaus schwéacher aus als im Bundes-
durchschnitt. Thiringens Wirtschaft in Zukunft héngt auch von starken Unternehmen in einem star-
ken produzierenden Sektor ab. Darum mussen alle notwendigen MaBnahmen ergriffen werden, die
das Handwerk und die Industrie starken. Alles, was ihnen schadet, ist zu unterlassen, denn die oh-
nehin seit der Deindustrialisierung in den 90er-Jahren zu schwache Industriekultur schwéchen Sie
mit ihrer Wirtschaftspolitik weiter.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Ja, ja!)
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Die von der Landesregierung herausgegebenen Zahlen sind in ihrer Dramatik nicht zu unterschéat-
zen, denn wenn schon lhre Wirtschaftspolitik des lhnen in den SchoB gefallenen Konjunkturauf-
schwungs die Anzahl der Unternehmen schrumpft, dann Gnade dem Thuringer Unternehmertum
Gott, sollten Sie wéhrend einer Wirtschaftskrise regieren — und die ist ja schon im Anzug.

Sie haben es versdumt, in ausreichendem MaBe produzierendes Gewerbe nach Thiringen zu
locken bzw. Unternehmen in dieser Branche in ihrer Entstehung ausreichend zu unterstitzen. Ein
Beispiel fur die Unternehmerfeindlichkeit von Rot-Rot-Grin ist das mit vergabefremden Kriterien
Uberfrachtete Vergabegesetz. Kein Wunder, dass die Selbststdndigen in Thdringen im Durch-
schnitt immer alter werden und gleichzeitig immer weniger junge Nachfolger fur ihre Firmen finden.
Auch das Grindungsgeschehen in Thiringen lasst deutlich zu wiinschen Ubrig. Sparen Sie sich
dabei Ihre Ausreden! Natirlich werden Sie jetzt wieder einmal behaupten — wie bei allen Themen:
Der demografische Wandel ist schuld! Wie immer, das ist so etwas wie der billige Jakob aller Aus-
reden fur Politiker, die vom eigenen Versagen ablenken wollen.

(Beifall AfD)
(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Oder die Fliichtlinge!)

Untersuchungen des Zentrums fir Europaische Wirtschaftsforschung legen sehr tberzeugend na-
he, dass — ich zitiere — ,nur geringe Anstrengungen nétig sind, um das Grindungsgeschehen auf
dem bisherigen Niveau zu halten.“ Dazu brauchte es eine héhere Grinderquote bei Frauen und
mehr Akademiker im Bereich Mathematik, Physik, Biologie, Chemie, Ingenieurswesen und Okono-
mie.

(Zwischenruf Abg. Miiller, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Die Sie ja gar nicht ausbilden wol-
len!)

Zu beidem ist Rot-Rot-Griin aber nicht in der Lage. Damit sich mehr Frauen als Grlinder hervortun,
muss unter anderem das Unternehmertum ein viel positiveres Image in der Offentlichkeit bekom-
men.

(Zwischenruf Abg. Mahlbauer, SPD: Dass es auch Kindergartenplatze braucht!)

Auch zu einem positiven Unternehmerimage kdénnen die linksgriinen Enteignungsparteien sicher-
lich keinen Beitrag leisten.

Dann zu einer héheren Akademikerquote in den MINT-Bereichen: Um die Schiler auf diese an-
spruchsvollen Facher vorzubereiten, braucht es eine ordentliche Bildungspolitik. Auch dazu ist Rot-
Rot-Griin bei Weitem nicht in der Lage. Um nun fur ausreichende Unternehmensnachfolger zu sor-
gen, ware es zum Beispiel dringend notwendig, den von uns vorgeschlagenen Weg einer vollstan-
dig kostenfreien Meisterbildung zu gehen. Aber dafur ist lhnen von Rot-Rot-Griin das Geld zu
schade. Statt die Meisterschiler im notwendigen MaB zu unterstiutzen und damit den Wirtschafts-
standort Thiringen zu starken, sind Ihnen Ausgaben fiir Wolfsmanagement und sonstiges ldeolo-
giegeddns wichtiger. Sie setzen fur Tharingen die falschen Prioritadten, Regierung kénnen Sie ein-
fach nicht.

(Beifall AfD)
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Im Zeitraum von Januar 2015 bis Ende 2018 haben gerade einmal 1.693 Personen erfolgreich ei-
ne Meisterausbildung abgeschlossen. Bei den grinen Berufen waren es im gleichen Zeitraum so-
gar nur 121 Personen. Setzen Sie endlich unseren Vorschlag flr eine kostenlose Meisterausbil-
dung um!

(Beifall AfD)
Da ich selbst Kleinunternehmer bin,
(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Der war gut!)

kénnte ich hier noch lange dartber reden, was die Landesregierung unter dem Begriff ,Wirtschafts-
politik“ versteht. Aber lassen Sie mich zum Schluss zusammenfassen: Die Wirtschaft in Tharingen
funktioniert nicht wegen der rot-rot-griinen Landesregierung, sondern trotz dieser Landesregie-
rung.

(Beifall AfD)

DemgemaB beantragt die AfD-Fraktion die Uberweisung der Drucksache in den Wirtschaftsaus-
schuss.

(Heiterkeit DIE LINKE)
Vielen Dank.
(Beifall AfD)
(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: In dem Glas war wohl Wodka drin?)

— Gutes Wasser.

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Fur die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen hat Abgeordneter Miller das Wort.

Abgeordneter Miiller, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Sehr geehrte Frau Présidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen und liebe Besucherinnen und Besu-
cher, gerade an die letztgenannten méchte ich mich wenden: Die wirtschaftspolitischen Kompeten-
zen seitens der AfD haben sich gerade noch mal widerspiegeln lassen, da war auch in den zurick-
liegenden funf Jahren nicht mehr zu erwarten, so wie es heute auch gekommen ist; ich gehe da-
rauf nicht weiter ein.

(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Die Fraktion der CDU hat mit dieser GroBen Anfrage noch einmal zum Rundumschlag ausgeholt
und méchte in dieser Legislaturperiode wiederholt etwas zur wirtschaftlichen Entwicklung Thrin-
gens wissen, diesmal mit einer Einordnung in den gesamtdeutschen Kontext. Ich begriBe, dass
wir diese Anfrage in diesem Plenum noch einmal ausfihrlich behandeln, zeigt es doch, dass diese
rot-rot-griine Regierungskoalition viel richtig gemacht und Tharingen vom Billiglohnland & la CDU-
Logik zu einem modernen Bundesland weiterentwickelt hat, dass sich mehr und mehr

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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auf wirtschaftlicher Augenhéhe mit anderen Bundeslandern bewegt. Diese Entwicklung kommt vor
allem den Menschen hier zugute. Sehr geehrte Damen und Herren, niemals zuvor ist das Durch-
schnittseinkommen so stark gestiegen, wie in den vergangenen funf Jahren. Niemals zuvor lag
Thuringen bei der Einkommensentwicklung prozentual gesehen im Spitzenfeld der Bundesléander.
Besonders erfreulich in diesem Zusammenhang ist auch der Anstieg der sozialversicherungspflich-
tig Beschéftigten um Gber 15.000 bei einem gleichzeitigen Bevodlkerungsrickgang.

Herr Rudy, einfach mal zuhoren, vielleicht auch mal Texte lesen und nicht nur eine Zahl heraus-
picken, sondern Zusammenhange erkennen, das ware vielleicht mal eine Herausforderung.

(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Zugelegt hat Thiringen auch deutlich bei der Bruttowertschépfung je Beschéftigtem. Hier sieht
man auch am deutlichsten, aus welchem Tabellenkeller — um einmal die FuBballsprache zu Hilfe
zu nehmen — Thiringen aufgrund der verfehlten Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik der CDU-ge-
fihrten Vorgéngerregierung gekommen ist.

(Zwischenruf Abg. Buhl, CDU: Warum geht es denn dem Land wirtschaftlich so gut?)

Sehr geehrte Damen und Herren, es ist beschamend, dass die CDU sich hier hinstellt und uns et-
was von Wirtschaftskompetenz erzahlen will, wahrend die eigene Bilanz bis zum Regierungswech-
sel doch recht bescheiden ausfallt.

Doch zurtck zu der durchweg positiven Entwicklung der Wirtschaft in den vergangenen Jahren.
Durch mehr sozialversicherungspflichtige Jobs, durch die gestiegenen Einkommen hat sich auch
die Armutsgefahrdungsquote in Thiringen deutlich reduziert. Das ist mehr als erfreulich, da der
Trend im Bundesdurchschnitt hier uneinheitlich ist. Beispielsweise ist in Sachsen-Anhalt die Ar-
mutsgefédhrdungsquote um fast 1 Prozent gestiegen, wahrend sie in Thiringen im gleichen Zeit-
raum um 2,6 Prozent gesenkt wurde.

Sehr geehrte Damen und Herren, erlauben Sie mir deshalb ein Zwischenfazit. Den Menschen in
Thuringen geht es wirtschaftlich gesehen unter einer rot-rot-griinen Landesregierung deutlich bes-
ser als jemals zuvor in der jingeren Geschichte des Freistaats.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Und daran andert auch nichts, dass Sie hier die Ist-Investitionsquoten mit den Soll-Investitionsquo-
ten vergleichen, um dann festzustellen, dass beide Zahlen nicht identisch sind. Aufféllig ist dabei
nur, dass Sie — ob jetzt bewusst oder unbewusst oder aus Versehen — keinen Bundeslanderver-
gleich abgefragt haben, denn dann wissten Sie, dass sich Thiringen hier ebenfalls im Gleichklang
der Bundeslander bewegt hat, was diese Differenz angeht.

Werte Kollegen von der CDU, vielleicht ist der hauptséachliche Grund bis zu lhnen noch nicht vor-
gedrungen und deshalb wiederhole ich es an dieser Stelle und hier im Plenum noch einmal. Die
Auftragsbucher der Unternehmen, vor allem im Baubereich, sind bundesweit und thdringenweit
randvoll. Die Firmen sind ausgelastet, Fachkréafte kaum noch verfugbar und es gelingt oft nicht, far
Ausschreibungen Uberhaupt Angebote generieren zu kénnen. Das, meine liebe Kollegen, ist aller-
dings kein thiringenweites Problem, sondern das ist eine Herausforderung, die haben wir auch auf
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Bundesebene. Das hat weder mit einem bundeseinheitlich gesetzlichen Mindestlohn noch dem
Thuringer Vergabegesetz oder einer mdglicherweise zu groBen Burokratie zu tun. Im Gegensatz
zu Wirtschaftsexperten in den Oppositionsfraktionen — das muss ich wirklich in der Deutlichkeit mal
sagen — bin ich selber Unternehmer und kenne daher zahlreiche Beweggrunde, die dazu fihren,
warum wir Unternehmer uns auf die eine oder andere Ausschreibung mdglicherweise nicht bewer-
ben. Dabei spielt es Uberhaupt keine Rolle, ob es 6ffentliche Auftraggeber sind oder auch privat-
rechtliche, denn es gibt auch durchaus private Auftraggeber, wo ich an der Stelle sage, sorry Leu-
te, diesmal kein Angebot von uns, in der ndchsten Runde gern wieder, das schaffen wir im Augen-
blick nicht.

Letzter Punkt meinerseits ist die Entwicklung im Thuringer Handwerk. Auch hier ist die Zahl der
Beschéftigten bei einer gleichzeitigen Reduzierung der Betriebe gestiegen. Herr Rudy — physisch
ist er noch anwesend, zuhdren tut er nicht, dann spare ich mir das.

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE LINKE: Das ist besser!)

Das bedeutet, dass die Zahl der Kleinst- und Kleinunternehmer geringfligig gesunken ist und mehr
Beschaftigte in mittelstandigen Betrieben angestellt sind. Mdglicherweise scheinen diese Betriebe
starker, gestinder geworden zu sein, trauen sich Betriebsinhaber weitere Einstellungen vorzuneh-
men und der eine oder andere Einzelunternehmer oder die Unternehmerin, die bisher als Einper-
sonengesellschaft gearbeitet haben, ist damit wieder in eine sozialversicherungspflichtige Beschéf-
tigung gekommen.

Prasidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, lhre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordneter Miiller, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Ich komme zum Ende.

Mein Schlussfazit lautet: Auch zukinftig kdnnen sich die Menschen darauf verlassen, dass eine
rot-rot-griine Landesregierung die wirtschaftliche Entwicklung an soziale und 6kologische Aspekte
koppelt und dadurch die Lebenssituation weiter verbessert wird. Und wie heiBt es so schdn: Zwi-
schen Umwelt und Wirtschaft gehért kein Oder. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Danke schon. Es hat jetzt Abgeordneter Prof. Voigt von der CDU-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Prof. Dr. Voigt, CDU:

Werte Frau Préasidentin, sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Eine
GroBe Anfrage, warum haben wir sie gestellt? Das ist ganz simpel: Weil wir am Anfang der Legis-
laturperiode eine GroBe Anfrage gestellt haben, um den Stand Thiringens 2014 mit offiziellen
Quellen belegen zu kénnen und jetzt in 2019 zeigen zu kénnen, was sich flr Thiringen geéndert
hat. Die simple Frage, die wir damit versuchen zu beantworten, ist: Haben sich in den finf Jahren
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von Rot-Rot-Griin die Substanz und die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in Thiaringen ver-
bessert oder verschlechtert? Das ist die simple Frage. Warum beschéftigt uns das? Weil es darum
geht, dass Menschen zukunftig auch in Lohn und Brot bleiben sollen, dass ihre Familien Sicherheit
haben, dass es dem Land, den Unternehmen, den Mittelstandlern und den Handwerkern gut geht.
Das ist ganz simpel auf den Punkt gebracht, worum es bei dieser GroBen Anfrage geht.

Ich will Ihnen sagen, ich werfe lhnen als Rot-Rot-Griin gar nicht vor, dass sie nicht in den letzten
funf Jahren gearbeitet haben, aber was diese GroBe Anfrage doch letztlich zeigt, ist etwas ganz
Simples: Funf Jahre Rot-Rot-Griin haben Thiringen Substanz gekostet. Das zeigt diese Anfrage.
Denn Sie haben 5 Milliarden Euro mehr in der Hochkonjunkturphase gehabt, die Sie fiir gute Rah-
menbedingungen hatten einsetzen kénnen.

(Beifall CDU, AfD)

Aber alle wirtschaftlichen, alle wirtschaftspolitischen Kerndaten, die in dieser GroBen Anfrage
sichtbar geworden sind, zeigen doch ganz eindeutig auf, dass Sie in den letzten funf Jahren dazu
gefuhrt haben, dass Thiringen zuriickgefallen ist, und das in einer Hochkonjunkturphase.

(Beifall CDU)
(Zwischenruf Abg. Hausold, DIE LINKE: Wo denn bitte?)
Das ist das eigentlich Verwerfliche, was wir Ihnen vorwerfen.

Also Politik beginnt ja bei der Annahme und der Betrachtung der Faktenlage und dann schauen
Sie sich doch Ihre eigene von lhrer Landesregierung beantwortete GroBe Anfrage an — und jetzt zi-
tiere ich es einfach mal aus lhrer GroBen Anfrage: Thiringen, mittlerweile das zweitniedrigste Wirt-
schaftswachstum unter allen Landern; Thiringen, so wenig Unternehmensgriindungen wie noch
nie; rote Laterne bei den Griindungen 2016 bis 2018 erhalten; zweithéchster Anstieg von Firmenin-
solvenzen unter allen Landern, Jahr 2018; drittigréBter Rlickgang an Unternehmen seit 2015.

Das ist die Bilanz Ihrer Wirtschaftspolitik — nichts anderes!
(Beifall CDU)

Deswegen kann ich Ihnen nur sagen, Sie kénnen versuchen, das irgendwie zuzukleistern, aber
das, was wir wollen, und das, worum wir auch in den Wahlen in sechs Wochen werben werden, ist
etwas ganz Simples: Wir wollen nicht, dass Sie weiterhin von der Substanz CDU-geflihrter Regie-
rungen leben, aber nichts dazu beitragen, die Substanz dieses Landes zu mehren. Das ist der
Grund, warum Sie als Regierung abgeschafft werden missen.

(Beifall CDU)

Deswegen glaube ich auch, es macht Sinn, auf die Faktenlage sehr genau zu schauen, sich die
Frage zu stellen: Was haben Sie eigentlich dazu beigetragen? Und eine gute Wirtschaftspolitik
macht ja mindestens drei Dinge aus. Erstens geht es darum, Standortbedingungen, Wettbewerbs-
bedingungen zu verbessern, Investitionen in moderne Infrastruktur zu tatigen. Dann geht es zwei-
tens darum — keinen Wohlstand gibt es ohne Fachkréfte —, daflir Sorge zu tragen, dass genligend
Fachkrafte da sind, das Unternehmensnachfolgen funktionieren. Zum Dritten geht es darum, ein
Klima zu schaffen, in dem Menschen sich engagieren wollen, ein Unternehmen griinden, wo sie



18 Thiringer Landtag - 6. Wahlperiode - 157. Sitzung - 13.09.2019

(Abg. Prof. Dr. Voigt)

auch sagen, dass sie hier an diesem Standort auch arbeiten wollen. Das sind die drei Dinge. Jetzt
schauen wir uns einfach mal an, was Sie an Politik da geleistet haben — nur allein an Ihrer GroBen
Anfrage und an den Antworten, die Sie liefern. Gucken wir uns mal das Klima fir Unternehmen
und flr Arbeitnehmer an.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Ja, ja, wir haben es verstanden!)

Bildungsfreistellungsgesetz, Klimagesetz, Blrokratie ist gestiegen, Investitionen — Zero, Vergabe-
gesetz ist ein Investitionsverhinderungsgesetz, das haben Sie in den letzten funf Jahren geschaf-
fen.

Herr Miller, Sie kédnnen sich dahinter verstecken, aber ich will gar nicht den Bundeslanderver-
gleich. Was ich méchte, ist, dass ich Thiringen auf der Zeitachse vergleiche. Da kénnen Sie nicht
wegnegieren, dass in lhrer Anfrage steht, dass 2017 die niedrigste Investitionsquote Thiringens
seit 2009 getétigt worden ist und das ist die Realitat durch lhre eigene Faktenlage.

(Beifall CDU)

Deswegen kann ich lhnen nur sagen: Wenn wir tber die Frage von Klima fuar Unternehmen und Ar-
beitnehmer sprechen, da geht es bei Rot-Rot-Griin um Géngeln, Blrokratie und Verstaatlichung.
Das ist letztlich etwas, was nicht funktioniert und deswegen geéndert werden muss.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Das ist doch die Kommunistenkeu-
le!)

Gucken wir uns einen zweiten Punkt an — Fachkréafte, Unternehmensnachfolge. Auch da wieder
Fakten aus der Antwort auf die GroBe Anfrage. Meisterausbildungen sind auf dem niedrigsten
Stand. Die Frage ist: Wie kbnnen wir das beférdern? Wir haben in diesem Plenum hier sehr haufig
Vorschlage gemacht, angefangen von Meisterbonus, Uber die Frage auch von Meistergriindungs-
pramien, Uber die Frage auf Bundesebene aktiv zu werden, um die Meisterpflicht auf der einen
Seite zu schaffen, was jetzt die Bundesregierung wieder einflhrt, aber eben auch gleichzeitig daftr
Sorge zu tragen, die Meisterausbildung kostenlos zu stellen. All das ist von lhnen abgelehnt wor-
den. Aber haben Sie etwas dagegen getan? Nein, das haben Sie nicht gemacht. Das fuhrt dazu,
dass Thuringen mittlerweile in der Meisterausbildung im letzten Drittel aller Bundeslander ist. Das
zeigt mir einfach, dass Sie auch hier bei der Fragestellung von Fachkréaften und Unternehmertum
nicht daflir Sorge getragen haben, dass Substanz in diesem Freistaat wachst.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Man braucht immer noch Beweise
fir Behauptungen!)

Ich weiB3 nicht, in welche Unternehmen Sie gehen oder mit welchen Handwerkern Sie reden, Herr
Muller, aber alle Handwerker, mit denen ich rede, sagen mir, unter Rot-Rot-Grun ist das Klima fur
die Handwerker schlechter geworden. Deswegen muss sich das auch wieder &ndern, die Wert-
schéatzung fur das Handwerk hat eine hohe Bedeutung.

(Beifall CDU)

Und jetzt gucken wir uns einen dritten und letzten Punkt an, weil ich habe ja gesagt, mindestens
drei gute Dinge macht gute Wirtschaftspolitik aus. Da geht es um die Frage von Standortbedingun-
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gen und modernen Investitionen. Auch da wieder ein Blick auf Ihre GroBe Anfrage. Wir schauen
uns das Thema ,Mobilfunk® an, das haben wir abgefragt, weil es flr viele Thiringer ein relevantes
Thema ist, man ist nicht tiberall erreichbar oder man kann nicht Uberall telefonieren, das ist auch
ein Wirtschaftshemmnis. Da steht in Ihrer GroBen Anfrage etwas ganz Simples: Natirlich, man
kdénnte auch als Land Investitionen in eine bessere Mobilfunkausstattung tatigen, wie das zum Bei-
spiel Bayern oder Hessen oder andere tun. Aber Thiringen entscheidet sich, diese wichtige Infra-
struktur nicht mit zu unterstitzen.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Das stimmt doch tiberhaupt nicht!)

Die Mobilfunkinitiative ist von Ihnen letztlich auch nicht unterstutzt und finanziert worden. Das zeigt
auch hier wieder eine wichtige Frage von Infrastruktur, die Sie nicht zur Verfigung stellen.

Ein Thema will ich lhnen nicht ersparen, weil Sie wissen, dass dieses Thema fiir mich durchaus ei-
ne Relevanz hat: Digitalisierung und Breitbandausbau. Es gefallt dem Minister nicht — jetzt hat er
so eine staatliche Agentur versucht zu griinden oder griindet sie gerade, um den Breitbandausbau
voranzutreiben und das aus einem ganz simplen Grund: Weil Rot-Rot-Grun vier Jahre gepennt
hat,

(Beifall CDU)

weil Rot-Rot-Grlin in den ersten zwei Férdercalls null Euro fir Thiringen reingeholt hat, weil Rot-
Rot-Griin jetzt an einem Punkt steht, wo die feststellen missen, dass alle Baukapazitaten in
Deutschland gebunden sind und deswegen schnelle und ordentliche Infrastruktur fur schnelles In-
ternet nicht ausgebaut werden kann. Genau aus dem Grund versuchen Sie jetzt zuzukleistern, was
Sie vier Jahre verpennt haben. Da kann ich lhnen nur sagen: Das offenbart auch die GroBe Anfra-
ge, dass Sie bei der Ausstattung von moderner Infrastruktur nicht Sorge getragen haben, dass die
Substanz von Thiringen gemehrt wird. Und das ist zum Schaden der Menschen, das ist zum
Schaden der Unternehmen. Deswegen muss sich auch politisch was &ndern in diesem Land.

(Beifall CDU)

Es gibt ja immer wieder mal Studien und Auswertungen, wie der Grad der Digitalisierung in den
Bundeslandern ist. Der eco, der Verband der Digitalwirtschaft, hat dabei festgestellt, dass Thiirin-
gen auf Platz 14 von 16 Bundeslandern steht, wenn es um den Grad der Digitalisierung geht. Sie
kénnen sagen: Was ist denn das fir ein Verband? Fulr diesen Verband hat die Digitalisierungs-
staatssekretarin mehrere Jahre gearbeitet. Insofern gehe ich doch davon aus, dass es ein guter
Verband ist. Und wenn der lhnen ins Stammbuch schreibt, dass Digitalisierung im Freistaat nicht
funktioniert hat,

(Beifall CDU)

dann kann ich nur sagen, ich stitze das, weil Sie offensichtlich nicht die Dinge getan haben, die es
zu tun gilt, ndmlich moderne Infrastruktur auszubauen.

(Beifall CDU)

In dieser Woche gab es noch eine schone Verkindigung. Da las ich: Der Wirtschaftsminister regt
doch an, ein Wirtschaftskabinett einzuberufen, um die Wirtschaftspolitik fiir den Freistaat besser zu
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koordinieren. Da kann ich nur sagen: Eine bessere Antwort auf die GroBe Anfrage hatten Sie gar
nicht geben kénnen, ndmlich, dass Sie quasi nach funf Jahren an einem Punkt angekommen sind,
wo Sie nicht mehr weiter wissen und Thuaringen nicht mehr fitmachen kénnen fir die konjunkturelle
Delle, die jetzt entstehen konnte, und deswegen wollen Sie jetzt ein Wirtschaftskabinett. Aber ich
will Innen eines sagen: Ein Wirtschaftsminister muss dafiir da sein, Wirtschaftspolitik in finf Jahren
zu tun. Dass es nicht passiert ist, das zeigt die GroBe Anfrage. Deswegen ist es gut, dass wir das
heute hier diskutieren, weil die Thiringerinnen und Thiringer sehen: Das ist keine Substanz, die
Sie geschaffen haben. Sie haben Thiringen schwacher gemacht. Wir sind in allen wesentlichen
wirtschaftlichen Kerndaten zurlickgefallen und das werden wir zur Abstimmung stellen am 27. Ok-
tober und deswegen gibt es diese Debatte heute.

(Beifall CDU)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Gibt es weitere Wortmeldungen? Bitte schén, Frau Abgeordnete Muhlbauer von der
SPD-Fraktion.

Abgeordnete Miihibauer, SPD:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, werte Zuhérerinnen und Zuhérer hier im Plenum, werte
Kolleginnen und Kollegen, zuerst mal mdchte ich mich bei der Landesregierung fur die ausfuhrli-
che Beantwortung der GroBen Anfrage bedanken. Was ist denn ein Beleg dafur, wie gut es nach
zehn Jahren sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik diesem Freistaat geht, Herr Voigt? Ich sage
Ihnen ganz deutlich, nach der Anklndigung des gestrigen Tages, 1 Milliarde Euro in StraBenaus-
baubeitrdge zu versenken, kénnen Sie mit lhrer Rede den wirtschaftlichen Schaden, den Sie hier
gestern hinterlassen haben, nicht einmal anndhernd reparieren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wer hier von schwarzen Nullen und Investitionsstopp redet und Geld des Freistaats Thiringen ver-
brennt — wir brauchen hier Uberhaupt nicht mehr Gber Lehrer, Wirtschaftsférderung, Berufsgymna-
sien, Meisterbonus reden,

(Beifall DIE LINKE)

denn mit dieser Aussage des gestrigen Tages machen Sie eine Zukunft nicht mehr realistisch. Der
Freistaat Thiringen ist wirtschaftlich nicht mehr handlungsféhig. Aus dem Grunde — gut gebrullt Ti-
ger — Prof. Dr. Mario Voigt, aber leider waren die Fakten gestern andere, heute war es eigentlich
Ankindigung und heiB3e Luft, was Sie hier verbreitet haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, uns geht es heute in Thiringen besser. 2009 — fir was
stand Thiringen 20097 Fur ein Niedriglohnland, fir ein Land ohne Perspektive, fur ein Land, wo
junge Menschen gegangen sind, weil man hier durchschnittlich 40 bis 50 Prozent weniger verdien-
te, weil man hier keine Ausbildungsplatze bekommen hat, weil man hier genau wusste, dass man,
wenn man hierbleibt 2009, am Ende des Tages die Altersarmut vor sich hatte. Das sind doch die
Strukturprobleme, in denen wir heute leben. Was haben wir gemacht? Wir haben uns zuerst mal
fur einen Mindestlohn eingesetzt zwischen 2009 und 2014. Was kam von lhnen? Der Untergang
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der Wirtschaft. Bis zum heutigen Tage habe ich tief verinnerlicht, dass vor allem bestimmte Berei-
che der Gastronomie davon ausgegangen sind, dass wir keine Rostbratel, keine Bratwilrste mehr
essen konnen, wenn wir unsere Kéche und unsere Fachkréfte im gastronomischen Bereich nicht
auskdmmlich finanzieren. Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren von der CDU, wem wol-
len Sie denn heute noch zumuten, 40 Stunden in der Woche zu arbeiten und vielleicht noch einen
zweiten und dritten Job annehmen zu missen? Weil es nicht reicht, weil es weder fiir Miete reicht
noch fur auskdmmliche Lebensverhéltnisse und geschweige denn dafir reicht, am Ende des Ta-
ges eine auskébmmliche Rente zu haben. Eine Rente, die einen nicht dazu treibt — und gehen Sie
auf die StraBen und gucken, immer mehr Altere missen Zeitungen austragen, immer mehr Altere
versuchen, in der Rente noch Zweit- oder Drittjobs zu finden. Nein, das ist nicht die Antwort der
SPD. Dafir stehe ich nicht, wir haben andere Lésungen.

Sehr geehrter Herr Prof. Dr. Voigt, Sie haben diese Woche ein groBes Papier angekindigt. Leider
war es mir nicht mdglich, es zu bekommen. Ich bin immer noch gespannt auf die Antworten dieser
Zeit, auf die Antworten der CDU zu diesen Fragen. Ich beziehe mich diesbezuglich auf die Presse-
ankindigungen und das, was ich aus der Presse gelesen habe.

Lassen Sie mich doch da bitte noch mal mit zwei, drei
(Zwischenruf aus der CDU-Fraktion: Vier!)

— vielleicht auch vier — Vorurteilen aufrdumen. Wir haben einen Zuwachs im Bruttoinlandsprodukt.
Die Kollegen haben es hier schon erwahnt. Das Bruttoinlandsprodukt ist deutlich gestiegen. Wir
liegen bei den Arbeitslosenquoten, in Bereichen, in den kompletten Bundeslandern an Platzen im
oberen Bereich, dritte, vierte Platze. Ich sage Ihnen auch so deutlich, die Frage nach Grindungs-
préamie, die Sie aufwerfen in lhrem Papier, das wollen Sie mit 1.000 Euro unterstltzen. Wir haben
allerdings schon 2.000 Euro fir Griinder bzw. 3.000 Euro fiir akademische Grinder mit in unserem
Papier. Soll das also heiBen, wir reduzieren diese Leistungen? Die Frage der Meisterpréamie, des
Meisterbonus, die Frage dessen, was wollen wir dort unterstltzen, ist doch eigentlich eine Frage
der Spitzenférderung. Wenn wir es nicht schaffen, Menschen davon zu Uberzeugen, das Hand-
werk zu erlernen — ich muss zuerst einmal den Handwerksberuf mit seiner Entlohnung und seinen
Rahmenbedingungen wieder so attraktiv machen, dass Menschen Friseurinnen werden wollen,
dass Menschen Zimmerméanner werden wollen, dass Menschen Elekiriker werden wollen. Erst
nach bestandener Facharbeiterprifung und Perspektiven in diesem Handwerk, erst dann wird sich
ein junger Mensch, ein Facharbeiter dafir entscheiden, auch tatsachlich die Meisterprifung abzu-
legen. Aber zuerst einmal missen diese Rahmenbedingungen stimmen. Fir diese Rahmenbedin-
gungen haben wir gesorgt. Genau in unserem Vergabegesetz haben wir einen vergabespezifi-
schen Mindestlohn geregelt, damit die Menschen, die die Auftrdge abarbeiten, die mit viel Geld un-
tersetzen, auskdbmmlich bezahlt werden. Darauf kbnnen wir stolz sein und darauf bin ich stolz.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir liefern diese Antworten, wir erkennen die Probleme
dieser Zeit. Wir haben viel zu tun, diese zu gestalten. Ein Ja flir gute L6hne in Tharingen, ein Ja fur
Unternehmer, ein Ja fur Wissenschaft und Forschung, damit wir nicht langer die verlangerte Werk-
bank Europas sind. Ein Ja zu neuen Technologien und ein Ja und ein Vertrauen auf die Innovati-
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onskraft Thiringens. Die Alten haben es uns vorgemacht. Ich darf hier an groBe Ingenieure wie
Roebling erinnern. Genau diese Leistung steckt in unseren jungen Menschen, die Leistung steckt
in uns. Wir dirfen dem vertrauen und uns positiv der Zukunft zuwenden. Danke schén.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Gibt es Wortmeldungen? Ich sehe, das ist nicht der Fall. Seitens der Regierung? Bit-
te sehr, Herr Minister Tiefensee.

Tiefensee, Minister fiir Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesellschaft:

Sehr geehrte Frau Présidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordnete, liebe Gaste!
Die GroBe Anfrage der CDU, die Antwort der Regierung 128 Seiten, viele Fakten — der Minister hat
eigentlich nur 10 Minuten Zeit, um muindlich auszufiihren, was in diesen 128 Seiten niedergelegt
ist. Vielleicht wird es auch ein bisschen langer.

30 Jahre nach der friedlichen Revolution ist es Zeit, Bilanz zu ziehen, und natirlich auch am Ende
einer Wahlperiode, einer Regierungsperiode von Rot-Rot-Grin. Ich erinnere mich an ein Interview
des von mir sehr verehrten Bernhard Vogel im November 2014. Wir haben danach eine heftige
Auseinandersetzung gehabt. Da hat er vor Rot-Rot-Griin gewarnt und hat das so zusammenge-
fasst: In dem Moment, wo Rot-Rot-Grin regiert, werden die Investitionen zurtickgehen, wird es kei-
ne Unternehmen geben, die nach Tharingen kommen. Es wird Verstaatlichung geben usw. Rot-
Rot-Griin hat in den vergangenen finf Jahren dafir gesorgt, dass unsere Wirtschaft sowohl in der
Industrie als auch im Handwerk als auch im Tourismusbereich und naturlich auch in den wichtigen
anderen Ressorts, namlich bei Hochschulen und Forschungseinrichtungen, entscheidend vorange-
kommen ist. Das war gute Politik und diese Politik wollen wir weiter fortsetzen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir starteten im Jahr 1990 unter sehr schwierigen Bedingungen. Ich darf daran erinnern, dass wir
eine nahezu komplette Deindustrialisierung hatten. Arbeitsplatze in der Industrie sind weggefallen,
die Exportquote ist dramatisch gesunken. Viele Menschen fuhlten sich in ihrer Lebens- und Berufs-
perspektive abgeschnitten, Ausbildungen zahlten nichts mehr. Thiringen stand schlecht da. Wer
héatte gedacht, dass wir in vergleichsweise kurzer Zeit Thiringen in einem fulminanten Aufholpro-
zess zu dem starken Wirtschaftsland in Ostdeutschland und auch in der Bundesrepublik insgesamt
machen?

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Lieber Prof. Voigt, das lasst sich auch an Zahlen belegen: Wir haben in den letzten zehn Jahren ei-
ne Steigerung der Bruttowertschépfung um 50 Prozent auf 150 Prozent gehabt. Wir liegen bei den
Industriearbeitsplatzen pro 1.000 Einwohner an der Spitze der ostdeutschen Lander, tberholen
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Hessen. Das sind klassische Industrielander.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Das war vor funf Jahren auch schon so!)
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Wir werden auch im Jahr 2019 eine Arbeitslosenquote sehen, die dramatisch unter der liegt, die
wir Anfang der 90er-Jahre hatten, und unter der von westdeutschen Landern: Hamburg, Saarland,
Bremen, Nordrhein-Westfalen, um nur einige zu nennen.

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Das war 2014 auch schon so!)

Und wir kbnnen auf die Umfragen schauen. Prof. Voigt, wenn Sie sagen, dass das Handwerk nicht
zufrieden sei, dass die Unternehmerinnen und Unternehmer in der Industrie nicht zufrieden seien,
dann sprechen die Umfragen eine komplett andere Sprache. Die Unternehmerschaft ist mehr als
zufrieden mit den Rahmenbedingungen, die wir — Rot-Rot-Griin —, aber auch die Vorgangerregie-
rung geschaffen haben. Thiringen ist, was die Rahmenbedingungen angeht, stark aufgestellt.

Das will ich an einigen Beispielen deutlich machen: Wirtschaftliche Entwicklung beruht auch da-
rauf, dass wir finanzielle Mdglichkeiten eréffnen, dass wir finanzielle Unterstitzung geben. Wenn
wir in den letzten finf Jahren rund 560 Millionen Euro an GRW-Férderung Bund/Land ausgegeben
haben, 650 Projekte unterstitzt haben, damit eine Wertschépfung von tber 2,6 Milliarden Euro er-
reicht haben und Uber 4.000 neue Arbeitsplatze geschaffen haben, dann ist das Einsatz von Steu-
ergeld im Freistaat Tharingen, um das kofinanzieren zu kénnen, was — Gott sei dank — aus dem
Bund und Europa kommt. Dazu brauchen sie Handlungsspielraum, dazu brauchen sie eine solide
Finanzpolitik. Und Rot-Rot-Griin hat das vorgefihrt. Wenn wir die Schulden um 1 Milliarde Euro
abbauen, wenn die Rlcklage genauso ist, wie am Anfang der Legislatur, wenn wir uns finanzielle
Spielrdume erschlossen haben, dann strahlt das auch auf die Wirtschaft aus und es zahlt auf die
Wirtschaft ein, meine Damen und Herren. Solide Finanzpolitik ist gute Wirtschaftspolitik.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Und ich kann mir nicht verkneifen — &hnlich wie meine Kollegin Eleonore Mihlbauer —, auf das hin-
zuweisen, was ich gestern Abend gehdrt und heute frih gelesen habe. Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, wer die Verbindung von solider Finanzpolitik und Wirtschaft nicht verstanden hat,
wer den gleichen Fehler macht wie der verehrte Ministerprésident Althaus beim Abwasser und wer
den Menschen Sand in die Augen streut und ihnen verspricht, wir kdnnten sémtliche StraBenaus-
baubeitrdge auszahlen, kompensieren, die jemals bezahlt worden sind — wohlwissend, dass das
sowohl rechtlich als auch von der Unterlagenlage gar nicht mehr méglich ist —,

(Zwischenruf Ramelow, Ministerprasident: Ja!)

der weist nach, dass er weder solide finanzieren will noch ehrlich mit Bargerinnen und Blrgern um-
geht.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Das werden wir bis zum 27. Oktober klarmachen. Wer sich quasi in der letzten Minute hinstellt —
oder sollte ich sagen: 5 nach 12, die Debatten waren fast gelaufen — und ein solches Paket ins
Schaufenster stellt, hat alles an Seriositat fur mich verloren.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerprasident: Ja!)
(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

BloB nicht mit einem solchen Finanzgebaren ab dem Jahr 2020 Wirtschaftspolitik machen muissen!
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Wie ist das mit der Industrie und den industriellen Betrieben?
(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Das sagt der 8-Prozent-Chef!)

Meine Damen und Herren, das geht los bei der GroBansiedlung von CATL. Wer héatte gedacht,
dass wir im Jahre 2018 doch noch einen groBen Fisch an die Angel kriegen? Es war landlaufig
klar, und zwar in Gesamt-Deutschland, das werden wir nicht mehr schaffen, die Zeiten sind vorbei.
Und jetzt kommt CATL und wird in den nachsten finf Jahren 1,8 Milliarden Euro in Thiringen in-
vestieren.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerprasident: So ist es!)
Jetzt kommt Carl Zeiss und wird Gber 300 Millionen Euro investieren.
(Zwischenruf Ramelow, Ministerprasident: So ist es!)

Und das ist nur die eine Seite der Medaille. Die andere Seite ist, wie viele mittelstdéndische Betrie-
be haben, nicht zuletzt durch die Férderung des Landes, aber auch selbststdndig, investiert und
Arbeitsplatze aufgebaut? Die Industrie ist stark aufgestellt. Das belegen unsere Zahlen. Meine Da-
men und Herren, mir ist es auch wichtig, auf das Handwerk zu sprechen zu kommen. Die
30.000 Betriebe, 150.000 Menschen, die dort Arbeit finden, haben unsere Unterstitzung erfahren.
Auch das lasst sich wieder an Zahlen belegen. Ich bin dankbar, dass die Vorrednerinnen und Vor-
redner darauf eigegangen sind, und will auch noch einmal Herrn Rudy direkt ansprechen. Man
muss eben tatsichlich die Zahlen lesen kénnen. Insolvenzen von kleinen Betrieben, die zum
groBen Teil auch Marktbereinigung sind, denen steht der Zuwachs an gréBeren Betrieben, der Zu-
wachs an Beschéftigten, nicht zuletzt auch im Handwerk, gegentber. Wir haben eine Menge ge-
tan, um das Handwerk innovativer zu machen. Unsere Digitalstrategie fur das Handwerk greift.
Herr Prof. Voigt, die von lhnen zitierte Studie bitte etwas ausfuhrlicher referieren, diese spricht
Uber die Digitalisierung und den Digitalisierungsgrad Tharingens in Relation zu anderen Landern.
Ihnen wird nicht entgangen sein, dass es nicht etwa an Forderprogrammen mangelt, dass es nicht
etwa daran mangelt, dass wir in Unternehmen, die direkt mit der Digitalisierung befasst sind, sehr
gut dastehen, sondern unser Hauptschwachpunkt ist die Anwendung von modernen Medien in
kleinen und mittleren Betrieben. Deshalb haben wir den Digitalbonus eingefuhrt, die 15.000 Euro,
die an jedes Unternehmen flieBen, sind mehr als Uberzeichnet. Wir kratzen aus allen Haushalts-
stellen Geld zusammen, weil dieses Programm, das seit vielen Monaten lauft, hervorragend lauft.
Das ist unsere Antwort auf Digitalisierung. Wenn es um die Ausbildung der Fachkréfte geht, na-
mentlich im Handwerk, wir haben den Aufstiegs-BAf6G erhdht, von finf auf 6,5 Millionen. Wir ge-
ben die Meisterpramie aus. Gerade gestern habe ich in Ostthiringen, in Gera 36 Meisterinnen und
Meister auszeichnen kénnen. Wir missen uns entscheiden, wie wir unser groBes Ziel angehen.
Unser groBes Ziel ist, vom Kindergarten bis zum Master, vom Kindergarten bis zum Meister, die
Bildung kostenfrei zu machen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Aber das wird ohne den Bund nicht gehen. Ich bin in der Regierung, aber auch angesichts dessen,
was der Landtag entschieden hat, froh, dass wir den Schwerpunkt zunédchst in der frihkindlichen
Bildung setzen. Das kostet uns sehr viel Geld. Aber wir wissen, dass wir dort beginnen mussen.
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Wir werden auch weiterhin Schritt fur Schritt dafir sorgen, dass die Meisterausbildung kostenfrei
wird. Das geht nicht ohne den Bund, aber das ist unser erklartes Ziel, was uns eint, aber jetzt geht
das noch nicht zu finanzieren. Wir kénnen aber Meisterinnen und Meister auch auf andere Weise
unterstitzen. Ich bin dankbar, dass Bundesminister Altmaier endlich eine Initiative aufgegriffen hat,
die auch im Bundesrat von uns angestoBen worden ist, mehr Meisterberufe wieder in den Meister-
brief zurGckzuflhren.

(Beifall CDU)

Wir werden in den nachsten Jahren zwoélf dieser Berufe wieder zurlickflihren. Das ist ein wesentli-
cher Punkt. Ich setze mich auch dafir ein, dass der Meister, der ja dem Bachelor gleichgestellt ist,
auch in seinem Titel deutlich macht: Ja, alle Perspektiven fir die Meister bestehen und man kann
darauf hoffen und setzen, dass man auch gleichgestellt dem Bachelor alle Zukunft in Thiringen
hat.

Die Startup-Szene ist wichtig. Und auch hier sprechen die Zahlen eine eindeutige Sprache: Thurin-
gen ist Grinderland. Wenn der Innovationsatlas Thiringen an die erste Stelle in der Griinderszene
setzen, wenn wir eine Dynamik haben, aus Hochschulen auszugriinden, wie sie kaum anderswo
zu finden ist, dann ist das ein Beleg dafilr, dass wir bei Innovation und Start-up-Unterstitzung spit-
ze sind. Es kommt eben nicht darauf an — wiederum Herr Rudy —, dass irgendein Gewerbe gegrun-
det wird, sondern es kommt darauf an, dass es ein wirtschaftsrelevantes, ein innovatives Gewerbe
ist. Und da ist Thiringen eindeutig spitze.

Mit unserem breiten Werkzeugkasten, zum Beispiel dem Innovationsgutschein, der Griinderpra-
mie, kénnen wir Unternehmen unterstitzen, die im Wachsen sind. Uns wird in diesen Umfragen
bescheinigt, dass wir hier hervorragend aufgestellt sind. Wir haben die Verbindung zu den wirt-
schaftsnahen Forschungseinrichtungen geschaffen, den WinaFos, indem wir Start-ups Uber unse-
ren Get Started-Fonds die Mdglichkeit geben, Leistungen, wissenschaftliche Leistungen, Equip-
ment und Wissenschaftler damit zu beauftragen, ihre Produkte weiterzuentwickeln. Das ist eine
Entwicklung, die es in keinem anderen Bundesland in dieser Weise gibt, die Verschradnkung von
Wirtschaft und Wissenschaft.

Lassen Sie mich dort einen kurzen Exkurs machen. Wir haben heute in der Zeitung gelesen: Das
LPI in Jena hat einen namhaften dreistelligen Millionenbetrag im Roadmap-Programm gewonnen.
Das bedeutet, dass unsere Forschung spitze ist, dass wir in den letzten Jahren in der Verschran-
kung zwischen Forschung und Wirtschaft hervorragend vorangekommen sind. Auch das werden
wir in den nachsten Jahren fortsetzen.

Ein Wort zum Tourismus: Da sind wir in den letzten 20 Jahren gut vorangekommen, aber noch
nicht dort, wo wir hin wollen. Wir haben entscheidende Weichenstellungen vorgenommen. Wir ha-
ben unsere Datenbank in Auftrag gegeben, die Ende dieses Jahres, Mitte nachsten Jahres an die
Last gehen wird. Das heiBt: Wir werden mit diesem Datenpool, mit modernsten Méglichkeiten Thu-
ringen an die Spitze der Tourismuslander bringen. Wir haben unsere Tourismusstrategie, wir ha-
ben unsere finanzielle Ausstattung in den letzten Jahren vorangebracht. Und das zeigt Wirkung.
Sowohl groBBe Unternehmen, wie das Family-Hotel in Oberhof, aber auch kleine Investitionen, die
wir immer wieder in den Innovationspreisen im Tourismus auszeichnen durfen, belegen, dass wir
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Schritt fir Schritt herankommen. Und wenn wir mit groBer Wahrscheinlichkeit im Jahr 2019 die ma-
gische Grenze von 10 Millionen Ubernachtungen reiBen werden, wenn wir in der Qualitat zulegen,
dann kénnen wir auch sagen: Das Tourismusland Tharingen ist hervorragend aufgestellt.

SchlieBlich und am Ende, meine sehr verehrten Damen und Herren, kurz etwas zum Export und zu
den drohenden Wolken: Meine Damen und Herren, wir sind in der Exportquote noch nicht gut ge-
nug. Aber jeder, der sich mit Wirtschaft beschéftigt, weil3, dass viele Artikel, die von Zulieferern an
die groBen Unternehmen in Westdeutschland geliefert werden, eigentlich zur Exportquote hinzuge-
schlagen werden missten. Und auch hier gibt es groBe Unterschiede. Wenn ich zum Beispiel den
Saale-Orla-Kreis sehe mit einer Investitionsquote von 43/45 Prozent — weit Uber dem Bundes-
durchschnitt —, dann belegt das, dass wir auch im Iandlichen Raum exportfahig sind. Wir werden
es nicht zulassen, dass das Modell, das uns Wirtschaftsinstitute immer wieder vorschreiben wol-
len, in Thiringen zum Tragen kommt, ndmlich dass wir nur die sogenannten Leuchttiirme férdern.
Wir férdern auch alles das, was an Starken im landlichen Raum ist. Das ist rot-rot-grine Wirt-
schaftspolitik, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wirtschaftspolitik ist fir mich, far Unternehmer zu sorgen, fur die Unternehmerschaft einerseits und
anderseits daflr zu sorgen, dass es Arbeithehmerinnen und Arbeithnehmern gut geht. Wir brauchen
Fachkréafte, wir missen sie gut bezahlen und da ist das Vergabegesetz ein Ansatzpunkt, &ffentli-
che Auftrage des Landes an Mindestléhne zu binden. Aber, meine Damen und Herren, es ist auch
wichtig, dass wir Fachkréafte aus dem Ausland gewinnen. Dazu, meine Damen und Herren, brau-
chen wir ein offenes Thiringen. Wer Thiringen abschotten will, wer den Streit, die Auseinander-
setzung zwischen den Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmern, die hier sind, und denen, die kom-
men sollen, schirt, der leistet Thiringen einen Bérendienst und der sorgt dafir, dass wir in der
Frage der auslandischen Fachkrafte nicht vorankommen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
Stellen wir uns entschieden gegen diejenigen, die Thiringen abschotten wollen!

Wir haben eine gute Bilanz, meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben gut gewirtschaftet
und ich darf mich zum Schluss sehr herzlich bei den Unternehmerinnen und Unternehmern und
vor allen Dingen auch bei den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bedanken und bei all denen,
die in der Regierung und im Landtag die Rahmenbedingungen gesetzt haben, die dazu geflhrt ha-
ben, dass wir so gut dastehen.

Wir wollen diese Politik fortsetzen, sie tut Thuringen gut, sie tut den Menschen in Tharingen gut
und deshalb, meine Damen und Herren: Wir sollten so weitermachen und vorankommen. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Prasidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Minister. Durch lhre Rede ist es wieder mdglich, die Redezeit fir die Abgeordne-
ten zu erhéhen. Wir haben fur alle Fraktionen noch eine Redezeit von 8 Minuten ubrig. Ich frage:
Gibt es weitere Wortmeldungen? Ich sehe, das ist nicht der Fall. Dann beende ich die Aussprache.

Es gibt einen Antrag seitens der AfD-Fraktion auf Uberweisung an den Wirtschaftsausschuss. Wer
diesem Antrag die Zustimmung gibt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die AfD-
Fraktion und die CDU-Fraktion.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Oh, die CDU wieder mit der AfD!)

Wer ist dagegen? Dagegen sind die Koalitionsfraktionen. Wer enthalt sich? 1 Enthaltung von Herrn
Abgeordneten Helmerich. Damit ist der Antrag abgelehnt und ich schlieBe diesen Tagesordnungs-
punkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 6

Zweites Gesetz zur Anderung
des Thiiringer Waldgesetzes —
Schaffung eines forstwirt-
schaftlichen Vorkaufsrechtes
Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN
- Drucksache 6/6963 -
dazu: Beschlussempfehlung des
Ausschusses fur Infrastruk-
tur, Landwirtschaft und
Forsten
- Drucksache 6/7638 -
dazu: Anderungsantrag der Frak-
tion der CDU
- Drucksache 6/7650 -
ZWEITE BERATUNG

Das Wort hat Frau Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright aus dem Ausschuss zur Berichterstattung.
Bitte schon.

Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Présidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Géste, wir beraten heute das
Zweite Gesetz zur Anderung des Thiiringer Waldgesetzes — Schaffung eines forstwirtschaftlichen
Vorkaufsrechtes. Der vorliegende Gesetzentwurf schafft, wie schon im Titel ausgefihrt, ein forst-
wirtschaftliches Vorkaufsrecht. Genauso wichtig ist jedoch, dass in diesem Gesetzentwurf wieder
eingefuhrt wird, dass Kommunen bzw. Gemeinderate und Blrgermeister nicht einfach kommuna-
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len Wald verkaufen kénnen, um Haushaltslécher zu stopfen. Das ist ein wichtiger Schritt zum
Schutz des Waldes.

Zudem wurden im Gesetzentwurf Klarstellungen fir die Nutzung der Waldwege erreicht und auch
Regelungen fur Aufforstung, angepasst an den Klimawandel, festgelegt.

Der Ausschuss fur Infrastruktur, Landwirtschaft und Forsten hat den Gesetzentwurf in seiner
61. Sitzung am 29. Mérz 2019, in seiner 62. Sitzung am 2. Mai 2019, in seiner 63. Sitzung am
6. Juni 2019, in seiner 64. Sitzung am 12. Juni 2019, in seiner 65. Sitzung am 27. Juni 2019, in sei-
ner 66. Sitzung am 4. Juli 2019 und in seiner 67. Sitzung am 29. August 2019 beraten. Es wurde
ein mundliches Anhérungsverfahren in 6ffentlicher Sitzung zu dem Gesetzentwurf durchgefiihrt —
und zwar in der 62. Sitzung des Ausschusses am 2. Mai 2019. Die Anzuhérenden im muindlichen
Verfahren waren der Waldbesitzerverband fur Tharingen e. V., ThiringenForst — die Anstalt 6ffent-
lichen Rechts —, die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland, der Gemeinde- und Stadtebund, der
Thuringische Landkreistag e. V., die Tharinger Landgesellschaft, der Forstunternehmer Verband
Thiringen e. V., die Familienbetriebe Land und Forst Sachsen und Thiringen e. V., die Notarkam-
mer Thuringen, der Thiringer Verband der Jagdgenossenschaften und Eigenjagdbezirkin-
haber e. V., das Bundnis fur Wald und Wild e. V., der BUND Landesverband Thuaringen, der NABU
Landesverband Thiringen, die Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Landesverband Thiringen,
der limenauer Radsportclub e. V. und der Thiringer Landesverband Energiewende mit Ver-
nunft e. V.

Zudem hat der Ausschuss fir Infrastruktur, Landwirtschaft und Forsten noch ein schriftliches Anho-
rungsverfahren sowie ein ergidnzendes schriftliches Anhérungsverfahren zu den Anderungsantré-
gen in den Vorlagen 6/5532 und 6/5663 — Neufassung —, 6/5716, 6/5773 und 6/5801 durchgeflhrt.
In diesem schriftlichen Verfahren waren die Fachhochschule Erfurt, Fakultdt Landschaftsarchitek-
tur, Gartenbau und Forst befragt, die Arbeitsgemeinschaft NaturgeméaBe Waldwirtschaft, Landes-
gruppe Thiringen e. V., der Thiringer Reit- und Fahrverband, der ADFC LV Thiringen, die Thrin-
ger Tourismus GmbH, die Arbeitsgemeinschaft bauerliche Landwirtschaft, die IG BAU Bezirksver-
band Erfurt, Dr. Andreas Niepagen, Geschéftsstelle des Thiringer Forstvereins, der Landesjagd-
verband Thuringen e. V., der Thiringer Bauernverband e. V., die Arbeitsgruppe Artenschutz Thi-
ringen e. V. und der Bund deutscher Forstleute Landesverband Thiringen. Fakultativ wurden im
schriftlichen Verfahren noch der Thuringer Motorsport Bund e. V. und Albert Spitzer angehért.

Der Gesetzentwurf war auch Gegenstand einer Onlinediskussion gemaB § 96 Abs. 2 GO. Der nun
zur Verabschiedung vorliegende Gesetzentwurf ist das Ergebnis dieser sehr ausfihrlichen Bera-
tung im Ausschuss. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Bevor wir in die Aussprache eintreten, noch der Hinweis: Diese Aussprache flihren
wir auf Verlangen der SPD-Fraktion in einfacher Redezeit durch. Ich ertffne die Aussprache und
als Erster hat Abgeordneter Primas von der CDU-Fraktion das Wort.
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Abgeordneter Primas, CDU:

Frau Préasidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren, der Wald ist fiir mich, wenn ich drei
Tage Plenum hinter mir habe, ein Zufluchtsort.

(Beifall DIE LINKE)

Der Wald als Lieferant des natirlichen Rohstoffs Holz ist mir genauso wichtig wie seine Erholungs-
funktion und der integrierte Naturschutz. Nachhaltige Forstwirtschaft sichert diese Funktionen. Un-
sere Walder kdnnen maBgeblich zum Schutz des Klimas beitragen, da sie den grdBten Teil des
CO, binden. Darlber hinaus leisten sie einen entscheidenden Beitrag zum Natur- und Artenschutz,
dienen der Erholung und sind fir den Tourismus des Landes das griine Gold Thiringens. Der Zu-
stand des Waldes, sehr ernst zu nehmende Hinweise auf die fatalen Wirkungen von Windkraftan-
lagen im Wald auf den Artenschutz, aber auch die Kontroversen tber den Artenreichtum und die
Nachhaltigkeit von bewirtschafteten und stillgelegten Waldflachen weisen auf Zielkonflikte hin.

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: So ist es!)

Zielkonflikte, die in einer offenen, von ideologischen Dogmen moglichst frei zu haltenden politi-
schen und gesellschaftlichen Debatte zu klaren sind.

(Beifall DIE LINKE)

Einig waren mit mir einige in der Sache, im Ziel. Aber gel6st ist bei der katastrophalen Situation in
den Wéldern noch lange nichts: Die Forstanstalt wartet weiter auf Personal, die Waldbesitzer war-
ten weiter dringend auf die nétige finanzielle Hilfe, der Wald wartet weiter auf Rettung, meine Da-
men und Herren.

(Beifall CDU)

Wir reden Uber ein Gesetz in Zeiten, in denen Thiringens Walder unter Trockenheit und Borkenka-
fer massiv leiden. Da kann man doch von einem solchen Gesetz erwarten, dass es Lésungen auf-
zeigt, wie wir die Situation besser beherrschen kénnen in der Zukunft.

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Macht es doch!)

Aber nein, wir reden Uber ein Gesetz das diese Situation noch verschlimmern wird. Ganz drama-
tisch zeigt sich das bei den Anderungen der Regelung zum Betreten des Waldes, § 6. Rot-Rot-
Grun 6ffnet jetzt mit dem Gesetz den Wald fur nahezu alle Freizeitbeschéftigungen. Der Wald wird
zur totalen Inanspruchnahme auch durch Kommerzielle, Reiterei, Kremserfahrten und Fahrradfah-
rer freigegeben.

(Zwischenruf Abg. Kobelt, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Kommerzieller Fahrradweg!?)

In einer Zeit, in der jederzeit Baume umstiirzen, Aste herunterbrechen kénnen, lassen Sie nun je-
dermann in den Wald. Meine Damen und Herren, Fakt ist: Schaden an Waldwegen werden hinge-
nommen, der Beunruhigung des Wildes wird Tir und Tor gedffnet, Verbiss- und Schélschaden
werden zunehmen. Das Ergebnis von alledem: Die Koalition enteignet damit die Waldbesitzer.

(Beifall DIE LINKE)


Heiko Mittelstädt
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Damit komme ich gleich zu Nummer 5 ihres Gesetzentwurfs: Der Waldumbau zur Anpassung an
den Klimawandel soll kiinftig gesetzliche Aufgabe der Waldbesitzer werden — wohl gemerkt, nicht
nur Aufgabe der Forstanstalt, sondern aller Waldbesitzarten. Wir sind uns ja Uber die Bedeutung
des Waldumbaus einig. Was aber hier passieren soll, ist reine Symbolpolitik nhach dem Motto:
Waldumbau wird verpflichtend und vielleicht gibt das Land die erforderlichen Mittel dazu.

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: ,Vielleicht“ stimmt nicht!)

Wir wissen doch alle, was es heif3t, das Land stellt angemessene Mittel nach MaBgabe des Haus-
halts zur Verfigung. Meine Damen und Herren, was ist denn MaBgabe des Haushaltes 2020,

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Ja, wenn wir 600 Millionen zahlen mussen flr Stra-
Benausbaubeitrage?)

den Sie hier noch kurz vor der Sommerpause beschlossen haben, Herr Harzer? Es war doch diese
Koalition hier, die einen Haushalt fir 2020 beschlieBt, in dem kein Cent zusatzliches Geld fiir die
Folgen der Extremwetterereignisse eingestellt ist,

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Kein Cent stimmt nicht!)

kein zusatzlicher Euro fir nunmehr gesetzliche Verpflichtung zum Waldumbau. Es war doch diese
Koalition, es war doch diese Koalition hier, die der Forstanstalt erst im vergangenen Jahr das Geld
weggenommen hat.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Das miussen Sie mal den Verwalter fragen!)
(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Ach, niemals!)

Diese Linkskoalition hat mit der Kirzung der Finanzzufuhrung die Landesforstanstalt sehenden
Auges in eine Situation gebracht,

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Viel mehr als 2018!)

in der sie ihre Aufgaben zukunftig entweder gar nicht oder nicht mehr in dem bisherigen Umfang
erfullen kann. An dieser Tatsache &ndert auch nichts, dass Sie diesen Fehler teilweise korrigiert
haben und der Landesforstanstalt 4 Millionen Euro in den néchsten vier Jahren zuséatzlich geben
wollen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Jahrlich! J&hrlich!)

Teilweise sind sie nun wirklich zur Vernunft gekommen, Stichwort Abschaffung der Beihilfen fir
Waldbrandschéaden. Wie waren Sie denn Uberhaupt darauf gekommen, den gesetzlichen Anspruch
auf die Beihilfe bei Waldbrandfall entfallen zu lassen und durch eine Férderung der Schadensbe-
seitigung zu ersetzen?

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Weil es immer noch keine Regelung dazu gibt!)

Ich sage lhnen, was Sie gerade noch vermieden haben: Lasten fir den Kommunal- und Privat-
wald, die im Schadensfall existenzbedrohend sein kénnen.

Meine Damen und Herren, ich muss es wiederholen, dieses Gesetz I6st kein einziges wirkliches
Problem. Es schafft Probleme. Die CDU-Fraktion hat kirzlich auf einer Klausurtagung einen Be-
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schluss unter dem Titel ,Thiringens Walder im Klimawandel bewahren und nutzen® gefasst. Dort
finden Sie die Ansatzpunkte, die wir in dem Gesetz vermissen. Thiringens Walder sollen fit fur die
Zukunft und Zielkonflikte rund um die Nutzung des Waldes ohne ideologische Scheuklappen bera-
ten werden. Dieses Anliegen verfolgen jedenfalls wir. Soforthilfe fir den notleidenden Wald und die
Verstandigung Uber die langfristigen Perspektiven des Waldes missen Hand in Hand gehen.

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Kénnen wir doch noch in das Gesetz schreiben!)

Als kurzfristige MaBnahme schlagen wir vor, Bundeswehr und Technisches Hilfswerk zur R&u-
mung der Walder heranzuziehen, um das Schadholz zukiinftig aus dem Wald zu schaffen. Die ers-
ten Forstamter haben das aufgegriffen, nur von der Landesregierung haben wir nichts gehért, denn
sonst hatten Sie ja den Vorschlag von Mike Mohring gut finden mussen.

(Unruhe DIE LINKE, SPD)

Aber weiter: Meine Fraktion legt Wert darauf, dass auch kommunale und private Waldbesitzer in
die Lage versetzt werden, Schaden zu beseitigen und ihre Flachen wieder aufzuforsten.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Trag doch mal deine eigene Meinung da vorn vor!)

Das kostet Geld, Geld, dass diese Koalition nicht bereitstellen will, sonst wirden wir heute keine
Gesetz vorliegen haben, das Mittel nach MaBgabe des Haushalts zur Verfligung stellen will. Wenn
es lhnen ernst ware mit unserem Wald, dann wirden wir heute nicht nur Kleinkram, sondern tber
einen Nachtragshaushalt zur Rettung des Waldes reden. Und wenn diese Landesregierung nicht
monatelang die Augen verschlossen hétte vor den Herausforderungen und die Schaden kleingere-
det hétte, dann wirden wir heute sogar in zweiter Lesung tber den Nachtragshaushalt reden. Es
reicht eben nicht aus, wenn der Ministerprasident betroffen durch den Wald spaziert und mit Tra-
nen in den Augen den Zustand beklagt. Irgendwann muisste irgendjemand in der Regierung dann
auch mal anfangen, etwas zu machen. Machen, nicht nur reden und betroffen sein!

(Unruhe DIE LINKE)
(Zwischenruf Abg. Hennig-Wellsow, DIE LINKE: Wie lange dauert es noch?)

In mittel- und langfristiger Perspektive ist nach unserer Ansicht vor allem zu klaren, wie der Wald
seinen Beitrag zum Natur- und Artenschutz und vor allem als sogenannte Kohlenstoffsenke be-
wahren kann. Konkret heiBt das fir uns keine weiteren Stilllegungen von Waldflachen, da ihr 6ko-
logischer Nutzen umstritten ist

(Beifall CDU)

und diese Praxis zur Verjingung der Wélder nicht beitragt. Nachwachsende Baume speichern CO,
am wirksamsten und wir schlieBen nicht aus, zukunftig stillgelegte Wélder auch wieder in Wirt-
schaftswélder umzuwidmen.

(Zwischenruf Abg. Kobelt, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Das ist vielleicht ein dkologisches
Themal)

Weiter heiB3t das ein klares Nein zum Aufbau von Windkraftanlagen im Wald.

(Beifall CDU)
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Die Attraktivitat unserer Waldlandschaften zu erhalten und die Artenvielfalt zu bewahren, hat flr
uns absoluten Vorrang. Windkraftanlagen im Wald entsprechen diesen Zielen nicht.

(Beifall AfD)

Deshalb liegt lhnen heute erneut unser Antrag vor, den Sie schon im Ausschuss abgelehnt haben.
Wir wollen die Voraussetzungen dafiir schaffen, dass im Wald keine Windkraftanlagen errichtet
werden kénnen.

(Beifall CDU)
(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Jawohl!)
(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Jawohl!)

Unser Wald in Tharingen ist Uber die MaBen strapaziert und ist in einer katastrophalen Situation.
Der Borkenkafer frisst sich durch den Wald, die Trockenheit halt an. Jetzt sagen einige: Dann ho-
len wir das Schadholz heraus und schaffen Windkraftwerke hinein. R2G will statt Wiederauffor-
stung der Schadflachen Windrader aufstellen, meine Damen und Herren.

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Dann frag doch mal Markus Séder, was der macht!
Euer groBes Vorbild!)

Sie versuchen, die Katastrophe zu nutzen, um lhr Ideologieprojekt Windkraft im Wald durchzupeit-
schen.

(Beifall und Unruhe CDU)
(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Aktionsprogramm der CDU!)

Prasidentin Diezel:

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie haben genitigend Redezeit, sich zu melden.

Abgeordneter Primas, CDU:

Wenn das nicht so sein sollte, dann kénnen Sie unserem Anderungsantrag ja auch zustimmen,
meine sehr verehrten Damen und Herren.

Schdnen Dank fur lhre Aufmerksamkeit.
(Beifall CDU)
(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Das ist pure Ideologie, Egon!)

Prasidentin Diezel:

Herr Abgeordneter Harzer, Sie kdnnen gern an das Rednerpult kommen.

Vielen Dank, Herr Abgeordneter, fur lhre Wortmeldung. Wir kommen weiter in der Aussprache,
und als N&chster hat Herr Abgeordneter Kummer von der Fraktion Die Linke das Wort.
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Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Lieber Kollege Primas, wenn ich bei mir Uber die Grenze fahre nach Coburg, stehen unmittelbar
hinter der Landesgrenze im Wald Windkraftanlagen auf bayerischer Seite; das ist, glaube ich,
CSU-regiert, Ihre Schwesterpartei.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerprésident: Was? Das ist ja unglaublich!)

Von der Seite, wirde ich jetzt mal sagen, scheint so die Betrachtung auch innerhalb lhrer Partei
bei dieser Frage eine sehr unterschiedliche zu sein.

Meine Damen und Herren, ich gebe zu, es macht mich stolz, auch nach 20 Jahren Landtagsarbeit
heute hier ein Gesetz zum Abschluss zu bringen, was ein Gesetzentwurf der Fraktionen ist, der
Fraktionen der Koalition,

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

und was ein paar Dinge regelt, die zum Teil eine bundesweite Einmaligkeit bedeuten, denn gerade
mit dem forstwirtschaftlichen Vorkaufsrecht, was hier in Analogie zum landwirtschaftlichen Vor-
kaufsrecht eingefiihrt wird, beschreiten wir bundesweit Neuland.

Ich méchte in dem Zusammenhang dem Wissenschaftlichen Dienst dieses Hauses ganz herzlich
danken,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

der mit einem sehr umfangreichen Gutachten die verfassungsrechtlichen Grundlagen fir dieses
Vorgehen gepruft hat, damit wir eben als erstes Bundesland die Gesetzgebungskompetenz, die wir
im Rahmen der Fdderalismusreform in diesem Zusammenhang bekommen haben, auch nutzen
kénnen.

Ich komme aus einer Familie, deren Mitglieder in der Historie Waldbauern waren. Wenn man sich
ansieht, wie die Thuringer Strukturiertheit von Wald ist, kann man diese Historie sehr genau nach-
verfolgen. Nachdem der Thuringer Wald fur die Energieversorgung quasi entwaldet war, von der
Glasindustrie und von kleinen Eisenhiitten und Ahnlichem, hat man begonnen wieder aufzuforsten,
vor allem mit Nadelholz, was damals gebraucht wurde. Der Nachhaltigkeitsgrundsatz ist aus der
Not heraus entstanden. Man hat damals Altersklassenwaélder, vor allem Fichtenwalder im Thurin-
ger Wald angelegt. Wenn dann so ein Wald vererbt wurde — man sieht heute noch die Ackerterras-
sierung, die friher darunter war —, dann wollten die Eltern ihren Kindern in gleichen Anteilen Wald
jeder Altersklasse mitgeben. Dementsprechend haben sie die Waldgrundstlicke ihrer Familie in
kleine Teile zerlegt. Das sehe ich heute, wenn ich mir das ansehe. Wir haben auch die GroBe An-
frage unserer Koalition dazu. Waldflachen mit einer DurchschnittsgréBe von 1.000 Quadratmetern
— so etwas ist heutzutage nicht mehr bewirtschaftbar. Bisher haben wir dafir keine verninftigen
Instrumente gehabt, das in eine bessere Struktur zu bringen. Dieses Instrument Vorkaufsrecht, das
wir jetzt hier zur Verbesserung der Forstflachenstrukturen, zur ErschlieBung ungenutzter Waldfl&-
chen, zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit von Wirtschaften und Betrieben und zur Arrondie-
rung von Betrieben schaffen, ist eine Einmaligkeit, von der ich hoffe, dass man vielleicht in
100 Jahren sagen wird: Ja, damals ist eine Grundlage daflr gelegt worden, dass die Zersplittert-
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heit des Waldbesitzes iberwunden werden konnte. Darliber freue ich mich, und ich denke, es wird
seine Wirkung erzielen.

Das hat Ubrigens auch, Egon Primas, seine Wirkung bezliglich der Frage: Wie gehen wir mit der
jetzigen katastrophalen Waldsituation, wie sie beschrieben wurde, um? Eines der groen Proble-
me bei der Bekdmpfung des Borkenkéfers ist es, dass wir 50.000 Hektar Wald unbekannten Pri-
vateigentums haben, wo ich kaum herankomme. In dieser Zersplitterung ist es ausgesprochen
schwierig, eine Ersatzvornahme durchzufuhren, wenn der Eigentimer nicht greifbar ist, um hier auf
fremdem Eigentum handeln zu kénnen, um den Forstschutz durchzuziehen.

Far diese Dinge schaffen wir in diesem Gesetz eine wichtige Regelung. Nicht nur, dass wir sagen,
wir strukturieren kulinftig das Eigentum, wir schaffen auch die Erméachtigung fir die Forstministerin,
die Katastrophe ausldésen zu kénnen, um hier in anderer Art und Weise durch die Forstanstalt han-
deln zu kénnen. Wir schaffen auch die Moéglichkeit, dass ThiringenForst eingreifen kann, dort wo
Forstschutzgefahren ausgehen auch von einem einzelnen Waldgrundstiick. Das war bisher nicht
der Fall. Von der Seite reagiert dieses Gesetz auf die aktuelle Situation.

Ich will zur Durchfliihrung des Vorkaufsrechts noch etwas sagen. In der ersten Lesung hatten wir
hier eine sehr kurze Variante enthalten. Durch die Empfehlung des Wissenschaftlichen Dienstes
bezuglich der Frage, was wir fur eine VerfassungsgeméBheit dieses doch vorhandenen Eingriffs
ins Eigentum regeln missen, haben wir jetzt eine Langvariante vorliegen, die deutlich macht: Der
entsprechende Waldflachenverkauf wird von der Landesanstalt fir Landwirtschaft und landlichen
Raum an die Landgesellschaft gemeldet. Es gibt einen Monat Bearbeitungsfrist, das soll auch nicht
zu lange sein, damit der Kaufvertrag, wenn er denn nicht angefochten wird, dann auch gelten
kann. Die Finanzéamter und die untere Forstbehdrde sollen mitwirken bei der Ermittlung von Unter-
nehmen, die Vorkaufsbegunstigte sein kdnnten. Hier steht der Unternehmensbegriff geschrieben —
nicht, weil es sich hier um Unternehmen im Sinne des Einkommenssteuerrechts handelt, sondern
weil hier Waldbesitzer gesucht werden. Nach Bundesrecht — das kann man der entsprechenden
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts zum SGB VII entnehmen — liegt eben der Unterneh-
mensbegriff im Wald vor, wenn man auch schon kleinste Waldflachen besitzt. Es geht im Gegen-
satz zu sonstigen Unternehmen hier nicht um eine Gewinnerzielungsabsicht, um den Unterneh-
menscharakter zu erfullen. Ich muss nur bald im Sinne des Landeswaldgesetzes bewirtschaften,
dann bin ich ein Unternehmen. Deshalb hier die Mitwirkung der Amter bei der Suche nach geeig-
neten Unternehmen, die im Rahmen dieses Vorkaufsrechts ihre entsprechende Forstflachenstruk-
tur verbessern kénnen.

Meine Damen und Herren, wir schaffen in diesem Gesetz auch eine Neuregelung zum Kommunal-
waldverkauf. Es war in der Vergangenheit immer Anliegen aller Fraktionen, auch Anliegen der
Fraktion der CDU, dass es nicht sein kann, dass Kommunen ihr Tafelsilber verduBern missen,
wenn sie denn ein Haushaltsloch haben. Wir haben in der Vergangenheit immer wieder erlebt, ob-
wohl wir eine entsprechende Regelung im Waldgesetz stehen hatten, dass genau das passierte,
dass Burgermeister, weil eine Investition aus dem Ruder gelaufen ist, von der Kommunalaufsicht
aufgefordert wurden, ihren Wald zu verkaufen. Solche Dinge hat es gegeben. Deshalb fihren wir
jetzt eine sehr klare Regelung ein, dass das nicht sein darf, dass Erlése aus Waldverkauf wieder in
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Wald zu stecken sind, dass der Nachweis gegenulber der obersten Forstbehérde zu erbringen ist.
Von der Seite her, denke ich, sichern wir das Tafelsilber unserer Kommunen — auch ein ganz we-
sentlicher Punkt in diesem Gesetzentwurf.

(Beifall SPD)

Ein weiterer Punkt ist die Regelung, in der wir klarstellen, wie kiinftig das Eigentum an Waldgenos-
senschaftsanteilen festgehalten wird — eine Sache, die ganz wichtig ist, weil im Moment durch Un-
klarheiten Anteile an Waldgenossenschaften nicht mehr verkauft werden kénnen. Hier haben wir
massive Probleme. Mit dem Gesetz schaffen wir eine Regelung. Danke in der Hinsicht auch noch
mal an das Ministerium far Infrastruktur und Landwirtschaft, was hier wesentlich geholfen hat, dass
wir in diesem komplizierten Regelungsbereich eine rechtssichere Regelung auf den Weg bringen
kénnen.

Ich méchte kurz noch, Herr Primas, auf die Frage ,Waldbrandbeihilfe“ eingehen. Sie hatten das
Thema angesprochen, wie die Koalition darauf gekommen ist, hier etwas streichen zu wollen. Es
gibt meines Wissens bisher keine Durchfihrungsbestimmungen fur diese Waldbrandbeihilfe. Mei-
nes Wissens ist sie bisher auch nicht gezahlt worden. Wir haben uns vor dem Hintergrund der zu-
nehmenden Waldbrandgefahr angeschaut, wie das andere Bundeslénder regeln, und Uberlegt, ob
wir uns am Beispiel von Niedersachsen orientieren kénnten, wo das Land sagt, wir férdern den Ab-
schluss einer Waldbrandversicherung zu 75 Prozent. Deshalb hatten wir in der ersten Lesung den
Punkt drin, wo wir gesagt haben, wir wollen einen Férdertatbestand aus der Beihilfe. Wir sind in die
Diskussion gegangen und kamen zu dem Schluss, dass das wahrscheinlich a) fur den Waldbesit-
zer, auf der anderen Seite aber auch fur den Landeshaushalt, mehr Unsicherheiten mit sich bringt,
weil wir hoffen kdnnen, dass Thiringen auch in Zukunft nicht mit solchen groBflachigen Waldbrén-
den zu tun haben wird, wie das in anderen Bundeslandern der Fall gewesen ist. Deshalb sind wir
hier auf die Beihilfe zuriickgegangen. Sicherlich war das auch Ergebnis der Anhérung und der ak-
tuellen Situation, wo es durch die aktuellen Ereignisse im Wald Uberforderten Vertretern, auch der
entsprechenden Verbédnde des Waldbesitzes, noch nicht mal moglich war, genau zu recherchie-
ren, wie denn die Kostenbelastungen aussehen kénnten. Wir wollten hier helfen, von der Seite her
sind wir auf die urspringliche Regelung zurickgekommen. Wir missen das aber untersetzen.
Denn es hat im letzten Jahr in Thiringen Waldbrande gegeben, wo eine Waldbrandbeihilfe aus
meiner Sicht gezahlt werden muss. Von der Seite, denke ich, wird es Zeit, dass diese Regelung
trotzdem konkretisiert wird.

Meine Damen und Herren, die Frage ,Wegenutzung*“ ist angesprochen worden. Dazu wollen ande-
re Kolleginnen und Kollegen auch noch etwas sagen, deshalb nur einen Satz von mir dazu: Wir
klaren, dass kinftig fiir eine Uberbeanspruchung von Wegen zur Unterhaltung ein Geld gezahit
werden kann, wenn das der gesellschaftliche Wunsch ist. Ich glaube, das ist ein Paradigmenwech-
sel. Den héatten wir viel friher gebraucht.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Mit diesem Gesetz wird niemand mehr im Wald Rad fahren oder reiten. Uber andere Nutzungen,
Herr Primas — gut, Kutsche fahren, haben wir aber &hnlich geregelt wie bisher —, haben wir hier
nichts gesagt. Unsere Hauptprobleme im Wald wie Crossfahren, die mussen wir weiterhin ord-
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nungsrechtlich verfolgen, damit das aufhért. Das Problem, dass Downhill-Fahrer quer durch den
Wald fahren, da muss rangegangen werden, dass das aufhért. Sie schadigen das Wurzelwerk, sie
sorgen dafur, dass durch diese Schaden, die hervorgehoben werden, in den Baumen die Rotfaule
entsprechend ihr Unwesen treiben kann. Das muss man den Leuten aber auch bewusst machen,
da mussen wir aufklaren. Das sind die Dinge, gegen die wir gemeinsam vorgehen muissen. Dazu
sagt dieses Waldgesetz nichts Negatives.

Dieses Waldgesetz sagt tbrigens genauso wie bisher Gberhaupt nichts zur Nutzung von Windkraft
im Wald. Von der Seite her sage ich, soll es aber auch nicht regeln, dass Windkraft im Wald nicht
ausgeschlossen wird, denn wir haben ganz klar im Windkrafterlass gesagt, wir wollen, dass Wind-
kraft im Wald, dort stattfindet, wo eine ErschlieBung vorhanden ist und wo geeignete Standorte
sind. Wir haben aufgrund der Historie der Truppenibungsplatze so viele SchieBbahnen, wo kein
Baum im Wald steht, die aber unter den Waldbegriff im Sinne dieses Gesetzes fallen, wo ein
Stromanschluss da ist, wo vielleicht sogar ein Gasanschluss da ist, wo man kiinftig mal Gber Gase-
inspeisung von einer Windkraftanlage nachdenken kénnte, weit entfernt von Siedlungen, da gehen
wir keinem Menschen auf den Wecker. Warum wollen wir solche Standorte ausschlieBen fir die
Betrachtung, wie wir dem Klimawandel sinnvoll begegnen kénnen, auch durch eine andere Ener-
giepolitik? Denn Kohle ist es kunftig nicht mehr und wir missen eine Antwort geben, wie wir die
Energieversorgung in Thiringen sicherstellen. Bei einem Drittel Landesflache Wald, worunter die
windhaufigsten Standorte gehéren, weil die Hohenzige bewaldet sind, es auszuschlieBen, da ha-
ben uns schon Gerichte gesagt, dass das nicht geht. Von der Warte her kénnen wir lhrem Ande-
rungsantrag auch heute nicht zustimmen. Danke schon.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Danke schon. Das Wort hat Abgeordneter Rudy von der AfD-Fraktion.

Abgeordneter Rudy, AfD:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, liebe Géaste im Netz
und auf der Tribline! Den vorliegenden Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen sowie die zugehori-
ge Beschlussempfehlung des Ausschusses wirde der Volksmund am ehesten mit dem Begriff
,verschlimmbesserung“ betiteln. Sie bedeuten mehr Birokratie fir den Waldbesitzer, mehr Stérun-
gen der Wildtiere durch Fahrradfahrer und Reiter sowie mehr Jagddruck durch die staatlichen For-
ster und damit auch héhere Schéalschaden.

Ja, den Thiringer Waldern geht es schlecht,
(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Endlich! Woher wissen Sie das?)

aber hat sich im Geltungsbereich des Thiringer Waldgesetzes wirklich ein so groBer Anpassungs-
bedarf ergeben? Aus der regulierungswitigen Sicht der Koalitionsfraktionen wohl schon. Doch
statt es den betroffenen Waldbesitzern so einfach wie mdglich zu machen — und da handelt es sich
vor allem um kleine private Waldbesitzer —, wird es fur sie zukinftig eher komplizierter werden.
Eins brauchen die Waldbesitzer in unserem Land aber sicher nicht:
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(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Die AfD!)

Ein Gesetz, das ihnen das Leben in der jetzigen Situation noch schwerer und sorgenvoller macht.
So schrieb der Thiringer Waldbesitzerverband in seiner Stellungnahme nicht einfach aus einer
Laune heraus, dass in dieser komplizierten Situation aus seiner Sicht eine Anderung des Thiringer
Waldgesetzes nicht notwendig sei und dass der Gesetzentwurf der rot-rot-grinen Koalitionsfraktio-
nen ihn und seine Mitglieder unnétig beschéftigen wirde. Das ist eine klare Aussage. Die Waldbe-
sitzer erwarten von den Regierungsparteien schnelle und praxistaugliche Antworten auf die Proble-
me in den Thuringer Waldern, was die Anhérung im Ausschuss auch deutlich gezeigt hat. Doch
beides lésst der vorliegende Anderungsentwurf vollstéandig vermissen. Stattdessen gibt es immer
mehr Regulierungen. Allein schon das krampfhafte Festhalten an der Neuregelung zum Befahren
von und zum Reiten auf festen sowie befestigten Waldwegen in dieser Novelle bei gleichzeitigem
Unterlassen der tatséchlich benétigten Hilfen wird bei den Waldbesitzern in Thiringen Wut und
Kopfschutteln hervorrufen.

Ganz abgesehen davon, dass die Koalitionsfraktionen mit ihrer rot-rot-grinen Mehrheit im Aus-
schuss eine Beschlussempfehlung durchgedrickt haben, die beim Vorkaufsrecht den Kommunen
wohl nur Unverstandnis abringen wird und aus unserer Sicht einen tiefen Eingriff in die kommunale
finanzielle Verwaltung darstellt.

(Beifall AfD)

Zumal die vorgesehene Regelung zum Vorkaufsrecht weiter an den tatsachlichen Problemen der
Waldeigentumsstrukturen in unserem Land vorbeigeht. Dem Fass den Boden schlagt jedoch die
Formulierung zu § 23 in der Beschlussempfehlung aus. Dort heiBt es, dass Schalenwild im Umfeld
von Kalamitéatsflachen wirksam zu reduzieren sei, was nichts anderes bedeutet, als dass fur die
Koalitionsfraktionen offensichtlich unser heimisches Schalenwild nichts anderes als ein Schéadling
ist, den es um jeden Preis auszurotten gilt.

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Wer sagt denn so etwas?)

Diese Einstellung gegenuber Lebewesen ist schandlich, ja geradezu bdsartig und belegt wieder
einmal, dass Sie sich nur dann fir Tierwohl und Tierschutz interessieren, wenn es lhnen politisch
in den Kram passt, was durch den noch zu behandelnden Entwurf der Landesregierung zur Novel-
le des Thiringer Jagdgesetzes noch unterstrichen wird. Schon allein deshalb lehnen wir die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses und den vorliegenden Gesetzentwurf ab. Danke schén.

(Beifall AfD)
(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Wissen Sie, wortber Sie geredet haben?)
(Zwischenruf Abg. Lukasch, DIE LINKE: Nein, weif3 er nicht!)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Als Néchste spricht zu uns Frau Abgeordnete Becker von der SPD-Fraktion.
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Abgeordnete Becker, SPD:

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren, lassen Sie mich am Anfang erst einmal Dank sagen
an all die Menschen, die sich zurzeit im Wald bemulhen, diesen Wald auch als Name zu erhalten,
und helfen, unser griines Herz zu erhalten und wiederherzurichten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Das sind sehr viele in Thiuringen, die sich darum bemuhen. Dazu gehért auch die Landesregie-
rung, dazu gehdrt auch Rot-Rot-Griin, dazu gehért auch die CDU, das muss man einfach sagen.
Ich glaube, dass wir in der Politik in Thiringen da immer zusammengestanden haben. Deshalb ist
mir lhre Rede, Herr Primas, ein bisschen aufgestoBen — aber na gut, es sind Wahlkampfzeiten, da
muss das wohl sein. Nichtsdestotrotz bemiihen sich im Moment in Thiringen sehr viele Menschen,
die Katastrophe zu beheben — geht nicht, will ich nicht sagen, aber das zu tun, was zu tun ist. Und
das ist nicht ganz einfach.

Unsere Waldarbeiter, die Revierforster, die Forstamtsleiter, die ganze Forstanstalt, die privaten
Waldbesitzer, Herr Heym, die manchmal vor ihrem Wald stehen und Tré&nen in den Augen haben,
weil sie nicht verstehen — nicht verstehen, meine ich nicht, aber damit nicht umgehen kénnen, wie
ihr Wald jetzt aussieht. Wir wissen das alle, wir wohnen vor dem Wald, Egon genauso wie ich. Wir
sehen das jeden Tag, was mit diesem Wald passiert. Das ist nicht das, was wir uns gewulnscht ha-
ben, und das ist sicherlich nicht das, was die Thiringerinnen und Thuringer wollen. Es hat etwas
mit dem Klimawandel zu tun. Ich sage immer wieder: Wir missen zusammenstehen, da hilft kein
Populismus. Wir missen uns zusammenreiBen und sagen, wie es gehen kann. Wir missen Geld
in die Hand nehmen, ohne Frage. Das ist so. Das hat die Landesregierung auch zugesichert

(Beifall DIE LINKE)

und das haben wir in diesem Jahr auch schon getan. Wir haben auch die Forstanstalt mit zuséatzli-
chem Geld gestéarkt. Uber diese Mar, dass wir der Forstanstalt weniger gegeben haben, brauchen
wir nicht zu reden. Das war die CDU-Fraktion, als sie die Forstanstalt gegriindet hat und den Ab-
baupfad so festgeschrieben hat, wie er war, und wir haben ihn dann durchbrochen. Aber das hat
alles nichts mit diesem Waldgesetz zu tun. Deshalb will ich jetzt auf dieses Gesetz zurickkommen,
das wir hier vorliegen haben.

Dieses Gesetz starkt den Waldumbau, es starkt das Vorkaufsrecht, es starkt die Forstanstalt, es
starkt auch das Gemeinschaftsforstamt — und wir bauen mit diesem Gesetz Burokratie ab. Wir 6ff-
nen nicht den Wald, lieber Egon Primas, wir 6ffnen die Wege. Das ist ein riesiger Unterschied. Na-
turlich weiB ich, dass Uber 50 Prozent in Thiringen Privatwald sind. Und den Menschen muss
klargemacht werden: Wenn sie diesen Wald betreten, betreten sie privaten Grund und Boden. Das
muss den Menschen auch klar sein, und sie haben sich dort so zu benehmen, wie das angebracht
ist. Aber wenn wir jetzt klarstellen, dass auf festen Wegen auch Rad gefahren werden darf, dann
ist das nur eine Feststellung, die es sogar in einer Broschulre von Juristen gibt, die darauf hinarbei-
ten, dass das klarzustellen ist. Es kdnnen nicht nur befestigte Wege sein, es missen auch feste
Wege sein. Ich weil3, dass die Waldbesitzer damit Probleme haben. Aber ich glaube, fiir die Allge-
meinheit ist das in Ordnung und es ist richtig, dass wir es tun und klarstellen, und dass wir beim
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Reiten im Wald wieder auf 2003 zuriickkommen, als sie angefangen haben, einen Blrokratismus-
aufbau zu betreiben, der jeder Beschreibung spottet. Dariiber brauchen wir doch nicht zu reden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Mit der Kennzeichnung der Pferde, Kennzeichnung der Wege, was alles in den Jahren in Thurin-
gen nicht vollstdndig umgesetzt wurde. Es ist ja nicht so, dass wir jetzt was abschaffen, was funk-
tioniert. Es hat ja nicht funktioniert! Es konnte nicht umgesetzt werden und deshalb sagen wir: Wir
schaffen die Kennzeichnungspflicht der Pferde ab und gehen wieder auf den Stand von davor und
sagen: Reiten im Wald ist erlaubt.

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Auf Wegen!)

Und ich glaube, das kénnen wir ... Auf Wegen, naturlich, Entschuldigung, auf befestigten, festen
Wegen ist es erlaubt, nicht im Wald allein. Das wei8 doch jeder. Herr Primas, das wissen Sie auch,
dass die Reiterinnen und Reiter es wissen. Herr Kummer hat schon darauf hingewiesen: Mit den
Motocross-Leuten haben wir im Landkreis Nordhausen besonders schlimme Erfahrungen ge-
macht, mit den Verletzungen auch — die haben Menschen verletzt. Das sind doch keine Menschen,
die dem Wald nutzen wollen. Sie toben sich aus und sie missen ordnungsrechtlich durch die Poli-
zei verfolgt werden. Das ist doch vollkommen klar! Das kénnen wir nicht im Waldgesetz regeln.
Das sind Verbrecher, die so was tun und den Wald schénden und da ist dann auch die Ordnungs-
polizei gefragt — was nicht immer leicht ist, das sehen wir ja auch bei uns oben in Nordhausen.
Aber das ist eine andere Sache, das kénnen wir nicht in diesem Waldgesetz regeln. Das ist ein-
fach so.

Hessen hat die Abschaffung der Kennzeichnung von Pferden 2013 auch gemacht — da gab es
auch groBe Aufschreie — und danach hat sich das nicht geéndert. Die haben jetzt noch mal eine
Erfassung gemacht, dass sich da vom Betreten und Bereiten des Waldes nichts groB geandert hat
und es auch nicht zu groBen Schaden in dem Privatwald gekommen ist. Das habe ich in Hessen
nachgelesen. Die gehen extra darauf ein. Ich glaube, wenn die Hessen das 2013 gemacht haben,
dann kénnen wir das 2019 auch tun und ich halte das fur vollkommen richtig.

Auf das Vorkaufsrecht ist ja Herr Kummer schon eingegangen. Das ist eine groBe Sache, die wir
uns da vorgenommen haben. Das ist auch keine einfache, da sind wir uns im Hohen Haus auch al-
le einig. Deshalb mdchte ich auch noch mal meinen Dank an die Landtagsverwaltung sagen, an
Frank Heilmann uns sein Team, dass sie uns da so unterstltzt haben und auch darauf aus waren,
eine LOsung zu finden, die rechtskonform ist — wie gesagt —, nicht ganz einfach und immer gibt es
Bedenkentrager — das ist auch klar —, aber ich glaube, die Fassung, so wie sie jetzt auch in der Be-
schlussempfehlung ist, die kénnte rechtssicher und dauerhaft sein. Wir sind davon Uberzeugt, dass
wir da eine Lésung anbieten, die allen gerecht wird.

Prasidentin Diezel:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Wirkner?

Abgeordnete Becker, SPD:
Ja.
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Prasidentin Diezel:

Bitte schon, Herr Abgeordneter.

Abgeordneter Wirkner, CDU:

Frau Becker, ich habe jetzt aufmerksam Ilhrer Rede gelauscht. Sie haben eben behauptet:
Crossfahrer im Wald sind Verbrecher. Ich wiirde IThnen empfehlen oder ich bitte Sie, das wieder
zurtickzunehmen.

(Beifall CDU)
(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Das hat sie nicht gesagt!)

Abgeordnete Becker, SPD:

Sie verstoBen gegen das Waldgesetz und sie haben zweimal im Landkreis Nordhausen Menschen
schwer verletzt und sind davongefahren. Das sind fur mich Verbrecher — das muss ich lhnen so
sagen, das ist so —,

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE: Ja!)

wenn man Menschenleben gefahrdet, um seinem eigenen Hobby nachzukommen. Gegen das
Waldgesetz verstoBen sie sowieso. Und da oben, bei uns im Landkreis — leider Gottes — war das
so, da haben sie zwei schwer verletzt und haben sie liegen lassen.

(Unruhe CDU)
Ich will das nicht verallgemeinern. Das ist doch gar nicht die Frage. Aber das ist fir mich eine Kor-

perverletzung und das ist fur mich ...

Prasidentin Diezel:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten MeiB3ner?

Abgeordnete Becker, SPD:

Naturlich.

Prasidentin Diezel:

Bitte, Frau Abgeordnete.

Abgeordnete MeiBner, CDU:

Frau Becker, angesichts einer Veranstaltung, die am Wochenende in meinem Wabhlkreis stattge-
funden hat, mit 520 Endurofahrern frage ich Sie ...

Abgeordnete Becker, SPD:

Die sind doch nicht schwarz durch den Wald gefahren.


Heiko Mittelstädt


Heiko Mittelstädt



Thuringer Landtag - 6. Wahlperiode - 157. Sitzung - 13.09.2019 41

Abgeordnete MeiBner, CDU:

Eben —richtig. Ich frage Sie: Geben Sie mir recht, dass es Motorsportler gibt, die mit Ausnahmege-
nehmigung im Wald fahren und daher keine Verbrecher sind?

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: Etwas anderes hat sie auch nicht gesagt!)
(Unruhe DIE LINKE)

Abgeordnete Becker, SPD:

Das ist doch auch selbstverstandlich, Frau MeiBner. Das ist doch selbstverstandlich.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Ihr misst auch mal zuhéren!)

Prasidentin Diezel:

Herr Harzer!

Abgeordnete Becker, SPD:

Sport im Wald ist, wenn das zugelassen ist, doch vollkommen in Ordnung. Also, Frau MeiB3ner, da
mussen Sie mir auch vorher nicht zugehoért haben. Ich habe das nie behauptet.

(Zwischenruf Abg. MeiBner, CDU: Lesen Sie mal Ihre Rede nach!)
Ja.

Wir waren beim Wegerecht und beim Vorkaufsrecht. Dann haben wir uns Gberlegt im Zuge des Kli-
mawandels, die Wiederaufforstung nach drei Jahren — so stand es bis jetzt im Waldgesetz —, das
wird nicht umsetzbar sein. Das ist auch nicht finanzierbar und deshalb haben wir uns auf einen
Kompromiss von sechs Jahren eingelassen. Es waren auch teilweise zehn Jahre gefordert. Das
war so eine Abwagung und da sind wir jetzt bei sechs Jahren. Aber ich glaube auch, das ist ein gu-
ter Kompromiss.

(Beifall DIE LINKE)

Die Verjungung, die wird im Fichtenwald naturlich nicht von alleine funktionieren, da missen wir
nachhelfen. Aber ich glaube, in einem Buchenwald wird das machbar sein und wir werden da eine
Naturverjingung bekommen, die zwar ihre Jahre braucht, also tber unsere Generation sicherlich
hinausgeht, aber wir miissen dem Wald auch die Chance lassen, sich selber zu verjingen und sel-
ber wieder die Kraft zu haben, sich aufzubauen. Da gibt es auch unterschiedliche Auffassungen
dazu, ob wir immer eingreifen mussen oder ob wir den Wald auch mal Wald sein lassen. Da muss
man abwagen, aber auch da haben wir ja unsere Fachleute, die sich diesem annehmen. Und ich
glaube, da sind wir auf einem guten Weg.

Und noch mal dazu, 25.000 Hektar Wald aus der Nutzung zu nehmen: Herr Primas, das stand
schon im Koalitionsvertrag 2009 bis 2014 — das war eine SPD/CDU-Regierung —, da stand drin,

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Wir sind aber bei 2019!)

dass wir 25.000 Hektar Wald aus der Nutzung nehmen, weil lhre Kanzlerin das auch so méchte.
Deshalb haben wir das damals auch in den Koalitionsvertrag geschrieben. Es war mit Ihnen nicht
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umsetzbar, wie das manchmal so ist, was man aufgeschrieben hat und mit lhnen dann ein
bisschen braucht.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Was war nicht umsetzbar?)
Nein, nach Ende der Legislatur waren nur 17.000 Hektar festgeschrieben.
(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: 25!)

Jetzt sind es 25.000 Hektar oder 26.000 Hektar, also Sie kébnnen das nicht der rot-rot-griinen Re-
gierung vorwerfen, dass jetzt die Wélder aus der Nutzung genommen wurden, das war schon auf
dem Weg, bevor Rot-Rot-Grln die Macht — in Anflhrungsstrichen — tibernommen hat. Und das fin-
de ich auch vollkommen in Ordnung und dabei bleiben wir auch, das stellen wir auch Uberhaupt
nicht infrage. Es zeigt nur im Moment, dass der Wald in allen Nutzungsformen stirbt, das ist doch
das Schlimme.

(Beifall DIE LINKE)

Er stirbt im Hainich, er stirbt da, wo bewirtschaftet wird — im Plenterwald —, es stirbt im Harz die
Fichte. Ja, es stirbt Uberall, deshalb missen wir neue Lésungen finden, neue Aufgaben. Wir brau-
chen Menschen an der Seite des Waldes, die den Herausforderungen gewachsen sind. Ich finde,
dafiir sind wir in Thilringen gut aufgestellt und ich glaube, mit diesem Waldgesetz und mit den An-
derungen kénnen wir gut in die Zukunft schauen, auch wenn es im Moment sehr schwer ist, durch
den Wald zu gehen, auch in Wilfingerode ist es so, dass wir viele Fichten liegen haben, die Forst-
gemeinschaft schafft es gar nicht, sie aus dem Wald zu holen, das ist alles nicht ganz einfach,
aber wir hoffen, dass das Grline Herz Thiringen in 30, 40, 50 Jahren wieder so griin sein kann,
wie es mit dem Klimawandel dann sein kann.

Ich bin davon Uberzeugt, dass wir mit diesem Waldgesetz gute Voraussetzungen schaffen. Ich
mdchte mich bei Tilo Kummer fir seine Arbeit fir dieses Waldgesetz bedanken,

(Beifall AfD)

der im Vorfeld dieses Waldgesetzes der rot-rot-griinen Koalition ganz viele Gesprache gefuhrt hat,
mit allen Menschen versucht hat, Kompromisse zu suchen — das ist nun mal Tilo, er sucht das
Wort, mit allen zu reden und versucht auch, das zu einen. Das ist nicht immer mdglich, aber bei
diesem Waldgesetz, das tragt seine Handschrift, und deshalb méchte ich mich ganz herzlich bei
ihm bedanken und bitte um Zustimmung.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Danke schon. Das Wort hat jetzt Herr Abgeordneter Gruhner von der CDU-Fraktion.

Abgeordneter Gruhner, CDU:

Herzlichen Dank, Frau Préasidentin. Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will noch mal die Gelegen-
heit nutzen, zu unserem Anderungsantrag, der vorsieht, Windkraftnutzung im Wald durch dieses
Waldgesetz zu verbieten, einiges zu sagen. Ich will zuvor aber noch mal ausdricklich unterstrei-
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chen, was auch Kollege Primas schon angesprochen hat, mit Blick auf die Situation im Wald. Ich
glaube, es unterstellt niemand dieser Landesregierung, dass sie nicht bemuht ist, etwas zu tun,
dass sie Beschlisse fasst, dass sie auch mit den Betroffenen spricht — ich glaube, das ist Uber-
haupt gar nicht der Vorwurf. Nur — und das muss man leider feststellen und das merken wir alle bei
den Gesprachen, wir sind ja alle unterwegs —, alle, die betroffen sind — Privatwaldbesitzer, die Ge-
meinden, die Gemeindewald haben —, sagen: Bei uns findet aber keine konkrete Hilfe statt, bei uns
kommt nichts an, gerade jetzt, wo es darum geht, in kirzester Zeit auch Hilfe zur Verfigung zu
stellen.

(Beifall CDU)

Das muss man einfach mal zur Kenntnis nehmen. Deswegen ist es genau richtig, dass Kollege Pri-
mas hier noch mal ausdrlicklich auch darauf verwiesen hat, was wir als Unionsfraktion an Sofort-
maBnahmen hier vorgeschlagen haben.

Nun aber zur Frage der Windkraftnutzung im Wald und zu unserem Anderungsantrag: Ich will noch
einmal ganz deutlich sagen, worum es eigentlich geht, wenn wir Gber diese Frage reden, weil es
geht eben nicht um irgendwelche Truppenibungsplatze, wie es Kollege Kummer gerade ausge-
fuhrt hat, sondern es geht darum, dass, wenn Windkraftanlagen im Wald errichtet werden, zwei
Hektar abgeholzt werden, dass Zuwegungen im Wald gemacht werden,

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Woher wissen Sie denn das?)
dass Fundamente bis 4 Meter in die Tiefe eingelassen werden,
(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Das ist doch Quatsch!)

die 30 Meter Durchmesser haben. Und das zeigt doch eines: Wir reden hier nicht dartber, dass
man in einen Wald ein paar romantische Windmuihlen setzt,

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Keine Ahnung!)

sondern wir reden darlber, dass wir tatsdchlich Industrieparks in unsere Walder setzen. Das
macht die Dimension deutlich, warum hier Handlungsbedarf gegeben ist.

(Beifall CDU)

Dann will ich Ihnen auch sagen, weil immer wieder so getan wird — ich wiederhole es noch mal —,
da geht es nur um so ein paar ungenutzte Truppenibungspldtze und um irgendwelchen Wirt-
schaftswald, Fichtenmonokultur und sonst etwas, wir reden dartber, dass beispielsweise in Sankt
Gangloff 83.000 Quadratmeter abgeholzt werden sollen. 83.000 Quadratmeter Wald!

(Beifall CDU, AfD)
(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Unmdglich!)
Das ist die Realitét!
(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Gesamtflache 230 Hektar Wald und 8 Hektar!)

Nun kommen einige, die sagen immer, na, was regt ihr euch denn auf, da gibt es dann Ausgleichs-
maBnahmen, da wird irgendwo aufgeforstet.
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(Abg. Gruhner)

(Unruhe DIE LINKE)

Aber das, was die Menschen dort vor Ort zu Recht sagen, ist doch,

Prasidentin Diezel:

Herr Abgeordneter Harzer, Sie kénnen sich gern zu Wort melden!

Abgeordneter Gruhner, CDU:

was interessiert uns denn, wenn irgendwo, sonst wo, in Buxtehude AusgleichsmaBnahmen stattfin-
den, aber hier bei uns vor Ort die Heimat zerstért wird. Das ist die Sorge der Menschen

(Beifall CDU)
(Unruhe DIE LINKE)
und das muss man auch so deutlich aufnehmen.
(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Sie wissen genau, dass das nicht stimmt!)
(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: So was, die AfD zu kopieren!)

Da hat Kollege Kummer gesagt, na ja jetzt schauen Sie mal nach Bayern, wie die CSU das dort
macht, die machen das ja ganz anders, als Sie das hier als Union in Thiringen wollen. Also, ich
will Ihnen sagen, in Bayern hat die Landesregierung die Landeréffnungsklausel genutzt

(Zwischenruf Abg. Prof. D. Voigt, CDU: Genau, jawohl!)
und gesetzliche Mindestabsténde eingefiihrt. Das passt genau zu dem, was wir hier wollen.
(Beifall CDU)

Deswegen sind wir uns in dieser Frage ,Bayern/Tharingen® véllig einig. Da gibt es gar keinen Wi-
derspruch.

(Unruhe DIE LINKE)

Ich will noch mal deutlich machen, was im Kern die Punkte sind, warum wir sagen, dass man
Windkraftanlagen im Wald untersagen muss. Das Erste ist — das will ich noch mal unterstrei-
chen —: Es geht tatséachlich um Artenschutz, es geht um Erhalt von Biodiversitat, es ist ein Ziel des
Naturschutzes — das wir ja niemand bestreiten — und es geht darum, dass man bestehende Oko-
systeme erhalt. Das will ich auch mal sagen: Auch Wirtschaftswélder sind Okosysteme, haben
Okosysteme, und die zerstért man an dieser Stelle. Denken wir nur mal an Buchenwélder. Da sa-
gen Naturschitzer, wir haben allein 7.000 verschiedene Arten in diesen Waldern. Deswegen ist es
eine Frage des Naturschutzes, ist es eine Frage des Erhalts des Okosystems und deswegen ist es
ganz im Sinne des Naturschutzes, wenn man diese Frage betont. Daher sagen wir, ja, Windkraft-
nutzung im Wald zu verbieten ist ein Beitrag fir modernen Naturschutz.

(Beifall CDU)
(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Eine Schwarz-weiB3-Malerei!)
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(Abg. Gruhner)

Ich fand es sehr bemerkenswert, dass der Kollege Kummer hier gerade mit Blick auf die Frage
~Windenergieerlass” gesagt hat, na ja, wir haben doch in dem Windenergieerlass konkret geregelt,
dass das, was schutzenswert ist an Wald, auch geschutzt wird.

(Zwischenruf Abg. Mdller, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Es ist schon erstaunlich, was Sie hier
den Burgern erzéhlen!)

Allein in diesem Windenergieerlass kénnen Sie zu den Thuringer Naturparks lesen, dass der Na-
turpark Thiringer Schiefergebirge/Obere Saale fir Windkraftnutzung gedéffnet werden soll, dass lhr
grunes Umweltministerium praft, die Naturparkordnung zu 6ffnen, damit Windrader in einen Natur-
park gestellt werden. Das ist das, was Sie meinen, wenn es um konkreten Schutz geht. Sie sind
schon dabei, all diese Schutztatbesténde aufzuheben. Das ist die Realitéat!

(Beifall CDU)
(Zwischenruf Abg. MeiBner, CDU: Genau so, wie beim Griinen Band!)

Dann habe ich mir das noch mal angesehen — auch das ist eine Widersprichlichkeit —: Thiringen
nimmt an einem Artenschutzprojekt ,Lebensraum Mopsfledermause® teil. Die Mopsfledermaus
kommt sozusagen in den Waldern vor und ist gerade dann betroffen, wenn es um Windkraftnut-
zung geht. Das ist doch ein Widerspruch. Wir machen millionenschwere Artenschutzprojekte und
gleichzeitig tun wir alles dafir, die Arten, die wir mit diesem Geld, mit diesen Programmen schiit-
zen wollen, mit Windréadern dann sozusagen zu schreddern — um das mal pointiert zu sagen. Das
macht doch keinen Sinn. Deswegen sind Widerspruche vorhanden, wenn da Uber Naturschutz ge-
redet wird.

(Beifall CDU)

Zweiter Punkt, warum sagen wir Windkraftnutzung im Wald untersagen: Es hat doch in diesem
Land kein Burger Verstandnis dafur, dass wir tber Klimakrise, tber Klimaschutz reden, gleichzeitig
aber sagen, wenn doch der Wald — und der Uberzeugung sind wir doch — regelrecht CO,-safe ist,
wenn der Wald derjenige Raum ist, der CO, binden soll, dann macht es doch keinen Sinn, diesen
Wald in GréBenordnungen abzuholzen. Nein! Es geht um Aufforsten statt um Abholzen. Das ist
doch die richtige Frage, wenn wir tiber dieses Thema reden.

(Beifall CDU)

Dritter Punkt — auch das muss man einfach zur Kenntnis nehmen, man kann sagen, das ist klein-
klein —: Auch die Frage des Brand- und Katastrophenschutzes ist angesichts

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Ach, Herr Gruhner, das ist doch alles geklart! Sie
mussen mal mit der Feuerwehr reden!)

(Unruhe CDU, DIE LINKE)
(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Keine Ahnung und das ganz viel!)
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Prasidentin Diezel:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bitte um Aufmerksamkeit fir den Redner! Herr Har-
zer, méaBigen Sie sich!

Abgeordneter Gruhner, CDU:

Also, die Frage des Brand- und Katastrophenschutzes ist auch ein Thema, weil bei der groBen
Trockenheit unserer Wélder es am Ende schon natirlich eine Frage ist, wenn so ein Windrad
brennt,

(Zwischenruf Abg. Dr. Lukin, DIE LINKE: Das Gesetz heiB3t anders!)

ob eine Feuerwehr in 200 Meter H6he hinkommt, um entsprechende Brande zu Iéschen. Das ist
eine ganz praktische Frage

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Wir reden Uber ein Waldgesetz!)

und deswegen muss man mit Blick auf das Verbot von Windkraft im Wald auch diesen Aspekt in
den Blick nehmen,

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Warst du mal in deinem Wahlbezirk?)

weil es am Ende nicht zu verantworten ist, wenn wir bei dieser groBen Trockenheit am Ende nicht
mehr in der Lage sind, auch Brénde, die dort verursacht werden unter Kontrolle zu bringen.

(Unruhe DIE LINKE)
(Beifall CDU)

Dann will ich mal einen Punkt ansagen, weil der mich wirklich stort. Kollegen von lhnen, aber auch
Vertreter der Landesregierung gehen immer hin und sagen: Was regt ihr euch als CDU denn ei-
gentlich auf, es sind doch eure Landrate in den regionalen Planungsgemeinschaften, die dafir sor-
gen, dass Windvorranggebiete ausgewiesen werden? Aber genau deswegen, weil wir eben nicht
mehr wollen, dass Sie einfach mit dem Finger auf diejenigen zeigen, die das umsetzen missen,
was Sie beschlieBen, wollen wir gesetzliche Grundlagen schaffen, dass die regionalen Planungs-
gemeinschaften in die Lage versetzt werden, Waldgebiete nicht mehr ausweisen zu missen. Das
ist vernlnftige Politik.

(Beifall CDU)

Da geht es eben nicht darum, dass man einfach immer mit dem Finger auf andere zeigt, sondern
dass man am Ende dann auch mal konkret sagt, wer ist flir was verantwortlich. Deswegen wollen
wir diese Klarheit im Thuringer Waldgesetz. Ich finde, Sie kbnnen doch heute Farbe bekennen. Sie
reden immer davon, dass Sie Natur schiitzen wollen, Sie reden immer davon, dass Sie Energiepo-
litik bargerfreundlich machen wollen, Sie reden davon, dass auch Sie MaB und Mitte wollen. Das
kénnen Sie alles zeigen, indem Sie heute unserem Antrag zustimmen. Bekennen Sie Farbe und
stimmen Sie unserem Anderungsantrag zu! Ich glaube, das ist im Interesse des Naturschutzes, im
Interesse der Blrger und auch im Interesse des Klimaschutzes. Deswegen ist es ein guter Vor-
schlag, den wir hier gemacht haben. Vielen Dank.



Thuringer Landtag - 6. Wahlperiode - 157. Sitzung - 13.09.2019 47

(Abg. Gruhner)

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Jung:

Als nachster Redner hat Abgeordneter Kobelt, Fraktion Blndnis 90/Die Grinen das Wort.

Abgeordneter Kobelt, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Sehr geehrte Frau Préasidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, ich darf neben den Zuho-
rern hier im Plenarsaal und im Internet auch speziell Herrn Weigand vom Gemeinde- und Stadte-
bund, der zustandig ist fir Umweltschutz, Naturschutz und auch fur den Wald, und Herrn Heyn
vom privaten Waldbesitzerverband begriBen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Viele vergessen naturlich auch in der Debatte, dass es eben nicht nur um ThuringenForst geht,
sondern dass mindestens die Halfte der Wélder in kommunaler oder in privater Hand ist. Auch far
diese Eigentumsform muissen wir Lésungen auch aus der Klimaproblematik finden, nicht nur fur
die eigene Landesforstanstalt. Deswegen ein herzliches Willkommen, dass Sie uns zuhdren.

(Beifall SPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich war zu Ostern im Heimatort von Herrn Malsch, bin
dort im Ubrigen Fahrrad gefahren und geritten. Aber darum geht es nicht, sondern zuféllig habe ich
mitbekommen, dass Herr Malsch dort Bdume gepflanzt hat, das hat er mir im Nachhinein erzahilt,
an einem Hang, der einen groBen Windbruch hatte, einen groBen Waldschaden, genau an einem
Hang an Bad Liebenstein.

(Zwischenruf Abg. Malsch, CDU: Nicht reden, machen!)

Dort haben sich Burgerinnen und Burger gefunden und sich aufgemacht, um nicht nur das Pflan-
zen zu unterstitzen, sondern auch zu pflegen und zu gieBen. Es hat sich herausgestellt, dass es
wegen der extremen Durre dieses und auch letzten Jahres schon nicht mehr mdéglich ist, dass die
Anpflanzungen Uberleben, ohne dass der Mensch dort unterstutzt und gieBt. Mit der Feuerwehr zu-
sammen, mit einzelnen GieBkannen haben dort hunderte Menschen, ich auch, mit gegossen. Das
ist natlrlich sehr 16blich, aber es zeigt auch ein bisschen die Dramaturgie, in der wir uns befinden.
Wollen wir uns darauf verlassen, dass wir unseren Wald flachenmé&Big damit retten kénnen, dass
wir alle den Wald gieB3en, fir Wasser sorgen? Ich glaube, das ist nicht der richtige Weg,

(Beifall DIE LINKE)

darauf kbnnen wir uns nicht verlassen. Eine andere Ursache ist mittlerweile vollkommen klar. Es
gab keine Jahre, wo in einer Kombination von extremer Trockenheit und wenig Niederschlag die
Wetterbedingungen so extrem waren wie in den letzten zwei, drei Jahren. Das hat — und das stellt
auBer der AfD mittlerweile niemand mehr infrage — mit dem Klimawandel zu tun. Was ich dort nicht
verstehe — und das muss ich auch mal deutlich sagen an die Rede von Herrn Gruhner zum Bei-
spiel —, ist, warum wir uns dann nicht alle zusammensetzen, die Parteien und Fraktionen, auf Bun-
desebene und Landesebene, und sagen, die Klimakrise ist die groBte Krise, die nicht nur die
Menschheit bedroht, weltweit, sondern deren Auswirkungen auch hier in Thuringen ankommen
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(Abg. Kobelt)

und unseren Wald bedrohen. Warum man das nicht als Extremprioritdt an Nummer 1 setzt und die
Klimakrise bekdmpft, das kann ich nicht verstehen. Ich wirde mich freuen, wenn sich das auch
noch mal andert in der Politik.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Wald hat besonders unter diesen Bedingungen zu
leiden. Es ist unstrittig, dass es auch damit zu tun hat, wie der Wald bewirtschaftet ist. Und deswe-
gen sagen wir auch im Waldgesetz ganz eindeutig, wir wollen jetzt die Mdglichkeit geben, eine an-
dere Waldwirtschaft umzusetzen und auch Férdermittel zum Beispiel, die es fur den Klimaschutz
gibt, die im Bund teilweise sogar geparkt werden, wo die Gelder nicht ausgegeben wurden, jetzt
bereitstellen, um auch den Wald starker zu unterstitzen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie kann diese Unterstitzung aussehen? Natdrlich wird
sie erst mal damit zu tun haben, die Schaden zu beheben, dass zum Beispiel der Borkenkafer
dann nicht noch mal ausfliegen kann, dass das Holz aus dem Wald geholt wird. Aber auch dort, wo
er nicht mehr in dem Holz ist, muss man auch ehrlich sagen, ist es sinnvoller, dort mal den Wald-
besitzern eine Pramie zu geben oder ThiringenForst, damit dann auch mal ein Baum stehen bleibt
und ein Totholz angereichert wird, wenn er sowieso schon verlassen ist von dem Borkenkaéfer.

(Beifall DIE LINKE)

Wir haben jetzt durch das Gesetz die Méglichkeit gegeben. Als Erstes ist die Funktion des Klima-
schutzes erstmalig in einem Gesetz festgeschrieben und es gibt jetzt die Méglichkeiten, dort auch
Fordermittel einzusetzen. Als Zweites mdéchte ich kurz auf diesen Versuch von der CDU eingehen,
Radfahren und Reiten gegen den Wald auszuspielen. Ich finde das nicht in Ordnung, weil ich weiB,
wer selber Rad fahrt, wer selber reitet oder viele kennt, die das tun. Ich kenne niemanden, der kein
Naturfreund ist und ganz bewusst damit umgeht, sich auf den Wegen bewegt und dort ordentlich
auf den festen und befestigten Wegen reitet oder mit dem Fahrrad fahrt. Es gibt vielleicht welche,
die quer durch den Wald fahren, aber gerade das, wo Probleme auftreten, ist jetzt durch das Ge-
setz auch nicht gegeben. Deswegen bitte ich, mal ein bisschen abzurlsten und hier nicht die ver-
schiedenen gesellschaftlichen Gruppen oder Hobbys gegeneinander auszuspielen, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich méchte die Gelegenheit auch noch mal nutzen, um auf die erneuerbaren Energien einzugehen.
Dort macht es sich Herr Gruhner, finde ich, ziemlich einfach. Einerseits ruft jetzt die Kanzlerin eine
neue Klimarevolution aus, aber auf welcher Basis soll denn diese Veradnderung stattfinden? Nur
weil die CDU in Thiringen im Wahlkampf ist, dann auf die erneuerbaren Energien zu verzichten
oder auf wesentliche Anteile — und die Windenergie ist nun mal ein Teil davon. Ich glaube, so ein-
fach kann man sich das nicht machen, zu sagen, wir wollen Vorreiter sein in Thiringen als CDU
Deutschland und dann aber in Thiringen sagen, wir wollen damit nichts zu tun haben, weil es da
vielleicht ein bisschen schwierige Diskussionen gibt.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Reden Sie endlich mal zu Ihrem Waldgesetz, Herr Kobelt!)
(Zwischenruf Abg. Liebetrau, CDU: Wo steht denn das?)


Heiko Mittelstädt
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Das hat sehr viel damit zu tun, denn ohne erneuerbare Energien werden wir auch nicht den Klima-
wandel bekdmpfen kénnen und ohne erneuerbare Energien wird es dazu fihren, dass der Wald
noch einen viel gréBeren Schaden hat.

(Beifall SPD)

Ich méchte personlich gern fir meine Enkel und far meine Kinder den Wald fur die nachsten 40,
50 Jahre erhalten.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Deswegen wollen Sie ihn abholzen!)

Damit hat auch zu tun, dass man Alternativen zur Kohleindustrie findet, Alternativen zum Verbren-
nen von Erdgas, von Ol; zu Verbrennungsmotoren miissen wir Alternativen finden. Das ist doch
die Ursache dafirr, dass auch der Wald stirbt. Die Zusammenhange sind etwas komplex, aber
wenn es bei Ihnen noch nicht angekommen ist, dann weiB3 ich auch nicht, wo es da noch hakt.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
Deswegen machen Sie sich einen schlanken Fuf3 und das ist, glaube ich, unredlich.

Im Ubrigen: Wer in seiner Regierungszeit dafiir gesorgt hat, dass in Thiiringen 750 Windrader ge-
baut werden, und sich jetzt dariber aufregt, dass unter Rot-Rot-Griin 150 Windrader entstanden
sind und davon drei im Wald — drei Windrader — und sagt, dass wir den Wald zerstéren und selbst
seine eigenen Entscheidungen nicht mehr héren will, dann ist das unredlich, das ist im Grunde
auch Wahlerverarsche, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
(Unruhe CDU)

Aber ich méchte auch was zum Wind im Wald sagen: Natirlich machen sich viele Gedanken da-
riber und wir als Grine auch. Das Klimakabinett hat sich auch Gedanken dartuber gemacht. Wir
finden — und da haben wir eine groBe Einigkeit —, dass dort, wo groBe Schadflachen entstanden
sind und wo vorher gro3e Fichtenflachen gewesen sind, dort auch dartber diskutiert werden kann,
ob dort weiterhin Windréder entstehen. Das muss mit den regionalen Planungsgemeinschaften zu-
sammen entwickelt werden. Ich bin nicht dafiir, das sage ich auch ganz eindeutig, dass auf intak-
ten Okologischen Flachen Windrader gebaut werden. Das hat man aber nicht in einem einfachen
Satz, wie Sie es formulieren, im Griff, sondern da muss man ins Gesprach kommen und muss dort
die geeigneten Standorte suchen, die sowieso geschadigt sind, und auch den Mut haben, zu den
anderen zusagen — das sage ich auch als Grlner —, dort wird es keine Windrader geben.

Im Saale-Holzlandkreis haben Sie — mehrheitlich CDU-Landrate und Bulrgermeister — Uber die
Halfte der Flachen in den Wald gesetzt. Das hat damit zu tun, dass Sie gehofft haben, dass es dort
Widerstande gibt und dass es nicht dort gebaut wird, und nicht damit, dass es eine sinnvolle Ent-
scheidung ist.

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Das ist doch eine Unterstellung!)
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(Abg. Kobelt)

Das ist keine sinnvolle Entscheidung. Andere Regionale Planungsgemeinschaften wie in Mittelthi-
ringen und Nordthlringen haben das anders gemacht. Das ist eine freie Entscheidung, das diktiert
Ihnen nicht die Landesregierung vor. Sich jetzt hinzustellen und diese freien Entscheidungen durch
Rot-Rot-Grin zu rechtfertigen, das entspricht einfach nicht der Wahrheit, meine sehr geehrten Da-
men und Herren.

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Doch!)

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Die Rechtsprechung zum Regionalen Raumord-
nungsplan gab es noch nicht!)

Lassen Sie mich bitte noch etwas sagen, wie wir den Wald in den nachsten Jahren gestalten kén-
nen. Ich glaube, sowohl die privaten Waldbesitzer, die Kommunen aber auch TharingenForst
braucht dort eine groBe Unterstutzung. Ich finde es nicht richtig, dass Sie sagen, Herr Primas: Wir
haben uns kaputtgespart. Von der 1 Million Euro, die urspriinglich reduziert wurde, haben wir die
Zuschusse auf 4 Millionen in den néchsten Haushalten erhéht. Es wird neues Personal eingestellt
und es sind SofortmaBnahmen.

(Unruhe CDU)
Da wird in der Flache uberhaupt nicht gekurzt und kaputtgespart schon gar nicht.
(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: Sie mussen mal richtig zuhdren, das hat er doch gesagt!)

Jetzt kommt es aber darauf an, dass wir uns auch ehrlich in die Augen schauen und fragen: Wo
sind die Ursachen? Das hat mit der Waldbewirtschaftung zu tun. Ich méchte das gar nicht zum
Vorwurf machen, aber wenn man monotone Walder hat, die nur aus einer Waldbaumart entstehen,
dann sind die Baume sehr anféllig sowohl gegen Trockenheit als auch gegen Windbruch. Das
muassen wir verandern. Ich war letzte Woche erst mit dem Waldbesitzerverband im genossen-
schaftlichen Wald. Da haben wir schon gesehen, dass die Privaten dort teilweise vielleicht schon
viel weiter sind. Da gibt es Flachen, die mit vier, finf Baumarten besetzt sind, die auf Naturverjun-
gung setzen und die dort einen Mischwald etablieren.

(Unruhe CDU)

Fragen Sie mal jeden Forster. Im Grunde wissen das auch viele Férster und wollen das auch gern
machen, aber sie mussen erst mal die Méglichkeiten dafiir haben. Da regen Sie sich auf, Herr Pri-
mas.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Weil Sie so einen Unsinn erzéhlen! Als wirden die das
nicht schon langst machen!)

Warum ist denn die Naturverjingung nicht méglich? Es hat auch damit zu tun, dass Sie mit daftr
gesorgt haben. Das sagen Sie auch ganz eindeutig, dass zum Beispiel nicht intensiv bejagt wird in
der Flache und dass die Naturverjiingung nicht so stattfinden kann, wie es ist. Reden Sie mal mit
ThiringenForst, die sagen: Wenn wir eine ordentliche Naturverjingung héatten, wirden wir nur auf
den Flachen von ThuringenForst 10 Millionen Euro im Jahr sparen. Das wollen Sie dann nicht ho-
ren. Sie picken sich ndmlich immer die Argumente heraus, die lhnen gerade passen. Aber ein Ge-
samtkonzept fur einen naturvertréglichen Wald sehen wir bei lhnen nicht.
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(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir wollen als Blndnis 90/Die Grunen die Mischwélder stéarken. Wir wollen Naturverjlingung. Wir
wollen altersgemischten Wald haben. Wir wollen auch die Eingriffe in den Wald reduzieren.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Sie missen mal die Augen aufmachen im Wald!)

Auf weniger Flachen wollen wir weniger groBBe Technik einsetzen, den Boden des Waldes besser
schonen, denn wir brauchen das intakte dkologische Gleichgewicht im Wald. Das Schlimme ist
doch, dass jetzt gerade die Waldbesitzer dazu gezwungen sind und ThuringenForst, die intakten
guten Baume, die sie eigentlich noch erhalten wollen, zu verkaufen, weil sie wirtschaftlich jetzt da-
zu gezwungen sind durch die Schaden. Dort missen wir sofort eingreifen und missen das viel
stérker unterstitzen.

Ich méchte zum Schluss kommen. Die Idee ist — dazu stehe ich auch ganz eindeutig —, dass wir
auch von den EinzelférdermaBnahmen wegkommen mussen. Das ist viel zu blrokratisch fur die
Waldbesitzer, aber auch fir die Kommunen. Ich bin dafiir, dass wir eine Flachenpramie ausgeben
und diese aber an ganz strenge 6kologische Kriterien flr einen zukunftsfahigen Wald binden. Wer
dort auf Freiwilligenbasis mitmachen will, der wird in Zukunft groBe Unterstitzung des Freistaats
bekommen. Daflr werden wir uns als Grline einsetzen. Diese Bedingungen muissen auch fir Thi-
ringenForst gelten, sowohl fir die Kommunen als auch fir die privaten Waldbesitzer. Dann werden
wir einen Konsens erreichen. Ich hoffe auf einen Waldfrieden mit vielen Investitionen aber auch mit
vielen Gesprachen flr einen zukunftsfahigen Wald, der klimaresistent ist und naturnah bewirt-
schaftet wird. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:

Es gibt eine weitere Wortmeldung. Abgeordneter Prof. Dr. Voigt fir die Fraktion der CDU, bitte.

Abgeordneter Prof. Dr. Voigt, CDU:

Werte Frau Présidentin, werte Kolleginnen und Kollegen, ich bin wegen des Kollegen Kobelt noch
mal vorgekommen, weil er Uber den Saale-Holzland-Kreis gesprochen hat. Ich will schon mal sa-
gen: Wir haben dort engagierte Burgerinnen und Burger, die in Burgerinitiativen daftr Sorge tra-
gen, dass ihre Umgebung, ihre Heimat geschutzt wird. Denen zum Vorwurf zu machen, dass sie
sich gegen eine Abholzung von 83.000 Hektar Wald wenden

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: 83.000 Hektar? Bleiben Sie mal auf dem Teppich!)
(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE. Quadratmeter!)

— Quadratmeter, Verzeihung, nicht Hektar — Quadratmeter. Das sind Uber 20 FuBballfelder. Das
finde ich unredlich, denn am Ende, dass Birger sich fir ihre Heimat einsetzen, ist vollkommen
richtig, und dass wir an der Seite dieser Blrgerinitiativen stehen,

(Beifall CDU)
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weil wir eben sagen, 10 H klare Abstandsregelung, weil wir eben sagen, gesetzliche Eindeutigkeit
durch kein Windrad im Wald, und weil wir sagen, Abschaffung Privilegierung im Baugesetzbuch.
Das finde ich, ist eine klare inhaltliche Perspektive und das missen Sie ernst nehmen. Und jetzt?
Jetzt kommen Sie an und sagen, ja, das sind alles CDU-Leute. Ich will Innen eines sagen, dieser
Windenergieerlass fliihrt am Ende dazu, dass Sie redliche Leute dazu zwingen, Gesetze umzuset-
zen, die sie eigentlich gar nicht umsetzen wollen, denn wir im Saale-Holzland-Kreis sind Bioener-
gieregion, wir haben schon uber 1 Prozent unserer Kreisfliche mit Windradern voll. Und dann
zwingen Sie uns trotzdem noch auf, das zu bewirtschaften. Das ist die Unredlichkeit.

Dann kommt noch etwas, wir diskutieren im Waldgesetz, wir diskutieren Uber Klima und Umwelt
und vom Umweltministerium ist fast die ganze Redezeit keiner da. Das ist einfach bodenlos und
ich finde das unredlich, dass Sie das hier zum Thema machen. Verzeihung, ich wollte das einfach
nur noch mal vorbringen, weil es mich wirklich argert. Unsere Burgerinitiativen leisten einen tollen
Dienst fur die Heimat. Und das denen zum Vorwurf zu machen, finde ich unredlich, Herr Kobelt.

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Jung:

Es gibt eine weitere Wortmeldung aus der AfD-Fraktion. Bitte, Herr Abgeordneter Henke.

Abgeordneter Henke, AfD:

Vielen Dank, Frau Prasidentin. Werte Abgeordnete, werte Gaste! Es hat mich doch noch mal jetzt
nach der Diskussion, die hier stattgefunden hat, vorgetrieben, noch ein paar Wort zu verlieren. Ich
stehe jetzt hier als Abgeordneter und auch als privater Waldbesitzer. Ich muss lhnen sagen,
worlber wir hier reden, Uber den Borkenkéfer, das war eine angesagte Katastrophe. Sie wissen
spatestens seit 2018, dass der Wald geschéadigt ist. Das hat aber schon viel friher angefangen. Da
hatten Sie eigentlich schon tatig werden missen. Sie haben es nicht gemacht. Ich konnte von mei-
nem Grundstiick aus sehen, wie aus dem Staatsforst heraus mein Wald befallen wurde. Warum?
Weil einfach nicht genug Leute da waren, die den Wald héatten aufrdumen kénnen. Da haben Sie
als Landesregierung versagt.

(Beifall AfD)
Das muss ich lhnen erst mal mitgeben.
(Beifall AfD)
(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Genau, wir erschieBen die Borkenkéfer!)

Das Zweite ist, ich habe vorhin gehért, ich wei nicht, von wem es war, SPD, dass die AfD da kei-
ne Kompetenzen hétte. Ich sage lhnen ganz ehrlich, das Waldsterben, das Absterben der Baume
macht vor Parteien nicht Halt. Sie kénnen sich das gern anschauen. Gehen Sie in die Walder, ma-
chen Sie mal mit einer Drohne eine Aufnahme, es breitet sich aus

(Unruhe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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wie ein Virus, wie eine Krankheit und beféllt Gberall die Bdume, auch im Mischwald. Der Borkenka-
fer schwarmt. Es ist nicht mehr aufzuhalten. Wir als private Waldbesitzer, ich muss selber in den
Wald gehen und muss sehen, wie ich meine Baume raushole. Da kommt keiner, der mir hilft.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Eigentum verpflichtet!)

Dann kommen vielleicht noch die Griinen und sagen, ja, liebe Leute, jetzt verbieten wir euch noch
das Verbrennen von Holz. Das wére noch die Krébnung des Ganzen. Ich kann mein Holz nicht ver-
kaufen und kann es nachher auch nicht mehr verbrennen.

(Beifall AfD)
Das muss aufhoren.

Das Zweite — Windrader im Wald: Wenn ich mir anhére, wo jetzt Gberall Windrader gebaut werden,
St. Gangloff, Markersdorf, Schmélin, habe ich den Eindruck, Sie wollen auf dem letzten Drucker
noch mdéglichst viele Windkraftanlagen bauen, bevor Sie dann nicht mehr in der Regierung sind.
Das ist mein persdnlicher Eindruck.

(Beifall AfD)

Dann komme ich noch mal zu Herrn Harzer. Sie haben gestern den schénen Spruch losgelassen,
es gibt Windrader, die schalten sich ab, wenn Végel fliegen und Flederméuse. Da frage ich mich,
wann sich die Windrader Uberhaupt drehen. Die mussen sich ja laufend abschalten. Das ist doch
Unsinn, was Sie hier erzéhlen.

(Beifall AfD)
(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Also bitte, Herr Henke!)

Noch etwas zum Anderungsantrag der CDU: Ich hatte mir gewiinscht, Sie hatten sich mit uns da-
riber unterhalten. Dass wir Ihnen so zustimmen kdnnen, héatte ich nett gefunden. So wird es far
uns naturlich etwas schwierig, dass man uns da nicht mit eingebunden hat. Wir werden sehen, wie
wir uns da entscheiden. Aber es ist der richtige Weg. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizeprasidentin Jung:

Es gibt eine weitere Wortmeldung der CDU-Fraktion. Herr Abgeordneter Malsch, Sie haben 1 Mi-
nute.

Abgeordneter Malsch, CDU:

Sehr geehrte Préasidentin, liebe Kollegen, ich méchte auf das eingehen, was Herr Kobelt gesagt
hat. Er ist ja nicht das erste Mal bei mir im Wahlkreis gewesen oder bei mir im Heimatort und ihm
ist sicherlich nicht entgangen, dass seit 2018 dort die Wasserkraft genutzt wird als sinnvolle Ener-
gie zur Einspeisung in die StraBenbeleuchtung, dass es einen Carsharing-Standort gibt, wo mit E-
Mobilen gefahren wird, dass es die aufgeforsteten Schadensflachen schnell gab, um Wiederbe-
pflanzungen zu machen, dass es den Blick von Altenstein — Buga-AuBenstandort 2021 — ohne
Sicht auf Windrader gibt, dass die Wanderer, die am Rennsteig wandern, ohne Windrader eine
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Sicht auf den Inselsberg haben. Und wenn Sie mit denen reden, genau deswegen sind die ndmlich
auf dem Rennsteig unterwegs. Ich kann lhnen eins sagen, ich vermisse lhren Antrag auf gleich-
wertige Lebensverhéltnisse, ndmlich auf Windkraft in der Stadt. Danke.

(Beifall CDU, AfD)

Vizeprasidentin Jung:

Aus den Reihen der Abgeordneten sehe ich jetzt keine weiteren Wortmeldungen. Frau Ministerin
Keller, Sie haben das Wort fir die Landesregierung. Das Wort, meine Damen und Herren, hat jetzt
die Ministerin.

Keller, Ministerin fiir Infrastruktur und Landwirtschaft:

Sehr geehrte Frau Préasidentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, sehr geehrte Gaste,
Interessenten am Thema ,Wald®! Ich glaube, die Debatte hat gezeigt, Wald ist offensichtlich doch
ein sehr, sehr emotional getragenes Thema. Ich méchte deshalb an der Stelle jeder und jedem, die
sich jetzt Gedanken machen um den Wald, die pflanzen gehen, die gieBen gehen, die alle gesell-
schaftlichen Kréfte bindeln, den Forstleuten, all denen will ich Dank sagen, dass sie auch diese
Emotionen aufgenommen haben und in Taten umsetzen. Egal, wie die Debatte aussieht, ob im Au-
gust zu pflanzen sinnvoll ist oder besser im November. Am Ende, wenn man emotional reagiert,
passieren naturlich auch solche Dinge. Wenn die Badume, die gepflanzt wurden, gegossen werden,
dann soll das auch recht sein. Obwohl natirlich schon die Frage zu stellen ist, ob das zutraglich
ist, weil auch Wasser ist nattrlich am Ende in solchen Zeiten, wo wir weniger Regen haben, auch
ein hohes Gut. Ich hoffe, dass wir einen Winter, eine Novemberzeit bekommen, die dafir sorgt,
dass die Setzlinge, die wir dann auszubringen in der Lage sind, auch gedeihen kénnen. Ich denke,
auch das ist eine Mdglichkeit. Dennoch allen herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Aber, sehr geehrte Damen und Herren, es geht heute um einen Gesetzentwurf, der soll im We-
sentlichen Folgendes regeln: Das Betretungsrecht des Waldes fiir Reiter und Radfahrer, das Vor-
kaufsrecht an Waldgrundstiicken, die Pflicht zur Wiederaufforstung, der Verkauf von Kommunal-
wald und die Verkehrsféhigkeit von Waldgenossenschaftsanteilen sollen rechtlich neu geordnet
werden.

Nach dem Anhérungsverfahren, der Online-Diskussion und den Beratungen im Ausschuss fur In-
frastruktur, Landwirtschaft und Forsten liegt jetzt die Beschlussempfehlung des Ausschusses vor.
Den Reitern und Radfahrern soll die Benutzung auf dafir geeigneten festen und befestigten We-
gen sowie StraBen, auf denen forstwirtschaftliche MaBnahmen nicht stattfinden, gestattet werden.
Die bisherige Reitwegeregelung wird abgeschafft. Im Interesse der Erholungssuchenden wird da-
mit das Betretensrecht des Waldes nicht unwesentlich erweitert. Ich hoffe sehr, dass sich diese
Regelung in der Praxis auch bewahren wird, auch wenn das in der Anhérung und auch in der De-
batte teilweise kontrovers diskutiert wurde.

Die Bestimmungen zum Vorkaufsrecht sollen umfassend neu geregelt werden, um einen verstark-
ten Aufkauf von Waldflachen durch forstwirtschaftsfremde Investoren in Thiringen zu verhindern.


Heiko Mittelstädt
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Dieser Ansatz findet unsere volle Zustimmung. Ich bin mir sicher, dass wir mit der vorliegenden
Neuregelung solche Vorhaben deutlich erschweren und méglicherweise insbesondere auch génz-
lich verhindern kénnen.

Die Verlangerung der Wiederaufforstungspflicht in § 23 wird vor dem Hintergrund der aktuell
schwierigen Durre- und Forstschutzsituation den administrativen Aufwand bei den Waldbesitzern
und der Landesforstanstalt reduzieren. Fir die Entwicklung der Naturverjlingung steht damit ein
deutlich langerer Zeitraum zur Verfigung, wodurch die Waldeigentiimer nicht zuletzt auch von
Wiederbewaldungskosten entlastet werden. Auch das ist eine Unterstitzung.

(Beifall DIE LINKE)

Vor dem Hintergrund des Klimawandels ist es eine unserer wichtigsten Aufgaben, die Stabilitat der
Waldbesténde zu sichern. Dazu werden wir Geld bendtigen, mdglicherweise auch mehr Geld, als
wir uns heute vorstellen kbnnen.

(Zwischenruf Abg. Maller, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Nein das gibt es nicht, das ist weg,
das ist in den StraBenausbaubeitrdgen drin!)

Ich finde es deshalb richtig, fur die Finanzierung dieser Aufgabe angemessene Férdermittel zur
Verflgung zu stellen und dieses auch im Waldgesetz zu verankern. Da sind die 600 Millionen, die
gestern von der CDU fir die Ruckzahlung von Ausbaubeitrdgen angefordert wurden, auch ziemlich
gut angelegt, denn hier ist es méglich. Das, was jetzt die CDU im Wahlkampf einsetzen will, ist
rechtlich ziemlich waghalsig.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich glaube, hier haben wir eine gute Wahl getroffen, 500 Millionen im Aktionsplan 2030 fortflhren-
de fir den Wald einzusetzen. Da, denke ich, ist es auch méglich und auch rechtlich méglich, und
da haben wir, glaube ich, im Sinne der Waldeigentimer, ob Staat, ob kommunal, ob privat, ohne
Unterschied auch richtig gehandelt.

Sehr geehrte Damen und Herren, von Warten kann keine Rede sein. Im September des Jahres
2018 haben wir uns bereits zusammengesetzt, haben einen Krisenstab in meinem Hause gebildet,
der die ganze Zeit entsprechend handelt und miteinander gesprochen hat. Aber das sei nur am
Rande bemerkt.

Zum Aktionismus vielleicht — ein Wort sei mir auch gestattet —, der hier von unterschiedlicher Seite,
auch von unterschiedlichen Interessengruppen eingefordert wird: Ich kann nur sagen, das ist, was
ich als Erstes als Forstministerin gelernt habe: Im Wald und fir den Wald denkt man in Generatio-
nen und nicht in Tagen. Das haben wir mit dem Waldaktionsplan auch auf den Weg gebracht.

(Beifall SPD)

Sehr geehrte Damen und Herren, die verscharfende Regelung bei der Genehmigung von Kommu-
nalwaldverduBerungen wie in § 33 vorgesehen wird den Gemeinwohlbezug des Waldes stérken.

(Beifall DIE LINKE)
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Der Kommunalwald gehért genauso wie der Staatswald zum sogenannten 6ffentlichen Wald. Die-
ser oOffentliche Wald ist zum Wohl von uns allen zu erhalten und zu schuitzen. Nicht zuletzt freue
ich mich sehr Uber die neue Regelung in § 54, mit der die Anteile von Waldgenossenschaften wie-
der verkehrsfahig werden. Mit Beschluss vom 4. April 2018 hatte das Thuringer Oberlandesgericht
festgestellt, dass aufgrund von fehlenden Regelungen im Thiringer Waldgesetz die Anteile an
Waldgenossenschaften derzeit nicht verkehrsfahig sind, das heiB3t, derzeit auch nicht verauBert
werden kénnen. Dadurch kénnen gegenwartig keine Grundstiicks- bzw. Anteilskaufe grundbuch-
rechtlich vollzogen werden. Mit dem vorliegenden Entwurf zur Anderung des § 54 wird diese Rege-
lungslicke bei der grundbuchméBigen Behandlung von Waldgenossenschaften endlich geschlos-
sen.

(Beifall SPD)

Es werden Regelungen zum Eintrag der aus den Mitgliedern der Waldgenossenschaft gebildeten
Gesamthandsgemeinschaft getroffen und die Anlage eines Anteilsbuchs mit Anteilsblattern gere-
gelt. Die Anderung schafft somit Rechtsklarheit bei der Eigentimereintragung und filhrt dazu, den
faktisch eingetretenen Eintragsstau bei den Grundbuchverfliigungen zu beseitigen. Im Ergebnis
wird die eigentumsrechtliche Handlungsfahigkeit von tber 300 altrechtlichen sowie neu gegriinde-
ten Waldgenossenschaften hergestellt.

Zum CDU-Antrag, die Umwandlung von Wald zur Errichtung von Windenergieanlagen per Gesetz
fur nicht zulassig zu erklaren, méchte ich Folgendes klarstellen: Wie die CDU-Fraktion in inrem An-
trag richtig feststellt, liegen viele Waldflachen in Thiringen innerhalb von Schutzgebieten, sodass
die Errichtung von Windenergieanlagen dort aus rechtlichen Griinden bereits jetzt ausgeschlossen
ist. Fur die Errichtung einer Windenergieanlage muss nur eine verhéltnismaBig kleine Flache gero-
det werden, sodass die negativen Auswirkungen auf das Okosystem (iberschaubar sind. Das ist
Fakt. Wir haben dafilr bereits zwei Beispiele im Praktischen, also im Wald, auch stehen. Beein-
trachtigungen von Végeln und Fledermausen kénnen zudem durch entsprechende Standortwahl
und Abschaltmechanismen auf ein Minimum reduziert werden. Das ist tatsachlich so. Fir die Ro-
dung von Wald ist zudem eine funktionsgleiche Ausgleichsaufforstung notwendig, sodass die
Waldflache in Tharingen nicht kleiner wird. Das Verbot der Errichtung von Windenergieanlagen im
Wald wurde mit groBer Sicherheit dazu fuhren, dass diese Anlagen vermehrt im Offenland, das
heiBt, auch in Siedlungsnéhe, errichtet werden missen, um die energiepolitischen Ziele der Lan-
desregierung — und wie wir seit gestern in der Debatte auch noch einmal bestétigt bekamen — auch
der Bundesregierung zu erreichen. Dadurch wirde die Bevélkerung jedoch weit mehr belastet als
durch die Errichtung in gréBeren zusammenhé&ngenden Waldgebieten, die von der Bevdlkerung
zum Zweck der Erholung aufgesucht werden.

Ich mdéchte auch darauf verweisen, dass bereits jetzt bei der Entscheidung Uber einen Antrag auf
Anderung der Nutzungsart die berechtigten Interessen des Waldbesitzers und die Belange der All-
gemeinheit gegeneinander und untereinander abgewogen werden mussen.

(Zwischenruf Abg. Schulze, CDU: Was heiBt denn das?)

Erklare ich gleich. — So stellen die Versagenstatbestande zur Anderung der Nutzungsart nach
§ 10 Thuringer Waldgesetz sicher, dass Windenergieanlagen im Wald nur dort errichtet werden,



Thiringer Landtag - 6. Wahlperiode - 157. Sitzung - 13.09.2019 57

(Ministerin Keller)

wo dies zu keinen nachhaltigen Schaden am Wald fuhrt oder die Belange des Naturschutzes, der
Landschaftspflege, der Landeskultur, der Luft- und Wasserreinhaltung und der Erholung der Bevdl-
kerung nicht gefahrdet werden. Insofern bestehen bereits jetzt hohe genehmigungsrechtliche Hir-
den fiir eine Anderung der Nutzungsart im Wald zum Zweck des Baus von Windenergieanlagen.

Im Ubrigen hat die Landesregierung mit dem MaBnahmenplan ,Griines Herz Thiiringen. Aktions-
plan Wald 2030 ff.“ klargestellt, dass die regionalen Planungsgemeinschaften ihre Planung der
Vorranggebiete ,Windenergie im Wald“ daraufhin zu Gberprifen haben, dass Kalamitétsflachen er-
schlossen werden, um den Waldbestand nicht zuséatzlich zu belasten. Meine Fachbehdrde arbeitet
daran bereits mit Hochdruck. Dahinter steckt der Gedanke, dass unversehrte Waldgebiete ver-
schont werden und stattdessen Waldgebiete, die durch Sturm, Trockenheit oder Forstschadlinge
ohnehin schon stark devastiert sind, fir die Vorranggebiete ,Windenergie“ genutzt werden. Ich ha-
be deshalb die Forstanstalt gebeten, die derzeit von den regionalen Planungsgemeinschaften in ih-
ren regionalen Planentwlrfen vorgesehenen Vorranggebiete ,Windenergie“ auf ihre Schadigung
hin zu prufen. Dazu soll zunéchst fir jedes geplante Vorranggebiet ,Windenergie“ ein Vitalitatsbe-
richt erstellt werden und im Anschluss soll diese Prifung auf die Umgebung der Vorranggebiete
ausgedehnt werden. Die Ergebnisse werde ich den regionalen Planungsgemeinschaften zur Verfu-
gung stellen, sodass die Waldschadensproblematik sachgerecht in die Uberarbeitung der Regio-
nalplédne einflieBen kann. So sieht die Unterstitzung der regionalen Planungsgemeinschaften von-
seiten der Landesregierung in Wahrheit aus.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ja, sehr geehrte Damen und Herren, eine derartig gezielte Untersuchung der Waldgebiete wird
den Anforderungen direkt vor Ort und der Schadensproblematik weit mehr gerecht als ein pau-
schales Verbot, wie es hier bereits wieder gefordert werden soll. Die Notwendigkeit, die Anderung
von Wald in eine andere Nutzungsart zum Zwecke der anschlieBenden Errichtung von Windener-
gieanlagen gesetzlich zu verbieten, sehe ich daher nicht. Und ganz nebenbei gesagt: Das wird of-
fensichtlich auch von vielen anderen inzwischen so gesehen. Wir haben heute dazu schon Ausfuh-
rungen gehort.

Ich méchte die Gelegenheit an dieser Stelle nutzen, mich fur die Erarbeitung dieses Gesetzent-
wurfs zu bedanken, méchte mich bei all denen bedanken, die sich mit viel Emotionalitat an der An-
hérung beteiligt haben, sich natirlich auch mit viel Herzblut in das Thema ,,Anderung des Waldge-
setzes" einzubringen. Ich denke, wir haben das Thiringer Waldgesetz damit in vielen Punkten ver-
bessert und auch aktuellen Gegebenheiten entsprechend angepasst und darauf reagiert. Ich wer-
be um lhre Zustimmung. Vielen Dank fur Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizepréasidentin Jung:

Es hat sich der Ministerprasident zu Wort gemeldet. Herr Ramelow, Sie haben das Wort.
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Ramelow, Ministerprésident:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe mich zu Wort gemeldet, weil ich ausdricklich
meiner Ministerin Keller danken méchte.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich mdéchte in diesen Dank auch ausdriicklich Staatssekretar Dr. Siihl mit einbeziehen und den
Vorstand sowie alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Anstalt 6ffentlichen Rechts Thiringen-
Forst, allen Forsterinnen und Férstern,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

die derzeit drauBen in den schwierigen Verhéltnissen gerade ihr Kreuz gerade machen und unter
schwierigsten Bedingungen versuchen, dass zu managen, was wir uns lange Zeit gar nicht hatten
vorstellen kénnen. Da lese und hdre ich: Das hatten wir alles schneller machen kénnen. Da kann
ich nur sagen: 18 Monate Ddrre hintereinander, das ist nicht nur auf einmal bei Fichten mit Spuren
zu sehen, sondern das ist leider auch auf dem Possen, der Hainleite, der Windleite und auch im
Hainich zu sehen. Deswegen war es in den letzten Monaten so schwierig zu sagen, was sind die
richtigen MaBnahmen, womit fangen wir an, wie gewichten wir es. Einige haben immer nur nach
Geld geschrien, andere haben gefragt, wie kriegen wir die MaBnahmen hin, denn — man kann na-
tarlich brallen, der Kéfer soll weg, aber der Kéfer ist eine Folge der Durre und die Dirre wirden wir
gern wegzaubern und da hilft auch ein bisschen GieBen und ein bisschen GieBkanne nicht weiter,
sondern wir brauchen eine Klimaresilienz. Das bedeutet, wir missen auf das Klima Einfluss neh-
men und wir missen alle Bestandteile unseres gemeinsamen Lebens darauf ausrichten, dass die
Klimaresilienz auch erhalten wird, und dabei helfen uns Fichtenmonokulturen leider nicht weiter.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich habe die Debatten angesichts der Haushaltsdebatte noch mal damals unterstrichen und habe
damals nach der Haushaltsdebatte als letzter Redner gesagt, Haushaltstberschisse sind auch da-
fur da, wenn es im Wald komplizierter werden sollte und dann mussen wir sie dafir einsetzen.
Dann gab es eine lange Debatte, ob man schon hatte viel mehr etatisieren missen, die Etatisie-
rung bringt uns aber nicht weiter, wenn wir die Geréate nicht haben, wenn wir die MaBnahmen nicht
haben und wenn wir einen Personalabbaupfad vorgegeben bekommen haben, bei dem man uns
lange danach gemessen hat, ob wir weiter Personal abbauen oder ob wir jetzt umsteuern. Und
wenn wir umsteuern — da muss man immer noch mal darauf hinweisen —, muss man Geld in die
Hand nehmen, handlungsféhig sein und dann auch Kapazitéten, die wir dringend brauchen, holen
und ankaufen und herholen, weil — das ist vollig klar — aus eigener Kraft werden wir es gar nicht
schaffen.

Deswegen haben wir auch neue Mitarbeiter im Moment im Wald — der eine hei3t Raptor, der ande-
re heiBt Herkules —, das sind Riesenmaschinen, die konnte ich mir bislang noch nicht mal vorstel-
len, die sind notwendig, um Buchen abzuségen an Stellen, bei denen wir uns alle zusammen nicht
hatten vorstellen kbnnen, dass sie dort abgesagt werden mussen. Ich finde es schmerzhaft und ich
finde es mit jedem Waldbesitzer und mit jedem Foérster schmerzhaft, wie viele Buchen wir mittler-
weile zusatzlich absdgen muissen. Mein Besuch schon im Frihjahr und dann noch mal im Sommer
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auf dem Possen hat mich gelehrt, sehr demiitig zu sein, fir das, was da im Moment ansteht und
was gemacht werden muss. Deswegen auch denen, die sich um den Wald sorgen, mein Hinweis:
Wir kbnnen nur gemeinsam stark werden, wir kdnnen nur gemeinsam den Weg gehen, wir missen
aufpassen, dass wir uns nicht auseinanderdividieren lassen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Einer der Grinde, warum ich auch stolz bin, ist, dass Thiringen immer noch das Gemeinschafts-
forstamt hat. Also wer das einfach geringschéatzt, dass wir immer noch die gemeinsame Holzver-
marktung machen, selbst jetzt in kritischen Phasen, wo wir faktisch auch tberfordert sind, alle zu-
sammen Uberfordert sind,

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Das stimmt!)
(Beifall CDU)

aber wir verteidigen gemeinsam das Gemeinschaftsforstamt und wir haben es verteidigt gegen die,
die Monopolkommission einsetzen wollten, damit die gemeinsame Holzvermarktung unterbunden
wird. Da wollte man es noch mehr vermarktwirtschaftlichen. Und ich bin auch froh, dass wir immer
noch unsere Baumschule in Worbis haben und dass da immer noch gemeinsam das Know-how da
ist, um Baume aufzuziehen, auch wenn ich weiB, dass 1,5 Millionen Bdume uns gar nicht reichen.
Wir brauchen viel Hilfe und viel Unterstlutzung, deswegen haben wir auch mit Landwirten geredet,
haben wir mit Landwirtschaftsbetrieben geredet und haben gesagt: Wenn ihr von der Forstschule
die entsprechenden Samen bekommt, kénnt ihr uns helfen, damit wir auf 20 Millionen Jungbdume
hochkommen, damit wir zehn Jahre lang hintereinander jeweils 20 Millionen Jungbdume pflanzen,
auf die Flachen, die jetzt alle kahlgesagt werden missen.

Ich will es noch mal sagen: Nichts davon freut mich — 40.000 Hektar Wald abzuségen, ist eine Ka-
tastrophe und schmerzt jeden, der sich damit auseinandersetzt, weil klar ist, da wird Generations-
arbeit auf einmal abgerdumt. Deswegen geht es auch darum zu sagen: Alle sind eingeladen, dann
die Baume zu pflanzen, wenn wir ausreichend Baume haben. Und dann sollten wir uns alle an die
eigene Nase fassen und dann gemeinsam losziehen — mit Schulerinnen und Schilern oder auch
mit Betrieben, mit allen, die Patenschaften Ubernehmen. Aber dazu mussen wir die Jungbdume
erst haben und die Flachen missen vorbereitet sein, damit wir nicht PR-Aktionen machen und uns
dann noch mit der GieBkanne dazustellen, damit die PR-Aktion gut l4uft.

Deswegen sage ich, die Sorge um den Wald treibt mich viel mehr um, weil alle, wie wir hier sitzen
— alle, wie wir hier sitzen —, auch die jungeren Leute — alle —, wir werden das Ergebnis gar nicht
mehr erleben, wenn wir die 200 Millionen Jungbdume gepflanzt haben. Wir machen es fur die
nachste und Ubernachste Generation — das ist die Weichenstellung, um die es im Moment gerade
geht.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Egon, ich habe dir ja immer zugehért, da hast du gesagt: Na ja,
das ist mir nicht schnell genug, nicht viel genug. Aber, dass wir mittlerweile den Waldplan mit
500 Millionen Euro adressiert haben und sagen, diese 500 Millionen Euro trauen wir uns zu, und
dass die Finanzministerin an den Verhandlungen von Anfang an beteiligt war, also wir nicht eine
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fachliche Abstimmung gemacht haben, die in Unverbindlichkeit bleibt, sondern die Finanzministerin
am Ende gesagt hat, ich wei3, dass ich in Zukunft bei samtlichen Etatplanungen je 50 Millionen
Euro zusétzlich bewegen muss, das ist das, was ich gesagt habe in Bezug auf die Haushaltstuber-
schusse, dass wir sie nicht erwirtschaften, um sie zu verjuxen, sondern wir sie dringend brauchen,
damit die Generationsaufgabe ,Rettet das griine Herz Deutschlands® iberhaupt gelingen kann.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Dann muss ich mir politisch die Bemerkung schon erlauben: Wer gestern beim Abschaffen der
StraBenausbaubeitrdge einfach schweigt, einfach keinen Antrag vorlegt,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

einfach nichts vorlegt, wie man es anders hatte machen kénnen, wer eingeladen war vom ersten
Tag an in die Staatskanzlei, ndmlich ausdricklich die CDU — ich habe ausdricklich gesagt, lasst
uns einen Fahrplan machen, damit wir das nicht im Wahlkampf haben. Denn es geht nicht um
CDU oder SPD oder Bundnis 90/Die Grinen, es geht darum, ein gesellschaftliches Thema ab-
zurdumen, das wir uns nicht um die Ohren hauen sollten. Dann die Landtagssitzung zu unterbre-
chen, rauszugehen, eine PR-Aktion zu machen und zu sagen — auch ich lese es bei der dpa —, al-
so ich gebe jetzt wieder, dass die CDU selber davon ausgeht, dass sie ab Montag Unterschriften
sammeln wird, dass diese Unterschriften sich darauf richten werden, dass wir 500 bis 600 Millio-
nen Euro fur StraBenausbaubeitrdge an die Blrger zurtickzahlen sollen,

(Beifall CDU)

die Sie kassiert haben. Sie haben die Blrger gezwungen, Sie haben die Burgermeister gezwun-
gen, Sie haben die Menschen gegeneinander

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

in Stellung gebracht. Und dann stellen Sie sich gestern hin und sagen, ab Montag sammeln wir
Unterschriften. Habt Ihr nichts mehr zum Unterschreiben? Die Gemeindegebietsreform ist weg, da-
mit wolltet ihr schon Unterschriften sammeln. Dann habt ihr jetzt Wind im Wald zum Unterschriften
sammeln.

(Unruhe CDU)
Das Einzige, was Sie kénnen, ist Unterschriften sammeln, aber keine Vorschlage machen.
(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Was mich é&rgert, ist, dass Sie fachlich die Zusammenhénge einfach so lange wegredigieren, bis
Sie uns kritisieren kénnen. Sie lassen den Atomausstieg weg, den die Bundesregierung beschlos-
sen hat (ich bin daftir). Aber es ist lhre Bundesregierung.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ist das eine neue Regierungserklarung?)

Sie wird von der Bundeskanzlerin Angela Merkel, die jahrzehntelang lhre Vorsitzende war, geleitet.
Das ist die Grundlage, auf der wir handeln, gesamtdeutsch handeln. Wir sind nicht auBerhalb, im
Ausland, wir sind Teil der Bundesrepublik Deutschland

(Unruhe CDU)
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und die wird immer noch von der CDU regiert.
(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Den Dekarbonisierungsbeschluss hat auch lhre Bundeskanzlerin mit auf den Weg gebracht und
dabei vergessen, dass Altenburg dazugehdrt. In den Vorlagen der Bundesregierung steht das Al-
tenburger Land nicht einmal drin. Das Thema ,Gipsausstieg“/“REA-Gips-Ausstieg“ ist nicht mal er-
wéahnt worden. Also Uberldsst man das einfach uns, indem man sagt, seht mal zu, wie ihr dann die
Scherben wegrdumt. Dass Sie bei der EEG, bei der EEG-Umlage, bei den Verhandlungen zur
EEG-Umlage Ihren Teil der CDU einfach verschweigen, dann verschweigen, dass Gerichte uns
zwingen, dass wir Windkraftvorranggebiete ausweisen, nicht weil wir es uns ausgesucht haben,
sondern weil Gerichte entschieden haben, entweder es wird ausgewiesen oder wir setzen sie ge-
richtlich durch, das lassen Sie einfach weg. Da stellen Sie sich hin und sagen, wir hatten den Fin-
ger auf CDU-Landréte gerichtet. Also mit Verlaub, die CDU-Landréte sind die, die in der regionalen
Planungsgemeinschaft die Verantwortung tragen — wer denn sonst.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Besonders raffiniert finde ich, wenn Herr Gruhner hier sagt, wir sollten doch wie Bayern 10 H ma-
chen und Sie gleichzeitig den Antrag vorlegen, Wind im Wald zu verbieten. Ein Drittel des Landes
von Tharingen sind von Wald tGberwachsen. Wenn wir Wind im Wald verbieten und 10 H machen,
entsteht in Tharingen keine einzige Windkraftanlage mehr. — Das wollen Sie.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Das wollen Sie. Das wollen Sie. Aber dann erklaren Sie das mal lhrer Bundesregierung. Dann er-
klaren Sie mal, wie das mit dem Strom in Zukunft funktioniert, wenn Sie sagen, ist uns doch egal.

(Unruhe CDU)
(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Petroleumlampen!)

Und das, was mich wirklich umtreibt, ist, den Kollegen Markus Sdder als Held auf seine eigene
Veranstaltung einzuladen, ihn als Chefredner zu haben, sich dariber zu freuen, was der gute Mar-
kus Sdéder mittlerweile alles fur umweltpolitische Themen sagt, die ich erstaunlich finde und sogar
positiv finde, die ich sogar unterstitze, aber dass Sie dann einfach verschweigen, dass der gleiche
Markus Soéder in der gleichen Zeit in Bayern beschlieBen lasst, 100 Windkraftanlagen im Staats-
wald Bayerns zu errichten,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

dass Sie uns belligen wollen, dass Sie das wegmogeln wollen — es geht um 100 weitere Windkraft-
anlagen im Staatswald Bayerns, Beschluss der bayerischen Staatsregierung. Und wenn Sie die
Vergleichszahlen héren wollen, meine Damen und Herren, Stand 2016, Windkraftanlagen im Wald,
eingerichtete Anlagen: in Hessen 733 MW Windkraft im Wald, 3 MW bis 5 MW ist eine WKA. Das
sind also 220 bis 250 Anlagen, die in Hessen im Wald stehen. Wer regiert Hessen?

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Mein Kollege Volker Bouffier. Ich mag ihn sehr, aber offenkundig mégen Sie ihn nicht. Offenkundig
wollen Sie uns anschmieren

(Unruhe CDU)

und sagen, das in Hessen hat mit uns gar nichts zu tun. Noch mal zum Zuhdren, nur damit wir
Uber Fakten reden: In Bayern sind zum Standort Dezember 2016 632 MW Windkraft im Wald, also
rund 210 Anlagen plus die 100, von denen ich gerade sprach. Das sind Windkraftanlagen konkret
im Wald, gegen die Sie kdmpfen. Und Sie legen jetzt einen Antrag vor und sagen, ist uns doch
egal, was in den CDU-regierten oder unionsregierten Nachbarbundeslandern los ist.

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Es geht um Thiringen!)

Was ich erbarmlich finde, ist, dass sich zum Beispiel ein Kollege von Ihnen darlber erregt, dass in
der Nahe der Burg Hanstein jetzt Windkraftanlagen auf der hessischen Seite errichtet werden.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Unmdglich!)
Genau, unmoglich.
(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Eine Sauerei ist das!)

Was ich erbarmlich finde, ist, dass auf der Sichtachse der Heldburg auf der bayerischen Seite
Windkraftanlagen errichtet werden sollen. Bei der Heldburg haben wir Einspruch eingelegt, weil
wir, meine Damen und Herren, nach einem langeren Diskussionsprozess aller Beteiligten gemein-
sam festgelegt haben, in der Sichtachse der Wartburg darf keine Windkraftanlage stehen. Deswe-
gen steht im Tharinger Kriterienkatalog, Herr Kénig, Kultureinrichtungen sind zu berucksichtigen
und sind mdgliche Ausschlusskriterien. Deswegen sage ich, empfehlen Sie das doch bitte mal den
Kollegen auf der hessischen Seite, aber richten Sie nicht den Finger auf uns, denn wir haben das
Ausschlusskriterium Kultur/bedeutende Einrichtung mit in den Katalog hineingenommen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Was ich auch interessant finde, will ich nur mal sagen: Das scheint Sie alles nicht zu interessieren,
weil Sie offensichtlich nur noch mit diesen Windkraftspezialakteuren in Verbindung sind.

(Unruhe CDU)

Ja, ja, meine Damen und Herren, ich muss es Ilhnen so sagen, denn ich habe die Windkraftgegner
eingeladen. Ich habe sie eingeladen, ich habe fachlich den Dialog mit ihnen geflhrt, ich habe die
Fachabteilungen dazu gehoért und am Ende dieser Besprechung, und dazu wirde ich gern ihre
Meinung zu wissen, auf meine Frage, wie denn das mit der Energieproduktion werden soll, ist mir
vorgeschlagen worden, man solle doch wieder zur Atomkraft zurtickkehren.

(Beifall AfD)

Das ist der Vorschlag, der mir aus Ostthuringen gemacht wurde und die AfD findet das toll. Vielen
Dank, Sie kénnen gern noch einen Kastor haben. Wir hatten gerade eine Aufsuchungsaktion, die
Bundesrepublik sucht namlich ein Endlager. Wenn Sie es haben méchten, aber bitte belastigen
Sie Ihre Nachbarn nicht damit.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Bei Herrn Henke vor der Haustur!)
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Keiner will wissen, wo der Rest des Atommuills bleibt.
(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Diese Haltung geht mir echt auf die Nerven! So zu tun, als sei man nicht dabei, als hatte man mit
dem Rest der Union in der Republik nichts zu tun und als wéaren all lhre Argumente offenkundig
von |hren bayerischen und Ihren hessischen Kollegen als nicht gewichtig angesehen worden. Aber
uns halten sie diese Argumente vor und dann hoére ich das einzige Argument: Ja, wir sind nicht
Bayern. Ja, tolle Geschichte, das weif3 ich auch, dass wir nicht Bayern sind.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
Aber war es nicht Bernhard Vogel, der immer gesagt hat: Von Bayern lernen heiBt ...
(Heiterkeit DIE LINKE)

Ich erinnere mich noch gut an die Zeiten. Und deswegen noch mal ein kleiner fachlicher Hinweis:
Kollege Miiller, Sie haben eine Falschinformation gesagt, das muss ich einfach korrigieren, es sei
denn, Sie weisen mir die eine noch nach. Es sind nur zwei Windkraftanlagen in Tharingen, die auf
Waldboden stehen, die sind in Gefell. Weil ich habe namlich alle Windkraftanlagen aufgesucht, die
in der letzten Zeit gebaut worden sind, und ich habe mir die Gefeller extra angesehen. Die stehen,
meine Damen und Herren, auf Kyrill-Flachen. Also nicht die Thiringer Landesregierung, wie es Ih-
re komische Fraktionszeitung behauptet: Da wird ein Lkw abgebildet, in dem ich vorn drinsitze und
gerade mit einer riesigen Windkraftanlage in den Wald fahre. Wunderbar! Sie haben mich, zumin-
dest mein Gesicht, gut getroffen. Aber was Sie den Burgern dort einreden, dass es Rot-Rot-Griln
war, die die Windkraftanlagen in den Wald fahren, um dann den Wald abzuségen, und Sie ver-
schweigen, wer die Windkraftvorranggebiete ausgewiesen hat und wie viel Beteiligung Sie selbst
daran haben, das finde ich einfach unredlich.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Und noch mal: Es sind zwei Anlagen, zwei, in Worten: zwei, in Zahlen: zwei, auch in arabischen
Zahlen, liebe AfD. Es sind zwei und es bleiben zwei.

(Heiterkeit DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Und deswegen haben wir in den Waldplan reingeschrieben: Kalamitatsflachen. Ich will noch mal
daran erinnern, weil es von der SPD kam, die das noch mal thematisiert hat, hat gesagt: Was kon-
nen wir tun, damit es nicht heiBt, es wird Naturwald abgeségt, um damit eine Windkraftanlage auf-
zubauen, wenn gleichzeitig 40.000 Hektar toter Wald abgesagt werden missen? Deswegen habe
ich gesagt: Ich komme gut damit klar, wenn man Kalamitatsflachen als Priorisierung nimmt und
dann sagt — und das steht in der Verordnung drin und das lassen Sie auch weg und das nehme ich
Ihnen Ubel: 1. Es sind 0,86 Hektar pro WKA, die gebraucht werden, inklusive der Wegezuflihrung
und aller InfrastrukturmaBnahmen. Und 2. Es muss 1 : 1,5 Mischwald aufgeforstet werden. Das
sind dann am Ende 1,29 Hektar neuer Wald — und bezahlt von dem Windkraftbetreiber.

(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Und da sage ich, bin ich froh, weil von lhren StraBenausbaubeitrdgen, die Sie an die Blrger zu-
rickgeben, kdnnen wir es ja nicht mehr bezahlen.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
Also werden wir ja nicht umhinkommen, dort eine klare Regelung treffen zu mussen.

Und lieber Herr Gruhner, ich habe mich noch mal erkundigt, weil Sie hier gesagt haben: Die
Schutzvorschriften werden jetzt abgeschafft, Thiringer Schiefergebirge. Herr Gruhner, ja, das ist
untersucht worden, das ist auch gut so. Es ist untersucht worden und verworfen worden, Herr
Gruhner. Nehmen Sie es doch einfach zur Kenntnis. Es ist nicht umgesetzt worden! Jetzt schittelt
er den Kopf, er wei3 es besser als der Staatssekretar, das finde ich erstaunlich. Das ist auch,
wenn ich mit lhnen drauBen bin und Waldleute sich aufregen und sagen: Anja Siegesmund sei
Schuld, dass die Fichten auf dem Rennsteig vom Borkenkéfer kaputtgefressen werden und die Bil-
der vom Harz auf einmal Uberall bei uns zur Normalitadt werden. Und dann stehen Sie dabei und
schweigen, dass es um einen Wald geht, der dem Bund gehért.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Peinlich!)

Das ist der BVVG-Wald in Wurzbach. Und ich habe den Brief gelesen, den Anja Siegesmund an
den Burgermeister geschrieben hat — Klammer auf: CDU, Klammer zu — und gesagt hat: Wir bieten
an, Sie zu unterstitzen, wenn Sie die Flache Ubernehmen wollen, wir wirden zurtckziehen. Ich
habe einen Brief flr Frau Keller geschrieben, da steht drin: Wir sind bereit, als Anstalt &éffentlichen
Rechts ThiringenForst die gesamte Flache — 1.400 Hektar Fichten-Monokultur — zu tGbernehmen
mit folgender Zusage — und die habe ich mehrfach in lhrem Beisein erklart, Herr Gruhner, Sie stan-
den dabei, aber ich habe Ihre Kommentare hinterher bei der OTZ gelesen. Da habe ich gedacht:
Warum steht der dabei und hért das nicht, was ich sage. Ich habe immer wieder gesagt: Diese Fl&-
che muss umgefdrstert werden, die kann so nicht bleiben. Sie muss mindestens 30 Jahre umgefor-
stert werden, wenn es Uberhaupt reicht. Aber sie einfach nur weiter als Rohstofflager zu nehmen,
wahrend sie stirbt, das macht doch keinen Sinn.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Und deswegen argere ich mich. Und da, Herr Gruhner, bin ich wieder bei lhnen: Ich argere mich
Uber die BVVG, dass sie in dieser Flache derzeit das Kalamitatsholz stehen lasst, den Kafer weiter
fressen lasst — das sind namlich die Bilder heute in der OTZ, Lokalausgabe Bad Lobenstein, da
kann man es namlich dann wieder sehen — und dass gleichzeitig in diesem Forst tatsachlich fri-
sche Baume abgeséagt werden. Wir machen das nicht! Und ich bestehe auch darauf, dass wir ent-
schieden haben, dass wir so gut wie keine Waldernte derzeit machen, obwohl wir damit wirtschaft-
lich der Anstalt 6ffentlichen Rechts einen 6konomischen Schaden zufiigen. Wir haben politisch
entschieden: Dieser 6konomische Schaden muss von uns getragen werden,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

denn der Schaden fur die Privatwaldbesitzer und fur alle anderen wére viel héher, wenn wir es jetzt
nicht so machen wirden. Deswegen sage ich: Auch wenn die AOR am Jahresende Verluste ge-
macht hat, werden wir sie ausgleichen. Wir werden die AGR nicht alleinlassen und wir werden tber
die A6R da, wo es geht, auch Holz aufkaufen und tGbernehmen, obwohl wir damit die gesamte Ret-
tung nicht hinbekommen. Wir brauchen am Ende ein Bekenntnis, dass mit Holz gearbeitet wird,
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meine Damen und Herren. Wenn wir heute die Bauordnung andern, dann steht darin, dass Holz
nicht benutzt werden soll.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Das muss man &ndern, da muss man sagen: Holz muss ein geférdertes Baustoffelement sein. In
der Bundesgartenschau in Neckarsulm steht ein zehnstéckiges Hochhaus aus Holz.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich wirde mir wiinschen, dass wir bei der IBA vor dem Eiermannbau noch ein paar Musterhduser
hinstellen wirden, zum Beispiel Schulergdnzungsrdume. Nicht Container kaufen, sondern Holzmo-
dulbau machen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Kindergartenerweiterungen — man sollte nicht Container kaufen, sondern Holzmodulbau machen
und das Ganze mit der IBA kombinieren. Lasst es uns doch den Burgern zeigen: Das alles kann
man aus Holz machen. Das ist das, was ich auch mit den ganzen Sagewerksbesitzern beredet ha-
be, wo wir die gemeinsame Fachbesprechung Forst hatten. Deswegen gilt meine Zusage. Was Mi-
nisterin Kellner und Staatssekretéar Siihl die gesamte Zeit bearbeitet haben und was jetzt langsam
anfangt, die Dynamik zu entwickeln, reden Sie es nicht klein und machen Sie es nicht klein.

Meine Damen und Herren der CDU, machen Sie sich nicht kleiner als Sie sind. Sie sind Teil der
Bundesrepublik Deutschland und Thuringen ist nicht auBerhalb der Bundesrepublik Deutschland.
Lassen Sie uns wenigstens daflr sorgen, dass dieser dumme Satz: Uns ist egal, wo der Strom
herkommt, Hauptsache er kommt aus der Steckdose! — nicht von lhnen jetzt mit neuer Qualitat
Uberformt wird, sodass man sagt: Am Ende lacht sich die AfD kaputt und alle die, die sowieso ge-
gen alles sind.

Eine letzte Bemerkung: Hier in diesem Raum — schauen Sie mal, wie viele Glasscheiben hier sind
und wie viele VOgel gegen solche Glasscheiben fliegen. Ich finde, jeder tote Vogel ist einer zu viel.
Aber nur Uber tote Végel von Windkraftanlagen zu reden und von freilaufenden Katzen kein Wort,
von dem Marderhund oder vom Waschbar kein Wort,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

kein Wort von denen, die Uberall als invasive Sorten dafiir sorgen, dass Bodenbruter ihr Leben
schwergemacht kriegen, das &rgert mich. Deswegen sage ich: Ihre Form mit Windkraft umzuge-
hen, das scheint mir der Kampf gegen den Fortschritt zu sein. Das, finde ich, haben Sie nicht ver-
dient.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
Sie sollten einfach mal Vorschladge machen, die nach vorn weisen, vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Vizeprasidentin Jung:

Aufgrund der langeren Redezeit der Landesregierung erhalten jetzt alle Fraktionen noch 17 Minu-
ten. Herr Abgeordneter Fiedler, Sie haben zunachst das Wort.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, gestern war fur mich eigentlich der offiziell letzte Tag in
dem Plenum, aber ich komme noch, keine Bange. Nach der Rede des Herrn Ministerprasidenten
muss man schon einiges entgegnen. Ich finde es unansténdig, StraBenausbaubeitrdge abzuschaf-
fen und das mit dem Wald zu vergleichen. Das finde ich unanstéandig.

(Beifall CDU)
(Unruhe DIE LINKE)

Das kann man nicht miteinander vergleichen, weil die Blrger im Freistaat Thiringen — das ist eine
Katastrophe zurzeit mit dem Wald, da bin ich uneingeschrankt mit dabei — sich seit 30 Jahren aus
unterschiedlichen Griinden gegen die Beitrage wehren. Wir missen das zur Kenntnis nehmen. Ich
will die Debatte von gestern nicht wiederholen, die vermurksten Gesetze und was da alles kom-
men sollte. Da haben wir uns entschieden, kurzfristig zu sagen: Es wird so viel Geld zum Fenster
herausgeschmissen flr Molche, fir Wélfe und, was weif3 ich, was mir da einfallt ...

Vizeprasidentin Jung:

Herr Abgeordneter Fiedler, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Adams?

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Nein, heute ausgerechnet mal nicht. lch méchte mich jetzt mit dem Ministerpréasidenten auseinan-
dersetzen. Es ist einfach unredlich, diese Dinge hier so miteinander zu verquicken. Die Leute drau-
Ben haben auch ein Recht, wenn sie sich Uber Jahre, Jahrzehnte gewehrt haben, dass wir das
wahrnehmen und nicht einfach beiseiteschieben. Genauso wichtig ist es, Herr Ministerprasident,
wenn der Wald in Gefahr ist: Wir sind und bleiben das Griine Herz Deutschlands. Wir wissen, was
unser Wald wert ist. Wir haben auch dieses gemeinsame Forstamt und die ganzen Dinge erhalten.
Wir waren immer dabei und auch federfiihrend dabei. Dort sind wir sehr gut. Wir missen naturlich
auch der Anstalt Geld geben, damit sie Uberleben kann. Auch das sind solche Dinge, die wir brau-
chen.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Wer hat sie denn so schwach aus-
gestattet?)

Ach — ich will auf dieses Kleinklein Gberhaupt nicht eingehen.
(Unruhe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir sind hier auf diesem Gebiet gut aufgestellt. Jetzt haben wir eine nationale Katastrophe. Ich be-
zeichne es so. Diese nationale Katastrophe mussen wir gemeinsam I0sen. Da gibt es fur mich
Uberhaupt keine Frage, ob hier irgendwelche von Rot, Grin, Schwarz oder Blau sitzen, das ist mir
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vollkommen egal. Wer muss denn handeln? Die Landesregierung. Wer reagiert denn eigentlich in
diesem Land, mdchte ich mal wissen. Da muss sich doch wohl ...

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Na wir!)

(Zwischenruf Ramelow, Ministerprasident: Wir haben einen Gesetzentwurf, der gleich ent-
schieden wird.)

Herr Ministerprasident, ich rede zu den Dingen, die auch der verehrte Herr Ministerprasident hier
vorgetragen hat. Wir missen es jetzt endlich merken. Mike Mohring und meine Fraktion haben
schon vor langer Zeit vorgeschlagen: Holt die Bundeswehr mit ins Boot! Lange Zeit ist es liegen
geblieben, jetzt sprengen sie die ersten Baume — Gott sei Dank.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mir geht es einfach darum, man kann sich nicht hierher
stellen und jetzt das eine gegen das andere in Stellung bringen. Wir missen alle mal anpacken. Es
gab zu DDR-Zeiten auch gute Dinge — das will ich mal ganz klar sagen. Da sind die Schulen und
alle ausgeruckt in die Wéalder und haben gepflanzt. Da machen die nicht nur irgendwelche Dinge in
der Schule, sondern da gehen sie mal raus. Da sehen sie mal, wie schwer es ist, ein Loch zu
hacken, eine Pflanze dort reinzutun. Da missen wir alle Mann ran und missen auch die Oma, die
Eltern und alle mit einbeziehen.

(Beifall CDU)
Das wird ein Punkt werden, an den wir alle gemeinsam herangehen mussen.

Meine Damen und Herren, der Herr Ministerprasident ist immer so schén salbungsvoll, manchmal
denke ich, er steht prasidial Uber allem und dahinter kommt aber gleich die Linke-Truppe, bei der
man vorsichtig sein muss. Mir geht es darum: Wir haben in Thiringen schon seit langen Jahren die
Biogasanlagen, bei denen wir federfihrend sind. Wir miissen und kénnen hier ...

(Zwischenruf Abg. Muhlbauer, SPD: Deswegen hat ja auch die CDU die Bezuschussung ab-
geschafft!)

Mein Gott, nein. Also alle SPD-Leute oder CDU-Leute im Bund machen genauso viel Mist wie wir
hier. Denkt Ihr vielleicht, wenn es die eigenen sind, die etwas machen, dass ich da jubele? Das
war ein groBer Fehler. Wir missen dartber ...

17 Minuten haben wir Zeit.

(Heiterkeit DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:

Also, so viele sind es nicht. Sie haben noch 13 Minuten.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Wie viel? 13 Minuten. Damit lhr nicht unruhig werdet, Ihr kommt noch dran.

Mir geht es einfach darum, dass man die vorhandenen Dinge nutzt. Da sind wir im Land gut auf-
gestellt. Und wenn es notwendig ist, missen wir gemeinsam gen Berlin ziehen und muissen dort



68 Thiringer Landtag - 6. Wahlperiode - 157. Sitzung - 13.09.2019

(Abg. Fiedler)

etwas machen. Wenn ich dann den Ministerprasidenten hére, einmal ist es sein Freund Sdder, da
ist es sein Freund, und wenn er zu uns kommt, ist er ein bdser Bube. Der Sdder ist ein guter Mann,
man muss ihm nur zuhéren. Er versteht etwas. S6der war der Erste, der darauf eingestiegen ist,
als es um die Bienen ging.

(Beifall CDU)

Als es um die Bienen ging, war Soder der Erste, der es erkannt hat und er hat sich voll mit reinge-
kniet. Nun kénnte man viele Dinge nehmen, Herr Ministerprésident, auch der Freund Bouffier. In
Ministerprasidentenkonferenzen sitzt man nebeneinander am Kamin, schlirft vielleicht ein Bier
oder was weiB ich was. Dagegen habe ich nichts. Hat denn der Herr Ministerprasident dem Herrn
Bouffier selbst einen Brief geschrieben und hat dem gesagt: Herr Ministerprésident, wir wollen hier
diese Windrader bei uns in der Sichtachse nicht? Wir wollen das nicht. Wir bitten dringend darum,
macht es nicht. — Wir werden dennoch solche Briefe schreiben.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerprasident: Das kénnen Sie doch!)

Ja, ja, ich will nur daran erinnern. Man kann schon etwas machen. Und zu der Abstandsregelung —
ich habe manchmal so den Eindruck, dass manche sich in den Regionen Utberhaupt nicht bewe-
gen. Warum haben wir denn die vielen Gegner von Windkraft und Windkraft im Wald insbesonde-
re? Weil die eben nicht wollen, dass unser schéner Wald so zerstort wird.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Der ist schon zerstort!)

Und weil die Grundlasten und Ahnliches noch nicht da sind. Nehmt ihr denn nicht wahr, wie die
Leute um ihr Eigentum bangen, wie die um ihre Gesundheit bangen?

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Genau deswegen arbeiten wir hier!)
Das muss man doch mal deutlich machen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Finden Sie, dass das ungesund ist?)
Was ist ungesund?

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Sie haben doch gesagt, dass die
Birger um ihre Gesundheit bangen!)

Ja, klar bangen die um ihre Gesundheit, weil die Dinger so nah sind, mit den Schattenschlagen
und was weilB ich, was es da alles gibt. Naturlich ist das ungesund. Da wird auch ein Herr Rame-
low nicht wohnen wollen und ich auch nicht.

Meine Damen und Herren, ich will nur deutlich machen, hier jetzt kurz vor der Wahl hochzuziehen,
ein Gegeneinander, StraBenausbaubeitrage abschaffen und der Wald, das finde ich nicht in Ord-
nung.

(Unruhe DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
Deswegen kann ich nur sagen, so sollte es nicht gehen.

(Heiterkeit BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

(Beifall CDU)
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Vizeprasidentin Jung:

Als nachster Redner hat sich Abgeordneter Gruhner zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Gruhner, CDU:

Frau Préasidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will die Gelegenheit nutzen, auf die Ausfih-
rungen, die der Ministerpréasident auch zu dem, was wir zum Waldgesetz vorgeschlagen haben,
gemacht hat, einzugehen. Es war sehr aufschlussreich, dass er hier nach vorn gegangen ist. Das
ist ja zunachst erst mal véllig in Ordnung. Aber man kann daraus auch einige Schllisse ziehen. Ich
glaube, es ist wichtig, dass die Offentlichkeit auch erfahrt, welche Schliisse man daraus ziehen
kann. Das Erste ist, das will ich mal ganz grundsétzlich feststellen: Wir haben ja eines in dieser
Debatte sehr deutlich erlebt. Die einen stehen auf der Seite der Burger, der andere steht hier und
belehrt die Blrger, was denn richtig fur sie ist.

(Beifall CDU)

Das ist der grundsétzliche Unterschied und das ist im Ubrigen auch die grundsétzliche Richtungs-
entscheidung, um die es geht, auch im Ubrigen bei diesem Thema. Ich will das einmal sagen: Hier
ist doch deutlich geworden, was der Stil lhrer Politik ist. Da werden Burgerinitiativen als Wind-
kraftspezialisten abgekanzelt. In Wurzbach, wo ich selbst dabei war, werden die Leute abgekan-
zelt, laut, laut, lauter geht es nicht.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Das war in Hirschberg, Stefan!)

Da wird dann noch gesagt, ja, Sie standen daneben, haben nichts gesagt. Na ja, ich muss Ihnen
ganz ehrlich sagen, ich habe gelernt, dass man Leute ausreden lasst, dass man ihnen vor allem
erst mal zuhért und dass man dann verninftig mit innen spricht.

(Beifall CDU)

Der Ministerprasident dieses Landes hat einen Stil, indem er Leute vor Ort niederbrillt. Auch das
muss man an dieser Stelle mal sehr deutlich hier sagen. Das ist der Stil Ihrer Politik.

(Unruhe DIE LINKE)
(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Ich kenne das Video! Das ist Quatsch!)

Was im Ubrigen hier auch sehr deutlich geworden ist, ist, dass Sie dieses Schwarz-WeiB-Denken
gerade auch bei diesem Thema, bei der Frage der Energiepolitik, immer wieder betont haben. Sie
sagen, die Union sei gegen den Fortschritt, weil Sie in diesem Lande einfordert, dass man Wind-
kraftpolitik mit MaB und Mitte betreibt. Das ist genau dieses Schwarz-WeiB-Denken, was die Her-
ren und Damen hier driiben betreiben. Genau dieses Schwarz-WeiB3-Denken wollen wir nicht. Wir
wollen, dass wir tatsachlich auch differenziert Gber diese Fragen reden. Und Sie haben genau die-
ses Schwarz-WeiB3-Denken hier wieder deutlich gemacht.

(Beifall CDU)

Deswegen will ich lhnen eines auch sagen: Meinungsvielfalt bedeutet in diesem Land nicht, dass
man sich Ihrer Meinung anzuschlieBen hat, sondern Meinungsvielfalt bedeutet in diesem Land,
dass man differenziert die Debatten auch austrégt und genauso tun wir das hier auch.
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Vizeprasidentin Jung:

Herr Abgeordneter Gruhner, gestatten Sie eine Anfrage des Abgeordneten Adams?

Abgeordneter Gruhner, CDU:

Nein, gestatte ich nicht.

Und dann will ich Ihnen auch zu der Frage — denn Sie verlieren sich ja dann auch immer so in den
einzelnen Themen — in Wurzbach, weil ich auch der Wahlkreisabgeordnete bin, noch mal sehr
deutlich etwas sagen: Das eine ist natirlich die Frage des Stils. Dazu habe ich was gesagt. Das
andere ist die Frage, dass man sich auch in der Sache wiederum differenziert auseinandersetzt.
Wir haben das erst diese Woche im Umweltausschuss getan. Da ist eines deutlich geworden, und
das hat Ihre Regierung auch auf eine Kleine Anfrage von mir geantwortet: Bei der Flache, Uber die
wir hier reden, weil Sie hier auch wieder &hnlich wie bei der Windkraft — da zeigen Sie auf die Re-
gionalen Planungsgemeinschaften — auf die Bundesregierung zeigen, ist deutlich geworden, dass
es Ihre Regierung gewesen ist, Inr Umweltministerium gewesen ist, das diese Flache der Bundes-
regierung vorgeschlagen hat. Keiner vor Ort sagt, dass man keinen Waldumbau will, aber alle
Menschen sagen: Wir wollen nicht, dass weitere Flachen stillgelegt werden. Sie sind es gewesen,
die diese Flachen vorgeschlagen haben, und dazu sollten Sie auch stehen.

(Beifall CDU)
(Zwischenruf Ramelow, Ministerprasident)
Das hat Ihre Regierung auf eine Kleine Anfrage geantwortet.

Dann will ich Ihnen ein Zweites sagen: Dann stellen Sie sich hierhin und sagen: Wir haben der Re-
gion ja ein faires Angebot gemacht. Das ist richtig, das Umweltministerium hat ein Angebot ge-
macht, hat einen Brief an die Bundesumweltministerin geschrieben. Da haben Sie gesagt, die Fla-
che koénnte doch die Stadt Wurzbach tbernehmen. Sie haben gleichzeitig einen Brief an die Bun-
desumweltministerin geschrieben, ThiringenForst kénne das Ubernehmen. Jetzt frage ich mich:
Wessen Wort qilt in dieser Regierung eigentlich? Das des Ministerprasidenten? Das der Umwelt-
ministerin? Sie kbnnen den Menschen vor Ort ja Angebote machen, aber tun Sie es bitte mit einer
Sprache und tun Sie es bitte nicht so, wie es gerade im Moment passt.

(Beifall CDU)

Nun will ich zur Frage der Windkraft eines auch noch einmal deutlich sagen: Ich finde es abenteu-
erlich. Das kann man machen. Aber Sie haben ja hier davon gesprochen: Wer macht sich grof3,
wer macht sich klein? Ich glaube, Sie machen sich klein, wenn Sie als Beweis oder als Bestatigung
Ihrer Politik immer andere Regierungen zitieren mussen. Da sind es einmal die Hessen, da sind es
einmal die Bayern. Wissen Sie was: Wir machen Politik fir Thiringen in diesem Haus. Und deswe-
gen gehen wir auch unseren Thiringer Weg. Man kann das doch in der Frage der Energiepolitik
auch ganz grundséatzlich begrinden, denn es geht doch immer darum, dass derjenige das tut, was
er am besten kann.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Ist der Herr Gruhner jetzt Fraktionsvorsitzender ge-
worden?)
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Und da gibt es Bundeslander im Norden, die selbstverstandlich geeignet sind, im groBen MaBe
auch Windkraft zu betreiben, weil dort Windhoffigkeit herrscht. Aber dass das nun einmal in einer
Mittelgebirgslandschaft anders ist, das muss man doch einfach mal zur Kenntnis nehmen.

(Beifall CDU)

Deswegen hat das nichts damit zu tun, dass die Union in irgendeiner Art und Weise in dieser Bun-
desrepublik inkonsistente Politik macht. Nein, es hat etwas damit zu tun, dass es selbstbewusste
Lander in dieser Bundesrepublik Deutschland gibt, die nach dem féderalen Prinzip eine Politik ma-
chen, die zum jeweiligen Lande passt. Und deswegen machen wir Vorschléage hier fur Tharingen.
Das ist der Punkt.

(Heiterkeit DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Herr Gruhner, Herr Gruhner, Herr Gruhner, das ist ja
schon peinlich!)

Dann will ich Ihnen auch noch einmal sagen, weil Sie auch die Frage der Verantwortung der CDU-
Landréate wieder einfach so weggewischt haben: Fakt ist doch eins, lhre Koalition ist es hier gewe-
sen, die ein Klimagesetz verabschiedet hat,

(Zwischenruf Abg. Dittes: DIE LINKE: Ein Klimaschutzgesetz!)

ein Klimagesetz, wo drinsteht, 1 Prozent der Landesflache wird mit Windenergie belegt. Das haben
Sie beschlossen. Jetzt frage ich Sie: Gelten lhre Gesetze oder gelten sie nicht? Gelten Ihre Ge-
setze fur CDU-Landrate oder gelten sie nicht? Ich glaube, im Rechtsstaat gelten diese Gesetze
auch fir CDU-Landréte.

(Beifall CDU)
(Unruhe DIE LINKE)

Die logische Folge ist doch, dass sich Regionale Planungsgemeinschaften hinsetzen und nach
MaBgabe der Gesetze, die Sie beschlossen haben, auch handeln missen. Aber da kann man sich
doch am Ende nicht hinstellen und sagen: Es sind die CDU-Landréte, die in diesem Land dafir
verantwortlich sind, dass Windkraftflichen ausgewiesen werden, die die Burger nicht wollen. Die
Ursache liegt in Ihrer Politik. Dazu missen Sie stehen, aber zeigen Sie nicht immer auf andere.
Hoéren Sie vor allem auf, CDU-Landrate einfach vorzuschieben. Die héren sich die Birgerinitiativen
an. Sie sagen einfach, das sind Windkraftspezialisten, oder schreiben Sie im anderen Falle nieder.
Das ist der Unterschied in diesem Land

(Beifall CDU)
(Unruhe DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
und den werden wir im Ubrigen auch in den ndchsten Wochen deutlich machen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Sie férdern ja diese Blirgerinitiativen
unrechtmaBig!)
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Deswegen ist es doch gut, dass Sie noch einmal hier nach vorne gegangen sind, dass in der Fra-
ge der Windkraftpolitik sehr deutlich geworden ist, dass es um eine Richtungsentscheidung geht.
Aber — und das ist doch noch die viel wichtigere Frage —, die viel wichtigere Frage ist ...

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Inkompetent, Gberheblich!)

Vizeprasidentin Jung:

Herr Abgeordneter Harzer!

Abgeordneter Gruhner, CDU:

Die viel wichtigere Frage ist doch tatsachlich, dass es um eine Richtungsentscheidung um den po-
litischen Stil in diesem Lande geht. Und da sage ich noch einmal: Die einen héren den Birgern zu,
sie nehmen das auf und versuchen dann, differenziert und maBvoll Politik zu machen; die anderen
stellen sich hin und belehren dieses Land. Und das wird auch die Debatte der ndchsten Wochen
sein.

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Jung:

Es gibt jetzt weitere Wortmeldungen. Zuné&chst hat Abgeordneter Kummer, Fraktion Die Linke, das
Wort.

Ich méchte nur noch einmal erinnern, dass wir zum Waldgesetz die Diskussion haben.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Vielen Dank, Frau Prasidentin, fir den Hinweis.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Ministerprasident hat vorhin eine Rede gehalten,
und Herr Gruhner geht vor und empfiehlt, sich doch nicht die Rede des Ministerprasidenten anzu-
héren, sondern eher, welche Schliisse — wie er meint — man daraus ziehen kénnte. Das finde ich
schon ein sehr spannendes Vorgehen.

Ich méchte mal zum Waldgesetz zurickkommen. Ein Gesetz, in das man schreibt, dass es im
Tharinger Wald in Zukunft ausreichend regnen sollte, kann leider niemand schreiben. Wenn man
sich die Situation drauBen anguckt — ich fahre jeden Tag 100 Kilometer auf der Autobahn hierher
und ich sehe jeden Tag, wie die braunen Flecken im Wald links und rechts der StraBe zuneh-
men —, wenn man merkt, wie das an den eigenen Nerven zerrt, wenn man auch noch eigenen
Wald hat und raus kommt und ein Baum, der vor 14 Tagen noch ganz normal griin ausgesehen
hat, steht dann tot da, dann hat man Angst, wie die ganze Geschichte weitergeht. Das macht mehr
mit uns, als dass wir irgendwo einen wirtschaftlichen Verlust haben — es ist eine Frage der Exis-
tenz.

Wir haben versucht, einen Gesetzentwurf vorzulegen, wo wir den Umgang mit dieser Problematik
so weit, wie wir das jetzt Gberschauen konnten, regeln wollen. Von der Frage, wie kdnnen wir den
Forstschutz besser umsetzen, dort, wo sich niemand darum kimmert, Uber die Frage, wie kommt
es zu einer Wiederbewaldung. Da reden wir nicht von Schnellschiissen, sondern da reden wir da-
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von, wie kénnen wir Wald auf Flachen, die es uns in Anbetracht der Trockenheit ausgesprochen
schwermachen werden, wieder bewaldet zu werden, sichern. Da werden wir viele Wege gehen
mussen, da werden wir vielleicht auch den Weg der Bewésserung gehen mussen. Da wird der
Weg des Séens oft ein viel besserer sein als der des Pflanzens, denn das Saatgut sucht sich den
Zeitpunkt aus, der geeignet ist, dass es hochkommt. Und da habe ich nicht vorher bei dem Baum
die Feinwurzeln abgerissen und setzte ihn dann in eine trockene Erde rein. Es wird dort viele
Schwierigkeiten geben. Aber wir durfen eins nicht machen: Wir durfen nicht vor lauter Populismus
und vor lauter ,wir missen jetzt ganz schnell alles machen® losrennen und Fehler der Vergangen-
heit wiederholen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wenn ich von Fehlern der Vergangenheit rede: Wir hatten solche Situationen in Thiringen schon
Ofter, vielleicht nicht in dem Ausmaf wie jetzt. Aber am Ende der 40er-Jahre, nach dem Zweiten
Weltkrieg gab es schon mal eine Kéferkatastrophe, wo unsere Vorfahren versucht haben, den
Wald zu retten in einer Zeit groBter Not. Die hatten einen Vorteil: Der Holzpreis ist damals nicht
den Bach runtergegangen, weil man nach dem Krieg das Holz dringend zum Bauen gebraucht hat.
Damit hatten sie Geld, um was zu machen. Aber natlrlich haben die geguckt: Wo kann ich denn
Baume herbekommen? Die haben die Pflanzen von der Kuste geholt. Deshalb haben wir heute
Fichten, die nicht geeignet sind. Es war der Not geschuldet.

Aber heute missen wir uns doch die Zeit nehmen, die richtigen Herkunfte, die richtigen Pflanzen
auf die Flache zu bringen. Und wenn ich das tue und wenn ich sage, ich brauche in Anbetracht
dessen, dass ich nicht wei3, welche Baumart verreckt mir nachstes Jahr, eine Vielzahl von
Baumarten, damit ich am Ende den Waldstatus erhalte. Dann muss auch die Jagd passen, liebe
Kolleginnen und Kollegen von der AfD, weil das Wild sich naturlich auf den Flachen zuerst mal die
seltenen Baumarten raussucht. Das ist wie bei uns, wir wollen auch nicht jeden Tag Brot essen,
wir wollen auch mal ein Stiickchen Schokolade. Von der Seite her miissen wir die seltenen Pflan-
zen, die wir in der Mischung brauchen, besonders schiitzen. Daflr braucht es bei den Kalamitats-
flachen eine andere Bejagung, deshalb steht das hier so drin, deshalb mussen wir hier was tun.

Die Frage, wenn was mit dem Forstmann passiert. Wir haben die Rettungspunkte hier neu gere-
gelt. Die Frage bei der Nutzung von Wegen, dass hier drin steht, dass, wenn eine forstwirtschaftli-
che MaBnahme stattfindet, der Weg nicht durch andere gesellschaftliche Nutzungen zu nutzen ist
— durch Reiten, durch Radfahren, durch anderes. Die Frage der Vorsicht und gegenseitigen Ruck-
sichtnahme hier zu verankern, die Frage der Verkehrssicherungspflichten hier rauszunehmen, all
das haben wir getan und wir haben eben — wie gesagt — auch etwas gemacht. Ich kann keinen
Waldbesitzer davor schitzen, dass andere gesellschaftliche Interessengruppen Wege dort nutzen.
Sie machen es, ob wir es verbieten oder nicht. Aber ich kann sagen: Dort, wo es besonders pas-
siert, lassen wir euch nicht allein mit den Kosten, wir geben euch was fiir die Unterhaltung. Das tun
wir hier. All das haben wir versucht, zu beschreiben und einen wirklich guten Weg zu finden und
das sollte man nicht kleinreden.

Ich gehe mal davon aus, in Anbetracht der Katastrophe und ihres Fortschreitens wird es nicht die
letzte Anderung des Waldgesetzes sein. Ich weiB nicht, was in der nachsten Legislatur alles noch
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an Dingen notwendig wird. Wir haben Geld geordnet — die Landesregierung hat es angesprochen.
Im Moment ist in Planung 7,50 Euro Aufarbeitungshilfe, aktuell gibt es 5 Euro Aufarbeitungshilfe fur
einen Festmeter Kalamitatsholz. Wenn die Holzpreise noch weiter runter gehen — und das sieht far
das né&chste Jahr so aus — werden wir hier nachregeln missen. Das wird der nachste Landtag kla-
ren missen, weil wir kdnnen die Waldbesitzer nicht mit dem Forstschutz allein stehenlassen. Wir
haben Strukturen, die wir mihevoll geschaffen haben, die viel zu klein sind, die nicht die nétige Ef-
fizienz haben schon im Normalfall, aber die uns helfen, Wald zu bewirtschaften in dieser Zersplit-
tertheit des Waldes, wie er vorhin beschrieben wurde. Diese Strukturen werden wir retten missen,
weil in Anbetracht eines Versagens des Holzmarkts das nétige Geld nicht reinkommt, dass sich die
Strukturen selbst erhalten kénnen, dass die ihr Personal weiter finanzieren kénnen. Auch das ist in
Arbeit, da gibt es demnéchst eine neue Forderrichtlinie. All das ist doch angefasst. Dann sollten wir
hier nicht vor lauter Wahlkampf versuchen, uns gegenseitig zu erkléren, dass wir alle zu bléd sind.

Meine Damen und Herren, noch zu ein paar anderen Punkten, die angesprochen worden sind. Zur
Frage ,Stilllegung“: Ich bin ausgesprochen froh, dass es in dieser Legislatur gelungen ist — im Ge-
gensatz zu dem, was in der letzten Legislatur vereinbart wurde —, dass die nationalen Naturerbe-
flachen des Bundes in die Stilllegungskulisse vollstandig reinkamen, dass es also nicht der Lan-
deswald Thuringens — unser groBtes Vermogen, das wir haben — allein ist, der die Stilllegung tra-
gen muss, sondern dass sich der Bund beteiligt, der die Stilllegungsverpflichtung auf den Weg ge-
bracht hat. Jetzt sagt die Bundesregierung, die ja von der CDU mitgetragen wird, okay, wir haben
ein Biodiversitatsziel, es sollen in Zukunft 2 Prozent der Landesflache des Bundes sein. Da reichen
die 26.000 Hektar nicht. Da reden wir namlich irgendwie von 36.000 Hektar in Thuringen. Jetzt
sagt der Bund, wir geben den Landern noch mal nationale Naturerbeflachen, die sie in der Hinsicht
— 2 Prozent Stilllegungsziel — nutzen kénnen. Da hat der Freistaat Thuringen gesagt, ist okay, neh-
men wir, weil ansonsten missen wir es wieder aus dem Staatswald tragen. Und dann wird uns ge-
sagt, das hier ist Handeln unserer Landesregierung?

Wie das stillgelegt wird: Am liebsten wére es mir, der Bundesforst wirde es selbst machen, weil
ich die Vertragsgestaltung bei der Deutschen Bundesstiftung Umwelt gesehen habe. Wenn man
Gewinne macht, flieBen sie an den Bund, wenn man Verluste macht, behalt man sie selbst, und
wenn man vielleicht noch eine Altlast auf der Flache findet, ist man selbst verantwortlich und nicht
der Bund. Das sind die Vertrage, die die BVVG denjenigen, die Wald oder Feld kaufen wollen, die
ganze Zeit unterjubelt. Den Bund interessiert offensichtlich relativ wenig, wie seine eigenen Ge-
setze in der Hinsicht sind. Also von der Seite her kann ich gut damit leben, wenn der Bundesforst
selbst diese Stilllegung durchfiihrt. Es ist im Regelfall mit Kosten verbunden. Die MaBnahmen, die
in Wurzbach in dem Wald jetzt im Rahmen der Abwehr von Schadinsekten durchzufuhren sind,
sind nicht kostendeckend — da brauchen wir uns nichts vorzumachen. Wer den Wald tGbernimmt,
wird Kosten tragen mussen.

Meine Damen und Herren, noch ein Satz zu der Frage ,Windkraft, Verantwortung CDU-Landréate
— weil vorhin Naturparke angesprochen worden sind —: Wenn Herr Landrat Krebs, der zuféllig Chef
eines Abfallwirtschaftszweckverbands ist, als Chef des Abfallwirtschaftszweckverbands beantragt,
dass die Deponie Mihla aus dem Naturpark Eichsfeld-Hainich-Werratal herausgenommen wird,
weil er dort gern noch eine Windkraftanlage errichten méchte ...
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(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Und das Umweltministerium hat schnell, schnell Ja gesagt!)

Ja, Frau Tasch, ich sage doch nur, dann ist das auch ein Handeln von CDU. Auch dort muss ich
sagen, na klar, da eine Deponie an sich kein Schutzgut im Sinne des Naturschutzes ist.

(Beifall DIE LINKE)

Aber eins ist doch fakt: Auch wenn diese Flache aus dem Naturpark herauskommt, muss bei der
Abwagung betrachtet werden, ob der Uhu, der in der Nahe brutet, nicht durch das Vorhaben der
Errichtung der Windkraftanlage gefahrdet wird, weil, wenn er dadurch gefahrdet wird, kann die
Windkraftanlage nicht gebaut werden. Da sind wir ganz normal im Naturschutzrecht, und das ist
auch gut so, meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE)

Ich will am Ende noch eins machen: Ich méchte all denjenigen danken, die sich in einer Zeit, wo
man als Waldbesitzer eigentlich keine Zeit hat, sich mit gesetzlichen Regelungen zu beschéftigen,
trotzdem in die Debatte eingebracht haben,

(Beifall DIE LINKE)

auch unseren Gésten auf der Tribline, und hier gute Vorschldge gemacht haben. Wir haben uns
viel Muhe gegeben und viele Dinge bericksichtigt, die an uns herangetragen worden sind. Das
sieht man an der Beschlussempfehlung, die sehr umfangreich ist. Ich wiinsche dem Gesetz einen
guten Erfolg und hoffe, dort, wo die eine oder andere Sache noch nachgeschérft werden muss,
wird das mit Weisheit in der nédchsten Legislatur auf den Weg gebracht. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:

Als nachster Redner hat sich Abgeordneter Adams, Fraktion Blindnis 90/Die Griinen, zu Wort ge-
meldet.

Abgeordneter Adams, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren, ich méchte gern auf die
Redebeitrage von Herrn Fiedler und Herrn Gruhner eingehen und auch meine Fragen stellen, die
ja beide leider nicht zugelassen haben.

Erlauben Sie mir, Herr Gruhner, dass ich mit einer Beobachtung beginne. Sie haben dem Minister-
préasidenten vorgeworfen, er wirde Leute in der Debatte niederschreien und belehren. Meine Be-
obachtung war, dass Sie hier sehr laut gesprochen haben

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

und dass lhr rechter Arm und auch manchmal lhr linker Arm die belehrenden Bewegungen ge-
macht haben.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Vielleicht Uberprufen Sie das, bevor Sie anderen Leuten so etwas vorwerfen.
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Dann war eine zweite Sache bemerkenswert: Sie haben zur Auseinandersetzung um Windkraft
und MafB und Mittel bei der Windkraft immer von einer Veranstaltung, einem Treffen in Wurzbach
gesprochen. Ich habe mich gewundert und gefragt, warum Sie nicht lhre aktuelle Veranstaltung in
Ruckersdorf hier noch einmal benannt haben.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wenn mir richtig berichtet wurde, haben Sie als CDU-Fraktion einen der Referenten gebeten, doch
endlich aufzuhéren, weil das fir Sie vom unterirdischen Niveau her auch nicht mehr tragbar war.
Meine sehr verehrten Damen und Herren, |hr Plakat zum Thema ,Schluss mit der Windkraft“ oder
wie Sie es nennen ,Schluss mit dem Windradwahnsinn“ kann ich nur an dieser Stelle kommentie-
ren und sagen: Schluss mit diesem puren Populismus, den Sie hier machen.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Windkraftanlagen sind Infrastrukturanlagen. Wenn Infrastrukturanlagen gebaut werden sollen —
das war bei jedem Meter Autobahn, bei jeder StraBe, bei jeder Briicke und auch bei einer ICE-
Strecke immer so — wenn man so etwas bauen will, wenn man weiB, dass man das flir eine indus-
trielle Weiterentwicklung Thuringens braucht, dann muss dafir werben. Dann muss man uberle-
gen, wie man das vertraglich fir Menschen vor Ort machen kann.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Das habt ihr ja bei der Autobahn gemacht!)

Man darf und sollte sich nicht hinstellen und populistisch ausnutzen, dass die Leute einen Groll im
Bauch haben, sondern man muss, wenn man mal wieder Regierungspartei werden will und wenn
man sachlich argumentieren will, doch auf den Punkt kommen: Was ist denn das Problem? Man
sollte nicht so wie Kollege Fiedler den Menschen auch noch weiterhin einreden, dass sie krank
werden von einer nahestehenden Windkraftanlage. Das sind Verschwdrungstheorien. Das ist wis-
senschaftlich nicht haltbar.

(Heiterkeit CDU)

Es ware gut, wenn die CDU-Fraktion zu einer solchen Sachlichkeit zurickkommen wirde. Sach-
lichkeit ware auch beim Ausruf von Herrn Gruhner wichtig gewesen, als er gesagt hat, dass er na-
mens der CDU-Fraktion und der CDU in Thuringen MaB und Mitte beim Ausbau der Windenergie
fordern wirde. Was ist MaBB und Mitte, meine sehr verehrten Damen und Herren, vor dem Hinter-
grund, dass wahrend Ihrer Regierungszeit 750 Windkraftanlagen gebaut wurden und wahrend die-
ser Legislatur — unter Berlcksichtigung der Windkraftzertifikate, die durch das Umweltministerium
vergeben werden und der harten Richtlinien aus dem TMIL, die ndmlich dem Windenergieerlass
entsprechen — nur 150 gebaut wurden. Wer hélt hier MaB und Mitte? Das ist ja wohl diese Landes-
regierung, die MaB und Mitte halt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Sie scheinen gar nicht zu wissen, dass Regionalplane fort-
geschrieben werden!)

Es ist diese Landesregierung, die erstmals Regeln aufgestellt hat, um das MaB-und-Mitte-Verlieren
der CDU einzuddmmen. Der Ministerprasident ist darauf auch eingegangen, es gehért zu den
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grausamen Wahrheiten, die Sie nicht héren wollen, dass es ein CDU-Infrastrukturminister war, der
die Windkraftanlagen in die Nahe der Wartburg stellen wollte. Es war lhr damaliger Infrastrukturmi-
nister, der das auf den Weg gebracht hat. Da schweigen Sie jetzt. Da sind Sie jetzt bedruckt, aber
diesem Punkt muss man sich stellen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

Lieber Kollege Fiedler, ich hatte Sie gern gefragt, als Sie hier von den StraBenausbaubeitragen
noch einmal gesprochen haben, warum Sie lhren duften Vorschlag, den Sie nach der Debatte und
nach der Beschlussfassung angebracht haben, nicht einfach vor 8 Wochen eingebracht haben.
Dann hétten wir ihn anhéren und darlber diskutieren kdnnen. Dann hatten wir uns parlamentarisch
damit auseinandersetzen kénnen. Die Menschen im Land und der Gemeinde- und Stadtebund und
der Landesrechnungshof hatten dazu Stellung nehmen kénnen. Warum weicht diese CDU-Frak-
tion der demokratischen Debatte aus? Das erschuttert mich. Oder ist es nicht einfach ein schnell
erdachter, ad-hoc-Wahlkampfgag gewesen, den Sie hier gestern serviert haben? Das wére scha-
big. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:

Aus der Fraktion Die Linke gibt es eine weitere Wortmeldung. Herr Abgeordneter Harzer.

Abgeordneter Harzer, DIE LINKE:

Werte Frau Présidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen der demokratischen Fraktionen, eigentlich
geht es ja um Wald, wir reden Uber das Waldgesetz. Die CDU versucht es wie gestern nachtrag-
lich auBerhalb des Plenums bei StraBenausbaubeitragen, dieses Waldgesetz hier auf ein Wahl-
kampfthema zu Ihrem Windwahnsinn oder wie Sie es auch immer auf lhren Plakaten nennen —
Windkraftwahnsinn nennen Sie es, aber ich nenne es Windwahlwahnsinn — zu reduzieren.

Herr Gruhner stellt sich hierhin und behauptet Sachen, die einfach nicht haltbar sind. Er redet da-
von: Wir wollen eine Politik, eine Windrataufstellpolitik mit MaB und Mitte. Ich sage lhnen was, Herr
Gruhner: Erstens wollen Sie Wind im Wald verbieten.

(Beifall CDU)
Damit fallt ein Drittel von Thiuringen weg. Sie wollen die 10H-Regelung in Thiringen einfihren.
(Zwischenruf Abg. Malsch, CDU: Jawohl!)

Damit fallen Zweidrittel von Thiuringen weg. Wenn ein Drittel und zwei Drittel weg sind, was bleibt
denn dann noch Ubrig? Nichts mehr.

(Unruhe CDU)
Dann wollen Sie als Drittes die Privilegierung im Baugesetzbuch aufheben.
(Beifall CDU)

Dann bleibt in Deutschland nichts mehr Ubrig. Ich frage mich, wo wir dann noch die Windrader hin-
stellen wollen. Wollen wir sie dann tatsachlich auf den Markiplatz stellen? Wollen wir sie auf das
Dach vom Landtag stellen, damit noch Strom erzeugt werden soll?
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(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Es geht um gleichberechtigte Planung!)

Sie mlssen mal, liebe CDU-Fraktion und lieber Herr Gruhner, dartiiber nachdenken, dass Thrin-
gen nach wie vor die Halfte seines Stroms von auBen bezieht. Diese Halfte des Stroms, den Thu-
ringen von auB3en bezieht, kommt in der Regel aus Sachsen-Anhalt. Es ergibt sich einfach aus den
Stromleitungen. In Sachsen-Anhalt stehen die Braunkohlekraftwerke. Es ist also sehr sauberer
Strom, den wir wahrscheinlich bekommen, sehr mit CO, angereichert. Wir missen doch endlich
mal was tun, um das zu beenden.

(Zwischenruf Abg. Gruhner, CDU: Haben Sie schon mal etwas vom Kohleausstieg gehoért?)

Es sind Milliarden, die wir jedes Jahr dort an Wertschépfung verschenken, die wir in Thiringen hal-
ten konnten.

(Unruhe CDU)

Das Néachste ist, lieber Herr Gruhner, héren Sie doch einfach mal zu, vielleicht lernen Sie ja noch
was — auch Politikwissenschaftler kbnnen mal von einem Ingenieur vielleicht noch was lernen und
von einem Blrgermeister, der mal Waldbesitzer war, der dann namlich der zweitgr6B8te Waldbesit-
zer in Thuringen und der entsprechend Waldumbau betrieben hat: Es ist nun mal so, wir verlieren
Wald, weil wir Uber das Waldgesetz reden. Und wir verlieren Wald in Gr6Benordnungen und wir
haben Waldbesitzer, die in den ndchsten 30/40 Jahren keine Einnahmen haben, weil der Wald ein-
fach weg ist, weil das Holz, das Uber Jahrzehnte aufgebaut worden ist, das Uber Jahrzehnte halten
sollte und Einnahmen bringen sollte, weg ist. Die Leute kriegen jetzt auch nicht die Einnahmen,
dass die fir 30 oder 40 Jahre reichen. Wollen wir die Leute enteignen, indem wir sagen, ihr darft
das Waldgrundstick nicht nutzen, indem ihr vielleicht dort eine Windkraftanlage hinsetzt, mit der
ihr Geld verdienen kénnt, um euren Wald wieder aufzubauen?

(Beifall DIE LINKE)

Und wenn Sie anfangen mit lnrem Wald, dass dort 85.000 — das stand ja auch in der Bild-Zeitung,
es sind ja nur 85.000 Quadratmeter, es sind ja nur 230 Hektar, und 85.000 Quadratmeter holzen
wir da fur Windanlagen ab, dann muss man das aber in Relation setzen, 85.000 Quadratmeter
sind 8,5 Hektar. Bei 230 Hektar Gesamtflache ist das relativ wenig. Von der Warte aus mussen wir
das alles naturlich in Relation und im Gesamtzusammenhang mit der Energiepolitik im Bund, mit
der Energiepolitik in Thiringen sehen und missen auch sehen, was wir in Thiringen wollen. Ich
sage ihnen, wir wollen in Thiringen eine saubere Energie, dazu gibt es entsprechende gesetzliche
Festlegungen. Diese gesetzlichen Festlegungen sind auch im Klimagesetz, nattrlich auch mit dem
einen Prozent, und die wird untersetzt durch die Energie- und Klimaschutzstrategie der Landesre-
gierung, die wir hier im Hause noch diskutieren, und mit IMPAKT Il zu den Klimafolgen. Das alles
ist vorhanden und das soll auch dazu fuhren, dass wir in Thuringen 2040 klimaneutral Strom bezie-
hen, also bilanziell zu 100 Prozent erneuerbaren Energien. Und ich frage mich einfach, auch die
liebe CDU: Wo wollen Sie denn den Strom herkriegen, wenn wir den in Thiringen nicht selbst er-
zeugen kdnnen? Weil nach Ihren Planen missen selbst die Anlagen, die jetzt stehen, alle wieder
abgebaut werden und dirfen nicht weiterbetrieben werden. Und dann machen wir Strom auf dem
Laufrad, wir setzen uns auf ein Fahrrad, wenn wir fernsehen wollen, wenn die Heizung betrieben
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werden soll, muss einer leiern. Oder was machen wir? Oder wir fihren die alten Schwerkrafthei-
zungen aus DDR-Zeiten wieder ein. Das sind alles Punkte, die nicht so funktionieren und Uber die
wir nattrlich auch reden missen, wenn man uber Energiepolitik und wenn man entsprechend tber
Wald und Wind redet.

Und wenn Sie lhre CDU-Landrate wieder verteidigen, Herr Gruhner, dann empfehle ich lhnen mal,
das Débel-Gutachten anzuschauen, das Gutachten der Landesregierung, das von lhrem ehemali-
gen Minister und Mitstreiter Christian Carius in Auftrag gegeben und von uns erweitert worden ist.
Wenn sich die regionalen Planungsgemeinschaften an dieses Ddbel-Gutachten gehalten héatten
und hatten nicht 50.000 Euro rausgeschmissen und ein eigenes Gutachten gemacht, was nicht
notwendig ist, waren ganz andere Flachen — und nicht die Flache, Uber die wir uns heute streiten,
die teilweise schitzenswert sind —, diskutiert worden und sie hatten dort natdrlich auch vernlnftige
Ergebnisse erzielen kénnen. Ich behaupte nach wie vor, die CDU-Landréte haben hier bewusst
solche Geschichten gemacht, um heute diese Debatte namlich zu befeuern, die Sie hier fiihren,
um zu sagen: Rot-Rot-Grln kann es nicht, Rot-Rot-Griin macht es nicht. Das, was Sie hier heute
abgeliefert haben, liebe CDU-Fraktion, lieber Herr Gruhner und liebe Mitglieder dieser Fraktion, ist
Uberheblich, fachlich inkompetent und anmaBend. Es ist einfach peinlich und man muss sich dafur
entschuldigen, man muss sich sogar bei lhrer Bundeskanzlerin daflir entschuldigen, dass sie sol-
che Mitglieder hier in Tharingen hat. Danke schon.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Das ist ja eine Frechheit!)

Vizeprasidentin Jung:

Es liegt mir jetzt noch eine Wortmeldung vor, Herr Abgeordneter Kobelt, Fraktion Bundnis 90/Die
Grunen.

Abgeordneter Kobelt, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Sehr geehrte Frau Préasidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, ich méchte doch noch
mal zu zwei, drei Sachen etwas sagen, was von der CDU behauptet wird. Mich &rgert auch so ein
bisschen diese Naturschutzpolitik auf Raten: Wo es mal in ein Politikfeld hineinpasst, da ist man
der gréBte Naturschitzer, und ansonsten

(Beifall DIE LINKE)
(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Das ist ja eine Frechheit!)

— ja, Sie sagen es, es ist eine Frechheit, ich werde es Ihnen aber auch gleich darstellen. Zum Bei-
spiel —

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Sie Artenschutzer!)

Frau Tasch, weil Sie es gerade sagen: lhnen glaube ich das auch, lhnen glaube ich das auch per-
sonlich. Wir arbeiten im Umweltausschuss schon lange zusammen und wenn Sie sich zum Bei-
spiel fur Vogelschutz einsetzen, dann glaube ich Ihnen das, weil Sie das mit Herzblut machen und
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auch in einer Konsequenz in allen Bereichen, nicht nur wenn es um Wind geht, sondern auch in
den anderen Naturschutzbereichen.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Ja, naturlich!)

Aber ich muss ehrlich sagen: Wenn ich andere Redebeitrdge gehdrt habe, zum Beispiel die von
Herrn Gruhner, der jetzt gesagt hat, die CDU ist fur Vogelschutz, weil sie gegen Windrader ist,
dann habe ich mir jetzt mal die Zahlen rausgesucht. Herr Ministerprésident Bodo Ramelow hat es
auch schon angedeutet: Natirlich sterben Végel in Windréadern, es ist ein technisches Bauwerk, da
sterben Végel. Das ist nicht schén, das ist traurig, das sind 100.000 Végel im Jahr in Deutschland.
Aber Sie vergessen, dass in allen InfrastrukturmaBnahmen, die Sie wie selbstversténdlich hinneh-
men, das Gleiche passiert und in einem ganz anderen MaBstab: an Glasscheiben an Gebauden
20 Millionen Végel pro Jahr, im Pkw-Verkehr 20 Millionen Végel und durch Katzen ungeféhr — das
kann man nicht ganz genau sagen — 20 bis 50 Millionen.

(Unruhe CDU)

Jetzt sind wir beim Vogelsterben. Wenn Sie sich gegen das Vogelsterben engagieren wirden, hét-
ten Sie durch lhre MaBnahmen,

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Wie viele sterben denn durch Luftballons?)

wenn Sie alle Windréder abschaffen wiirden, einen Einfluss auf 0,05 Prozent des Vogelsterbens.
Sich da jetzt an die Spitze der Naturschitzer, der Vogelschitzer zu stellen, finde ich sehr unredlich
und finde ich auch nicht richtig.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Und wo sind Sie denn, meine sehr geehrten Damen und Herren, wo sind Sie denn, wenn es um
Biolandwirtschaft geht, um den Ausbau von Solaranlagen, um die Solarindustrie und die erneuer-
baren Energien, die Sie runtergewirtschaftet haben? Wo sind Sie denn beim Gentechnikverbot,
beim Kampf gegen Insektensterben, gegen Pestizide, Glyphosat oder gegen die Luftverschmut-
zung oder die Schéaden in Weltmeeren durch Ol und durch Plastik oder durch Luftverschmutzung
durch Kohleanlagen? Wo sind Sie denn da als sogenannte Naturschitzer? Da sind Sie namlich
nicht da, Sie picken es sich nur raus, wenn es lhnen gerade passt.

(Beifall DIE LINKE)
(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Sie schlieBen von sich auf andere!)

Und jetzt, da Sie das genannt haben — es ging ja nicht unbedingt um Wald, sondern nur teilwei-
se —, mochte ich noch mal auf den Wald zurlickkommen. Beim Wald ist es auch ahnlich. Jetzt sa-
gen Sie, Sie wollen den Wald 6kologischer und wollen den Wald retten. Aber Sie haben doch in
den letzten 25 Jahren daflr gesorgt, dass der Wald aus der Sichtweise von Wirtschaftsbilanzen
und von Personaleinsparungen gesehen wurde, dass gerade die Waldnutzung, die Waldbewirt-
schaftung hdchste Prioritét hatte. Sie haben doch ThiringenForst durch die ganzen SparmafBnah-
men dazu gebracht, dass sie extrem auf Wirtschaftlichkeit getrimmt wurden. Das kann man ihnen
ja noch nicht mal vorwerfen, schon gar nicht den Forstern oder den Waldbesitzern. Aber Sie haben
mit lhrer Sparpolitik dafiir gesorgt und das mussen Sie sich dann auch vorwerfen lassen.
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Jetzt hoffe ich, dass Sie das auch erkannt haben — in Ihren Redebeitrdgen habe ich es noch nicht
gehdrt —, es gibt jetzt andere Prioritdten. Es wird darum gehen: Waldrettung vor Waldnutzung. Da
werden wir auch in der Koalition streiten, ob es nur darum geht, Bdume anzupflanzen oder ob es
um eine Bewirtschaftung geht, ob es um Investitionen fir andere Gerate fur bodenschonende
MaBnahmen geht, auch darum, Rickegassenabstande zu vergréBern, um auch eine Einzelbaum-
nutzung oder um die Bewirtschaftung der Wélder. Dafir werden wir hart streiten. Aber wir werden
eines nicht machen: Wir werden nicht das erzahlen und auch nicht unsere Koalitionspartner SPD
und Linke werden nicht das erzahlen, wie Sie vor funf Jahren oder zehn Jahren das Gegenteil be-
hauptet haben. Das machen Sie gerade im Waldbereich.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir werden uns zusammensetzen in der neuen Koalition und werden fir den Wald eine gute L6-
sung finden.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir werden als Grune darauf achten, dass es nachhaltig ist und dass es klimaresistente Walder
sind. Aber das Gute ist — und das mdchte ich hier ganz deutlich sagen —, im Gegensatz zu lhren
Koalitionen, die Sie gebildet haben, die in Streit und Beleidigungen geendet haben, werden wir ge-
meinsam im Wald zu dritt weiter an einem Strang ziehen und werden fir einen klimaresistenten
und naturnahen Wald sorgen und das nicht nur durch das Waldgesetz, womit wir heute den ersten
Schritt gemacht haben, sondern auch durch weitere Beschlisse. Dafur bitte ich um Unterstitzung.
Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:
Als nachste Rednerin hat Abgeordnete Muhlbauer, Fraktion der SPD, das Wort.

Abgeordnete Miihlbauer, SPD:

Sehr geehrte Damen und Herren, werte Kolleginnen und Kollegen, also eines ist heute hier wirklich
unter Beweis gestellt worden: Wir missen ernsthaft dariiber nachdenken, ob der Freistaat Thurin-
gen eine Schauspielschule braucht, bei so vielen Talenten, die wir heute hier im Raum haben. Ich
denke, da gehen unsere Sorgen verloren, die sind unglaublich

(Beifall und Heiterkeit DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
und da muss wirklich der eine oder andere noch mal intensiver geférdert werden.

Also Herr Gruhner, ich bin ja auch eine von der Ingenieursriege hier aus der Front — Entschuldi-
gung Ingenieurinnenriege, verzeihen Sie mir bitte diesen kleinen Fehler.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Also in der letzten Legislatur, die bis 2014 ging, woran, glaube ich, die CDU auch maBgeblich be-
teiligt war, haben wir 80 Prozent der Windkraftanlagen in Thiringen gebaut. Ich will jetzt bloB Zah-
len, Daten, Fakten.
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(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Aber nicht im Wald! Wir reden Uber das Waldge-
setz!)

Wir haben 80 Prozent der in Thiringen existierenden Windkraftanlagen gebaut. Die stehen einfach
drauBen und wenn der Blrger bei Hoffner vorbeifahrt, dann steht die Windkraftanlage bei Hoffner.
In dieser Legislatur wurden neu und repowert — repowert hei3t, man nimmt die alte weg und macht
ein gréBeres Rad drum, das langsamer dreht und mehr Energie erzeugt — 180 gebaut. Im letzten
Jahr wurde gar keins mehr gebaut. Und warum wurde keiner mehr gebaut? Weil es sich nicht
rechnet. Also hat die CDU ein wunderbares Gespenst gefunden oder eine Leiche ausgegraben,
dachte sich, das Windrad konnte hinter dem Busch vorkommen, den Menschen Angst einjagen, al-
so laufen wir geschlossen um die Kirche und sagen alle: Gruseliges Windrad, Infraschall, ihr wer-
det alle ganz schlimm krank, unterschreibt uns das bitte — und tragt es auf der anderen Seite wie-
der rein und grébt es ab.

(Unruhe CDU)
(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Sie haben die Schauspielschule schon hinter sich!)

Am Ende des Tages brauchen wir alle Strom. Sind wir uns einig, dass wir alle Strom brauchen?
Jeder hat hier ein Handy, eine iPad, hier das wunderschéne Licht, die Klimaanlage, der Stromver-
brauch ist leider noch nicht abnehmend, sondern zunehmend. Jetzt kommt wieder der Ingenieur:
Da Strom noch nicht Gber Bluetooth Ubertragen wird, brauchen wir Leitungen, das heiBt, irgendwo
erzeugen wir atomar, mit Braunkohle oder mit Windrddern Strom und auf der anderen Seite ver-
brauchen wir ihn. Da finde ich das unglaublich toll, dass ich auch mit lhnen, sehr geehrte Damen
und Herren von der CDU-Fraktion, auf der einen oder anderen Veranstaltung war, wo man kom-
plett gegen die Leitung war. Okay, wenn ich jetzt nicht einen Diplomingenieurabschluss in der Ta-
sche hétte, sondern vielleicht nur Politikwissenschaftler wére,

(Unruhe CDU)

kdénnte ich das den Menschen auch erklaren. Aber ich habe das noch nicht hinbekommen. Erkl&-
ren Sie mir doch mal bitte, hier keine Windréader, das heiBt keine Erzeugung von Strom. Ein Atom-
kraftwerk mdchte ich auch nicht in Tharingen. Ein Braunkohlekraftwerk wollen wir auch nicht. Also
wir wollen nicht erzeugen, wir wollen aber auch keine Leitung bauen. Wie wollen wir es denn dann
machen? Wir wollen auch weiterhin unsere Hauser warm und Licht haben und unsere Handys be-
dienen.

Aus dem Grunde, meine sehr geehrten Damen und Herren, bitte ich um eines: Wir reden im
nachsten Haushalt Gber die Schauspielschule. Sie machen eine Castingshow in Ihren Fraktionen,
wen Sie als Erstes dort hinschicken, und dann lassen Sie uns mit dem Rest hier effektiv die Fra-
gen des Klimawandels I6sen. Danke schén.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:
Fir die Fraktion der AfD hat Abgeordneter KieBling das Wort.



Thuringer Landtag - 6. Wahlperiode - 157. Sitzung - 13.09.2019 83

(Vizeprasidentin Jung)

Meine Damen und Herren, ich erinnere sehr gern noch mal daran, dass wir zum Waldgesetz re-
den.

(Beifall SPD)

Abgeordneter KieBling, AfD:

Vielen Dank, Frau Préasidentin. Vielen Dank auch noch mal an die Erinnerung, dass es hier um das
Waldgesetz geht. Aber die ganzen Wortbeitrage haben mich jetzt auch noch mal nach vorn getrie-
ben, denn das kann man teilweise so nicht stehen lassen.

Frau Mihlbauer, ich meine, Sie haben hier von einer Schauspielschule geredet. Ich fand lhr Blh-
nenstlck toll, was Sie hier prasentiert haben. Es war echt klasse.

(Beifall CDU, AfD)
Sie haben sich da schon beworben als Spitzenkandidat bei dieser Show.

Sie haben angeflihrt gehabt, es geht hier um einen Klimawandel, es geht hier um Strom und Sie
wollen lhre Handys aufladen etc.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Nein, eigentlich ging es um Wald!)

Der Ministerprésident hat auch von Fortschritt geredet, wenn wir Windkraft im Wald hinstellen wol-
len. Ich will vielleicht nur noch mal kurz ein paar Zahlen nennen. Vielleicht haben Sie es alle ver-
gessen. Wir haben es schon von unseren Vorrednern gehért, dass wir 750 Windrader in CDU-Zei-
ten hier im Land Thuringen aufgestellt haben, 150 etwa in der Zeit von Rot-Rot-Griin. Wenn man
jetzt mal im Netz nachschaut, findet man auch die Zahl, dass wir Ende 2017 837 Windkraftanlagen
hatten mit einer Leistung von 1.470 Megawatt — 1.470 Megawatt in ganz Thiringen Leistung. Das
ist erst mal schén. Nur ist das Problem daran, diese Leistung ist vom Wind abhéangig. Das heif3t
quasi, die ist nicht grundlastfahig, was unsere Industrie ja bréuchte, grundlastfahigen Strom ohne
Schwankungen.

(Beifall AfD)

Fragen Sie mal in der Industrie nach, wie es ausschaut mit Schwankungen, was da die Anlagen
machen, wenn da Stromschwankungen drin sind. Fragen Sie mal nach!

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Im Land der Pumpspeicherwerke bekommt man
das hin!)

Jetzt habe ich mal geguckt, wie viel Speicher wir denn hier in Thiringen haben. Das habe ich mal
bei einem Landwirtschaftsbetrieb geguckt, da haben wir einen tollen Speicher stehen. Der hat sa-
ge und schreibe 52,64 Kilowatt. Das heif}t, 52,64 Kilowatt gegen 1.470 Megawatt. Ich wirde mal
vorschlagen, wenn wir hier von nachhaltig reden, dann fangen Sie doch bitte erst mal bei der Spei-
chertechnologie an.

(Beifall AfD)

Normalerweise wirden Speicher gebraucht, die Stromschwankungen ausgleichen kénnen. Wir
brauchen Speicher, um Flauten ausgleichen zu kénnen. Das heiBt, wenn Sie hier einfach alle die
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Kraftwerke abstellen wollen, das funktioniert nicht. Wenn wir jetzt anfangen, die Windrader in den
Wald zu stellen — wir haben es vorhin auch schon in den anderen Reden gehért —, wir haben
30 Meter Durchmesser im Schnitt. Wir haben 5 bis 6 Meter Tiefe. Die Hydrologie des Waldbodens
kénnen Sie vergessen. Da brauchen Sie auch noch, wenn Sie Windkraft dort stehen haben — wir
kdénnen ja den Strom nicht per Luft Gbertragen —, Kabel. Das heiB3t, wir ziehen auch noch Trassen
durch den Wald.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Wir reden Uber das Waldgesetz!)
Damit wollen Sie im Waldgesetz jetzt den Wald retten. Eine Katastrophe, kann ich da nur sagen!

Herr Ministerprasident, ich muss Ihnen sagen, Sie haben vorhin hier am Pult geredet, die AfD ist
eine Partei gegen alles. Ich darf Sie nur mal daran erinnern, Sie sind Ministerprasident dieses Frei-
staats Thuringen und fir alle zusténdig; fur alle und auch fir unsere Wéhler der AfD.

(Beifall AfD)

Das heiB3t, Inre Ausgrenzungspolitik kbnnen Sie mal langsam sein lassen, wurde ich mal vorschla-
gen.

(Beifall AfD)

Tut mir leid, dass Sie so gucken — das ist so. Sie kdnnen gern mal nachlesen und Fortschritt mit
Windradern im Wald ist es mit Sicherheit nicht.

(Unruhe DIE LINKE)

Wir sind gern bereit, beim Waldumbau zu helfen. Zum Waldgesetz, wie gesagt, dieser Waldumbau
muss stattfinden. Da sind wir vollkommen lhrer Meinung. Herr Kummer hat es auch sehr gut ge-
macht und sich redlich bemuht, dort gute Sachen auf- und voranzubringen.

(Zwischenruf Abg. Lukasch, DIE LINKE: Nehmen Sie schon mal die GieBkanne und gehen
los!)

Aber, wie gesagt, so funktioniert es nicht mit dieser Ausgrenzung. Wie gesagt, Waldumbau muss
sein, da sind wir dabei. Wir machen da gern mit. Sie brauchen hier andere Konzepte, als Windra-
der in den Wald zu stellen, um den Klimawandel, der — wie Sie immer behaupten — nur menschen-
gemacht ist, aufzuhalten. Ich darf nur mal an die momentane Waldflachenvernichtung im Amazo-
nas erinnern. Wir reden dort von Flachen, die zweimal gréBer sind als die Bundesrepublik
Deutschland. Man musste erst mal anfangen, das CO,, das dort gerade durch die Bréande neu ent-
steht, aufzuhalten.

(Beifall AfD)

Da musste man sich international zusammentun, um dort diese CO,-Absonderung einzuddmmen.
Genauso auch die Aufforstung, da misste man ansetzen. Wir kdnnen hier aus Thiringen heraus
nicht die ganze Welt retten und schon gar nicht mit Windradern im Wald. Vielen Dank.

(Beifall AfD)
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Vizeprasidentin Jung:

Es hat sich Abgeordneter Mohring, Fraktion der CDU, zu Wort gemeldet — nicht mehr. Herr Abge-
ordneter Primas, bitte.

Abgeordneter Primas, CDU:

Frau Prasidentin, ich will hier nicht den Oberlehrer geben. Das ist ja eigentlich Herrn Adams sein
Geschaft.

(Beifall CDU, AfD)

Aber ich kann einige Sachen wirklich nicht stehen lassen. Die Forstanstalt und der Forst vorher ha-
ben bei Kalamitdten immer das Gemeinschaftsforstamt, Herr Ministerprasident, gelebt. Da haben
sie zuruckgesteckt und fir Private und Kommunale das Problem gel6st und erst dann im Staats-
wald wieder eingeschlagen. Das ist schon immer so gewesen. Dazu braucht es nicht die Grinen,
es war schon immer so. Das ist gelebte Arbeit in diesem Gemeinschaftsforstamt.

(Beifall CDU, AfD)

Eins will ich dann doch noch mal sagen — ich weiB3, Sie bringen es immer wieder, Frau Becker
macht es auch immer wieder —: Wir haben die Forstanstalt gegriindet und gesagt, sechs Jahre
lauft die und nach sechs Jahren ist ein Cut. Dann wollen wir beschlieBen, brauchen wir mehr,
brauchen wir weniger. Sie haben sich entschieden, der Forstanstalt weniger zu geben.

(Beifall CDU, AfD)

Reden Sie es heute nicht andersherum — Ihre Entscheidung, nicht die Entscheidung der CDU. Wir
haben damals gesagt, sechs Jahre gilt diese Anstalt, dann muss neu dartuber nachgedacht wer-
den, geben wir ihr mehr Geld, wollen wir mehr Aufgaben von ihr erfillt haben oder weniger. Nicht
immer die Anstalt vorfiihren, sie wiirde es nicht machen. Bitte, bleiben Sie bei der Wahrheit. Das
musste ich jetzt noch mal gesagt haben. Danke schén.

(Beifall CDU, AfD)

Vizeprasidentin Jung:

Es gibt eine weitere Wortmeldung, Abgeordneter Kummer von der Fraktion Die Linke.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Lieber Egon Primas, ich bin ausgesprochen dankbar, dass statt der von Jirgen Reinholz damals
geplanten Waldarbeiter GmbH, die unsere Waldarbeiter Gber kurze Zeit alle aus der Arbeit heraus-
gepresst hatte, die Anstalt 6ffentlichen Rechts auf den Weg gebracht wurde.

(Beifall DIE LINKE)

Es war damals der deutlich bessere Weg. Aber eins muss man auch mal deutlich machen: Euer
Finanzminister Voss war es, der Uber den Personalabbaupfad der Landesregierung festgelegt hat,
wie auch Uber das Jahr 2018 hinaus Uber die mittelfristige Haushaltsplanung zu Zeiten der CDU-
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Regierung abgesichert der Personalabbau bei ThdringenForst durch weitere Einsparungen bis
zum Jahr 2021 untersetzt werden soll.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Das war das, was gesetzlich festgelegt war, als wir diese Regierung Ubernommen haben. Das
fihrte Uber 2018 zu einer weiteren Abschmelzung. Wir haben den damals festgelegten Abbaupfad
mit der ersten Anderung des Errichtungsgesetzes gestreck.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Nach sechs Jahren war der Cut!)

Wir haben ThiringenForst 2 Millionen Euro zusétzlich fir Wegebau im Tourismus gegeben und wir
haben ThiringenForst einen Ausgleich gegeben flr die Waldstilllegung, was alles damals von
euch nicht verabredet war.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir haben jetzt mit der zweiten Anderung des Errichtungsgesetzes 4 Millionen zusétzlich gegeben.
Die 130 Stellen sind ausgeschrieben, werden demnéchst besetzt. Es hat zum Gluck fir alle Stellen
Bewerber gegeben. Von der Warte her haben wir gehandelt.

Sicherlich hé&tten wir noch mehr handeln kénnen, klar. Aber wir haben Rahmenbedingungen. Wir
werden von euch immer wieder den Vorwurf héren, dass wir ja viel zu viel Geld ausgegeben ha-
ben. Was habt ihr diskutiert bei der Haushaltsdebatte, dass wir den Haushalt aufblahen Uber alle
MaBe hinaus und den Personalabbaupfad verlassen. Ja, wir tun es, weil es notwendig ist. Danke
schon.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:

Es liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. Dann kénnen wir zur Abstimmung schrei-
ten. Zunéchst Uber — Herr Abgeordneter Geibert?

Abgeordneter Geibert, CDU:

Vielen Dank. Frau Prasidentin, wir bitten um eine namentliche Abstimmung zu unserem Ande-
rungsantrag.

Vizeprasidentin Jung:

Wir stimmen jetzt (iber den Anderungsantrag der Fraktion der CDU in Drucksache 6/7650 in na-
mentlicher Abstimmung ab. Ich bitte die Schriftfihrer, die Stimmkarten einzusammeln. Ich er6ffne
die Abstimmung.

Hatten alle Gelegenheit abzustimmen? Dann schlieBe ich die Abstimmung und bitte um Auszah-
lung.

Um noch einmal bekannt zu geben, wie es weitergeht: Wir werden dann in die Mittagspause ein-
steigen, danach kommt die Fragestunde, dann setzen wir fort mit allen vier abzuarbeitenden Ta-
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gesordnungspunkten und danach geht es ganz normal weiter. TOP 11, 13, 34 und 39 sind die vier
Punkte, die heute noch abgearbeitet werden missen.

Ich darf Ihnen das Ergebnis bekannt geben: Es wurden 81 Stimmen abgegeben. Mit Ja stimmten
37, mit Nein 43, 1 Enthaltung (namentliche Abstimmung siehe Anlage ...). Damit ist der Antrag
der CDU abgelehnt.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir kommen weiter zur Abstimmung Uber die Beschlussempfehlung — Kénnen sich mal alle irgend-
wie bei der Abstimmung auf ihre Platze begeben? Das ware sehr nett. — des Ausschusses fir In-
frastruktur, Landwirtschaft und Forsten in Drucksache 6/7638. Wer der Beschlussempfehlung die
Zustimmung gibt, den bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen. Gegenstimmen? Das sind die Stimmen der AfD-Fraktion, der CDU-Fraktion und des Abgeord-
neten Rietschel. Enthaltungen? Kann ich nicht erkennen. Damit ist die Beschlussempfehlung an-
genommen.

Wir stimmen Uber den Gesetzentwurf der Fraktionen Die Linke, der SPD und Biindnis 90/Die Gri-
nen in Drucksache 6/6963 in zweiter Beratung unter Berlcksichtigung der Annahme der Be-
schlussempfehlung ab. Wer dem zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Koali-
tionsfraktionen. Gegenstimmen? Das sind die CDU-Fraktion, die AfD-Fraktion und Abgeordneter
Rietschel. Damit ist der Gesetzentwurf angenommen.

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer dem Gesetzentwurf die Zustimmung gibt, den bitte ich,
sich von den Platzen zu erheben. Das sind die Koalitionsfraktionen. Gegenstimmen? Das sind die
CDU-Fraktion, die AfD-Fraktion und Abgeordneter Rietschel. Stimmenthaltungen? Kann ich nicht
erkennen. Damit ist der Gesetzentwurf auch in der Schlussabstimmung angenommen.

(Beifall DIE LINKE)

Ich schlieBe den Tagesordnungspunkt und méchte noch bekannt geben, dass sich der Untersu-
chungsausschuss 6/1 5 Minuten nach Beginn der Mittagspause im Raum 202 einfindet. Wir gehen
in die Mittagspause bis 13.30 Uhr und setzen dann mit der Fragestunde fort.

Vizeprasidentin Marx:

Dann kann es weitergehen. Es kommt zum Aufruf des Tagesordnungspunkts 45

Fragestunde

Ich rufe die Mindlichen Anfragen auf und bitte die Abgeordneten, ihre Fragen vorzutragen. Die
erste Frage von heute stellt Frau Abgeordnete Herold von der AfD-Fraktion mit der Drucksa-
che 6/7611. Bitte, Frau Herold.

Abgeordnete Herold, AfD:

Vielen Dank, Frau Préasidentin.

Durchfiihrung der Betdubung mit Isofluran bei der Ferkelkastration
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Mit der Verordnung des Bundesministeriums fir Erndhrung und Landwirtschaft zur Durchfihrung
der Betaubung mit Isofluran bei der Ferkelkastration durch sachkundige Personen (Ferkelbetdu-
bungssachkundeverordnung) soll der Tierarztvorbehalt nach dem Tierschutzgesetz aufgehoben
und so die Durchfuhrung der Narkose durch den Landwirt oder andere sachkundige Personen er-
moglicht werden.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie bewertet die Landesregierung die Situation flr Thiringen, dass méglicherweise nicht genu-
gend Tierérzte zur Verfigung stehen, die Narkosen mit Isofluran flachendeckend in den landwirt-
schaftlichen Betrieben durchfihren kénnen?

2. Wie bewertet die Landesregierung das geplante Vorhaben, die hochkomplexe Tétigkeit der Fer-
kelkastration unter Vollnarkose, die vormals ausschlieBlich einem Tierarzt vorbehalten war, nun
auf medizinische Laien nach nur einem Schulungstag zu Ubertragen?

3. Wie bewertet die Landesregierung mdgliche gesundheitliche Risiken durch das Narkosegas
Isofluran flr die Anwender?

4. Wie beabsichtigt sich das Land Thiringen zur Ferkelbetdubungssachkundeverordnung im Bun-
desrat mit der Drucksachennummer 335/19 zu positionieren?

Vizeprasidentin Marx:

Fir die Landesregierung antwortet das Ministerium fir Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und
Familie, Frau Ministerin Werner.

Werner, Ministerin fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie:

Danke schon. Sehr geehrte Frau Préasidentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, na-
mens der Landesregierung beantworte ich die Mundliche Anfrage der Abgeordneten Herold wie
folgt:

Zu Frage 1: Uber die Anzahl der landwirtschaftlichen Betriebe in Thiringen, welche die Isofluran-
narkose durch einen Tierarzt/eine Tierarztin zur Ferkelkastration nutzen wollen, liegen der Landes-
regierung noch keine Angaben vor. Daher sind keine Aussagen zur ausreichenden Anzahl von
Tierarztinnen und -arzten zur Durchfihrung der Narkose mit Isofluran mdéglich.

Zu Frage 2 und Frage 4, die ich gern gemeinsam beantworten mdchte: Die Landesregierung hat
sich hierzu noch keine Meinung gebildet, sodass zum jetzigen Zeitpunkt keine abschlieBende Be-
wertung erfolgen kann.

Zu Frage 3: Grundsatzlich gilt, dass bei der Anwendung von Narkosemitteln, insbesondere bei
gasférmigen Stoffen, duBerste Vorsicht geboten ist. Um mdgliche gesundheitliche Risiken fur den
Anwender zu vermeiden, sind die Warnhinweise in den Fach- und Gebrauchsinformationen zu be-
achten und einzuhalten. Hier ist beispielhaft genannt: Personen mit bekannter Uberempfindlichkeit
gegen lIsofluran dirfen dieses Tierarzneimittel nicht anwenden, den Dampf nicht einatmen; der
Einleitungs- und Aufwachbereich sollte gut bellftet sein; zum Schutz der Umgebung sollen Aktiv-
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kohlefilter in Verbindung mit einer geeigneten Abfangvorrichtung verwendet werden; Spritzer, die
auf die Haut oder in die Augen gelangt sind, missen sofort abgewaschen werden.

Ich danke.

Vizepréasidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Frau Herold, bitte.

Abgeordnete Herold, AfD:

Vielen Dank, Frau Prasidentin. Die erste Frage lautet: Wie steht die Landesregierung zu der Frage
der Organisation der Nachsorge fur die kastrierten Tiere?

Und zweitens: Wie bewertet die Landesregierung die Méglichkeit der Falsch- und vor allem der
Unterdosierung durch die in einem Schnelldurchgang geschulten Laien und zum anderen die
Missbrauchsmdglichkeiten auBerhalb des sachgerechten Anwendungsgebiets.

Werner, Ministerin fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie:

Die Antwort dazu wurde ich Ihnen gern schriftlich nachreichen.

Vizeprasidentin Marx:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Wir kommen dann zur zweiten Fragestellerin, Frau Abgeordne-
te Lehmann von der SPD-Fraktion mit der Drucksache 6/7655. Bitte, Frau Lehmann.

Abgeordnete Lehmann, SPD:

Hilfe fir Betroffene rechter ,Feindes-“- bzw. ,Todeslisten“ in Thiiringen

Laut Medienberichten existieren ,Listen® mit Namen, Anschriften und weiteren personenbezoge-
nen Informationen, welche die Betroffenen als Feinde oder potenzielle Attentatsziele flr rechtsex-
treme Gruppierungen oder Einzeltater ausweisen. Laut Medienberichten ist das Bundesland Hes-
sen zu der Praxis Ubergegangen, die Betroffenen solcher ,Listen“ durch das dortige Landeskrimi-
nalamt grundsatzlich schriftlich zu informieren, ihnen Beratung anzubieten und ihnen das Ergebnis
der Gefédhrdungsbewertung mitzuteilen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Werden Personen, deren Namen sich auf rechten ,Feindes-“ bzw. ,Todeslisten®, insbesondere
auf der Liste der rechtsextremen Gruppierung ,Nordkreuz“, wiederfinden und ihren Wohnsitz oder
gewdhnlichen Aufenthalt in Thdringen haben, durch die Thiringer Polizei tUber diese Tatsache in-
formiert?

2. Handelt es sich dabei um eine Ubliche Praxis oder erfolgt die Information der Betroffenen ledig-
lich in Einzelféllen?

3. Wie werden die Betroffenen mit welchem Inhalt informiert?

4. Wie schéatzt das Thuringer Ministerium fir Inneres und Kommunales generell die Gefahrdungs-
lage fur Personen, deren Namen auf solchen ,Listen“ stehen, ein?
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Vizeprasidentin Marx:

Fir die Landesregierung antwortet das Ministerium fir Inneres und Kommunales, Herr Staatsse-
kretar Gotze, bitte.

Gotze, Staatssekretar:

Sehr geehrte Frau Préasidentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, die Mindliche An-
frage der Abgeordneten Lehmann beantworte ich fur die Landesregierung wie folgt:

Die Antwort zu Frage 1: Zu den derzeit in der Offentlichkeit diskutierten Listen werden die betroffe-
nen Tharingerinnen und Thuringer informiert. Erkenntnisse zu Thuringer Betroffenen aus der bei
der Gruppierung ,Nordkreuz“ aufgefundenen Liste liegen derzeit nicht vor.

Die Antworten zu den Fragen 2 und 3 mdchte ich zusammenfassen: Beim Auffinden von entspre-
chenden Listen werden diese geprift und bewertet. Abhéngig von der Bewertung werden die Be-
troffenen auf einem geeigneten Weg, wie zum Beispiel schriftlich oder telefonisch, Uber die Fest-
stellungen in der Liste sowie deren Inhalt informiert.

Die Antwort zu Frage 4: Die Zusténdigkeit fur die angesprochene Bewertung obliegt in Thiringen
dem Landeskriminalamt. Demnach liegen konkrete Erkenntnisse, dass es sich bei den Personen
und Institutionen, die sich auf diversen Listen befinden, tatsdchlich um potenzielle Anschlagsopfer
handelt oder handeln sollte, bisher nicht vor. Es liegen auch keine Anhaltspunkte flr eine konkrete
Gefahrdung der aufgelisteten Personen vor.

Ich danke fur Ihre Aufmerksamkaeit.

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Frau Abgeordnete Lehmann.

Abgeordnete Lehmann, SPD:

Also Sie haben ja jetzt geschildert, das grundsatzlich informiert wurde oder informiert wird. Meine
Frage ware noch mal: Wurden die Betroffenen aus Thiringen, die auf der ,Nordkreuz“-Liste ste-
hen, informiert?

Gotze, Staatssekretir:

Also dort haben wir keine Betroffenen. In der Vergangenheit wurde — es sind ja diverse Listen, die
hier 6ffentlich diskutiert werden — informiert bzw. wenn mehrere Hundert Thiringer betroffen sind,
stehen diese Informationen noch aus. Das hangt damit zusammen, dass dort erst die Adressdaten
beschafft werden mussen — die sind in den Listen nicht immer enthalten — und sich eine Informa-
tion daher etwas verzégern kann.

Vizeprasidentin Marx:

Weitere Nachfragen? Frau Abgeordnete Konig-Preuss, bitte.



Thuringer Landtag - 6. Wahlperiode - 157. Sitzung - 13.09.2019 91

Abgeordnete Koénig-Preuss, DIE LINKE:

Bei der von der Kollegin Lehmann erfragten Liste, bei der es sich um eine flinfstellige Anzahl von
Personen handelt, die darauf stehen, sind allerdings die Adressdaten auf der Liste selbst mit vor-
handen. Insofern: Warum verzdgert sich das innerhalb Thuringens?

Gotze, Staatssekretar:

Weil auch diese Adressdaten noch einmal geprift werden missen.

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es weitere Nachfragen? Das sehe ich nicht. Dann rufen wir die dritte Frage auf. Fragesteller
ist Herr Abgeordneter Tischner von der CDU-Fraktion mit der Drucksache 6/7656.

Abgeordneter Tischner, CDU:

Vielen Dank.
Franzdsischunterricht am Osterlandgymnasium in Gera

Wie mir Eltern von Schulerinnen und Schulern am Osterlandgymnasium in Gera berichteten, gibt
es derzeit statt zwei lediglich einen Franzdsischlehrer an der Schule. In der Folge steht das Fach
Franzoésisch in den sechsten Klassen als Alternative nicht mehr zur Verfigung. In den Klassen 8, 9
und 10 fallt der Franzésischunterricht aus.

Ich frage die Landesregierung:

1. Aus welchen Grinden gibt es am Osterlandgymnasium derartige Personalengpasse im Fach
Franzésisch?

2. Welche MaBnahmen wurden seitens des Schulamts bisher ergriffen bzw. welche Mdéglichkeiten
erachtet die Landesregierung gegenwartig als notwendig, um diese noch angespannte Personalsi-
tuation vor Ort zu l6sen?

3. Aus welchen Griinden findet sich in der Ubersicht der im Rahmen des Ranglistenverfahrens un-
befristet zu besetzenden Stellen im Schuljahr 2019/2020 auf der Internetseite des Schulamts Ost-
tharingen keine entsprechende Ausschreibung fir das Fach Franzdsisch am Osterlandgymnasi-
um?

4. Welche Auswirkungen hat der Wegfall des Franzésischunterrichts im aktuellen Schuljahr auf die
Schilerinnen und Schiler, insbesondere in den Abschlussklassen, und deren weitere Bildungswe-
ge?

Vizeprasidentin Marx:

Fir die Landesregierung antwortet das Ministerium fur Bildung, Jugend und Sport, Frau Staatsse-
kretarin Ohler.
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Ohler, Staatssekretérin:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, die Mindliche An-
frage des Abgeordneten Tischner beantworte ich namens der Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Zum Stammpersonal des Osterlandgymnasiums gehdren aktuell drei Lehrkrafte mit
der Lehrbeféhigung Franzdsisch. Eine dieser Lehrkréfte ist seit Anfang 2019 langzeitkrank. Eine
zweite Lehrkraft war ausschlieBlich im Fach Latein und Geschichte eingesetzt. Sie ist seit dem
10. September 2019 nun auch mit finf Lehrerwochenstunden Franzésisch in Klasse 6 eingesetzt.
Die dritte Lehrkraft unterrichtet mit elf Lehrerwochenstunden im Fach Franzésisch, kann wegen ih-
rer Teilzeitbeschéaftigung aber keine weiteren Stunden Gbernehmen.

Die Fragen 2 und 3 beantworte ich zusammen: Wegen der Langzeiterkrankung einer Lehrkraft
wurde sowohl im Februar 2019 als auch im Marz und April 2019 versucht, eine Einstellung vorzu-
nehmen. Leider scheiterten die eingeleiteten Besetzungsverfahren aufgrund Bewerbermangels.
Kurzfristig wurden zwei Lehrkréfte an das Osterlandgymnasium Gera abgeordnet, um gekurzt den
Franzdsischunterricht abzudecken. Aufgrund der eigentlich ausreichenden Personalversorgung am
Osterlandgymnasium wurde im zustandigen Schulamt festgelegt, eine unbefristete Stelle Franzé-
sisch an einem anderen Gymnasium in Gera auszubringen und die neu eingestellte Lehrkraft mit
13 Lehrerwochenstunden Franzdsisch an das Osterlandgymnasium abzuordnen. Im zugehdrigen
Besetzungsverfahren wurden sieben Bewerber durch das staatliche Schulamt Ostthlringen einge-
laden, von denen kein einziger zum Termin erschien. Auf persénliche Nachfrage unter allen Be-
werbern und Bewerberinnen ist festzustellen, dass kein aktuelles Interesse der Bewerber und Be-
werberinnen an der unbefristeten Einstellung bestand oder besteht. In Absprache mit dem Schul-
leiter des Osterlandgymnasiums ist nunmehr geplant, eine Stelle Franzdsisch zum Schulhalbjahr
2019/2020 erneut auszuschreiben. Prifungen von mdéglichen Abordnungen anderer Gymnasien
verliefen erfolglos. Auch konnte keinen Ruhestandler zur Absicherung gefunden werden.

Zu Frage 4: Mit einer geplanten Einstellung zum Halbjahr 2019/2020 ist beabsichtigt, den Franzo-
sischunterricht entsprechend der Thiringer Stundentafel in allen Klassen des Gymnasiums abzusi-
chern, sodass den Schulerinnen und Schilern keine Nachteile entstehen. Ich danke fir lhre Auf-
merksamkeit.

Vizepréasidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Herr Tischner.

Abgeordneter Tischner, CDU:

Vielen Dank, Frau Staatssekretarin. Da hat sich ja einiges bewegt in den letzten Tagen.
(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: So sind wir!)

Manchmal helfen ja vielleicht auch Mundliche Anfragen. Meine Nachfrage, Frau Staatssekretéarin:
In der 8., 9. und 10. Klasse ist ja der Unterricht stark ausgefallen bis gar nicht durchgefiihrt wor-
den. Jetzt sagen Sie, am 10. September hat eine Kollegin noch ein paar Stunden Gbernommen.
Wie ist denn jetzt die Situation in der 8., 9. und 10. Klasse?
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Ohler, Staatssekretérin:

Ich kann Ihnen nur sagen — jetzt gucke ich gerade —, die 10. Klasse hat eine Stundenkirzung um
die Halfte gehabt und in Klasse 8 und 9 ist derzeit kein Franzésischunterricht mdglich. Das heift,
wir sind tatsachlich darauf angewiesen, dass wir jemanden finden, den wir einstellen kénnen. Lei-
der kdnnen wir ja die Bewerber und Bewerberinnen, die infrage kommen, auch nicht mit der Polizei
vorfahren, damit sie sich dann einstellen lassen.

Vizeprasidentin Marx:

Eine weitere Nachfrage.

Abgeordneter Tischner, CDU:

Ist darliber nachgedacht worden, die Stellenausschreibung auch schulscharf dem Osterlandgym-
nasium zu ermdglichen?

Ohler, Staatssekretérin:

Ich kann Ihnen gar nicht sagen, ob das nicht schulscharf gewesen ist. Ich glaube, es wurde tat-
sachlich fur das Osterlandgymnasium gesucht, aber das habe ich jetzt so konkret nicht dabei. Zu-
mindest wurden die, die sich hatten bewerben kénnen, diese sieben, fiir diese Osterlandgymnasi-
umstelle eingeladen.

Vizeprasidentin Marx:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Wir kommen dann zur vierten Frage des Abgeordneten Kobelt,
die Ubernimmt Frau Abgeordnete Pfefferlein von Blndnis 90/Die Grinen, mit der Drucksache 6/
7665.

Abgeordnete Pfefferlein, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Vielen Dank, Frau Prasidentin.
Radwegeplanung und Radwegebau im Landkreis Sémmerda

Der Thiringer Landtag hat im Haushalt 2020 zuséatzliche Mittel fir den Radwegebau zur Verfugung
gestellt. Im Landkreis Sémmerda gibt es einen groBen Bedarf an Verbindungen zwischen Orten
und Gewerbegebieten sowie nach Erfurt.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche BaumaBnahmen fir Radwege einschlieBlich der Ausweisung von Radrouten wurden im
Landkreis Sémmerda in den letzten zehn Jahren durchgefihrt?

2. Welche Planungen fir den Bau von Radwegen einschlieBlich der Ausweisung von Radrouten
sind der Landesregierung fur den Landkreis Sémmerda bekannt?

3. Fur welche Planungen von Radwegen im Landkreis Sémmerda sind Férderungen bereits bewil-
ligt oder voraussichtlich férderfahig?
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(Abg. Pfefferlein)

4. Wie ist der Stand der Planung einschlieBlich der Férderung flr die Verbindung Sémmerda #
WeiBensee?

Vielen Dank.

Vizepréasidentin Marx:

Far die Landesregierung antwortet das Ministerium fur Infrastruktur und Landwirtschaft, Frau Mi-
nisterin Keller, bitte.

Keller, Ministerin fiir Infrastruktur und Landwirtschaft:

Vielen Dank, Frau Présidentin. Die Mindliche Anfrage des Abgeordneten Kobelt beantworte ich far
die Thuringer Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Die StraBenbauverwaltung hat seit 2010 folgende Neubauvorhaben straBenbegleiten-
der Radwege an Bundes- und LandesstraBen im Landkreis SOmmerda umgesetzt. B176 Wunders-
leben bis Tunzenhausen mit einer L&nge von 5,6 Kilometern und Kosten in Hbéhe von
560.000 Euro, L1051 Wenigensdbmmern bis Leubingen mit einer Lange von 8,6 Kilometern und
Kosten in H6he von 3,6 Millionen Euro. Im Rahmen des kommunalen StraBenbaus wurden seit
2010 folgende MaBnahmen mit einer Gesamtzuwendung von 492.000 Euro geférdert: Neubau
Rad-Gehweg an der K18 von Walschleben bis Elxleben, zweiter Bauabschnitt; Neubau der K16,
Ortsdurchfahrt Walschleben, Anteil der Gemeinde am Rad-Gehweg; Ausbau des Rad-Gehwegs
Am Stadtgraben von WeiBBenseer Tor B86 bis Kalkplatz in Kindelbrilick; Instandsetzung des Rad-
Gehwegs vom Ortsausgang aus Richtung Dielsdorf L1054 bis zum Ortsausgang in Richtung Eck-
stedt L1056 in SchloBvippach. Im Rahmen der Férderung touristischer Radwege wurden seit 2010
Férdermittel in H6he von rund 3,2 Millionen Euro bei einem Investitionsvolumen von circa 4,6 Mil-
lionen Euro bewilligt. Die Mittel wurden flr folgende MaBnahmen bereitgestellt: Ausbau des Finne-
bahn-Radwegs in den Abschnitten eins bis drei und fiinf von Battgendorf bis Ostramondra, GroB-
monra und vom Ende des vierten Bauabschnittes bis Rothenberga; Ausbau des Radwegs WeiBen-
see bis Anschluss an den Unstrut-Radweg, zweiter Bauabschnitt; Neubau des Radwegs Weg in
die Steinzeit, Abschnitt Bilzingsleben bis Kreisgrenze Kyffhauserkreis. GemaB dem Radroutenpla-
ner Thiringens sind im Landkreis SGmmerda Radtouren mit einer Gesamtlange von 96 Kilometern
ausgeschildert.

Die Fragen 2 und 3 werde ich aufgrund des Sachzusammenhanges jetzt gemeinsam beantworten.
Far den Bau von straBenbegleitenden Radwegen an Bundes- und LandstraBen hat der Landkreis
Sémmerda fur folgende Vorhaben Bedarf bei der StraBenbauverwaltung angemeldet: L1058 Ol-
bersleben bis Hauenthal, L1058 Buttstadt bis GroBbrembach, L1058 GroBbrembach-Kleinbrem-
bach-Vogelsberg-Orlishausen, L1054 SchloBvippach-Sémmerda. Fir diese MaBnahmen muss vor
einem mdglichen Planungsbeginn noch der Bedarf nachgewiesen werden. In den Jahren 2019 bis
2020 sind fur den Landkreis Sémmerda Férdermittel des kommunalen StraBenbaus fiir Radwege
in H6he von 1,2 Millionen Euro eingeplant. 2019 wurden die Mittel fur die MaBnahme Erneuerung
der K16 von Walschleben bis Riethnordhausen, einschlieBlich Neubau des Rad-Gehwegs, Bauab-
schnitt 3.1, bewilligt. Fir 2020 ist die Férderung folgender MaBnahmen geplant: Erneuerung des
Rad-Gehwegs im Zuge der B4, Erfurter StraBe, westliche Seite in Gebesee, Erneuerung der K16
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(Ministerin Keller)

von Walschleben bis Riethnordhausen, einschlieBlich Neubau eines Rad-Gehwegs, Bauab-
schnitt 3.2. Eine Kooperation von Kommunen hat sich mit einem Projekt fir einen landkreistber-
greifenden Radweg von Bad Tennstedt nach StrauBfurt am Bundeswettbewerb ,Klimaschutz durch
Radverkehr” beteiligt. Fur die Kofinanzierung wurde eine Foérderung durch das Landesprogramm
Klima Invest beantragt, eine Entscheidung Uber die Férderung wurde noch nicht getroffen. Der
Landesregierung ist bekannt, dass die Gemeine GroBrudestedt den Bau eines Radwegs Stottern-
heim-Schwansee anstrebt. Die StraBe befindet sich in kommunaler Baulast. Bisher konnte mit der
Stadt Erfurt keine Einigung Uber den Bau eines Radwegs erzielt werden, eine Férderung im Rah-
men des kommunalen StraBenbaus kann beantragt werden. Hinsichtlich der Fdrderung touristi-
scher Radwege wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen.

Zu Frage 4: Die Stadt WeiBensee wird durch eine touristische Radhauptroute im Radroutennetz
Thuringen an den Unstrut-Radweg angebunden. Der Abschnitt WeiBensee bis zum Unstrut-Rad-
weg wird noérdlich von Sémmerda Uber Scherndorf verlaufen, in Leubingen auf den Unstrut-Rad-
weg aufbinden und hier eine bestehende Briicke Uber die Unstrut nutzen. Fur die MaBnahme Aus-
bau des Radwegs WeiBensee bis Anschluss Unstrut-Radweg, zweiter Bauabschnitt, wurden im
Rahmen der Férderung touristischer Radwege Férdermittel in Héhe von 1,3 Millionen Euro bewil-

ligt.

Vielen Dank.

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Das sehe ich nicht. Dann kommen wir zur néchsten Frage in der Drucksa-
che 6/7667. Fragestellerin ist Frau Abgeordnete Pfefferlein, Blindnis 90/Die Griinen, bitte.

Abgeordnete Pfefferlein, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Vielen Dank, Frau Prasidentin.
Status und Zukunft des Azubitickets in Thiringen

Das Azubiticket bietet seit einem Jahr jungen Menschen die Méglichkeit, fir 50 Euro im Monat alle
offentlichen Verkehrsmittel in Thiringen zu nutzen, auBer die Busse des Landkreises Greiz. Im
Haushalt 2020 wurden die notwendigen Mittel eingestellt, um es fortzusetzen und auf Freiwilligen-
dienste zu erweitern.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie viele Menschen nutzen aktuell das Azubiticket?

2. Wie lange ist die Laufzeit der aktuellen Azubiticket-Regelung?

3. Ist der liickenlose Ubergang zur geplanten Folgeregelung gesichert?

4. Fir welchen Zeitraum kdnnen die Auszubildenden des neuen Ausbildungsjahres seit wann bzw.
ab wann das neue Ticket erwerben?
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Vizeprasidentin Marx:

Fir die Landesregierung antwortet das Ministerium fir Infrastruktur und Landwirtschaft, Frau Mi-
nisterin Keller.

Keller, Ministerin fiir Infrastruktur und Landwirtschaft:

Sehr geehrte Frau Préasidentin, die Mindliche Anfrage der Abgeordneten Frau Pfefferlein beant-
worte ich fur die Thiringer Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Im August 2019 hatten 4.856 Azubis ein Abonnement flr das Azubiticket Thiringen
abgeschlossen, fur den Monat September 2019 wird damit gerechnet, dass die Zahl auf mindes-
tens 6.500 Abonnentinnen und Abonnenten ansteigt.

Zu Frage 2: Das Pilotprojekt Azubiticket Thiringen hat am 1. Oktober 2018 begonnen und ist bis
zum 31.12.2019 befristet.

Zu Frage 3: Die Folgeregelung ab dem 1. Januar 2020 wird derzeit gerade verhandelt.

Zu Frage 4: Auszubildende des neuen Ausbildungsjahres kénnen noch bis Ende November 2019
einen Abo-Vertrag zum Azubiticket Tharingen abschlieBen. Alle Abo-Vertrdge enden entsprechend
der Tarifbestimmungen automatisch am 31.12.2019.

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Die gibt es nicht. Dann kommen wir zur nachsten Frage in der Drucksa-
che 6/7668. Fragestellerin ist Frau Abgeordnete Henfling, Bundnis 90/Die Grlnen. Bitte, Frau
Henfling.

Abgeordnete Henfling, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Vielen Dank, Frau Prasidentin.
Teiche und Stauanlagen in Thiringen

Die llmenauer Teiche, zu denen auch der Brandenburger Teich gehért, werden seit Jahrhunderten
zur Fischzucht genutzt und wurden zu diesem Zweck auch angelegt. An dem Teich ruhen auf-
grund von Forderungen der Oberen Wasserbehdrde/Thiringer Stauanlagenaufsicht die Sanie-
rungsarbeiten. Demzufolge bedarf es einer Genehmigung nach § 79 Thiringer Wassergesetz (in
der Fassung vom 18. August 2009 [GVBI. S. 648])/§ 28 Thiringer Wassergesetz (in der Fassung
vom 28. Mai 2019), woflr umfangreiche Gutachten und weitere Unterlagen einzureichen seien.

Nach der Thuringer Technischen Anleitung Stauanlagen (ThirTA-Stau: 2005-06) sind Fischteiche
nicht als Talsperren, Hochwasserriickhaltebecken und Pumpspeicherbecken anzusehen und un-
terliegen damit nicht der hohen Anforderung der DIN 19700 fur die Errichtung und den Betrieb von
Talsperren.

Die vorgenannte Ausnahme sei nach neuerer Auslegung und Einschatzung der Oberen Wasserbe-
hérde/Stauanlagenaufsicht nicht mehr anwendbar, sodass auch fir deutlich kleinere Teiche die
DIN 19700 wie zum Beispiel fur eine groBe Talsperre heranzuziehen sei.
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(Abg. Henfling)

Im Gegensatz zu FlieBgewassern befindet sich in Thiringen jedoch nur ein geringer Teil der Tei-
che in o6ffentlichem Eigentum. Neben Privateigentimern besitzen viele Naturschutzverbdnde und
auch solche vor Ort sowie Anglervereine Einzelteiche bzw. Teichanlagen. Es ist zu befurchten,
dass diese im Hinblick auf die zu erbringenden Gutachten und weiteren Unterlagen tberlastet oder
gegebenenfalls Gberfordert werden kénnten.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie viele Stauanlagen einschlieBlich als solche anzusehende Teiche gibt es in Tharingen und
unterliegen nunmehr der DIN 197007

2. Was hat zu der neueren Einschéatzung gefuhrt?
3. Gibt es eine Untergrenze fur Teiche?

4. Wie kénnen insbesondere Privateigentimer und ehrenamtlich tatige Vereine, die im Besitz von
Einzelteichen bzw. Teichanlagen sind, im Hinblick auf die zu erbringenden Gutachten und weiteren
Unterlagen entlastet werden?

Vizeprasidentin Marx:

Fir die Landesregierung antwortet das Ministerium fir Umwelt, Energie und Naturschutz, Herr
Staatssekretar Méller.

Méoller, Staatssekretar:

Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten, die Mlndliche Anfrage
der Abgeordneten Henfling beantworte ich fur die Thuringer Landesregierung wie folgt:

Gestatten Sie mir zunachst mal ein paar Vorbemerkungen: Nach einer landlaufigen Definition ist
ein Teich ein kunstlich angelegtes kleines Stillgewéasser, meist mit einem Zufluss und/oder Ablauf.
In der Regel wird ein flieBendes Gewasser, Bach oder Wassergraben, gestaut und durch Ausbil-
dung eines Erdbeckens ein Stauvolumen geschaffen. Sofern es sich bei dem Teich nach der obi-
gen Definition um ein Bauwerk handelt, gelten die Ublichen bautechnischen Anforderungen an das
Dammbauwerk, die Absperreinrichtungen usw. Wie bei jedem anderen Bauwerk geht es hierbei
und die Standfestigkeit der Anlage und darum, dass von ihr keine Gefahr flr die Benutzer oder flr
die Umgebung ausgeht. § 24 Thuringer Wassergesetz schreibt hierzu explizit vor: Wasserbenut-
zungsanlagen und Anlagen zum Speichern vom Wasser sind nach den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik zu errichten, zu betreiben und zu unterhalten. Und dieses ,allgemein anerkannten
Regeln der Technik® ist ein bisschen ein Schlisselbegriff. Darunter versteht man technische Re-
geln oder Verfahrensweisen, die in der Praxis allgemein bekannt sind, sich aufgrund der damit ge-
machten Erfahrungen bewéhrt haben. Sofern einschlagige und aktuelle technische Regeln bzw.
DIN-Normen vorliegen, sind das wichtige Fundstellen, welche die allgemein anerkannten Regeln
der Technik fur einen bestimmten Bereich néher auslegen bzw. beschreiben. Einen unmittelbaren
Rechtscharakter entfalten solche technischen Normen jedoch regelmé&Big schon allein wegen ihres
Empfehlungscharakters nicht.
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(Staatssekretéar Moller)

Mit der ,Thuringer Technischen Anleitung Stauanlagen®, der sogenannten ThirTA-Stau, aus dem
Jahr 2004 hat das damalige Ministerium fir Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt die aus Sicht
der obersten Wasserbehdrde zu der damaligen Zeit bestehenden technischen Regelungen zusam-
mengefasst und dargestellt. Ziel war geméaB den Eingangsbemerkungen dieser ThirTA-Stau, den
Behdrden und den Stauanlagenunternehmern die Anwendung des bestehenden Regelwerks zu er-
leichtern und die vorhandenen Differenzen zwischen den Regelwerken auszurdumen. Diese Zu-
sammenstellung ist jedoch inhaltlich veraltet und aktuell zur ndheren Konkretisierung der techni-
schen Regeln nicht mehr geeignet. Die fur Teiche, also kleinere Stauanlagen, geltenden techni-
schen Regeln sind damit aus der geltenden DIN, die schon benannt worden ist, DIN 19700 Stau-
anlagen, und dem etwas neueren DWA-Merkblatt M 522 ,Kleine Talsperren und kleine Hochwas-
serrickhaltebecken® fallkonkret abzuleiten. Diese anerkannten Regeln der Technik sind praktisch
immer konkret abzuleiten und dabei geben eben die DIN und DWA-Merkblatt oder andere Dinge
dafiir Hinweise, aber sind nicht unmittelbar geltendes Recht. Im Ubrigen gilt bei allen behérdlichen
Entscheidungen der rechtsstaatliche Grundsatz der VerhaltnismaBigkeit.

Zu Frage 1, wie viele Stauanlagen es gibt, die der DIN 19700 unterfallen: Zur Anzahl aller Stauan-
lagen in Thuringen wird keine Erhebung durchgefuhrt. Die Gesamtzahl der Stauanlagen, die der
Stauanlagenaufsicht gemaB § 61 Abs. 2 Nr. 7 Thiringer Wassergesetz durch das Thuringer Lan-
desamt fur Umwelt, Bergbau, Naturschutz unterliegen, betragt derzeit 215. Ausweislich ihres Kapi-
tels 1, Anwendungsbereich, gilt die DIN 19700 als technische Norm fir alle Stauanlagen. Soweit
die Frage auf eine rechtlich verbindliche Geltung abzielt, verweise ich noch mal auf die Vorbemer-
kung, also rechtlich verbindlich ist eine solche DIN nicht.

Zu Frage 2, was zu der neueren Einschéatzung gefluhrt hat: Noch mal mit Verweis auf die Vorbe-
merkung ergibt sich in rechtlicher Hinsicht keine neue Einschétzung. Soweit die Frage darauf ab-
zielt, warum die technischen Vorgaben der ThirTA-Stau nicht mehr anwendbar sind, so hat insbe-
sondere das Erscheinen des DWA-Merkblatts M 522 im Jahr 2015 deutlich gemacht, dass die
ThirTA-Stau veraltet ist.

Zu Frage 3, ob es eine Untergrenze fir Teiche gibt: Weder fur Teiche noch fur Stauanlagen exis-
tiert eine explizite Untergrenze. Begrenzungen finden sich lediglich im allgemeinen Gewéasserbe-
griff nach § 1 Tharinger Wassergesetz, das heiBt, ob ein Teich Uberhaupt ein Gewésser im Sinne
des Wasserrechts ist und der GroBenbegrenzung ab der eine Stauanlage der Stauanlagenaufsicht
des Thiringer Landesamts fur Umwelt, Bergbau, Naturschutz unterliegt. Nach § 61 Abs. 2 Nr. 7
Thiringer Wassergesetz ist dies ab einer Hohe des Absperrbauwerkes von 5 Metern oder einem
Stauvolumen von 100.000 Kubikmetern der Fall. Das heiBt, alles, was kleiner ist, unterliegt nicht
der Stauanlagenaufsicht im TLUBN.

Zu Frage 4, wie Privateigentimer von solchen Anlagen im Hinblick auf die zu erbringenden Gut-
achten und weitere Unterlagen entlastet werden kénnen: Da sind wir dran, ein Férderprogramm zu
erarbeiten. Das ist geplant, aber ist noch nicht fertig. Insofern gibt es im Moment noch kein Férder-
programm, um private Eigentiimer oder ehrenamtlich tatige Betreiber von solchen Stauanlagen zu
bezuschussen.
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Vizeprasidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Frau Henfling.

Abgeordnete Henfling, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Vielen Dank flr die Beantwortung. Soweit diese Anlagen im Bereich des Hochwasserschutzes ei-
ne Rolle spielen, haben denn diese Privateigentiimer oder ehrenamtlichen Vereine die Mdglichkeit,
Uber den Hochwasserschutz Geld zu beantragen, oder muss das dann generell Gber die Kommu-
nen laufen?

Méoller, Staatssekretar:

Hochwasserschutz ist eine freiwillige Aufgabe der Kommunen, wenn es sich um Gewasser zweiter
Ordnung handelt, also FlieBgewésser zweiter Ordnung. Daflr sind die Kommunen zusténdig. Es
gibt aber daflr auch Férdermittel. Da kénnen 60 bis 80 Prozent geférdert werden. Wie das jetzt
hier im konkreten Fall vielleicht aussieht, misste man dann auch konkret prufen.

Vizepréasidentin Marx:

Weitere Nachfragen? Die sehe ich nicht. Dann kommen wir zur nachsten Frage. Fragesteller ist
Herr Abgeordneter Schaft, Fraktion Die Linke, mit der Drucksache 6/7669.

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:

Vielen Dank, Frau Préasidentin.
Abgabe aus Liquiditatserldsen und Mitarbeiter/-innen-Beteiligung am UKJ

Werden im stationdren Bereich des Universitatsklinikums von Professorinnen und Professoren in
leitender Funktion mit arztlichen Aufgaben wahlérztliche Leistungen gesondert berechnet, so sind
die anderen Krankenhausérztinnen und -arzte gemaB § 100 Abs. 1 Thiringer Hochschulgesetz an
den hieraus erzielten Einnahmen angemessen zu beteiligen. Geman § 100 Abs. 4 Thiringer Hoch-
schulgesetz regelt das Universitatsklinikum die H6he der abzufihrenden Beitrége in einer Satzung.
Dabei kann festgelegt werden, dass eine Abflhrungspflicht erst entsteht, wenn der jahrliche Netto-
Liquidationserlés eine Mindesthéhe von 12.000 Euro Gberschreitet.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche néheren Regelungen hat das Universitéatsklinikum Jena geméaB § 100 Abs. 4 Satz 2 und
3 Thiringer Hochschulgesetz Gber die Abgaben und Abflihrungspflichten in seiner Satzung getrof-
fen?

2. Wie hoch waren die Liquidationserlése seit dem Jahr 2014 — bitte nach Jahresscheiben —7?

3. Welche individuellen Héchstbetrage bei Liquidationserlésen wurden seit dem Jahr 2014 erzielt —
auch hier nach Jahresscheiben —?

4. In welchem Umfang wurden die arztlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Klinikums an
den erzielten Einnahmen angemessen beteiligt — auch hier bitte nach Jahresscheiben —?
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Vizeprasidentin Marx:

Far die Landesregierung antwortet das Ministerium fur Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Ge-
sellschaft, Herr Staatssekretar Hoppe.

Hoppe, Staatssekretér:

Sehr geehrte Frau Préasidentin, meine Damen und Herren, Professorinnen und Professoren in lei-
tender Funktion erbringen im Regelfall wahlarztliche Leistungen als Dienstaufgabe im Rahmen ih-
res Vertrags als Cheférztin bzw. Chefarzt. Die Fragen zielen allerdings auf den Ausnahmefall ab,
bei dem Liquidationsberechtigte ihre Leistungen direkt gegeniber dem Patienten abrechnen dir-
fen. Im Ubrigen gehen wir davon aus, dass mit den in der Uberschrift genannten Liquiditatserlésen
wohl Liquidationserlése gemeint sind. Dies vorausgeschickt beantworte ich die Miundliche Anfrage
des Abgeordneten Schaft fir die Thiringer Landesregierung wie folgt:

Nach § 2 der Satzung des Universitatsklinikums Jena zur Beteiligung arztlicher Mitarbeiter an Erl6-
sen aus stationaren wahlarztlichen Leistungen im Rahmen der Privatliquidation der Professoren in
leitender Funktion mit arztlichen Aufgaben — Liquidationspool — sind die Abgaben gestaffelt zu ent-
richten, wobei der Nettoerlés auf Intervalle zu je 60.000 Euro abgebildet wird. Fur Betrdge aus dem
ersten Intervall sind 10 Prozent, fir Betrdge aus dem zweiten Intervall 15 Prozent, fir Betrage aus
dem dritten Intervall 20 Prozent und fir alle jenseits des dritten Intervalls liegenden Betrage
25 Prozent der Nettoerl0se zu entrichten. Liegt der Nettoerlds unter 12.000 Euro, ist keine Abgabe
zu entrichten.

Nach § 3 Abs. 1 der oben genannten Satzung erfolgt die Verteilung der individuellen Betrdge an
die Begunstigten arztlichen Mitarbeiter der Klinik nach MaBgabe des in der jeweiligen Fachabtei-
lung gebildeten Verteilungsausschusses.

Nach § 4 der oben genannten Satzung werden folgende Verteilungskriterien zugrunde gelegt: indi-
vidueller Anteil an der Leistungserbringung, also zum Beispiel Anzahl der Falle, Anzahl und
Schwierigkeitsgrad der Operationen, Erfahrungen, nachweisliche Leistungen im Fachgebiet, Spe-
zialwissen, Spezialisierungen nach Weiterbildungsorten und Arzten und/oder langjéhrige Erfahrun-
gen in einem Spezialgebiet und schlieBlich Dauer der Betriebszugehdrigkeit und der ausgetbten
Tatigkeit.

Zu Frage 2: Die Liquidationserlose betrugen im Jahr 2014 285.630,07 Euro, 2015
103.008,38 Euro, 2016 124.903,63 Euro, 2017 139.910,81 Euro und 2018 104.621,39 Euro.

Zu Frage 3: Die individuellen Hoéchstbetrdge betrugen im Jahr 2014 202.038,45 Euro, 2015
83.618,24 Euro, 2016 108.326,33 Euro, 2017 127.729,77 Euro und 2018 94.559,21 Euro.

Zu Frage 4: Die arztlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Klinikums wurden an den erzielten
Einnahmen im Jahr 2014 mit 13.505,77 Euro, 2015 mit 7.742,74 Euro, 2016 mit 11.448,95 Euro,
2017 mit 14.359 Euro und 2018 mit 9.384 Euro beteiligt. Vielen Dank.
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Vizeprasidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Das sehe ich nicht. Dann kommen wir zur nichsten Frage. Fragesteller ist
Herr Abgeordneter Krauter von der Fraktion Die Linke mit der Drucksache 6/7673. Bitte, Herr Krau-
ter.

Abgeordneter Krauter, DIE LINKE:

Vielen Dank, Frau Prasidentin.
Zulage fur Dienst zu ungulnstigen Zeiten

§ 3 Abs. 4 der Thuringer Erschwerniszulagenverordnung regelt, dass zum Dienst zu ungunstigen
Zeiten nicht nur der Dienst wahrend Ubungen, Reisezeiten bei Dienstreisen und die Rufbereit-
schaft gehéren. Nach einer Mitteilung der Gewerkschaft der Polizei vom 5. September 2019 zu ei-
ner Einsatzibung am und im Hauptbahnhof Erfurt im Mai 2019 waren auch Bedienstete der Thu-
ringer Landespolizei und Bereitschaftspolizei Thiringen beteiligt, die in der Nachtzeit als ,Opfer”
eingesetzt wurden. Wahrend andere Bedienstete der gleichen Einheit als Absicherungskréfte ein-
gesetzt wurden und eine Zulage fur den ,Dienst zu ungunstigen Zeiten“ erhielten, erhielten nach
dieser Berichterstattung Kolleginnen und Kollegen, die als ,,Opfer“ zum Einsatz kamen, keine der-
artige Zulage. Die Argumentation des Dienstherrn ziele darauf ab, dass die Polizeibeamtinnen und
-beamten, die als Opferdarsteller zum Einsatz kamen, an einer Aus- und FortbildungsmaBnahme
teilgenommen héatten. Die Teilnahme an Aus- und FortbildungsmaBnahmen hat keine Zahlung von
einer Zulage fur Dienst zu ungunstigen Zeiten zur Folge. Eine solche Ungleichbehandlung wirden
Beschéftigte auch in anderen Bereichen der Tharinger Polizei erfahren, heif3t es in der oben ge-
nannten Mitteilung weiter. So wirden etwa Angehdrige des Mobilen Einsatzkommandos beispiels-
weise wie alle Polizeibeamtinnen und -beamten stets ,in Ubung“ bleiben missen. Dieser Bereich
wirde jedoch in Stadten, live und mitten im Geschehen trainiert, besonders zu Abend- und Nacht-
zeiten, heil3t es in der Berichterstattung weiter. Auch hier soll von ,Aus- und Fortbildung“ die Rede
sein und keine Zulage fur Dienst zu unglnstigen Zeiten gezahlt werden.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie begrindet die Landesregierung die hier dargestellte unterschiedliche Behandlung von Zula-
genzahlungen bei eingesetzten Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten des Freistaats Thuringen?

2. Welche Auffassung vertritt die Landesregierung zur Novellierung der Zahlung einer Zulage far
Dienst zu unglnstigen Zeiten im Zuge von Verwaltungsvereinfachung — gegebenenfalls Wegfall
der Wechselschichtzulage und eine einheitliche Zahlung der Zulage fur Dienst zu ungunstigen Zei-
ten in H6he von 4 Euro —7?

Vizeprasidentin Marx:

Fir die Landesregierung antwortet das Ministerium fir Inneres und Kommunales, Herr Staatsse-
kretar Gotze.
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Gotze, Staatssekretir:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, die Mindliche An-
frage des Abgeordneten Krauter beantworte ich fir die Landesregierung wie folgt:

Die Antwort zu Frage 1: § 3 Abs. 4 der Thuringer Erschwerniszulagenverordnung regelt den Aus-
schluss bestimmter dienstlicher Tatigkeit, die nicht zum Dienst zu ungtinstigen Zeiten gehoren. Da-
nach ist unter anderem der Dienst wahrend Ubungen von der Gewéhrung der Erschwerniszulage
fur Dienst zu unglnstigen Zeiten ausgeschlossen. Diese Regelung entspricht den friiheren Rege-
lungen des Bundes und den derzeitigen Regelungen der meisten Lander. Der Ausschluss wurde
damit begriindet, dass sich der Dienst wéhrend Ubungen vom normalen Dienst unterscheidet, da
er im AuBenverhaltnis, zum Beispiel Polizei — Blrger, keine Wirkungen entfaltet. Auf Anregung des
Thiringer Ministeriums fur Inneres und Kommunales wird im Thuringer Finanzministerium derzeit
an einer Anderung der Thiringer Erschwerniszulagenverordnung gearbeitet. Dabei soll der Aus-
schluss der Ubungen von der Zulagenzahlung gestrichen werden, da die Zulage fiir den Dienst zu
ungunstigen Zeiten dem Ausgleich einer zeitlich begriindeten besonderen Erschwernis dient. Die
bisherige Rechtsauffassung soll insoweit aufgegeben werden.

Die Antwort zu Frage 2: Die Landesregierung ist einer Abschaffung der Schichtzulagen, einherge-
hend mit einer Erhéhung der Zulagen fur den Dienst zu unglnstigen Zeiten, gegentber aufge-
schlossen. Eine Neuregelung ist auch mit Blick auf eine damit einhergehende Verwaltungsverein-
fachung, angezeigt. Hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung der entsprechenden Regelung wird
das Thuringer Ministerium fur Inneres und Kommunales seine Vorstellungen mit dem Thiringer Fi-
nanzministerium erértern. Vor diesem Hintergrund bitte ich um Versténdnis, dass zum gegenwarti-
gen Zeitpunkt noch keine Aussage uber die kunftige Hohe der Zulagen fur Dienst zu ungunstigen
Zeiten getroffen werden kann.

Ich danke fur Ihre Aufmerksamkeit.

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Herr Krauter, bitte.

Abgeordneter Krauter, DIE LINKE:

Vielen Dank, Herr Staatssekretar. Gibt es einen Zeitplan, wann die angedachte Arbeit an der Ver-
ordnung beendet wird?

Gotze, Staatssekretar:

Wir werden die Gespréache in der ndchsten Woche fortsetzen. Ich hoffe, dass wir da unverziglich
zu einem Ende kommen, kann lhnen aber aus dem Kopf jetzt keinen Zeitplan benennen. Ich hoffe,
dass wir das im Oktober/November erledigt haben werden.

Vizeprasidentin Marx:

Weitere Nachfragen? Sehe ich nicht. Dann ist nachster Fragesteller Herr Abgeordneter Scherer
von der CDU-Fraktion mit der Drucksache 6/7676. Bitte, Herr Scherer.
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Abgeordneter Scherer, CDU:

Eigentumswechsel aufgrund des Thiringer Wassergesetzes?

Nach meiner Kenntnis wurden, zumindest im Zustandigkeitsbereich des Amtsgerichts Sonneberg,
Grundbuchanderungen die Grenzen und Eigentumsverhaltnisse an und um Gewasser betreffen.
War bisher zu Gunsten von Gewasseranliegern neben dem Eigentum am vermessenen Grund-
stlick auch der nichtvermessene Anteil am FlieBgewéasser eingetragen, so wurden wohl seit An-
fang des Jahres die Gewasserbetten vermessen. Es wurde ein selbstandiges Grundstlck gebildet,
mit einer eigenen Flurstlicksnummer versehen und so dem urspriinglichen Eigentimer entzogen.
Als Eigentimer ist in dem mir bekannten Fall seit dem 24. Januar 2019 ,Offentliche Gewasser®
eingetragen. Ehemals bestehende Geh- und Wegerechte sind geldscht.

Ich frage die Landesregierung:

1. Auf welcher Rechtsgrundlage erfolgte auf wessen Anweisung die Anderung der Grundbuchein-
tragung?

2. Inwieweit sind die urspringlichen Eigentimer der ehemals nicht vermessenen Flachen von der
Grundbuchénderung informiert worden?

3. Welche rechtlichen Konsequenzen zieht die Anderung der Eintragung, insbesondere unter
nachbarschaftsrechtlicher Betrachtung und unter Berucksichtigung ehemals eingetragener Grund-
dienstbarkeiten, nach sich?

4. Wer ist Eigentiimer und insofern nachbarschaftsrechtlicher Anspruchsgegner ,Offentliche Ge-
wasser” der neu vermessenen Flurstiicke?

Vizeprasidentin Marx:

Fir die Landesregierung antwortet das Ministerium fur Umwelt, Energie und Naturschutz, Herr
Staatssekretar Méller.

Méller, Staatssekretar:

Sehr geehrte Frau Préasidentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, die Mlndliche An-
frage des Abgeordneten Scherer beantworte ich die Thiringer Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Auf welcher Rechtsgrundlage erfolgte auf wessen Anweisung die Anderung der
Grundbucheintragung? Im Grundbuch des Amtsgerichts Sonneberg wurden Anderungen bei
Grundsticken, die an einem Gewasser liegen, von Amts wegen vorgenommen. Eine untere Was-
serbehérde hat keinen Antrag fiir solche Anderungen gestellt. Durch die Anderungen im Grund-
buch wurden allerdings keine Rechtsdnderungen bewirkt, insbesondere sind mit ihnen keine Ei-
gentumsénderungen verbunden. Das Amtsgericht Sonneberg teilt dazu mit, dass lediglich Veran-
derungen im Bestandsverzeichnis des Grundbuchblattes vorgenommen werden. Rechtsgrundlage
fir die Anderung ist § 53 Abs. 1 Satz 2 der Grundbuchordnung. Sie ist also nicht durch das Thiirin-
ger Wassergesetz veranlasst.

Das Grundbuchamt in Sonneberg halt bei Grundstiicken an Gewéassern die Eintragung eines Ver-
merks im Bestandsverzeichnis mit Hinweis auf die Erstreckung des Eigentums des Anliegergrund-
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(Staatssekretéar Moller)

stlicks auf einen Teil des Grundstiicks im Gewasser fir inhaltlich unzuldssig. Die Folge ist, dass
dieser Vermerk zu I6schen ist. Dadurch wird aber — wie bereits erldutert — nicht das Eigentum am
Grundstuck im Gewasser entzogen. Dieses wére durch eine einfache Grundbuchberichtigung auch
gar nicht mdéglich. Dass die Eigentimer von Grundsticken an Gewassern weiter Eigentimer auch
eines entsprechenden Anteils am Grundstlck im Gewasser bleiben, ergibt sich nach wie vor aus
der Eintragung beim Gewassergrundstick. Die jeweiligen Gewéasser sind im Grundbuch mit eige-
nen Flursticksnummern eingetragen. Dort sind diesem Grundstick als Eigentimer die jeweiligen
Eigentiimer der Grundstiicke am Gewasser zugeordnet.

Zu Frage 2: Wie weit sind die urspriinglichen Eigentimer der ehemals nicht vermessenen Flachen
von der Grundbuchanderung informiert worden? Soweit Anderungen des Grundbuchs nach ent-
sprechenden Antragen Dritter veranlasst waren, wurden diese auch Uber die oben dargestellten
Anderungen informiert.

Zu Frage 3: Welche rechtlichen Konsequenzen zieht die Anderung der Eintragung insbesondere
unter nachbarschaftsrechtlicher Betrachtung unter Berlcksichtigung ehemals eingetragener
Grunddienstbarkeiten nach sich? Da die Anderung im Bestandsverzeichnis des Grundbuchs keine
Rechtsénderungen bewirken, sind damit auch keine rechtlichen Konsequenzen verbunden.

Zu Frage 4: Wer ist Eigentimer und insofern nachbarschaftsrechtlicher Anspruchsgegner ,6ffentli-
che Gewasser“ der neu vermessenen Flursticke? Wie dargelegt, bleiben die Eigentimer von
Grundstiucken an Gewéssern auch Eigentumer der Grundsticke im Gewésser. Die Bezeichnung
Loffentliche Gewasser” hat keinen eigentumsrechtlichen Charakter.

Vielen Dank.

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Die gibt es nicht. Dann kommen wir zur vorletzten Frage flir heute in der
Drucksache 6/7677. Fragesteller ist Herr Abgeordneter Dr. Kénig von der CDU-Fraktion. Bitte, Herr
Dr. Konig.

Abgeordneter Dr. Kdnig, CDU:

Vielen Dank, Frau Prasidentin. Ich stelle die Frage zur
Sanierung von Teilabschnitten der LandesstraBen 1009 und 1007 im Landkreis Eichsfeld

Seit mehr als einem Jahr ist die LandesstraBe 1009 am Rotenberg zwischen Glnterode und Ber-
lingerode — Landkreis Eichsfeld — aufgrund von Standsicherheitsschdden am StraBenkdrper halb-
seitig gesperrt. Der eingerichtete Ampelverkehr fihrt zu langen Wartezeiten und ist insbesondere
fir Anwohner und Pendler in die Region Duderstadt im Untereichsfeld eine hohe Belastung. Hinzu
kommt die seit mehreren Jahren bestehende Geschwindigkeitsreduzierung auf 50 Kilometer pro
Stunde auf der L 1009 zwischen Heilbad Heiligenstadt und Gunterode. Beide Beeintrachtigungen
infolge des Sanierungsstaus auf der L 1009 erhéhen die Fahrtzeit von Heilbad Heiligenstadt nach
Duderstadt erheblich. Des Weiteren gilt die LandesstraBe 1007 als wichtige VerbindungsstraBe
von Heilbad Heiligenstadt nach Nordhessen. Hier ist zwischen den Ortsteilen Martinfeld und Ers-
hausen der Gemeinde Schimberg dringend eine grundhafte Sanierung der L 1007 notwendig.
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(Abg. Dr. Konig)

Ich frage die Landesregierung:

1. Warum wurden auf der L 1009 bisher keine Sanierungsarbeiten zwischen Gulnterode und Berlin-
gerode vorgenommen?

2. Wann wird die L 1009 zwischen Glinterode und Heilbad Heiligenstadt grundhaft saniert, sodass
die halbseitige Sperrung am Rotenberg aufgehoben werden kann?

3. Wann ist die grundhafte Sanierung der L 1009 zwischen Heilbad Heiligenstadt und Gilinterode
geplant?

4. Wann beginnt die geplante grundhafte Sanierung der L 1007 zwischen Martinfeld und Ers-
hausen bzw. wann ist die Sanierung abgeschlossen?

Vizeprasidentin Marx:

Fir die Landesregierung antwortet das Ministerium fur Infrastruktur und Landwirtschaft, Frau Mi-
nisterin Keller.

Keller, Ministerin fiir Infrastruktur und Landwirtschaft:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, die Mindliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Kénig beantworte ich
fur die Tharinger Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Die LandesstraBe 1009 musste im Bereich Rotenberg wegen einer Schadigung des
StraBenkdrpers durch Dritte bei Kabelverlegungen flr einen Windpark halbseitig gesperrt werden.
Infolge dieser Schéadigung ist die Standfestigkeit der westlichen Fahrbahnhélfte nicht mehr gege-
ben, sodass eine halbseitige Verkehrsfihrung mit Ampelregelung erfolgt. Fir den Nachweis des
Fremdverschuldens und zur Schadensbeseitigung waren zunéchst zahlreiche Baugrunduntersu-
chungen und Gutachten durchzufiihren.

Zu Frage 2: Nach dem gegenwaértigen Stand der Vorbereitungen ist mit einem Baubeginn der
Schadensbeseitigung zwischen Gulinterode und Berlingerode im Il. Quartal 2020 zu rechnen. Nach
der Schadensbeseitigung wird die halbseitige Sperrung aufgehoben. Fir den Abschnitt von Glinte-
rode bis zum Abzweig der KreisstraBe 228 ist im LandesstraBenbedarfsplan 2030 ein Um- und
Ausbau im Zeitraum 2021 bis 2030 vorgesehen.

Zu Frage 3: Fur den Abschnitt vom Abzweig L 1005 bis Gulnterode ist im LandesstraBenbedarfs-
plan 2030 ein Um- und Ausbau im Zeitraum 2021 bis 2030 vorgesehen, wie eben in dem anderen
Abschnitt auch. Vor Beginn der MaBnahme ist ein férmliches Baurechtsverfahren — also Planfest-
stellungsverfahren — durchzufthren.

Zu Frage 4: Die Instandsetzung der LandesstraBe L 1007 zwischen Martinfeld und Ershausen er-
folgt in zwei Bauabschnitten. Fur den ersten 2,3 Kilometer langen Bauabschnitt werden Ausschrei-
bung und Vergabe der Bauleistungen mit dem Ziel eines Vertragsbeginns im Dezember 2019 vor-
bereitet. Fur den zweiten 620 Meter langen Bauabschnitt vor der Ortslage Ershausen ist insbeson-
dere aufgrund der Lage innerhalb einer Trinkwasserschutzzone zunéchst die Durchfiihrung eines
Baurechtsverfahrens erforderlich.
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Vizeprasidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Herr Dr. Kénig.

Abgeordneter Dr. Kénig, CDU:

Ich habe noch mal eine Nachfrage, und zwar zu lhren letzten Ausfihrungen vor der Ortslage Ers-
hausen: Wir beginnen ja dann die StraBensanierung im kommenden Jahr. Dort soll erst ein Plan-
feststellungsverfahren durchgefihrt werden. Wie lange, denken Sie, wird das dauern, denn die
Verbindung in den Ort ist ja trotzdem gekappt?

Keller, Ministerin fiir Infrastruktur und Landwirtschaft:

Bei Planfeststellungsverfahren ist es immer der Blick in die Kugel, das ist leider so, weil viele anzu-
fragen sind. Ich kann gern die Fachleute fragen, ob sie ein Zeitfenster nennen kdénnen, ich kann es
nicht.

Abgeordneter Dr. Kdnig, CDU:

Konnten Sie das nachreichen?

Keller, Ministerin fiir Infrastruktur und Landwirtschaft:

Ja, naturlich, selbstverstandlich.

Abgeordneter Dr. Kdnig, CDU:

Danke schon.

Vizeprasidentin Marx:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Dann kommen wir zur letzten Frage fir heute. Fragesteller ist
Herr Abgeordneter Biihl von der CDU-Fraktion mit der Drucksache 6/7692. Bitte, Herr Buhl.

Abgeordneter Biihl, CDU:
Eine Frage, die heute schon mal ahnlich diskutiert wurde:
Zukunft des Azubi-Tickets in Thiringen

Das Thuringer Ministerium fir Infrastruktur und Landwirtschaft hat das Azubi-Ticket am 1. Oktober
2018 eingefuhrt. Das Land stellt insgesamt 12 Millionen Euro im Landeshaushalt fir das Jahr 2020
bereit. Die Pilotphase dauert zunadchst bis 31. Dezember 2019. In Pressemitteilungen des TMIL
wurde wiederholt formuliert, dass man das Azubi-Ticket Gber die Pilotphase hinaus fortsetzen wol-
le. Die haushaltsrechtliche Grundlage fur die Fortfihrung des Azubi-Tickets in den Jahren 2020
und 2021 wurde mit dem Haushalt 2020 geschaffen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Planungen gibt es seitens der Landesregierung zur Fortsetzung des Azubi-Tickets nach
dem 31. Dezember 20197

2. Wie soll die Verteilung der Landesmittel in den Jahren 2020 und 2021 erfolgen?
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3. Ist ein einheitliches Foérderverfahren fur ganz Thiringen vorgesehen?

4. Ist im Rahmen der Fortfiihrung eine Erweiterung des Kreises der Anspruchsberechtigten, etwa
auf Freiwilligendienstleistende und Volontére, geplant?

Vizepréasidentin Marx:

Far die Landesregierung antwortet das Ministerium fur Infrastruktur und Landwirtschaft, Frau Mi-
nisterin Keller.

Keller, Ministerin fiir Infrastruktur und Landwirtschaft:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, die Mindliche Anfrage des Abgeordneten Bihl beantworte ich far
die Thuringer Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Das TMIL verhandelt derzeit tber die Verlangerung des Pilotprojekts bis Ende 2020.

Zu Frage 2: Ein Teil der vorgesehenen Landesmittel soll zur Finanzierung des Rabatts, der den
Azubis aufgrund des geringen Abgabepreises durch die Verkehrsunternehmen gewahrt wird und
bei diesen erhebliche Verluste erzeugt, eingesetzt werden. Der andere Teil soll im Rahmen der
Forderrichtlinie an die das Azubi-Ticket Thuringen anerkennenden Aufgabentréger eingesetzt wer-
den.

Zu Frage 3: Nein. Nach den aktuellen Planungen soll das Pilotprojekt zun&chst verlangert werden.

Zu Frage 4: Bei einer Verlangerung des Pilotprojekts ist momentan keine Erweiterung des Kreises
der Berechtigten vorgesehen.

Vizepréasidentin Marx:
Gibt es Nachfragen? Bitte, Herr Buhl.

Abgeordneter Biihl, CDU:

Vielen Dank fir die Antwort. Frau Ministerin, Sie haben ja die Antwort auf Frage 1 relativ kurz ge-
halten. Kénnen Sie uns vielleicht ein bisschen Aufschluss dartber geben, wie sich dieser Verhand-
lungsprozess jetzt gestalten wird und wie auch der zeitliche Rahmen dafur ist?

Dann wiirde mich noch interessieren, ob es denn beim bisherigen Preis bleiben wird. HeiBt es also
bei der Fortfuhrung, es wird alles genauso fortgefuihrt oder gibt es auch beim Preis noch mal neue
Ideen, von den 50 Euro wegzukommen, die aktuell vorgesehen sind?

Keller, Ministerin fiir Infrastruktur und Landwirtschaft:

Zum ersten Teil lhrer Frage: Wir sind tatséchlich gegenwartig dabei zu verhandeln, also wir sitzen
mit dem VMT und mit den anderen Vertragspartnern zusammen. Gestern erst fand im Rahmen
des VMT eine Beratung statt und ich denke, wir werden auch in den néchsten zwei, drei Wochen
da zu einem Ergebnis kommen, aber das kann man naturlich, wenn Verhandlungen sind, immer
zeitlich nicht so begrenzen. Aber wir wollen ja naturlich auch erreichen, dass wir das Ticket ent-
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sprechend fortsetzen kénnen, damit auch die Kaufe, die damit im Zusammenhang stehen, getéatigt
werden kdnnen, also miUssen wir da relativ zeitnah entscheiden kénnen.

Zu lhrer zweiten Frage will ich sagen: Im Rahmen des Pilotprojekts ist ein gleichzeitiges Monito-
ring, eine Evaluierung also auch erfolgt. Dort sind Ergebnisse aufgeschrieben, die im Moment ana-
lysiert werden. Anhand dessen wird auch festgestellt — das ist ja ein Teil, warum wir diese Beglei-
tung und das auch als Pilotprojekt gemacht haben —, ob die Kalkulation, die wir insgesamt ange-
setzt haben, die richtige ist. Deshalb ist nicht auszuschlieBen, dass sich etwas an dieser Kalkulati-
on auch &andert.

Vizeprasidentin Marx:

Gibt es weitere Nachfragen? Das sehe ich nicht. Dann schlieBe ich diesen Tagesordnungspunkt
und wir kommen jetzt vereinbarungsgemaB zu den Tagesordnungspunkten, die heute auf jeden
Fall abgearbeitet werden sollten. Der nadchste Tagesordnungspunkt ist Tagesordnungspunkt 11

Thiringer Gesetz zu dem Drit-
ten Gliicksspielanderungs-
staatsvertrag
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 6/7188 -
dazu: Beschlussempfehlung des
Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 6/7679 -
ZWEITE BERATUNG

Wenn ich jetzt meinen Blick schweifen lasse, dann vermisse ich Herrn Abgeordneten Kalich, der
mir hier als Berichterstatter aus dem Haushalts- und Finanzausschuss gemeldet ist. Herr Hande,
wollen Sie das an seiner Stelle vorlesen? Sie sind ja auch im HuFA, oder?

(Zuruf Abg. Hande, DIE LINKE: Ja!)

Na dann durfen Sie. Herr Hande tbernimmt die Berichterstattung aus dem Haushalts- und Finanz-
ausschuss zum Tagesordnungspunkt 11.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Abgeordneter Hande, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, der Thiringer Landtag
hat das von der Landesregierung eingebrachte Gesetz zum Dritten Gllcksspieldnderungsstaats-
vertrages in seiner 147. Sitzung am 10. Mai 2019 in erster Lesung beraten und an den Haushalts-
und Finanzausschuss Uberwiesen. Der Haushalts- und Finanzausschuss hat den Gesetzentwurf in
seiner 74. Sitzung am 7. Juni und in der 77. Sitzung am 6. September beraten und dabei eine
schriftliche Anhérung durchgeflihrt. In der Anhérung haben sich sieben Anzuhérende zur Sache
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geauBert. Das waren der Fachverband Drogen- und Suchthilfe, die LIGA der freien Wohlfahrtspfle-
ge in Thiringen, die Lotterie-Treuhandgesellschaft mbH Thiringen, die Initiative Dusseldorfer
Kreis aus Berlin, Die Deutsche Automatenwirtschaft, der Deutsche Sportwettenverband und die
Forschungsstelle Gliicksspiel an die Uni Hohenheim in Stuttgart. Der Gemeinde- und Stadtebund
Thiringen und der Thiringer Landkreistag wurden auf Vorschlag der CDU-Fraktion ebenfalls an-
gehdrt. Beide haben jedoch mitgeteilt, dass sie zum Gesetzentwurf nichts sagen kdnnen.

Meine Damen und Herren, nach Auswertung der Anhérung empfiehlt der Haushalts- und Finanz-
ausschuss mit Mehrheit, bei einer Enthaltung, den Gesetzentwurf als Ubergangslésung zu einer
Grundsatzreform unveréandert anzunehmen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Sehr gut gemacht!)

Vizeprasidentin Marx:

Vielen Dank. Ich er6ffne die Aussprache und erteile als erstem Redner Abgeordneten Kowalleck
von der CDU-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Besucher auf der Triblne! Ich
werde zunéchst erst mal auf einige Einzelheiten des vorliegenden Gesetzentwurfs eingehen.

Der Dritte Glucksspielanderungsstaatsvertrag hebt die bisherige Hochstzahl von 20 Sportwettkon-
zessionen und die auf sieben Jahre begrenzte Ausnahme vom staatlichen Monopol auf. Ein Aus-
wahlverfahren durch das Land Hessen als zentral zustandige Konzessionsbehdrde ist damit nicht
mehr erforderlich. Eilantrdge und Klageverfahren unterlegener Bewerber erledigen sich und so
wird der Weg frei fur die Regulierung des Sportwettenmarkts. Gerade die eben erwéhnten Klage-
verfahren sind hier auch Bestandteil in der Einleitung des Gesetzentwurfs und das war ein wichti-
ger Punkt, dass auch gerade dieser Dritte Gllucksspieldnderungsstaatsvertrag auf den Weg ge-
bracht wurde und gebracht werden musste. Den Glicksspielaufsichtsbehérden soll die flachen-
deckende Untersagung nicht erlaubter Angebote ermdglicht werden, fir Anbieter und beteiligte
Dritte wird damit eben auch Klarheit geschaffen. Wir haben das eben gehdrt in der Berichterstat-
tung, dass auf Anregung der CDU-Fraktion eine schriftliche Anhérung durchgefuhrt wurde. Die An-
zuh6renden haben weitgehend den dritten Gllicksspielanderungsstaatsvertrag begrit, aber auch
die Notwendigkeit einer umfassenden Nachfolgeregelung betont. Es wurde ebenso dargelegt die
Wichtigkeit einer Verbesserung der Rechtssicherheit, ebenso die tatsdchliche Umsetzung der Vor-
gaben zum Spielerschutz, womit sich auch der Spieler- und der Jugendschutz verbessern wiirden.
Von den kommunalen Spitzenverbédnden, das haben wir eben auch gehért, kamen keine weiteren
Hinweise. Hingegen wurden zum Beispiel von der Uni Hohenheim doch deutliche Hinweise gege-
ben gerade im Hinblick auf die illegalen Anbieter und die steuerliche Beglnstigung; gerade auch
der Hinweis der strafrechtlichen Verfolgung ist da wichtig und das ist auch weiterhin eine Aufgabe,
der wir in der Zukunft nachgehen missen.
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Meine Damen und Herren, wir stimmen dem Staatsvertrag zu, verbunden mit der Forderung, kinf-
tig auf eine qualitative Regulierung mit einem besseren Spielerschutz und tragfahigen Geschéfts-
modellen umzustellen. Zudem bietet die Regelung Anlass, den Thiringer Sport an den Einnahmen
aus den Konzessionsabgaben oder Steueraufkommen anteilig zu beteiligen.

Noch ein Hinweis auf die entstehenden Kosten bzw. Einnahmen: Durch die teilweise Freigabe und
Offnung des Sportwettenmarkts werden dem Landeshaushalt durch den Landesanteil an den Kon-
zessionsabgaben finanzielle Mittel zuflieBen. Fir laufende und kinftige Gerichtsverfahren im Zu-
sammenhang mit Konzessionsvorgaben kénnen aber auch Ausgaben fir Gerichts- und Anwalts-
kosten entstehen. Das ist auch so nachzulesen in dem Gesetzentwurf. Diese seien aber nach Aus-
kunft der Landesregierung nicht gravierend. Die Verteilung erfolgt auf Grundlage des Koénigsteiner
Schlissels.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie bereits erwahnt, wir werden als CDU-Fraktion die-
sem Staatsvertrag zustimmen. Danke schén.

Vizeprasidentin Marx:

Vielen Dank. Als nachstem Redner erteile ich Herrn Abgeordneten Pidde von der SPD-Fraktion
das Wort.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren, es geht um die Zulassung privater Anbieter von
Sportwetten, und Kollege Kowalleck hat gerade dargestellt, dass das Verfahren tuber die Konzessi-
on, die das Land Hessen als bundesweit zentral zulassige Stelle gefuhrt hat, nicht zufriedenstel-
lend war. Wir werden mit dem vorliegenden Gesetzentwurf die Regulierung des Sportwettenmarkts
voranbringen und es wird Klarheit schaffen fur Anbieter und beteiligte Dritte.

Ich will jetzt nicht das wiederholen, was hier eben bereits ausgeflihrt worden ist. Das Gesetz soll
am 1. Januar 2020 in Kraft treten, sonst ware es gegenstandslos. Wir haben das — daran will ich
noch mal erinnern — beim Zweiten Glicksspielanderungsstaatsvertrag gehabt, dass es nicht alle
16 Landtage rechtzeitig geschafft hatten, die Beschlisse zu fassen, oder sie diese aus inhaltlichen
Grunden nicht gefasst haben und der Zweite Gllicksspieldnderungsstaatsvertrag dadurch nicht ra-
tifiziert werden konnte. Jetzt beim Dritten, der weitgehend in den Punkten identisch mit dem Zwei-
ten ist, hoffen wir, dass das alles klappt. Die Abstimmungen mit den L&ndern sind soweit, was uns
betrifft, erfolgt. Die schriftiche Anhérung: Dort gab es keine nennenswerten Bedenken. Deshalb
wird meine Fraktion dem Gesetzentwurf zustimmen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Marx:

Vielen Dank. Als néchster Redner erhélt Herr Abgeordneter KieBling von der AfD-Fraktion das
Wort.
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Abgeordneter KieBling, AfD:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, werte Damen und Herren Abgeordnete, sehr geehrte Gaste auf der
Biihne, heute nun die zweite Beratung zum Anderungsvertrag. Vieles wurde schon besprochen,
deshalb fasse ich mich heute kurz.

Der Dritte Glicksspielanderungsstaatsvertrag soll den bisherigen Zustand im Bereich der Sport-
wetten durch die Aufhebung der Begrenzung der Anzahl der zu vergebenden Konzessionen been-
den, das wird gedndert zum 01.01.2020, wie Herr Dr. Pidde schon ausgefihrt hat. Das finden wir
gut. Der Graumarkt in diesem Bereich soll dadurch in geregelte Bahnen gelenkt werden. Diesen
langst Gberfélligen Schritt begrtiBen wir sehr. Es bleibt zu hoffen, dass dieser Schritt zu einer Ver-
besserung der Rechtssicherheit beitragt. Immerhin ist die fehlende Rechtssicherheit auch eines
der Hauptgrinde, warum der aktuelle Glucksspielstaatsvertrag de facto auBer Kraft ist.

Wenn es nun tatséchlich zu einer Vergabe der Konzessionen kommen sollte und die qualitativen
Vorgaben zum Spielerschutz im Ersten Glicksspieldnderungsstaatsvertrag tatséchlich umgesetzt
werden sollten, kann man nur hoffen, dass auch der dringend notwendige Spieler- und Jugend-
schutz verbessert wird. Der Spieler- und Jugendschutz wurde in den zahlreichen Zuschriften zur
Gesetzesanderung angesprochen. Vor allem aber hat der Fachverband Drogen- und Suchthilfe
e.V. auf die immer groBer werdenden Probleme in diesem Bereich hingewiesen.

Mit dem geplanten Wegfall der Experimentierklausel wird sich unserer Meinung nach der Druck
weiter verstarken. Die Experimentierklausel sah vor, dass das staatliche Monopol fir Sportwetten
bis Juli 2019 auszusetzen ist und private Anbieter an dem Markt zu beteiligen sind. Unter anderem
sollte damit der Schwarzmarkt im Bereich Sportwetten bekampft werden, was jedoch unserer Mei-
nung nach nicht so richtig gelungen ist. Die Anbieter setzten sich erneut Uber das Verbot hinweg,
die Umsétze am Markt stiegen weiter und machen derzeit rund 25 Prozent des Glucksspielmarkts
aus. Des Weiteren wurde Werbung massiv ausgedehnt, und zwar ist sie in den Medien sowie in
den Stadien bei Sportveranstaltungen auffallig Uberrepréasentiert.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir als AfD-Fraktion sind uns durchaus der Bedeutung des
Glucksspiels und dessen Auswirkungen auf die 6ffentlichen Haushalte bewusst. Gleichzeitig haben
wir aber auch eine Verantwortung fur die Gesundheit unserer Burger in Thiringen. Einem Gesetz
zur Unterstitzung des Glicksspiels ohne eine Starkung der Suchtpravention kénnen wir daher un-
moglich zustimmen. Aus diesem Grund wird sich die AfD-Fraktion bei diesem Gesetz enthalten
mussen.

Eine Anmerkung sei mir an dieser Stelle noch erlaubt. Uns hat sehr verwundert, dass die LIGA der
freien Wohlfahrtspflege in Thiringen als Vertreterin von Einrichtungen und Diensten der Suchtpra-
vention und der Suchtkrankenhilfe sagte — dort in der Stellungnahme —: ,Der Beschlussentwurf der
Ministerinnen und Minister [...] ist sehr zu beflrworten.“ Das gibt uns etwas zu denken, denn es
heiBt in der Stellungnahme zu diesem Suchtpraventionsthema auch weiter: Es ,sind [...] gerade
mit Blick auf Einhaltung des Kinder- und Jugendschutzes gute Anséatze, reichen aber in der Praxis
nicht aus.“ Diesem Halbsatz, ,reichen nicht aus®, ist nichts hinzuzuftugen. Vielen Dank fur lhre Auf-
merksamkeit.

(Beifall AfD)
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Vizeprasidentin Marx:

Vielen Dank. Als nachster Redner hat Herr Abgeordneter Hande von der Fraktion Die Linke das
Wort.

Abgeordneter Hande, DIE LINKE:

Vielen Dank, Frau Préasidentin, ich bemihe mich, viel Gesagtes nicht noch mal zu wiederholen. Ein
zentraler Punkt der Neuregelung ist ja — wie bereits schon angesprochen — die Aufhebung der Be-
grenzung bei der Auswahl privater Sportwettenangebote. Die Problematik mit den geplanten zu
vergebenen 20 Konzessionen wurde auch schon hinreichend erlautert, dass die Regulierung der-
zeit, wie sie ist, ins Leere gelaufen ist. Kiinftig sollen nun Sportwettenkonzessionen in der Anzahl
unbegrenzt, aber kontrolliert durch ein qualifiziertes Erlaubnisverfahren vergeben werden. Das
schafft auch den Aufsichtsbehérden Klarheit und Handlungsspielraum — das wurde auch schon an-
gesprochen — bei der Bek&mpfung illegaler Angebote.

Wie vorhin in der Berichterstattung ausgefiihrt, haben wir im Haushalts- und Finanzausschuss eine
Anhérung durchgefiihrt. Fast alle Anzuhdrenden waren sich einig, dass die vorliegende Anderung
zum Glucksspieldnderungsstaatsvertrag gut aber nicht weitgehend genug sei, dies jedoch unter
ganzlich verschiedenen Vorzeichen. So begriBte zum Beispiel der Deutsche Sportwettenverband
eine Anderung als einen kleinen, aber richtigen Schritt und wiinscht sich einen viel deutlicheren
Abbau von Regulierung im Glicksspielbereich, hier zum Beispiel die bestehenden Spiellimits oder
die Einschréankungen bei Livewetten und andere Dinge. Ich halte solche Forderungen fir einen Bé-
rendienst im Bereich des Spielerschutzes und der Suchtpravention. Das sieht lbrigens die Fach-
stelle Gliicksspielsucht Thiaringen ahnlich und begriiBt die Anderungen im Staatsvertrag ebenfalls
unter einem anderen Vorzeichen, denn hier sind die Regulierungen aus Sicht der Fachstelle im
Hinblick auf die Suchtpravention unzureichend. Vorgeschlagen wird ein umfangreicher MaBnah-
menkatalog fur Online- wie terrestrische Angebote, dem sich auch die LIGA der Freien Wohlfahrts-
pflege in ihrer Stellungnahme anschlieBt. Die Vorschldge und Anregungen zu den MaBnahmen
des Spielerschutzes und der Suchtpravention, die zum Teil auch schon umgesetzt werden, neh-
men wir gern entgegen und, ich denke, das gilt natirlich auch besonders fur die Aufsichtsbehor-
den.

Mit dem Auslaufen des Gllicksspielstaatsvertrags 2021 bedarf es wahrscheinlich einer grundlegen-
den Neugestaltung des Deutschen Gllcksspielmarkts und dazu hat die Forschungsstelle Gliicks-
spiel der Universitdt Hohenheim, welche nebenbei gesagt die jetzt vorgelegten Anderungen eben-
falls begriBt, schon einiges an Vorschlagen unterbreitet.

AbschlieBend bleibt zu sagen, dass die vorliegenden Anderungen zum Dritten Gliicksspielande-
rungsstaatsvertrag notwendig und richtig sind und der Staatsvertrag bis Ende des Jahres durch die
Lander bestétigt werden muss. Das wollen wir heute tun und daher bitte ich um lhre Zustimmung.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Vizeprasidentin Marx:

Vielen Dank. Als nachster Redner hat Abgeordneter Mdller von der Fraktion Biindnis 90/Die Gru-
nen das Wort.

Abgeordnete Miiller, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Sehr geehrte Frau Présidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen und liebe Besucherinnen
und Besucher, fur den Dritten Gllicksspielanderungsstaatsvertrag in Thiringen ist dieses Zustim-
mungsgesetz erforderlich, mit dem wir uns nun zur zweiten Lesung hier im Plenum befassen. Wie
bereits mehrfach dargelegt, handelt es sich um einen neuen Anlauf seitens der Lander, gemein-
sam einen Anderungsstaatsvertrag in Kraft zu setzen. Bereits im Herbst 2017 hatten wir hier im
Thiringer Landtag dem Zweiten Glicksspieldnderungsstaatsvertrag zugestimmt, der aber auf-
grund fehlender Ratifizierung in einzelnen anderen Landern gegenstandslos geworden ist.

Mit diesem Dritten Glicksspieldnderungsstaatsvertrag wird nun die durch diverse Gerichtsverfah-
ren eingetretene Unmdglichkeit der derzeit vorgesehenen Vergaben von Konzessionen fir Sport-
wetten behoben. Die zahlenméaBige Begrenzung der Sportwettenkonzessionen entfallt durch die-
sen Vertrag, womit es ermoglicht wird, Schritt fir Schritt nach dem Vorliegen der qualitativen Vo-
raussetzungen Sportwettenanbieter mit deutschlandweit geltenden Erlaubnissen auszustatten. Da-
mit kann die Uberfallige Regulierung des Sportwettenmarkts erreicht und Klarheit fir Anbieter und
andere Beteiligte geschaffen werden. Dieser Anderungsstaatsvertrag unterscheidet sich auch nicht
wesentlich von seinem Vorlaufer und soll flr die verbleibende Laufzeit des Gliicksspielstaatsver-
trags gelten, also reguléar bis Mitte 2021.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir werden diesem Gesetz zustimmen und damit der Landesre-
gierung die Ermachtigung erteilen, den Staatsvertrag zu ratifizieren. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Marx:

Winscht die Landesregierung das Wort? Fir das Ministerium fur Inneres und Kommunales Herr
Staatssekretar Gotze.

Gotze, Staatssekretar:

Frau Préasidentin, sehr geehrte Damen und Herren, auch ich méchte Sie um Zustimmung zum vor-
liegenden Gesetzentwurf bitten. Meine Vorredner haben zum Inhalt schon alles Wesentliche ge-
sagt. Wir brauchen klar definierte legale Angebote, um illegale Angebote flachendeckend bekdmp-
fen zu kénnen und so den Anforderungen, die ein Jugend- und Spielerschutz an uns stellt, auch
Genuge tun zu kénnen. Der Glicksspielanderungsstaatsvertrag soll zum 1. Januar 2020 in Kraft
treten. Brandenburg und Sachsen haben ihn bereits ratifiziert. Das notwendige Notifizierungsver-
fahren bei der Européischen Kommission wurde veranlasst. Auch hier ist eine Stillhaltefrist erfolg-
reich abgelaufen, sodass wir hoffen kénnen, dass auch die anderen Lander entsprechende Be-
schlusse fassen und wir zum 01.01.2020 den Glicksspieldnderungsvertrag in Kraft setzen kénnen.
Ich bitte Sie hier um Unterstutzung und danke fur lhre Aufmerksamekeit.
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(Staatssekretér Gétze)

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Marx:

Vielen Dank. Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Dann kommen wir zur Abstimmung. Da
es im Ausschuss keine Anderungen gab, stimmen wir direkt Gber den Gesetzentwurf der Landes-
regierung in der Drucksache 6/7188 in zweiter Beratung ab. Wer fir diesen Gesetzentwurf ist, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Fraktionen der Koalition und die CDU-Fraktion. Wer
stimmt gegen dieses Gesetz? Das ist niemand. Wer enthélt sich der Stimme? Das ist die AfD-
Fraktion. Dann ist dieser Gesetzentwurf in zweiter Beratung angenommen.

Dann kommen wir auch schon zur Abstimmung Uber den Gesetzentwurf in der Schlussabstim-
mung. Wer fur diesen Gesetzentwurf ist, den bitte ich, sich von den Platzen zu erheben. Das sind
die Koalitionsfraktionen und die CDU-Fraktion. Wer stimmt dagegen? Das ist niemand. Wer enthalt
sich der Stimme? Das sind die Mitglieder der AfD-Fraktion. Damit ist der Gesetzentwurf auch in
der Schlussabstimmung angenommen und ich schlieBe diesen Tagesordnungspunkt.

Wir kommen dann zum Aufruf des Tagesordnungspunkis 13

Fiinftes Gesetz zur Anderung
des Thiringer Gliicksspielge-
setzes
Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN
- Drucksache 6/7401 - Neufas-
sung -
dazu: Beschlussempfehlung des
Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 6/7680 -
ZWEITE BERATUNG

Das Wort hat Abgeordneter Hande zur Berichterstattung aus dem Haushalts- und Finanzaus-
schuss.

Abgeordneter Hande, DIE LINKE:

Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, der Thiringer Landtag hat das von der
Koalition eingebrachte Gesetz ,Anderung des Thiiringer Gliicksspielgesetzes” in seiner 154. Sit-
zung am 5. Juli 2019 in erster Lesung beraten und an den Haushalts- und Finanzausschuss Uber-
wiesen. Dieser Haushalts- und Finanzausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 76. Sitzung am
5. Juli und in seiner 77. Sitzung am 6. September 2019 beraten und dabei eine schriftliche Anhé-
rung durchgefuhrt. In der Anhérung haben vier Anzuhdrende Stellung genommen. Das waren der
Fachverband Drogen- und Suchthilfe, die LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in Thuringen, die Lot-
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terie-Treuhandgesellschaft mbH in Thiringen und das Institut Gllcksspiel und Gesellschaft an der
Ruhr-Universitat Bochum. Dartber hinaus hat der Landessportbund eine Stellungnahme abgege-
ben. Ebenso folgten der Tharinger Rechnungshof und der Thiringer Landesbeauftragte fir den
Datenschutz und die Informationsfreiheit der Bitte des Ausschusses und gaben eine schriftliche
Stellungnahme ab. AuBerdem wurde eine Zuschrift des Landessportbundes — das hatte ich schon
gesagt — zum Thema mit einbezogen.

Meine Damen und Herren, nach Auswertung der sachlichen Stellungnahmen und der Anhérung
und unter Berucksichtigung der Hinweise des Thuringer Beauftragten fir den Datenschutz und die
Informationsfreiheit, dass die Datenschutz-Grundverordnung auch firr die neue Lottoanstalt gelte,
empfiehlt der Haushalts- und Finanzausschuss mehrheitlich, den Gesetzentwurf unverandert anzu-
nehmen. Vielen Dank.

Vizeprasidentin Marx:

Vielen Dank. Dann eréffne ich die Aussprache und erteile als erstem Redner Abgeordneten Kowal-
leck fir die CDU-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, mit dem vorliegenden
Gesetzentwurf ist vorgesehen, die Organisation der Veranstaltungen und Durchfihrung des 6ffent-
lichen Glicksspiels in Thuringen zu andern. Die CDU-Fraktion hat der Landesregierung dazu
einen umfassenden Fragenkatalog zur Beantwortung vorgelegt. Wir sehen dennoch unsere Be-
denken bestatigt und den Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen sehr kritisch. Auch die Anzuhé-
renden haben ihre Bedenken zum Gesetzentwurf ganz klar dargelegt. Die von der Landesregie-
rung vorgetragenen Grunde zur Neustrukturierung Uberzeugen uns nicht. Auch der Landesrech-
nungshof bt massive Kritik. So wurden in der Anhérung Zweifel an der rechtlichen Zulassigkeit ei-
ner Organisationsdnderung geduBert. Ebenso werden starke Zweifel geduBert, ob die im Gesetz-
entwurf vorgesehene Zeit bis zum 1. Januar 2020 ausreichend ist. Die erforderliche Planung durfte
bis zum 31. Dezember nicht realisierbar sein, so der Landesrechnungshof. Die Angaben, dass zur
Errichtung einer Anstalt des 6ffentlichen Rechts keine Alternativen bestehen, seien fur den Rech-
nungshof nicht nachvollziehbar. Das zeigt auch die Ubersicht zur Rechtsform und Veranstaltungs-
organisation der staatlichen Lotterien in den Landern. Alle Bundeslander auB3er Berlin haben ande-
re Organisationsformen. Ebenso fehlt eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung. Es werden weiterhin
keine Angaben gemacht zu den Sachverhalten — dies hat der Landesrechnungshof in seiner Zu-
schrift dargelegt —: Dienstherrenfahigkeit, Gewéahrtragerschaft, die Tariffahigkeit, die Beibehaltung
des Banktarifs, Dienstbehérde, Rickkehrrechte, Anzahl der Geschéftsfiihrer, Abberufung von Ge-
schéaftsfihrung, Grindungsverwaltungsrat, Wirtschaftsfihrung, Ricklagen, Jahresabschluss und
die Verankerung PCGK. Ebenso fehlt eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, wie ich das schon ge-
sagt habe, und es fehlt jeglicher Hinweis auf die Anwendung der Thiringer Landeshaushaltsord-
nung, die Verankerung der Prufungsrechte des Thiringer Rechnungshofs und die Bindung an die
Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit.
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Zudem wird wieder die Glicksspieltétigkeit in Thiringen erweitert und erleichtert, da der neu auf-
gestellten Landesgesellschaft ein breiteres Angebot moglich sein soll, ohne dass beim Spieler-
schutz Fortschritte erzielt werden. Aber auch gerade in dieser Hinsicht haben wir ja bei den ver-
schiedenen Initiativen der Landesregierung und der Koalitionsfraktionen schon unsere Kritik geéu-
Bert, und hier stehen uns auch die Verbadnde, die Suchthilfestellen zur Seite und Uben da auch
massive Kritik an den Vorhaben der Landesregierung und der Koalitionsfraktionen. Gerade auch
wir als CDU-Fraktion setzen uns auch hier flr einen besseren Spielerschutz ein, fur eine qualitati-
ve Regulierung. Das haben wir bereits auch als CDU/CSU-Finanzsprecher im April 2018 gefordert.

Also Sie sehen, die Hausaufgaben wurden mit diesem Gesetzentwurf nicht gemacht. Hier gibt es
massive Kritik, nicht nur von uns als CDU-Fraktion, sondern auch von den Anzuhérenden, allen
voran dem Landesrechnungshof. Deshalb lehnen wir hier diese Initiative, diesen Gesetzentwurf an
dieser Stelle ab. Danke sehr flr Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Marx:

Vielen Dank. Als ndchstem Redner erteile ich Abgeordneten Dr. Pidde von der SPD-Fraktion das
Wort.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Worum geht es denn beim vorliegenden Gesetzent-
wurf? Es geht doch lediglich darum, die innere Organisation der Thiringer Staatslotterie neu zu
ordnen. AuBBen wird es doch gar keiner merken. Wir haben bisher die zweistufige Struktur in der
Thiringer Glicksspielorganisation und das wollen wir vereinheitlichen. Aktuell haben wir einmal
die Tharinger Lotterieverwaltung, die als Veranstalter fungiert. Daneben haben wir die Thiringer
Lotto GmbH, die Durchfiihrende ist. Beides wollen wir zusammenfihren zu einer gemeinsamen
Anstalt 6ffentlichen Rechts.

Kollege Hande hat schon ausgeflhrt, dass wir diese schriftliche Anhérung durchgefuhrt haben. Es
gab ja auch den Fragenkatalog der CDU-Fraktion, der im Haushalts- und Finanzausschuss umfas-
send beantwortet worden ist. Gerade was die Problematik, die Kollege Kowalleck gerade vorge-
bracht hat, Spielsucht betrifft, sind wir anderer Meinung, als Sie das dargelegt haben, weil wir im-
mer sagen: Das, was unter staatlicher Kontrolle passiert, ist nichts gegen das, was im Privaten und
Schwarzmarkt bei dieser ganzen Problematik Spiele und Spielsucht vonstattengeht.

Wir haben das alles ausfuhrlich im Haushalts- und Finanzausschuss beraten und die einzelnen Ar-
gumente abgewogen. Flr uns Uberwiegen einfach die Vorteile. Deshalb will ich sie auch noch ein-
mal nennen. Wir schaffen eine effiziente und schlanke Verwaltungsstruktur dort, wo wir im Moment
zwei Einrichtungen haben. Die steuerlichen Unsicherheiten gegeniber méglichen bundesrechtli-
chen Anderungen werden beseitigt, was ja insbesondere die Umsatzsteuer betrifft, und das sichert
die Einnahmen in voller H6he fur die Destinatare und flr den Landeshaushalt. Es entstehen bei
der Umstrukturierung keine Zusatzkosten, alle Angestellten der Lotto GmbH werden tbernommen.
Die bisherigen Destinatére bleiben unverédndert und erhalten auch die Betrdge in den bisherigen



Thuringer Landtag - 6. Wahlperiode - 157. Sitzung - 13.09.2019 117

(Abg. Dr. Pidde)

Hoéhen. Die rechtliche Zufiihrung der Einnahmen an den Landeshaushalt ist weiterhin sichergestellt
und sie wird zukinftig dann per Konzessionsabgabe durchgefuhrt. Die rechtliche Aufsicht Gber das
Ganze bleibt unangetastet. Das Innenministerium bleibt weiterhin die Aufsichtsbehérde zur Ertei-
lung von Spielerlaubnissen und das Finanzministerium tbt weiterhin die Fachaufsicht aus.

Meine Damen und Herren, der Gesetzentwurf flhrt einerseits zu einer effizienten Verwaltungsor-
ganisation der staatlichen Lotterie in Thuringen und er schafft andererseits Sicherheit gegenlber
zukunftigen Steuerrechtsénderungen bei der Umsatzsteuer. Deshalb stimmen wir diesem Gesetz-
entwurf zu. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Marx:

Als nachstem Redner erteile ich Abgeordneten Miiller von der Fraktion Bliindnis 90/Die Grlinen das
Wort.

Abgeordneter Miiller, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Sehr geehrte Frau Préasidentin, sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen, liebe Besucherinnen und
Besucher, auch nach der Behandlung des Gesetzentwurfs im Landtag bleibt festzuhalten: Mit die-
ser Anderung bleibt die staatliche Lotterie in der Hand und Tréagerschaft des Landes Thiiringen.
Wir haben lediglich eine strukturelle Veréanderung bei Lotto Thuringen durchgefluhrt, indem wir eine
Anstalt 6ffentlichen Rechts grinden. Die jetzige Thiringer Lotterieverwaltung und die Lotto-Treu-
handgesellschaft werden in dieser Anstalt 6ffentlichen Rechts zusammengefihrt und auch die Ver-
mogen und Verpflichtungen der beiden Gesellschaften werden Gbernommen. Dieser Schritt hat
mehrere Grunde. Zum einen kann eine Anstalt 6ffentlichen Rechts im deutschen Lotto- und Toto-
block besser und flexibler agieren und auf Unvorhergesehenes reagieren, als das mit den bisheri-
gen Strukturen mdglich ist. Zum anderen straffen wir dadurch den Verwaltungsaufwand und ver-
kirzen Entscheidungswege. Die Umstrukturierung ist weiterhin geboten, um beispielsweise auch
auf die geénderten Rahmenbedingungen bei der umsatzsteuerlichen Behandlung zu reagieren.
Diesen Aspekt haben im Ubrigen auch die Anzuhérenden mehrmals angemerkt. Ich danke ibri-
gens in diesem Zusammenhang dem Datenschutzbeauftragten, den wir auf Wunsch der CDU-
Fraktion ebenfalls zu diesem Gesetz angehért haben und der uns den wertvollen Hinweis gab,
dass die zukunftige AGR ebenfalls die Datenschutzgrundverordnung einzuhalten hat, aber das nur
so am Rande.

Weiterhin erhalten alle mit der A6R einen klaren, einheitlichen Ansprechpartner, da Durchfihrung
und Veranstaltung dann zukunftig in einer Hand liegen. Fir die Angestellten andert sich nichts, au-
Ber dass sie dann bei einer AGR beschéftigt sind. Ein Ubergang von den jetzigen Gesellschaften
zur A6R wird problemlos vollzogen werden.

Ebenfalls keine Anderung gibt es in Bezug auf die Ausschiittung der Gewinne an die Destinatére,
so wie wir es bei der letzten, der vierten Anderung des Gliicksspielgesetzes, erst erweitert hatten.

Erlauben Sie mir noch eine Bemerkung zu eben dieser vierten Anderung des Gliicksspielgesetzes,
bei dem wir eine Umweltlotterie in Thiringen eingefluhrt hatten. Hier Gbertrifft die Akzeptanz dieser
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Umweltlotterie unsere Erwartungen und bestéatigt damit, was wir auch momentan im Freistaat spu-
ren: Die Umwelt liegt den Menschen in Thiringen besonders am Herzen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizepréasidentin Marx:

Als nachster Redner erhalt Abgeordneter KieBling von der AfD-Fraktion das Wort.

Abgeordneter KieB3ling, AfD:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, werte Damen und Herren Abgeordnete, werte Gaste, heute bera-
ten wir zum zweiten Mal (iber die fiinfte Anderung des Thiiringer Gliicksspielgesetzes. Die vorlie-
gende Anderung sieht vor, dass die Lotterie-Treuhandgesellschaft mbH Thiringen und der Lan-
desbetrieb Thiringer Lotterieverwaltung in der Thuringer Staatslotterie vereint werden sollen. Mit
der Errichtung der Tharinger Staatslotterie als Anstalt des 6ffentlichen Rechts werden der Veran-
stalter und der Durchfihrer zusammengefihrt. Damit soll sichergestellt werden, dass die Aufgabe
durch eine staatliche Verwaltung ausgefiihrt wird und so Ubertragungsverluste und Dopplungen
vermieden werden — im Grundsatz ein an sich lobenswerter Akt des Blrokratieabbaus, den wir von
der AfD-Fraktion grundsétzlich erst mal begriBen.

Bereits in der ersten Lesung dieses Gesetzes hatte ich darauf hingewiesen, dass einige Fragen im
Rahmen dieses Gesetzes noch nicht ausreichend geldst sind, sei es die immer weiter steigenden
Kosten und die damit einhergehende Schmalerung der Einnahmen fir den Landeshaushalt, wie
Sie aus dem Landeshaushaltsplan EP 17 auch entnehmen kénnen. Konkret sind innerhalb von
zwei Jahren die erwarteten Erlése aus der Staatslotterie um circa 40 Prozent eingebrochen. Einen
Hauptgrund sehen wir darin, dass mit dem zusatzlich von Rot-Rot-Grin kreierten Gllckspiel ,,Gri-
nes Herz“ Gelder in andere Kanéle — hauptséchlich grine Lobbyverbdnde — umgeleitet werden so-
wie geringere freie Mittel und somit weniger Umsatz bei dem klassischen Lotto und somit weniger
Gewinn fur den Haushalt erwirtschaftet werden kénnen. Immerhin werden die Zuwender nicht mit
10 Prozent vom Gewinn, sondern knapp 10 Prozent des Einsatzes bedacht. Da bleibt natirlich
nicht mehr so viel Gewinn fur den Landeshaushalt Gbrig.

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, besonders von den Griinen, als Sie vor einigen
Monaten das Vierte Gesetz zum Thiringer Glickspielgesetz eingebracht haben, haben wir dies
damals schon als ,Lobbygesetz” bezeichnet. Ich erinnere mich noch sehr gut daran, was man uns
damals alles vorgeworfen hat, nachdem wir diese AuBerung gemacht haben. — Jetzt ist |hr Frak-
tionschef gar nicht da, denn jetzt wollte ich Herrn Adams néamlich mal fragen. — Ich muss Sie be-
stimmt nicht fragen, wer Herr Denis Peisker ist, denn lhre beiden Landesvorsitzenden werden ihn
sicherlich kennen. Gleichzeitig ist Herr Peisker nicht nur einer lhrer Landesvorsitzenden, nein, zu-
fallig ist er seit dem 1. April dieses Jahres auch noch Geschéftsfihrer der von Ihnen neu gestalte-
ten Stiftung ,Naturschutz Thiringen®, jenem Verein, der durch |hr eigenes Gesetz nun erhebliche
finanzielle Mittel durch Glicksspieleinnahmen erhélt, genau genommen 9,35 Prozent der Ge-
samteinnahmen vor Abzug der Kosten gemaRB § 9 Ihres Gesetzentwurfs.
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Herr Adams, ich weiB3 nicht, ob Sie diesen offensichtlichen Lobbyismus gut finden. Und nun brin-
gen die Grinen noch ein weiteres Gesetz hier ein, das wieder fir mehr Geld bei lhren griinen Lan-
desvorsitzenden sorgen soll, zum Beispiel fur Ihre grine Unterschutzstellung der ehemaligen
DDR-Grenzanlagen. Und als Grund nennen Sie dann auch noch sinkende Einnahmen aus Lotte-
riemitteln, weil Sie da entsprechende Gelder zuflieBen lassen.

Aber kommen wir noch mal kurz zu diesem hier vorliegenden Entwurf. Was uns stért, ist die Tatsa-
che, dass diese Anderungen sich nur mit den Symptomen beschéftigen, sich aber nicht mit den Ur-
sachen der immer weiter sinkenden Einklinfte auseinandersetzen, Ursachen, die Sie, geehrte Ver-
treter von Rot-Rot-Grlin, mit der Vierten Anderung dieses Gesetzes mit zu verantworten haben.
Waren die Ausgaben 2018 und 2019 noch fast konstant, so sollen diese 2020 um 7,69 Millio-
nen Euro gegenuber 2019 steigen. Daher wirden wir einer Verweisung in den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss gerne zustimmen wollen, um das Thema mal genauer zu behandeln — kénnen wir
sicher spater machen —, ansonsten missen wir diesen Gesetzentwurf, der so vorliegt, leider ableh-
nen. Vielen Dank flr Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepréasidentin Marx:

Vielen Dank. Als nachster Redner hat Abgeordneter Hande von der Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordneter Hande, DIE LINKE:

Frau Préasidentin, sehr geehrte Damen und Herren, Dr. Pidde hat den Inhalt des Gesetzes schon
treffend dargestellt. Es geht um die Umstrukturierung der Organisation, die bisher in Veranstalter
und Durchfliihrer geteilt ist, also in Tharinger Lotterieverwaltung und Lotterie-Treuhandgesellschaft
mbH. Das bringt — wie auch schon gesagt wurde — einen erheblichen Abstimmungsbedarf und
gesteigerten Dokumentations- und Organisationsaufwand mit sich. Die bestehende Lotterie-Treu-
handgesellschaft mbH und der Landesbetrieb Thiringer Lotterieverwaltung werden in der A6R
Thuringer Staatslotterie fortgefuhrt.

Ich méchte jetzt nicht weiter auf den genaueren Inhalt des Gesetzes eingehen bzw. das alles noch
mal wiederholen, sondern an dieser Stelle gern auf einige Stellungnahmen der Anzuhérenden ein-
gehen. Und da erlauben Sie mir, Kollege Kowalleck, Ihnen zu widerzusprechen. Sie sagten, die
Angehorigen hatten erhebliche Bedenken gegen diesen Gesetzentwurf.

(Zwischenruf Abg. Kowalleck, CDU: Die Anzuhdérenden!)

Das suggeriert, dass alle dagegen waren. Das Gegenteil ist der Fall, aber dazu komme ich gleich
noch. Richtig ist, dass im Zuge der Anhérung der Thiringer Rechnungshof zu dem Punkt der
Rechtsformumwandlung Bedenken geduBert hat. Also hier greift das Umwandlungsgesetz nach
Aussage des Hofs, worin die Uberfiihrung eines Landesbetriebs bzw. einer GmbH in eine Anstalt
6ffentlichen Rechts nicht vorgesehen sei. Der Rechnungshof hat daher Bedenken bezlglich der
RechtmaBigkeit der nun geplanten Errichtung der Anstalt. Aber in dem genannten Umwandlungs-
gesetz werden Bund und L&nder eben auch erméchtigt, entsprechende Rechtsformumwandlungen
von Gesellschaften im Rahmen von Gesetzen zu regeln. Mit dem hier vorgelegten Funften Gesetz
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zur Anderung des Gliicksspielgesetzes sehe ich diese Voraussetzungen des Umwandlungsge-
setzes als erfullt an und kann den Bedenken des Rechnungshofes in diesem Zusammenhang nicht
beipflichten.

Interessant war auch eine Anregung der Liga der Freien Wohlfahrtspflege, der sich auch der Lan-
dessportbund angeschlossen hat. Danach sollen diese beiden genannten Destinatare in der Neu-
gestaltung der Verwendungsnachweisregelung per Gesetz einbezogen werden. Freundlich gesagt,
halte ich diesen Vorschlag fur zu weit gehend, weshalb wir ihn auch nicht in den Gesetzentwurf
aufgenommen haben.

Die LTG hingegen zeigt sich, Herr Kowalleck, erfreut und bezeichnet die Errichtung der Anstalt als
langst Uberfélligen Schritt. Das zeigt sich insbesondere durch neuere Bewertungen der umsatz-
steuerlichen Organschaft. Mit der A6R kénnen steuerliche Unklarheiten und Risiken ausgerdumt
werden. Das Institut fur Glicksspiel und Gesellschaft an der Ruhruniversitdt Bochum schreibt,
dass die Anstalt 6ffentlichen Rechts im Gegensatz zu privatwirtschaftlichen Gesellschaften einer
umfassenden staatlichen Rechtsaufsicht unterliege und verfassungsrechtliche Bedenken nicht zu
erkennen seien. Auch sei die Wahl der Rechtsform wegen der neueren Rechtsprechung sinnvoll.

Als Frage stand natirlich auch im Raum, warum nicht eine GmbH oder ein Landesbetrieb gewéhlt
wirden. Sicherlich wird Frau Ministerin dazu noch ausfihren und vielleicht auch Uber die Ergebnis-
se der spezialisierten Rechtsanwaltsgesellschaft berichten. Fakt ist, dass unter den gegebenen
Bedingungen und unter der MaBgabe der Ziele des staatlichen Lottos eine Anstalt 6ffentlichen
Rechts eindeutig die beste Wahl ist. Mit der Anstalt steigern wir nicht nur die Leistungs- und Ar-
beitsfahigkeit staatlichen Lottos in Thiringen, sondern treffen auch Vorsorge, was die Risiken, zum
Beispiel in Bezug auf die bereits genannte umsatzsteuerliche Organschaft, betrifft.

Mit der Thiringer Staatslotterie sind wir in Thiringen nicht nur auf der sicheren Seite, sondern
auch gut beraten. Das zeigen die Stellungnahmen. Ich méchte mit den Worten des Geschéftsfih-
rers der LTG schlieBen: ,Die Errichtung der Anstalt ist ein zukunftsgewandter Schritt.“ In diesem
Sinne bitte ich um Ihre Zustimmung.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizepréasidentin Marx:

Weitere Wortmeldungen aus den Reihen der Abgeordneten sehe ich nicht. Das Wort hat dann die
Finanzministerin, Frau Taubert.

Taubert, Finanzministerin:

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren Abgeordneten! Herr Kowalleck, ich habe
schon wesentlich bessere Begrindungen gehdért, warum man dem Gesetzentwurf nicht zustimmen
will. Sie haben sich ein bisschen gequélt — sei es drum.

(Zwischenruf Abg. Kowalleck, CDU: Das ist Ihre Interpretation!)
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Meine Damen und Herren, staatliches Gliicksspiel soll den natlrlichen Spieltrieb, den Menschen
nun einmal auch von Geburt haben, auffangen und soll ihn kanalisieren, damit sie eben nicht in
Suchtmittelabhangigkeit kommen — das ist Glicksspiel.

Was é&ndert sich fir Sie, falls Sie Lotto oder ein anderes staatliches Glucksspiel spielen? Nichts.
Was &ndert sich fur Ihnre Annahmestelle durch die Errichtung der Anstalt? Nichts. Fir uns &ndert
sich naturlich etwas mehr, weil wir Burokratie abbauen. Die Form, die wir jetzt haben, war nicht im-
mer so. Es existiert einmal der Landesbetrieb — das ist schon erwéhnt worden —, der bei uns im Fi-
nanzministerium durch einige Personen abgearbeitet wird und die Lotterie Treuhandgesellschaft
mit dem Sitz in Suhl, die Sie vielleicht auch kennen. Da sagt man einfach: Lotto Thiringen. Die
beiden mussen, weil sich umsatzsteuerrechtliche Fragen juristisch anders geklart haben und auch,
weil das Thema ,Datenschutz® eine weitere, h6here Rolle spielt, starker zusammenarbeiten. Das
nennt man im Steuerrecht ,Organschaft®.

Das ist genau so, als ob Sie ein Kind haben und das ist noch zu Hause. Sie schreiben ihm alles
vor und Sie kontrollieren es auch, damit das ja nicht schief geht. Das ist der momentane Zustand.
Den wollen wir &ndern, weil wir sagen: Das Kind ist nun Uber 18 Jahre alt. Das kann es auch allein.
In dieser Anstalt 6ffentlichen Rechts ist das zusammengefuhrt.

Was die Wirtschaftlichkeit betrifft, Herr Kowalleck, ich hatte es im Finanzausschuss schon gesagt,
natdrlich haben wir das gepruft, wir haben auch gepruft, ob eine GmbH die sinnvollere Variante ist,
aber wir wissen, es kostet uns schlicht und ergreifend Jahr fir Jahr 2 Millionen Euro Umsatzsteuer,
Mehrkosten, die wir so nicht haben wollen. Einige Anmerkungen, die der Rechnungshof dazu ge-
macht hat, wie auch die Unterstellung, dass wir zum Beispiel illegale Sportwetten betreiben, die
sind natdrlich nicht wahr. Davon kann sich jeder selbst Uberzeugen. Sie wissen natirlich auch,
selbst Oddset wird eingestellt, weil es sich nicht lohnt. Wir haben dazu schon einen Kabinettsbe-
schluss gefasst.

Alles das, was Herr KieBling angesprochen hat, gehért in den Glicksspielstaatsvertrag, es gehort
nicht hier in dieses Gesetz. Ich finde es natirlich abenteuerlich, wenn da vermutet wird, weil Sie
jetzt ein Umweltlos kaufen kénnen, dass der Umsatz in der Anstalt sinkt. Also es ist eher eine An-
regung, der Umsatz steigt. Dass wir in den vergangenen Jahren bei den Ertrdgen im Bereich staat-
liche Lotterie Einbriiche hatten, hangt einfach an der Frage, wie der Glicksspielstaatsvertrag aus-
gestaltet ist. Wir haben in den vergangenen zehn Jahren, 15 Jahren sehr oft Gber diesen Glicks-
spielstaatsvertrag hier gesprochen. Sie hatten ja auch jetzt mit der Verabschiedung gehért, dass
auch das wieder eine Ubergangslésung ist.

Es gibt also keine Unklarheiten und auch keine offenen Fragen zu dieser Anstalt, es ist eine gute
Lésung fur den Freistaat Tharingen und vor allen Dingen fiir die Spielerinnen und Spieler. Sie wis-
sen, es bleibt in der 6ffentlichen Hand und geht nicht in die Privatisierung. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Marx:

Vielen Dank. Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Auch hier stimmen wir jetzt direkt Gber den
Gesetzentwurf der Fraktionen Die Linke, der SPD und Biindnis 90/Die Griinen in Drucksache 6/
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7401 — Neufassung — in der zweiten Beratung ab. Wer ist fir diesen Gesetzentwurf, den bitte ich
um das Handzeichen. Das sind die Abgeordneten der Koalitionsfraktionen. Wer stimmt gegen die-
sen Gesetzentwurf? Das sind die CDU- und die AfD-Fraktion. Damit ist der Gesetzentwurf mehr-
heitlich angenommen.

Wir stimmen Uber den Gesetzentwurf in der Schlussabstimmung ab. Wer fir diesen Gesetzentwurf
ist, den bitte ich, sich von seinen Platzen zu erheben. Das sind die Kolleginnen und Kollegen der
Koalitionsfraktionen. Wer stimmt gegen diesen Gesetzentwurf? Das sind die Kollegen aus der
CDU- und der AfD-Fraktion. Damit ist der Gesetzentwurf auch in der Schlussabstimmung ange-
nommen. Ich schlieBe diesen Tagesordnungspunkt.

Vereinbarungsgeman geht es jetzt weiter mit Tagesordnungspunkt 34

Fiir ein Europa der Menschen-
rechte — Thiringen wird siche-
rer Hafen

Antrag der Fraktionen DIE LIN-
KE, der SPD und BUNDNIS
90/DIE GRUNEN

- Drucksache 6/7291 -

Aus den Fraktionen Die Linke, der SPD und Bundnis 90/Die Grunen wird das Wort zur Begrin-
dung gewiinscht und ich gebe Abgeordneten Berninger von der Fraktion Die Linke das Wort.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren der demokratischen Frak-
tionen,

(Zwischenruf Abg. Méller, AfD: Hallo, Frau Berninger!)

sehr geehrte Damen und Herren auf den Zuschauerrangen! ,Fir ein Europa der Menschenrechte
— Tharingen wird sicherer Hafen® heif3t der Antrag, Gber den wir jetzt reden. Nicht erst mit der tage-
langen Odyssee der 53 vor dem Ertrinken geretteten Menschen auf der Sea-Watch 3 und der Ver-
haftung der Kapiténin, die diese Menschen schlieBlich Ende Juni in einen rettenden Hafen brachte,
oder mit dem Drama um die ,Eleonore” und ihren Kapitédn Claus-Peter Reich vor wenigen Tagen
wird deutlich, tagtaglich spielen sich humanitare Katastrophen in Europa ab. Geflichtete werden
innereuropéisch, zum Beispiel in Kroatien oder Ungarn, vélkerrechtswidrig behandelt, zurtickge-
drangt und gequalt. Tagtaglich ertrinken Menschen im Mittelmeer und Europa schaut zu. Die rot-
rot-griinen Regierungsfraktionen wollen ein Europa, das Menschenrechte achtet, statt sie im Mittel-
meer zu versenken. Das ist der Hintergrund unseres Antrags.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir begreifen Thuringen als Teil Europas und wollen unser Mégliches tun, die europaische Politik
zu andern, deshalb ist dieser Antrag mit diesem symboltrachtigen Titel eben auch mehr als nur ein
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Symbol. Thiringen soll nicht nur sicherer Hafen sein, sondern wir wollen mit dem Beschluss die
Bundesregierung auffordern, sich auf européischer Ebene fiir die Menschen einzusetzen, flr deren
Fluchtursachen wir selbst auch mitverantwortlich sind.

Mit dem Beschluss des Antrags wollen wir uns dem Osterappell der 223 Bundestagsabgeordne-
ten, aber auch den Forderungen zivilgesellschaftlicher Organisationen und privater Initiativen, wie
etwa dem Appell der 21 Professor/-innen der Bauhaus-Uni in Weimar oder der Seebriicke Erfurt,
anschlieBen und uns auf Bundesebene unter anderem dafir einsetzen, dass die Bundesregierung
sich fur die Aufnahme aus Seenot geretteter Menschen einsetzt, dass sie selbst die Aufnahme ge-
retteter Menschen anbietet und von den européischen Partnerinnen und Partnern verlangt, dass
Schiffe mit geretteten Personen an Board uneingeschrankt an européischen Hafen anlanden dir-
fen und dass die Kriminalisierung der Seenotrettung endlich beendet wird. Aber auch dartber hi-
naus wollen wir mit einem Landesaufnahmeprogramm konkret werden und auBerhalb der Uber den
Koénigsteiner Schllissel festgelegten Aufnahmequoten aus Seenot gerettete Menschen in Thirin-
gen aufnehmen und Kommunen, die sich der Initiative ,Seebricke schafft sichere Hafen* anschlie-
Ben und sich fir die Aufnahme aus Seenot geretteter Menschen entscheiden, aktiv unterstitzen.
Vielen herzlichen Dank dafiir, dass dieser Antrag heute beraten und entschieden werden kann.
Das nehme ich so ein bisschen als kleines Geburtstagsgeschenk flr mich

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

und es wird sie nicht Uberraschen, meine Damen und Herren, dass ich Sie bitte, dem Antrag zuzu-
stimmen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Marx:

Vielen Dank. Ich erbffne die Aussprache und erteile als erstem Redner Abgeordneten Herrgott fur
die Fraktion der CDU das Wort.

Abgeordneter Herrgott, CDU:

Sehr geehrte Frau Préasidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren, Frau Berninger, heute ist
zwar lhr Geburtstag, aber es gibt an dieser Stelle trotzdem keine Geschenke von uns.

(Beifall CDU)

Es wird Sie wahrscheinlich nicht berraschen, aber Ihr Antrag ist entgegen dem, was Sie hier aus-
gefuhrt haben, eben nur ein Symbol, nichts anderes.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: Nein, ist er nicht!)

Was Sie hier gern machen méchten, ist mal wieder ein Thiringer Sonderweg, Sie mochten ein
bisschen AuBenpolitik spielen.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: Wir wollen nicht spielen!)
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Das ist durchaus nachvollziehbar, dass Sie das moéchten, aber es ist eben nicht zielfihrend. Wir
sollten fir Migranten jenseits des Mittelmeers eben keine neuen Anreize setzen, sich Uber den ge-
fahrlichen Weg Uber das Meer zu begeben,

(Zwischenruf Abg. Henfling, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Dass Sie immer noch an dieser
Mar festhalten, ist unertréglich.)

lediglich, meine Damen und Herren, sollten wir uns an die Fakten halten.
(Beifall CDU)

Denn auch das UNHCR stellt ohne jeden Zynismus fest, dass 2018 zehnmal weniger Menschen
ihr Leben beim Versuch der Mittelmeeriberquerung aufs Spiel gesetzt haben. Starben 2016 noch
5.143 Menschen, ging die Zahl 2018 auf 2.299 Menschen zurlck.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: Das ist tatsachlich zynisch, dass Sie das als Argu-
ment einbringen!)

Jeder dieser 2.299 Toten ist einer zu viel, das will ich ausdricklich betonen. Die Lésung meine Da-
men und Herren, liegt aber nicht darin, das Geschéaftsmodell der Schlepper erneut zu befeuern,
sondern qualifizierte, nachhaltige L6sungen zur Beseitigung der Migrationsgriinde zu schaffen

(Beifall CDU)

und nicht an Symptomen herumzudoktern. Was wir in Thiringen brauchen, meine Damen und
Herren, sind keine neuen Sonderwege, keine neuen Aufnahmeprogramme, sondern Mehranstren-
gungen bei der Umsetzung geltenden Rechts, insbesondere bei der Rickflihrung abgelehnter
Asylbewerber, meine Damen und Herren.

(Beifall CDU)

Es wird sie nicht (iberraschen, dass meine Fraktion diesen Antrag aus grundsétzlichen Uberlegun-
gen ablehnt. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Marx:

Als nachster Rednerin erteile ich Abgeordneter Berninger von der Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

Meine sehr geehrten Damen und Herren der demokratischen Fraktionen, sehr geehrte Damen und
Herren, das mit dem Lissabon-Vertrag gegebene Versprechen, aus Europa einen Raum der Frei-
heit, der Sicherheit und des Rechts zu machen, ist nicht umgesetzt. Die Européische Union, die ei-
gentlich fir Humanismus, Gerechtigkeit und Solidaritat steht — das ist die eigentliche européische
Idee —, setzt leider nicht das um, das dieses Versprechen mit Leben flllen wirde. Leider setzen
nicht alle Entscheiderinnen in Berlin und Brissel diese Ideen um, sie verweigern sich. Leider lie-
gen auch dort die Hauptkompetenzen, um Zuwanderung und Asyl zu regeln, zum Beispiel bei der
Bundesregierung unter Fihrung der CDU, die es ist, die fir eine unsolidarische Verteilung von Ge-
flichteten in der EU gesorgt hat und daflr weiter sorgt. Bis heute streiten sich die Mitgliedsstaaten
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daruber, statt Seenotrettung zu organisieren — im Gegenteil. Es wird sogar die staatliche Seenot-
rettung, die durch die EU-Mission ,Sophia“ durchgefiihrt wurde, ausgesetzt, bloB weil sich ein
rechtspopulistisches, rechts gefuhrtes Italien gegen die Verldngerung der Mission gestellt hat.
Stattdessen wird nun dem Ertrinken nur noch aus der Luft, von oben zugeschaut. Das ist der Euro-
paischen Union nicht wurdig, meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Die Bundesregierung als wichtiger Player in der EU macht dabei mit. Sie steht fir Abschottung an
den AuBengrenzen der EU, sie ist es, die mit ihrem sogenannten Migrationspakt — den Flichtling-
sorganisationen Hau-ab-Gesetz nennen — die Einreise fur Gefluchtete weiter erschwert, die die ge-
lingende Integration verhindert und die Menschen Leistungen, die bereits am Existenzminimum
oder gar darunter liegen, streicht.

Das Signal ,lhr seid hier nicht gewollt!” soll gesendet werden. Mit solchen zynischen Reden wie
eben von Herrn Herrgott, der die Zahlen derer, die sich tber das Mittelmeer auf den Weg machen,
dafur verwendet, um gegen unseren Antrag zu argumentieren, senden auch dieses Signal ,lhr seid
hier nicht gewollt! aus. Menschen, die bereits hier sind, sollen so gegangelt werden, dass sie frei-
willig wieder gehen, zurtick in unsichere Herkunftsldnder, zurlick in Kriegsgebiete, zurlck in eine
Situation, in der sie Diskriminierungen ausgesetzt sind und h&ufig um Leib und Leben flrchten
mussen. Dieses Klima Ubertragt sich so weit, dass es in Seenot geratene Menschen trifft. Lieber
lasst man Menschen ertrinken, als das Natirlichste und Menschlichste zu tun, namlich sie zu ret-
ten und an das sichere Ufer, in einen sicheren Hafen zu bringen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir wollen aus Thiringen ein anderes Signal senden. Wir wollen dieser Haltung entgegensteuern
und selbst Haltung zeigen, meine Damen und Herren. Ich habe schon gesagt, was wir mit unse-
rem Antrag bezwecken, und will daraus nur wenige Punkte noch mal nennen. Die Bundesrepublik
soll die Aufnahme aus Seenot geretteter Menschen selbst anbieten. Denn alle schénen Worte blei-
ben leere Phrasen, wenn daraus nicht auch Taten werden. Vom BundesauBenminister waren in
den letzten Monaten immer mal wieder schone Worte zu héren. Ich will ihn zitieren. Mit ,Das Ge-
schachere um die Seenotrettung muss endlich ein Ende haben.“ hatte er Mitte Juli eine Initiative
der Bundesregierung angekindigt. Und: Deutschland wolle eine Vorreiterrolle Gbernehmen. — Aber
leider ist es dabei geblieben. Die Vorreiterrolle besteht bislang lediglich darin, dass européische
Partnerinnen zwar Zustimmung signalisiert haben, aber dartber hinaus noch nichts passiert ist. Mit
unserem Antrag geht ein ganz klarer Auftrag an Heiko MaaB: Nicht langer reden, Herr MaaB! Nicht
l&nger ankindigen, Herr MaaB, sondern einfach machen, Herr MaaR!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich habe schon gesagt, wir wollen auch auf Landesebene aktiv werden. Deswegen ist unser An-
trag nicht lediglich Symbolpolitik. Wir wollen, dass Thiringen sich bereit erklart, auBerhalb der vor-
gesehenen Aufnahmequote aus Seenot gerettete Menschen aufzunehmen, ein Landesprogramm
aufzulegen fir in Seenot gerettete Geflichtete, darin enthalten die aktive Unterstiitzung von Kom-
munen, die sich fur die Aufnahme geretteter Menschen entscheiden. In diesem Aufnahmepro-
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gramm muss beispielsweise geregelt werden, dass die Kosten, die fir die Aufnahme und Unter-
bringung und auch IntegrationsmaBnahmen fir diese Geflichteten entstehen, durch das Land
Ubernommen werden sollten.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Damit erhoffen wir uns, dass Kommunen, die im Moment darlber nachdenken, ob sie der Initiative
»Seebricke — Schafft sichere Hafen“ beitreten, eine Entscheidungserleichterung haben, dass un-
ser Landesprogramm, das dann schnell aufgelegt werden muss — dartber will ich auch nicht mo-
natelang reden —, die Entscheidung erleichtert, sich fur die Aufnahme vor dem Ertrinken geretteter
Menschen zu entscheiden.

Meine Damen und Herren, Thiringen braucht selbst keinen Hafen im Wortsinne, um sicherer Ha-
fen zu sein. Bitte stimmen Sie unserem Antrag zu.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Marx:

Vielen Dank. Als nachster Redner erhalt Herr Abgeordneter Méller von der AfD-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Moller, AfD:

Sehr geehrte Frau Préasidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, liebe Géaste! Frau Bernin-
ger, lhnen natlrlich auch alles Gute zum Geburtstag von der rechtspopulistischen Fraktion.

(Beifall AfD)

Trotzdem muss ich lhnen sagen, dass ich, obwohl Sie Geburtstag haben, dem Antrag nicht zustim-
men kann, aber ich werde Ihnen besonders schonend beibringen, warum wir das nicht tun.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Schamen Sie sich fir den
Klamauk, den Sie da veranstalten!)

Der Antrag ist ein rein ideologischer Antrag.

(Zwischenruf Abg. Leukefeld, DIE LINKE: Menschen ertrinken nicht ideologisch, wirklich
nicht!)

Er ist im Grunde fur die typische multikulturelle Klientel von Rot-Rot-Griin geschrieben und er ent-
halt auBer den typischen hypermoralischen Formeln wirklich null Inhalt.

(Beifall AfD)

Das ist im Grunde ein Beispiel dafiir, wie man die fir Europa konstitutionelle Rechtsstaatlichkeit
Stiick fiir Stiick ersetzt durch Ubermoral. Das ist ein véllig falscher Weg, schon deswegen kdnnen
wir diesen Antrag nicht mittragen.

Ich will das vielleicht mal ein bisschen auseinandernehmen. Das fangt schon bei den Formulierun-
gen unter Punkt 1.1 an. Da indizieren Sie im Grunde genommen mit Ihrer Formulierung, dass die
europdische Idee von sozialer Gerechtigkeit, Humanismus und internationaler Solidaritat sich nur
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verwirklichen lasst, wenn Europa die Aufnahme von Flichtlingen in jeder Hinsicht gewéhrleistet.
Also jeder, der hierherkommen will, soll auch einen Weg nach Europa finden. Man muss sich das
mal auf der Zunge zergehen lassen. Seit 2015 sind ein paar Millionen Migranten nach Deutschland
gekommen. Das hat zu erheblichen sozialen, gesellschaftlichen Verwerfungen gefuhrt,

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Wie viel Millionen genau, Herr Méller? Kénnen Sie noch
zahlen?)

man spricht nicht selten auch von Spaltung — nicht wahr, Herr Wolf? —, von Spaltung. Das Ganze
ist auch noch mit einem jéahrlichen zweistelligen Milliardenbetrag zu bezahlen. Sie sollten doch mit-
bekommen haben, was allein diese paar Millionen Menschen flir Probleme in unserem Land her-
vorgerufen haben.

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Noch mal: Wie viel Millionen?)

Jetzt sind aber laut UN-Fllchtlingshilfe im Jahr 2018 68,5 Millionen Menschen auf der Flucht ge-
wesen, also jedenfalls in weiterem Sinne auf der Flucht. Sie suchen nach besseren Lebensum-
stdnden usw. usf. Und wo gehen die hin? Natlrlich dahin, wo die Lebensumstande am besten
sind. Und welcher entwickelte moderne Industriestaat hat die besten, héchsten Sozialstandards
und zieht damit nattrlich auch die meisten dieser Menschen an? Richtig, es ist Deutschland.

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Schweden!)
Da kdnnen Sie jedes européische Verteilmodell vergessen, wie sehr das zur Makulatur wird,
(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Nicht stottern, reden!)

das sehen Sie an Dublin, an der Dublinverordnung, die ja vorsieht, dass derjenige, der euro-
paischen Boden betritt, um dann Asyl zu beantragen oder Flichtlingsschutz zu genieBBen, dass der
sein Verfahren und seinen Aufenthalt dort nehmen muss, wo er das erste Mal européaischen Boden
betreten hat. Das geschieht nicht, im Gegenteil, die Leute versuchen alle weiterzureisen, dahin, wo
es die meiste Knete gibt, und das ist nun mal Deutschland. Dass das mit 68,5 Millionen Menschen
nicht geht, das sollte eigentlich jedem klar sein.

(Beifall AfD)

Zweiter Punkt: Das ist Ihre Behauptung, dass die Seenotrettung kriminalisiert wird. Aber das
stimmt ja nicht. Seenotrettung wird nicht kriminalisiert, Seenotrettung wird hoch geschéatzt, auch
von uns, von der AfD.

(Beifall AfD)

Was wir nicht schatzen, ist, dass man die Leute dann im Anschluss, obwohl sie kurz vor der lybi-
schen Kiste aus seeuntiichtigen Schlauchbooten umgesetzt werden in hochseetaugliche Schiffe,
dass man sie dann nach Italien versucht zu bringen, damit sie von dort aus weiterreisen kénnen
nach Europa. Das ist natlrlich eine Sache, die kénnen wir nicht mittragen. Das ist in der Tat krimi-
nelle Schlepperei.

(Beifall AfD)
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Deswegen ist es auch véllig richtig, dass unser Freund Salvini in Italien hier die rote Karte gezeigt
hat und entsprechende GegenmaBnahmen ergriffen hat.

(Beifall AfD)
(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Abgewahit!)

Es ist schlicht keine Seenotrettung. Wenn man Seenotrettung betreiben wollte, dann kénnte man
diese Menschen

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Deshalb ist Salvini auch nicht mehr dabei!)
auch in sicheren Héfen in Libyen oder in Marokko oder anderen Anrainerstaaten
(Unruhe DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
Nordafrikas unterbringen und hétte seinen Rettungsauftrag genauso gut und erfolgreich erfullt.
(Beifall AfD)
(Zwischenruf Abg. Kénig-Preuss, DIE LINKE: Das passt zu Ihrer faschistischen Partei!)

Uber Ihre Variante der Seenotrettung, die eigentlich im Weiterschleppen besteht, freut sich am En-
de nur die Schleppermafia, und die besteht eben leider — das muss man mittlerweile sagen — nicht
nur aus denen, die den Migranten fur teuer Geld den Sitz im seeunttichtigen Schlauchboot verkau-
fen, sondern auch denen, die vor der Kiste patrouillieren und diese Leute dann aufnehmen und
dann weiter nach ltalien bringen, denn diese Leute leben auch gut von dieser Tatigkeit.

(Beifall AfD)
(Unruhe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Die leben namlich gut davon, ein Gefuhl zu verkaufen, ein toller Mensch zu sein. Das ist im Grun-
de nichts anderes als der Ablasshandel des 21. Jahrhunderts. Man finanziert sich dann eben ent-
sprechend aus den Ablassgeldern, die heute ,Spenden” genannt werden.

(Beifall AfD)
Wenn Sie sich mal die Protagonisten anschauen ...

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Was sind Sie nur fiir ein
Mensch?!)

Ja, schauen Sie mich mal an, Frau Rothe-Beinlich, und raten Sie mal, ob ich flir Sie ein Mensch,
ein Affe oder was weif3 ich fir Sie bin. Das Uiberlasse ich dann Ihnen.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Ganz (ibel!)
(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Sie sind rechtsradikal!)

Aber zurlick zum Text: Schauen wir uns mal eine der Protagonistinnen an, die bekannt geworden
ist, Frau Rackete — Carola Rackete. Der Vater arbeitet in der Ristungsindustrie, ist dabei reich ge-
worden. Die Tochter hat ein schlechtes Gewissen und erleichtert sich dieses pathologisch schlech-
te Gewissen auf Kosten einer ganzen Nation, indem sie Migranten tber das Mittelmeer
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(Zwischenruf Abg. Miiller, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Ich hoffe, dass lhre Kinder nicht ir-
gendwann einmal ein schlechtes Gewissen wegen lhnen haben mussen!)

nach Europa schleppt und dann Europa mit dem Problem alleinldsst. Das ist weder verantwor-
tungsvoll noch ist es irgendeiner Form rational erklarbar. Das ist im Grunde genommen eine Form
von Selbsttherapie, die kann eine verninftige Gesellschaft nie unterstitzen.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Weil Sie Frauen nicht zu-
trauen, dass sie selber denken kénnen!)

Dann kommen wir mal zu lhrem dritten Unterpunkt: Da stellen Sie dann fest, dass die Bundesrepu-
blik Deutschland, der Freistaat Thiringen in der Verpflichtung stehen, humanitar initiativ zu wer-
den, um andere Mitgliedstaaten fur die Aufnahme von Flichtlingen zu gewinnen. Das klingt ja noch
harmlos. Aber was Sie darunter konkret verstehen, wird dann unter Ziffer 11.1.c deutlich klarer. Da
formulieren Sie dann namlich, die Bundesregierung soll ,von den européischen Partnern und Part-
nerinnen verlang[en]“, dass sie entsprechend Migranten aufnehmen. Da stellen wir doch schon
fest ...

Prasidentin Diezel:
Herr Abgeordneter Mdller, Ihre Redezeit ist zu Ende.
(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
(Zwischenruf Abg. Henfling, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Gott sei Dank!)

Abgeordneter Moéller, AfD:

Das ist ja schade. Da stellen wir fest, dass Sie am deutschen Wesen die Welt genesen lassen wol-
len.

(Beifall AfD)

Das ist naturlich im Grunde genommen alter Brauch, der véllig untunlich ist, den wir nicht unterstit-
zen kbnnen.

(Beifall AfD)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Als Nachste spricht Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich von der Fraktion Bindnis 90/
Die Grunen.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Géste! Wissen Sie, es ist, glaube
ich, besser, wenn wir hier auch Abgeordnete mit Moral sitzen haben, als wenn es nur noch Abge-
ordnete ohne jedwede Moral géabe.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Ich weiB3 gar nicht, was ich zur Rede der AfD eben sagen soll. Ich wei3 gar nicht, wie man so kalt-
schnduzig und hamisch Uber Menschen reden kann, die aus unterschiedlichsten Griinden auf der
Flucht sind und im Mittelmeer einfach ersaufen. Sie gehen dariber hinweg, als ob das irgendwie
ein SpaB waére. Nein, es ist kein SpaB! Ich bin der Evangelischen Kirche Deutschland sehr dank-
bar, dass sie gestern erklart hat durch ihren Bischof, den Ratsvorsitzenden Bedford-Strohm: Wir
wollen ein Schiff schicken.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wie weit sind wir gekommen, dass die Kirchen sich aufmachen missen, um Schiffe zu schicken?
Wie weit sind wir gekommen, dass Ehrenamtliche, NGOs die Aufgabe eigentlich von Staaten, ge-
samtgesellschaftliche Aufgaben Ubernehmen, weil ein gesamter Kontinent — Europa — versagt. Ich
finde das bedenklich und das mégen Sie moralisierend finden. Ich glaube, es geht tatsachlich um
nicht mehr oder weniger als um die Frage, ob wir die Menschen ersaufen lassen wollen oder ob
wir sie retten und unserer Verantwortung fir Menschenleben gerecht werden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Giorgia Linardi hat im Europaparlament erst vor wenigen Tagen zur Kriminalisierung der Seenot-
rettung gesagt: ,Es gibt nichts Erschitternderes, als geretteten Menschen zu erklaren, dass ein
Land in Frieden, ein ganzer Kontinent in Frieden, nicht will, dass sie das Land auch nur mit ihren
FaBen beruhren.“ Das macht mich in der Tat betroffen. Da mégen Sie, von der AfD, jetzt wieder
hamisch lachen. Aber auch das sagt mehr Uber Sie als Uber alles andere. Und dass eine Kapiténin
hier dargestellt wird als die Tochter mit notorisch schlechtem Gewissen, das zeigt nur deutlich, was
fir ein Frauenbild Sie haben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Diese Frau, Carola Rackete, verdient unser aller Respekt. Sie kann selbst denken und handelt:
Und sie hat gerade erst die katalanische Ehrenmedaille erhalten. In der Laudatio dazu sagte Pep
Guardiola: ,Wir brauchen offene Hafen. Wenn die Hafen geschlossen sind, dann miissen wir sie
6ffnen.“ Ja, auch wir in Thiringen haben eine Verantwortung. Auch wir missen den Blick Uber den
Bratwursthorizont wagen, weil die Welt gréBer ist und weil es auch uns etwas angeht. Wer, wenn
nicht die vielen Kommunen, die sich jetzt schon bereit erklart haben, sichere Hafen zu werden,
brauchen und verdienen auch unsere Unterstitzung — die Unterstiitzung eines Landes, das sich
der menschenrechtsorientierten Fllchtlingspolitik verschrieben hat. Ja, wir machen es konkret.
Und ja, Sie nennen es: Wir spielen AuBenpolitik. Nein, wir spielen nicht. Wir ibernehmen Verant-
wortung.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wenn die Bundesebene versagt, dann missen eben die Ldnder kommen und sagen: Ja, wir sind
bereit, Verantwortung zu Ubernehmen und das auch ganz konkret. Sabine Berninger hat es ge-
sagt: Es geht nicht nur um ein Symbol, es geht nicht nur darum, zu erklaren, dass wir bereit sind,
Verantwortung zu Gbernehmen. Es geht nicht nur darum, zu sagen, dass Seenotrettung selbstver-
standlich kein Verbrechen, sondern Gberlebensnotwendig ist, sondern es geht darum, dies tatsach-
lich dann auch konkret zu machen. Das tun wir, indem wir mit einem Landesprogramm den Kom-
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munen, die sich dazu bereit erklaren, Geflichtete aufzunehmen, auch konkrete Unterstiitzung bie-
ten.

Und doch wissen wir um das furchtbare Sterben im Mittelmeer jeden Tag. Dass ein Vertreter einer
Partei mit dem ,,C* im Namen — und das empdrt mich wirklich, Herr Herrgott — sich hier vorn hin-
stellt und behauptet, diejenigen, die Leben retten, sind erst dafir verantwortlich, dass sich Men-
schen Uberhaupt erst auf eine lebensgefahrliche Reise machen, der will nicht sehen, was das Pro-
blem tatsachlich ist.

Ich mache jetzt noch mal den Vergleich, auch wenn er vielen nicht geféllt: Ich war am Sonntag
beim Burgerfest vom Geschichtsverbund Thiringen in der AndreasstraBe. Es gab dort eine Dis-
kussionsrunde, die unter der Uberschrift stand ,Es ist zum Ausreis(s)en“. Da saB ein junger Mann,
Herr Stiehler, der mit 16 Jahren mit seiner Mutter Uber Ungarn damals aus der DDR abgehauen
ist, und da saB Herr Chrestensen, der sich entschieden hat, doch hier zu bleiben. Herr Stiehler hat
sehr nachvollziehbar erzahlt, dass es ihm nicht um Freiheit oder um das groBe politische Ganze
ging, sondern dass es schlichtweg darum ging, sich auch mal schicker anziehen zu kénnen, Dinge
zu kriegen, die man hier in der ehemaligen DDR nicht bekam. Waren das Wirtschaftsflichtlinge?
Waren sie das?

(Zwischenruf Abg. Herrgott, CDU: Ja!)

Heute bekommen Fluchthelfer, die diesen Menschen geholfen haben, die DDR zu verlassen, Prei-
se.

(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Auf der anderen Seite findet eine Kriminalisierung derjenigen statt, die Menschen aus Seenot ret-
ten. Es sind Uberwiegend Ehrenamtliche. Es sind ganz normale Menschen, die sich aufmachen in
NGOs, sich auf Schiffe begeben, um Menschenleben zu retten, weil sie dem Sterben im Mittel-
meer einfach nicht mehr zusehen wollen. Da ist es ja wohl unsere Pflicht als Politik und unsere
verdammte Verantwortung, dass wir, wo wir sagen, wir machen als Rot-Rot-Griin einen Unter-
schied, auch Verantwortung tbernehmen. Deswegen braucht es diesen Antrag, es braucht endlich
dringend sichere und legale Fluchtwege, es braucht ein System zur Aufnahme und auch zu
schnellen Verteilung Geretteter nach einem festen Schlissel, damit dies nicht jedes Mal neu aus-
geschachert oder ausgehandelt werden muss. Das ist schlichtweg menschenunwdrdig.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir erwarten natlrlich von der Bundesregierung, dass sie sich deutlicher als bisher gegen die im-
mer neuen Schikanen des italienischen Innenministers stellt und die zivilen Seenotrettungsorgani-
sationen endlich unterstitzt. Wir machen zudem deutlich, dass wir diesem menschenunwdirdigen
Kurs endlich Einhalt gebieten wollen. Ich bitte Sie um Ihre Zustimmung. Vielen herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Danke schon. Fiur die SPD-Fraktion hat Abgeordneter Dr. Hartung das Wort.
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Abgeordneter Dr. Hartung, SPD:

Frau Présidentin, sehr geehrte Damen und Herren, es hat ja einen Vorteil, wenn man nach Herrn
Moller von der AfD redet. Man ist vom Puls her auf Betriebstemperatur und insofern kann man
dann auch mit der richtigen Einstellung reden. Ich glaube, besser kann man Gegenpole nicht dar-
stellen.

-ES ist an der hohen Zeit, dass wir den Anspruch, in einem christlichen Europa zu leben, auch hu-
manitéar unterfuttern.“ Dass Menschen auf der Flucht vor Zwangsarbeit, Ausbeutung und Burger-
krieg ertrinken, ist ,einer der ganz groBen Skandale dieser Zeit.“ Demokratische Parteien missten
dagegen ein Zeichen setzen. ,Die Menschenwirde wird auch im Mittelmeer verteidigt.”

Lieber Herr Herrgott, das ist jetzt nicht von mir, aber ich zitiere Herrn Zimmer, Bundestagsabgeord-
neter lhrer Partei, und nach lhrer Rede misste ich eigentlich sagen: Lieber mehr Zimmer als
Herrgott. — Aber ich erspare mir das. Ich glaube, lIhre Partei ist bei manchen Mitgliedern deutlich
weiter. Sie haben hier die Zahlen der Ertrunkenen referiert, Sie haben zwar gesagt, jeder Ertrunke-
ne ist einer zu viel. Aber auch hier méchte ich einen lhrer Parteifreunde, den Oberblrgermeister
von Rottenburg, Stephan Neher zitieren, der gesagt hat: Es reicht nicht aus, gegen das Sterben
auf dem Mittelmeer zu sein, man musse etwas anbieten, das tatsachlich Abhilfe schafft. — Genau
das tun wir, genau das wollen wir hier tun.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Und ich bin auch der EKD dankbar — Astrid Rothe-Beinlich hat das erwéhnt —, dass jetzt ein Schiff
ausgerustet wird, dass dort Menschen gerettet werden. Es ist eben nicht so, wie Herr Herrgott ge-
sagt hat, dass das nur Symbolik ist. ,Es ist mehr als Symbolik®, sagt Heinrich Bedford-Strohm, ,es
geht um exemplarisches Handeln. Es werden konkret Menschen gerettet.“ Wenn dort Menschen
gerettet werden, und wir nicht nur einfach zuschauen und sagen, gut, dass die dort gerettet wer-
den, gut, dass es Leute gibt, die sich einsetzen — mal abgesehen von der AfD, denke ich, tun wir
das alle, dass wir diesen Leuten dankbar sind —, dann sollten wie eine Kette bilden zwischen den
Menschen, die dort im Mittelmeer Ertrinkende retten und vor dem Tod bewahren, und den bislang
mehr als 90 Stadten, die sich bereit erklart haben, sicherer Hafen in Deutschland zu werden. In
dieser Kette ist die Landesregierung ein wichtiges Glied, die eben genau sagen muss und sagen
soll, wir sind bereit, diese Stadte nicht alleinzulassen, wir sind bereit, uns dafir einzusetzen, dass
ihr auf der einen Seite diesem Anspruch, den ihr selber formuliert habt, gerecht werden kénnt, aber
dass ihr mit den Kosten auch nicht alleinsteht. Das ist keine Symbolpolitik, das ist konkretes Han-
deln, und dafir stehen wir auch.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Da gibt es diese Zyniker, die meinen, wenn man diese Menschen aus dem Mittelmeer holt, dann
sollte man die einfach in Libyen wieder abgeben. Man sollte sich einfach mal das eine oder andere
Lager in Libyen wenigstens im Bild anschauen. Ich zitiere mal meinen Kollegen Christoph Hey,
nicht verwandt und verschwégert, der dort die Lager gesehen hat. Der ist dort Beauftragter von
Arzte ohne Grenzen in Libyen. Er spricht davon, dass die Lebensbedingungen entsetzlich sind. Die
Menschen werden auf engsten Radumen zusammengepfercht, sie haben weder Frischluftzufuhr
noch Tageslicht. Die Ernahrung ist mangelhaft. Es gibt keine medizinische Versorgung und die Hy-
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gienesituation ist bestenfalls erbarmlich — bestenfalls. Dorthin Menschen zu schicken, ist genauso
unethisch und unmoralisch, wie sie ertrinken zu lassen. Denn ob sie dort bleiben kénnen, ob sie
dort Gberleben oder einfach in der Wiiste ausgesetzt werden, wie es mittlerweile in Marokko, in Li-
byen, in Algerien passiert, das kénnen wir Uberhaupt nicht einschatzen. Und wer diese Leute dort-
hin zurtickbringt, muss sich das Schicksal dieser Menschen zueignen lassen. Das ist so. In der
Hoffnung kann man sich nicht verbergen.

Lieber Herr Herrgott und liebe CDU, Sie mussen sich uberlegen, an welcher Stelle Sie in dieser
Debatte stehen,

(Zwischenruf Abg. Herrgott, CDU: Das haben wir uns gut Uberlegt!)

ob Sie bei Ihren Parteifreunden aus anderen Bundeslandern stehen, ob Sie bei der christlichen Kir-
che, EKD, bei der evangelischen Kirche stehen, Sie haben ja ein C im Namen. Zeigen Sie mir bitte
eine Stelle in dem Grundlagenwerk Ihrer Religion, aus dem Sie ableiten kénnen, Menschen in Not
nicht zu helfen. Sie haben die Wahl, ob Sie eher bei diesen Menschen stehen oder eher bei diesen
Verachtern, fur die die Menschen, die andere Menschen retten, humanitare Schleuser, kriminelle
Schlepper sind, die davon reden, dass die ,Alan Kurdi ein humanitares Schleuserschiff ist. Alan
Kurdi, nur zur Erinnerung, ist der zweijahrige Junge, der 2015 im Mittelmeer ertrunken ist und des-
sen Bilder um die Welt gegangen sind. Der ist ja der Ausléser dieser Hilfsaktion gewesen. Und
wenn Sie sich mit denen dort gemeinmachen und diesen Antrag ablehnen, dann muissen Sie sich
auch zueignen lassen, dass lhnen eine gewisse Gleichgultigkeit nicht abzusprechen ist, eine
Gleichgultigkeit gegenliber den Leiden, eine Gleichgultigkeit aber auch gegenuber den Helfern.

Ich fordere uns alle auf, lasst uns aus der Komfortzone vor den Fernsehern rauskommen, lasst uns
was tun, lasst uns den Stédten helfen, in denen Menschen ankommen. Wir haben in Weimar die
Debatte — und es ist ausdricklich gesagt worden, brigens auch von der dortigen CDU und vom
Burgerbundnis Weimarwerk: Gibt es ein Signal vom Landtag, dann reden wir dartber, ob Weimar
sicherer Hafen wird. Lasst uns dieses Signal geben, lasst es den Stadten in Thiringen leichter ma-
chen, sicherer Hafen zu werden. Daflr stehen wir ein, und deswegen bitte ich um Zustimmung.
Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Gibt es weitere Wortmeldungen? Ich sehe, das ist nicht der Fall. Die Regierung? Herr Minister
Lauinger, bitte schén.

Lauinger, Minister fur Migration, Justiz und Verbraucherschutz:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten, ich habe
mir jetzt sehr genau angehdrt, was hier von diesem Pult alles gesprochen wurde, und einer Sache
mochte ich doch zu Beginn mal ganz deutlich und energisch widersprechen: Herr Mdller, das ist
kein Antrag fur irgendwelche multikulturelle Klientel, das ist ein Antrag fir Menschen, die vom Er-
trinken bedroht sind.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)



134 Thiringer Landtag - 6. Wahlperiode - 157. Sitzung - 13.09.2019

(Minister Lauinger)

Ich glaube, das muss man an dieser Stelle einmal ganz deutlich und klar sagen. Vor circa einem
Jahr, am 29. August 2018, habe ich mich an diesem Pult schon einmal, als wir die Debatte hatten,
ob sich Thiringer Stadte daran beteiligen sollten, ganz deutlich hinter die Beauftragte flr Integra-
tion, Migration und Flichtlinge gestellt. Damals, in einer Aktuellen Stunde, hatte die CDU ange-
zweifelt, ob Frau Kruppa Uberhaupt formal berechtig gewesen sei, die Thlringer Blirgermeisterin-
nen und Burgermeister dazu einzuladen, in Bezug auf die Seenotrettung im Mittelmeer Stellung zu
beziehen. Heute, ein Jahr spéter, frage ich mich, ob die damalige Art der Befassung mit der Pro-
blematik, Ihre Art der Befassung, vonseiten der CDU-Fraktion, ndmlich daraus eine formelle Frage
von Zustandigkeiten zu machen, nicht symptomatisch ist und einen wesentlichen Grund dafar dar-
stellt, weshalb die Européische Union heute, ein Jahr nach dieser Debatte, in der Sache eigentlich
keinen Schritt weiter ist.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Damit Sie verstehen, was ich meine, sage ich lhnen: Statt Leben zu retten, wird die Ruckfihrung
aufgegriffener Geflichteter in libysche Gefangenenlager organisiert. Herr Hartung hat gerade sehr
plastisch dargestellt, auch aus der Beschreibung von Menschen, die diese Lager von innen gese-
hen haben, dass man, wenn man das wirklich weiB3, wei3 Gott nicht dafur sein kann, dass diese
Menschen dorthin wieder zurtickgebracht werden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Statt private Seenotrettung zu unterstitzen, werden Rettungsschiffe konfisziert, statt die Aufnahme
von aus Seenot Geretteten solidarisch zu schultern, wird — ich hatte es bereits erwéhnt — tiber Zu-
standigkeit diskutiert. In Thiringen wird seitens der Fraktion der CDU, statt bei der Frage nach
Seenotrettung Haltung zu zeigen, die Funktion der Beauftragten infrage gestellt. Ich sage Ihnen
ziemlich deutlich: Liebe CDU-Fraktion, Sie miissen sich der Beantwortung der zentralen Frage in
diesem Punkt stellen. Diese zentrale Frage lautet: Wollen wir die Rettung von in Seenot geratenen
Flichtlingen unterstitzen oder wollen wir das nicht?

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wenn Sie da klare Haltung beziehen wirden, dann wirden Sie sich vielleicht auch einen Ruck ge-
ben kbnnen und diesen Antrag unterstitzen.

(Zwischenruf Abg. Herrgott, CDU: Mit Sicherheit nicht!)

Die einzige, einzig moralische und mit unseren Grundwerten vertretbare Antwort auf diese Frage
ist in meinen Augen klar und muss lauten: Ja.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Es wurde an dieser Stelle bereits mehrfach auf Heinrich Bedford-Strohm, den Ratsvorsitzenden
der Evangelischen Kirche, hingewiesen. Er hat an dieser Stelle ausgefuhrt: ,Es gehoért zu den
Grundpflichten des Menschseins und erst recht® — sage ich in Ihre Richtung auch noch mal — ,zu
den christlichen Grundpflichten, dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“, sagt der Ratsvor-
sitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland. Von daher auch von meiner Stelle noch mal ein
groBes Lob dafiir, dass es diese Evangelische Kirche eben nicht nur bei diesen Satzen beldsst,
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sondern auch Taten folgen lasst und entschieden hat, dass sie ein Schiff kaufen und tatséchlich
zur Seenotrettung einsetzen will.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Auch darauf wurde bereits hingewiesen, aber ich méchte es noch mal deutlich sagen: Allein die
Tatsache, dass Thuringen keinen Mittelmeerhafen hat, bedeutet natlrlich keineswegs, dass wir in
dieser Frage nicht eindeutig Haltung beziehen kénnen. Angesichts der taglichen Tragtdie auf dem
Mittelmeer missen wir Haltung beziehen. Wir sind mit verantwortlich, schlicht mit verantwortlich,
weil wir davon wissen. Wir sind mit verantwortlich, weil wir helfen kbnnen, wenn wir wollen. Und wir
sind mit verantwortlich, weil in Thiringen Menschen leben, deren Angehdrige sich bereits auf die-
sem lebensgeféhrlichen Weg befinden, selbst tber das Mittelmeer zu uns gelangt sind oder weil
sie Bekannte und Verwandte haben, die sie vor dem Ertrinken retten wollen. Umso trauriger und
beschéamender ist es, dass sich in dieser Situation in den vergangenen Jahren fast nichts gedndert
hat. Taglich trauen Kinder, Frauen und Méanner ihr Leben fragwlrdigen Schiffen an, um Uber das
Mittelmeer nach Europa zu gelangen. Das tun sie, weil sie keine andere Perspektive fur sich se-
hen.

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

2018 ertranken laut dem Fllchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen auf diesem Weg 2.275 Men-
schen, und dieses Sterben geht ungehindert weiter. Mit Blick auf einige fragwurdige européische
MaBnahmen zur sogenannten Fluchtursachenbekdmpfung sei gesagt: Wer sich zum Schutz des
freiheitlichen Europas von undemokratischen Gewaltregimes abhangig macht, lauft Gefahr, un-
glaubwdirdig zu werden. — Der UNHCR macht die restriktive Flichtlingspolitik von EU-Staaten mit
daflr verantwortlich, dass Flichtende auf Schlepperbooten in Gefahr geraten und ihr Leben verlie-
ren. Européische Staaten kooperieren mit einem undemokratischen Gewaltregime, lassen Ge-
flichtete in lybische Gefangenenlager zurtickbringen und verweigern den Zugang zu ihren Hafen.
Die Rettung von Menschenleben auf hoher See ist keine Frage der Politik, sondern eine uralte
Verpflichtung — das sage nicht ich, sondern das stellt der UN-Hochkommissar fiir Fllichtlinge Filip-
po Grandi in diesem Zusammenhang nochmals klar.

Und was machen die européischen Mitgliedsstaaten? Sie streiten — &hnlich wie die CDU hier in
Thuringen — Uber die Verteilung, fahren die staatliche Seenotrettung zurtick, kriminalisieren. Und
natdrlich werden diese Menschen, die Seenotrettung im Moment auf ihre Verantwortung hin betrei-
ben, kriminalisiert. Warum werden sie denn in ltalien angeklagt? Naturlich ist das Kriminalisierung,
sie werden kriminalisiert und Staaten verweigern aus Seenot Geretteten den Zugang zu ihren Ha-
fen.

Vor rund zehn Tagen war es das Rettungsschiff ,Eleonore” mit 100 Personen, die vor dem Ertrin-
ken gerettet wurden und denen Malta und ltalien den Zugang zum Hafen verwehrt haben. Der Ka-
pitdn Claus-Peter Reisch, der vor nicht allzu langer Zeit den Thiringer Landtag besucht hat und
den Sie persoénlich kennenlernen durften, war in einer dhnlichen Situation. Wenn Sie von ihm dann
tatsachlich — weil er gemerkt hat, dass Thiringen bereit ist, das zu unterstitzen — eine SMS-Nach-
richt bekommen, wie sich die Situation an Bord tatsadchlich darstellt, dass es kaum Platz fir diese
Menschen gibt, dass er nichts mehr an Lebensmitteln an Bord hat, dass er kein Wasser mehr hat,
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dass Stirme aufziehen, dann haben Sie das Geflihl: Das kann doch nicht wahr sein, dass diesen
Menschen nicht geholfen wird!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
Das ist die tatsédchliche Situation, wie sie sich flir Seenotretter darstellt.
(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Libyen ist 2 Kilometer weit weg!)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Zu Libyen wurde gerade ge-
sagt, wie da die Situation ist!)

Ich kann das gern noch mal wiederholen, Herr Hartung kann lhnen bestimmt auch noch mal einen
ausfihrlichen Bericht dazu geben, wie die Zusténde in diesen libyschen Lagern sind.

Wenn man das hért, muss man sich namlich fragen: Auf welchen Werten griindet sich eigentlich
diese Europaische Union? Ist diese europaische Idee einer Solidargemeinschaft, die sich der War-
de des Menschen verpflichtet sieht, im Hinblick auf die unterlassene Seenotrettung tatsachlich so,
wie sie sich gern selbst gibt? Und genau dieser Mangel an Solidaritat spielt im Ubrigen — das ist
meine tiefe Uberzeugung — auch den rechtspopulistischen Kréften in ganz Europa in die Hande.

Von daher: Es gibt eine klare Erwartung von mir, von dieser Landesregierung an die Bundesregie-
rung, dass sie deutlich, selbstverstandlich und auch ganz praktisch ihre Mitverantwortung fur die
anderen europaischen Mittelmeeranrainerstaaten Ubernimmt, wenn es um Geflichtete und aus
Seenot gerettete Menschen geht. Als Vorbild — und das sage ich auch noch mal ganz deutlich und
mit groBer Hochachtung vor diesen Stadten — sehe ich all jene Stadte, die sich in den vergangen
Jahren zum sicheren Hafen erklart haben und damit die grundséatzliche Bereitschaft verbunden ha-
ben, aus Seenot gerettete Flichtlinge aufzunehmen. Das gab es auch in Tharingen, von daher
mein herzlicher Dank an all diejenigen, die das in Thlringen unterstltzt haben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Es gibt zivile Bewegungen in Thuringen — an dieser Stelle verweise ich gern auf die Bewegung der
Seebricke —, die immer wieder in 6ffentlichen Aktionen und Kundgebungen auf das téagliche Ertrin-
ken viel zu vieler Menschen im Mittelmeer hinweisen und von Europa und der Bundesregierung
einfordern, hier endlich konkrete Hilfe zu leisten. Die Initiative der Seebriicke solidarisiert sich mit
jungen Menschen von Fridays for future. Beide Bewegungen eint die Forderung, endlich und auf-
richtig fir diese Menschen Verantwortung zu ibernehmen.

Ich war sehr angetan und fand das sehr ermutigend — auch darauf wurde schon hingewiesen: die
klare Positionierung der Professoren aus Weimar, die in einem offenen Brief im vergangenen Juni
gefordert haben, dass sich Weimar der sogenannten Potsdamer Erklarung anschlieBt und sich als
sicherer Hafen deklariert. Die Professoren aus Weimar wollten damit ein Zeichen der Solidaritat
und Mitmenschlichkeit setzen und klarmachen, dass es wichtig ist, Ertrinkende zu retten. Ich hoffe,
dass sich die Stadt Weimar diesen Aufruf der Professoren noch zu Herzen nimmt.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Uberall in Deutschland und auch in Thiiringen verweisen also Menschen mit Weitblick und Verant-
wortungsbewusstsein tatsachlich auf einen langst Gberfalligen Handlungsbedarf. Die Bundesregie-
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rung soll und darf sich nicht darauf zurlickziehen, dass den Bundeslandern die weitere oder zu-
satzliche Aufnahme Schutzsuchender nicht zuzumuten sei. Deshalb bin ich dankbar fir die Auffor-
derung der Regierungsfraktionen, als Landesregierung gegeniber der Bundesregierung da auch
deutlich Stellung zu beziehen, dass Thiringen bereit ist, aus Seenot gerettete Menschen aufzu-
nehmen. Thuringen soll, das sage ich ganz deutlich, fir diese Menschen sicherer Hafen sein.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Das habe ich immer erklart, das hat der Ministerprasident ausdricklich erklart und wir haben auch
in den vergangenen Jahren gezeigt, dass Thuringen das leisten kann. Bei uns bleiben die Men-
schen tatséchlich nicht monatelang in Erstaufnahmeeinrichtungen. Hier haben wir dafiir gesorgt,
dass Menschen unabhangig davon, von der sogenannten Bleibeperspektive, deutsch lernen kén-
nen. Wir haben Strukturen aufgebaut, die auch Quereinsteigern Zugange zum Ausbildungs- und
Arbeitsmarkt erméglichen. Und wir haben gerade auch angesichts einer lauter werdenden auslén-
derfeindlichen Minderheit eine groBe Anzahl an Thuringerinnen und Thuringern, die auf beein-
druckende Weise diesen Menschen auch immer und immer wieder helfen. Daflr auch noch mal
meinen ganz herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Dieser Antrag der regierungstragenden Fraktionen — und das begruBe ich ausdriicklich — starkt
auch mir den Rucken, um an die Bundesregierung zu appellieren, auf europdischer Ebene die
staatliche Seenotrettung voranzutreiben. Es geht namlich um Zweierlei: Es geht um Haltung zei-
gen — wie ich gesagt habe, Thuringen ist bereit, an dieser Stelle Haltung zu zeigen — und auch um
Handlungsspielrdume ausschépfen. Von daher begriBe ich die in diesem Antrag genannten Ideen,
das tatsachlich in ein Landesprogramm zu gieBen, ausdricklich und kann lhnen versprechen, dass
wir Grine in den nachsten Koalitionsverhandlungen, die wir in Kirze mit SPD und Linke wieder
aufnehmen werden, auch deutlich einfordern werden, dass es so etwas gibt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Aber ohne Sie!)

Ich wollte ja auch nie mit lhnen hier um ein Abgeordnetenmandat streiten, sondern um die Tatsa-
che, dass wir die Regierung stellen.

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Von daher lassen Sie sich abschlieBend dazu einladen, mutig zu sein und weiterzudenken. Viel zu
oft sind es die fliehenden und schutzsuchenden Menschen, die von lhnen als Problem dargestellt
werden, aber die allermeisten dieser Menschen sind nicht das Problem, sondern diese Menschen
haben Probleme. Sie fliehen mit gutem Grund und sind zu Recht Rechtsschutzsuchende. Ein tat-
séchliches Problem neben den eigentlichen Fluchtursachen besteht ndmlich in der Tatsache, dass
viele schutzbedirftige Menschen die lebensgefahrlichen und existenzraubenden Fluchtwege gar
nicht aufnehmen kénnen. Von daher gibt es einen zweiten Punkt, auf den ich nhochmal hinweisen
werde und der fur die Koalitionsverhandlungen sicherlich auch eine Rolle spielen wird.
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Es gibt Bundeslander — und da fande ich es groBartig, wenn sich Thiringen denen anschlieBen
kénnte —, die staatliche Aufnahmeprogramme in Form von Resettlements geschaffen haben. Das
sind Programme, um Menschen, die besonders schutzbedurftig sind, auch aufzunehmen. Die
bestehenden Resettlement-Programme reichen tatséchlich bei Weitem nicht aus. Laut Flichtlings-
hilfe der Vereinten Nationen, auch darauf wurde bereits hingewiesen, benétigen 1,4 Millionen
Fluchtlinge in 65 Aufnahmelandern weltweit Resettlement. Viele von ihnen sind Frauen und Kinder,
Uberlebende von Folter und Krieg, davon iiber 40 Prozent syrische Gefliichtete derzeit in Landern
des Nahen Ostens und der Turkei leben. Aktuell bekommen weniger als 1 Prozent der Schutzbe-
durftigen, die sich unter UNHCR-Mandat befinden, Resettlement-Platze. Von daher auch an diese
Stelle von diesem Pult noch einmal ein klarer Appell an die Bundesregierung, bestehende Resett-
lement-Programme auszuweiten. Ich personlich werde weiter darum k&mpfen, dass wir so etwas
auch in Thiringen bekommen. Was die schwarz-griin-gelbe Koalition im Ubrigen in Schleswig-Hol-
stein hinbekommen hat, sollten wir in der n&chsten Legislaturperiode auch hinbekommen, ndmlich
ein Programm dahingehend, dass Thiringen bereit ist, solche Resettlement-Fliichtlinge aufzuneh-
men.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Sie sehen, wir haben noch viele Aufgaben vor uns, die werden wir in der nachsten Legislaturpe-
riode umsetzen. Jetzt habe ich gesehen, dass Herr Herrgott eine Zwischenfrage hat.

Prasidentin Diezel:

Er zieht zurlck.

Lauinger, Minister fiir Migration, Justiz und Verbraucherschutz:

Gut, wenn Sie die nicht mehr stellen wollen, bedanke ich mich bei lhnen fir Ihre Aufmerksamkeit.
Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Danke schoén. Es gibt eine weitere Wortmeldung. Bitte schén, Herr Herrgott.

Abgeordneter Herrgott, CDU:

Sehr geehrte Frau Préasidentin! Herr Minister Lauinger, wenn Sie das Thema ,Resettlement® so
deutlich in den Vordergrund gestellt haben, wirde ich mich freuen, wenn wir noch einmal intensiv
in die Debatte eintreten wirden, aber nicht heute, was das Thema ,Resettlement-Bedingungen
verschiedener Staaten® betrifft. Wenn Sie diese Quoten hier anschauen, dann brauchen Sie nur zu
unseren Freunden nach Kanada oder zu anderen gehen. Wenn Sie diese Resettlement-Bedingun-
gen, wie sie in die Ladnder gegangen sind, wie sie ausgewéhlt haben, wer fir ein Resettlement in
Frage kommt, wére ich sehr Uberrascht, wenn dann von diesen Reihen nicht wieder der Vorwurf
des Nutzlichkeitsrassismus eben an diese Lander gerichtet wird.
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(Zwischenruf Abg. Henfling, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Das ist die Frage, wer hier ideolo-
gisch argumentiert!)

Die Bedingungen fir das Resettlement in den Bereichen waren so hart in verschiedenen Sachen,
die deutlich unter dem liegen, was Sie hier immer als offen und frei und sonstiges postulieren. Des-
wegen, da kdnnen wir dann gern in die Debatte eintreten, aber nicht heute. Danke.

(Beifall CDU)

Prasidentin Diezel:

Es gibt eine weitere Wortmeldung: Herr Dr. Hartung von der SPD-Fraktion.

Abgeordneter Dr. Hartung, SPD:

Herr Herrgott, das muss ich leider beantworten. Das geht nicht anders. Die Menschen ertrinken
jetzt und hier. Wir werden mit Sicherheit nicht noch mal in die Debatte einsteigen und das Ganze
verzdgern. Jetzt und hier ist natlrlich im Ubertragenen Sinne gemeint, ich werde es Ihnen das
nachste Mal besser formulieren. Die Menschen ertrinken jetzt und heute. Wir brauchen jetzt und
heute Entscheidungen. Dass wir gern Uber Resettlement reden kénnen, das steht auf einem véllig
anderen Blatt. Wir kbnnen Uber alle méglichen theoretischen und praktischen Umgangsformen re-
den, aber helfen mussen wir vorher. Deswegen bitte ich darum das heute dieser Antrag angenom-
men wird und noch mal, Herr Herrgott, Sie kénnen sich jetzt entscheiden ob Sie mit denen stim-
men oder mit uns.

(Zwischenruf Abg. Herrgott, CDU: Wir stimmen fir uns!)

Die Frage, was andere getan haben, ist doch ganz klar. Andere CDU-Abgeordnete haben sich ein-
deutig positioniert. Der Osterappell ist auch von CDU-Abgeordneten unterschrieben worden.

(Beifall DIE LINKE)

Halten Sie sich doch auch mal an die anderen. Sie mussen nicht auf uns héren. Héren Sie auf lhre
eigenen Parteifreunde. Stimmen Sie dem Antrag zu und dann kénnen wir Uber alles andere reden.
Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
(Zwischenruf Abg. Herrgott, CDU: Machen wir gerne.)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Gibt es weitere Wortmeldungen? Ich sehe, das ist nicht der Fall. Dann schlieBe ich
die Aussprache. Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag der Fraktion Die Linke, SPD,
Blindnis 90/Die Griinen ... Bitte, Herr Mdller.

Abgeordneter Méller, AfD:

Frau Prasidentin, wir beantragen die namentliche Abstimmung.
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Prasidentin Diezel:

Ja, gut. Dann bitte ich die Schriftflihrer, inres Amtes zu walten. Ich eréffne die Abstimmung.

Konnten alle Abgeordneten ihre Stimme abgeben? Ich sehe, das ist der Fall. Dann schliee ich die
Abstimmung und bitte um Ausz&hlung. Ah, noch einer. Dann schliee ich und wir zahlen aus.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben ein Abstimmungsergebnis. Zum Antrag der
Fraktionen Die Linke, SPD, Bundnis 90/Die Grinen in der Drucksache 6/7291: abgegebene Stim-
men 74, 41 Jastimmen, 33 Neinstimmen (namentliche Abstimmung siehe Anlage ...). Damit ist
der Antrag angenommen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
Ich schlieBe diesen Tagesordnungspunki.

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Frau Prasidentin, ich méchte gern eine Erklarung zu mei-
nem Abstimmverhalten abgeben!)

Bitte sehr, Frau Abgeordnete.

Abgeordnete Muhsal, AfD:

Vielen Dank, Frau Présidentin. lch mdchte eine Erkldrung zu meinem Abstimmverhalten abgeben.
Ich habe gegen diesen Antrag gestimmt. Ich bin, ehrlich gesagt, etwas befremdet davon, in welch
moralisierender Art und Weise Sie dem Gewicht von Schleppern das Wort reden. Ich glaube, Sie
appellieren an ein Gefuhl, es geht rein um Populismus, um Wahlerstimmen und nicht darum, Men-
schen wirklich zu helfen.

(Zwischenruf Abg. Kénig-Preuss, DIE LINKE: Es geht um Menschen, das was Sie nicht wol-
len!)

Wenn Sie Menschen helfen wollten, wirden Sie nicht die Leute auf das Mittelmeer ziehen und
drangen und locken, sondern Sie wurden die Grenzen schlieBen wollen und Sie wurden eine No-
way-Politik etablieren, Asylverfahrenszentren auf der anderen Seite des Mittelmeeres machen und
damit Leute davon abhalten, auf dem Mittelmeer zu ertrinken. Deswegen ist der Antrag abzuleh-
nen.

(Beifall AfD)

Prasidentin Diezel:

Danke. Bitte schén, Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich, Sie méchten auch eine Erklarung abgeben?

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Ich méchte auch eine Erklarung zu meinem Abstimmverhalten abgeben. Ja, ich bin ein Mensch mit
Moral und ich glaube, vor die Frage gestellt, ob ich andere Menschen einfach ersaufen lasse oder
sie rette, gibt es nur eine Antwort und die heiBt: Ich will retten. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Prasidentin Diezel:

Danke schén. Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen, dann schlieBe ich diesen Tagesordnungs-
punkt und rufe auf den Tagesordnungspunkt 39

Einwilligung des Landtags ge-
maB § 64 Abs. 2 Satz 1 Thiirin-
ger Landeshaushaltsordnung
zum Flachentausch zwischen
dem Freistaat Thiiringen und
der Stadt Erfurt im Zusammen-
hang mit der Errichtung von
Parkplétzen fir die Bundesgar-
tenschau 2021
Antrag der Landesregierung
- Drucksache 6/7607 -
dazu: Beschlussempfehlung des
Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 6/7672 -

Folgender Hinweis: Der Antrag wurde geméaB § 52 Abs. 3 Satz 1 der Geschéaftsordnung im Einver-
nehmen mit den Fraktionen vorab an den Haushalts- und Finanzausschuss uberwiesen. Das Wort
hat der Abgeordnete Warnecke zur Berichterstattung aus dem Haushalts- und Finanzausschuss.
Bitte schon, Herr Abgeordneter.

Abgeordneter Warnecke, SPD:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, liebe Géaste und Zuhorer
auf der Triblne und am Livestream, mit Schreiben des Ministers fir Kultur, Bundes- und Euro-
paangelegenheiten und Chef der Staatskanzlei vom 27. August 2019 wurde dem Landtag die von
der Ministerin fur Infrastruktur und Landwirtschaft bergebene Vorlage zum Flachentausch zwi-
schen dem Freistaat Thuringen und der Stadt Erfurt im Zusammenhang mit der Bundesgarten-
schau 2021 mit der Bitte Ubersandt, die Einbindung des Landtags geméaB § 64 Abs. 2 Satz 1 Thu-
ringer Landeshaushaltsordnung in Verbindung mit § 14 Abs. 2 Thiringer Haushaltsgesetz 2018/
2019 herbeizufihren. Es wurde im Weiteren darum gebeten, die Vorlage auf die Tagesordnung
der Plenarsitzungen am 11., 12. und 13. September 2019 zu setzen und wegen der Eilbedurftigkeit
gemaB § 52 Abs. 3 der Geschéaftsordnung des Thiringer Landtags die Vorlage vorab an den
Haushalts- und Finanzausschuss zu Uberweisen. Die Prasidentin des Landtags bat daraufhin ge-
maB § 52 Abs. 3 der Geschéftsordnung des Landtags, die Vorlage bereits vor der ersten Beratung
an den Haushalts- und Finanzausschuss zu tberwiesen.

Der Antrag der Landesregierung sieht vor, dass im Rahmen der BUGA ein Flachentauschverfah-
ren der Stadt Erfurt und des Freistaats vollzogen wird. Ziel ist die Errichtung eines ,Park and Ri-
de“-Parkplatzes fur die BUGA sowie langfristig fur die Messe Erfurt. Aktuell stehen nach Auskunft
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der Stadt sowie der Messe zu wenig Parkmdglichkeiten fur GroBveranstaltungen zur Verfligung.
Mit Umsetzung des Flachentauschs in den Freistaat sind durch die Landeshauptstadt Erfurt
1,68 Millionen Euro in Geld zu erstatten.

Der Haushalts- und Finanzausschuss hat die Vorlage in seiner 77. Sitzung am 6. September 2019
in 6ffentlicher Sitzung beraten. Die Beschlussempfehlung in Drucksache 6/7672 wurde mehrheit-
lich durch die Ausschussmitglieder gefasst. Im Ergebnis empfiehlt der Haushalts- und Finanzaus-
schuss dem Thuringer Landtag, dass die Einwilligung geméaB § 64 Abs. 2 Satz 1 Thiringer Lan-
deshaushaltsordnung zum Flachentausch zwischen dem Freistaat Thiringen und der Stadt Erfurt
im Zusammenhang mit der Errichtung von Parkplatzen fir die Bundesgartenschau 2021 erteilt
wird. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Ich ertffne die Aussprache zum Tagesordnungspunkt. Als Erste
hat Abgeordnete Schulze von der CDU-Fraktion das Wort.

Abgeordnete Schulze, CDU:

Sehr geehrte Présidentin, liebe Abgeordnete, zum Antrag der Landesregierung zur Einwilligung
des Flachentauschs zwischen dem Freistaat Thiringen und der Stadt Erfurt: Die Flache, die hier
genannt wird, betrifft 64.000 Quadratmeter. Nach einem Gutachten hat die Flache aus dem Be-
stand des Landes einen hdéheren Wert. Deshalb wird im Zuge dieses Tauschs ein finanzieller Wert-
ausgleich in H6he von 1,6 Millionen durch die Stadt Erfurt an das Land erfolgen. Durch diesen
Grundstlckskauf bleibt die landwirtschaftlich staatliche Grundflache zwar gleich, aber im gesamten
Land gesehen missen wir sagen, es wird wieder mal landwirtschaftlich genutzte Flache versiegelt.
Das finden wir ein Stlck kritikwlrdig. Die Kindigung der Pachtvertrdge fur die landeseigenen
Grundstiicke erfolgte schon im September 2018. Die Entscheidungsvorlage der Thiringer Landge-
sellschaft ist auf den 20.12.2018 datiert, aber erst am 30.08.2019 erhielten die Mitglieder des
Haushalts- und Finanzausschusses davon Kenntnis. Ich bin mal gespannt, ob die Ministerin was
zur Dringlichkeit sagen kann, wie sich das gestaltet hat, denn ich denke mir mal, hier war eigentlich
genugend Zeit.

Zurzeit ist der Bebauungsplan der Stadt Erfurt Parkplatz Gothaer StraBe/WartburgstraBe in Auf-
stellung. Hier sollen dieser groBe Park-and-Ride-Parkplatz entstehen, ein Reisemobilhafen, ein
Mehrzweckgeb&ude, Busstellpléatze. Das ist ein groBer Eingriff in die Natur. Nichtsdestotrotz haben
wir uns die Unterlagen von der Stadt Erfurt im Vorfeld geben lassen. Wir bedanken uns dafir bei
der Stadt Erfurt, dass die so umfangreich waren. Im Zuge der Buga 2021 muss eine Lésung gefun-
den werden. Was die Flachenversiegelung betrifft, hatten wir schon gesagt, ist kritikwurdig. Auch
die Verdanderungen des Umfelds fiir die Einwohner werden noch verschiedene Diskussionen her-
beiflhren. Nichtsdestotrotz mussen die Autos und die Busse irgendwo hin. Sie sollen aus der Stadt
herausgebracht werden. Die CDU-Fraktion wird diesem Flachentausch zustimmen. Vielen Dank.

(Beifall CDU)
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Prasidentin Diezel:

Als Nachster hat Abgeordneter Kuschel von der Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Frau Préasidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, die Kollegin der CDU hat eine lange
Einlaufkurve gebraucht, um zum Schluss zu sagen, Sie stimmen zu. Ihre ganze Rede war eher auf
Ablehnung ausgerichtet, aber es freut mich, dass Sie dem zustimmen, meine sehr geehrten Da-
men und Herren.

Ich will nur ganz kurz auf die Punkte eingehen. Wir machen hier einen Flachentausch. Wir sind im
foderalen Staatswesen und insofern kénnen wir zwar hier debattieren, was die Stadt Erfurt mit die-
sen Flachen vorhat, aber im Grunde genommen tragt hierfur naturlich die Stadt Erfurt in erster Li-
nie eine Verantwortung und die ist auch an Recht und Gesetz gehalten. Also Dinge, die hier ange-
sprochen wurden wie Flachenversiegelung oder Beeintrachtigung von Nachbarn — bei einem ord-
nungsgemaBen B-Plan-Verfahren — und das findet auch in der Stadt Erfurt statt — wird das eben al-
les berlcksichtigt. Nach § 3 Baugesetzbuch findet beispielsweise eine friihzeitige Blrgerbeteili-
gung statt. Alle Trager 6ffentlicher Belange werden einbezogen und in einem B-Plan werden auch
die entsprechenden AusgleichsmaBnahmen, die erforderlich sind, abgewogen oder festgehalten.

Die Stadt Erfurt musste tatséchlich eine Abwégung vornehmen, was die weitere Versiegelung von
Flachen am Stadtrand betrifft, das ist so. Aber der Gegenwert, auch der 6kologische Gegenwert,
besteht darin, dass die Innenstadt ganz erheblich entlastet wird, insbesondere von GroB3fahrzeu-
gen wie Bussen und Wohnmobilen. Wer Erfurt kennt, wei3, da bestehen tatsachlich noch entspre-
chende Defizite.

(Beifall SPD)

Zur Dringlichkeit ist einfach zu sagen, die vorbereitenden MaBnahmen durch die Landesbehérden
sind naturlich vorgelagert, aber letztlich wissen Sie, dass ein notarieller Vertrag — der ist auch bei
entsprechendem Flachentausch erforderlich — viel Vorbereitung bedarf. Es ist ein etwas unge-
wdhnliches Verfahren, dass wir bei gleicher Quantitat der Flachen, also gleiche FlachengréBen,
aber voéllig unterschiedliche Qualitaten der Flachen haben, und insofern hier noch ein hoher Betrag
von der Stadt Erfurt an den Freistaat auszukehren ist. Ich habe Verstandnis, dass die Stadt Erfurt
eine gewisse Zeit gebraucht hat, um dieses Angebot des Flachentauschs und die Ablésung von
1,7 Millionen Euro dann auch richtig abzuwagen, nach Alternativen zu suchen und dergleichen. Da
bitte ich einfach um Versténdnis, dass die Stadt Erfurt nicht einfach mal so bei gleichen Flachen
sagt, okay, ich Uberweise sehr gern noch 1,7 Millionen Euro an das Land. Das sind Dinge, wenn
wir das schneller gemacht hatten, hatten Sie garantiert kritisiert, wir hatten moglicherweise der
Stadt nicht ausreichend Gelegenheit gegeben, all diese Fragen abzuwégen. Dass Sie dem zuge-
stimmt haben, das freut mich. Die BUGA 2021 ist eine Chance, nicht nur fir Erfurt, flr die ganze
Region. Wir schaffen hier ein weiteres kleines Element. Wir wissen, an vielen Stellen wird mit
Hochdruck an den Voraussetzungen fir die BUGA gearbeitet. Dafur wiinsche ich allen Erfolg. Ich
bitte um Zustimmung zur Beschlussvorlage. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Prasidentin Diezel:

Danke schon. Als Nachster hat Abgeordneter Méller von der Fraktion der AfD das Wort.

Abgeordneter Moéller, AfD:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, liebe Géste! Wir werden
dem Flachentausch nicht zustimmen, und zwar

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Wie nicht anders zu erwarten! Ein Glick!)
—naja, was auch immer. Hbren Sie doch einfach mal zu.
(Zwischenruf Abg. Hocke, AfD: Héren Sie doch einfach mal zu!)

Genau. — kdnnen wir zum einen nicht diesen 6kologischen Gegenwert erkennen, den Sie hier ne-
bulés umschrieben haben, Herr Kuschel. Fest steht, dass hier demné&chst eine Landesflache ver-
siegelt wird, und zwar bester Ackerboden, 64.000 Quadratmeter. Wenn ich mir Uberlege, wie Sie
an anderer Stelle immer den Klimaschutz wie eine Monstranz vor sich hertragen und Fléachenver-
siegelung des Teufels ist, hier geht es plétzlich — holterdiepolter! — ganz schnell. Ich glaube, da
setzen Sie sich doch sehr mit sich selbst in Widerspruch,

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Wieso schnell? Das war doch langsam. Was denn
jetzt?)

vor allem auch angesichts der Tatsache, als wir auch noch erhebliche Zweifel haben, ob das ge-
rechtfertigt ist, angesichts der BUGA-Ausstellung durchzufihren, und momentan, zumindest was
das Nachnutzungskonzept angeht, durchaus noch eine Menge Fragen zu kléaren sind.

(Beifall AfD)

Ganz ehrlich, das ist uns eigentlich nicht so richtig erklarlich, warum — dass gerade Sie als Grlne
da auch noch zustimmen, ist schon interessant. Mal eben so einen Acker von 64.000 Quadratme-
tern versiegeln, damit haben die Grinen kein Problem, aber sonst immer Klimaschutz vor sich her-
tragen.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Sie haben das Wesen des Antrags
nicht verstanden!)

Wir machen das nicht so. Wir sind da nicht so widersprichlich in unserem Abstimmungsverhalten.
Deshalb kénnen wir da nicht zustimmen.

(Beifall AfD)

Prasidentin Diezel:

Danke schon. Es gibt eine weitere Wortmeldung von Herrn Warnecke, SPD-Fraktion, bitte schén.
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Abgeordneter Warnecke, SPD:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist richtig, mit der vorliegenden
Drucksache beschlieBen wir einen Flachentausch zwischen dem Freistaat Thuringen und der
Stadt Erfurt mit einem Wertausgleich. Es werden an Quadratmetern gemessen gleich groBe Fla-
chen getauscht. Dass die Stadt Erfurt nun einen Wertausgleich an den Freistaat zu zahlen hat, hat
etwas damit zu tun, dass die Flachen des Freistaats als Bauerwartungsland zahlen. Es ist auch
richtig, dass die Stadt Erfurt plant, hier Parkflachen, unter anderem fir die Bundesgartenschau
2021, zu schaffen. Unstrittigerweise braucht eine Bundesgartenschau auch temporare Parkplatze,
also Parkplétze fur die Dauer der Bundesgartenschau.

Aber im vorliegenden Fall war die Begrindung zu kurz greifend, da hier nicht nur temporare Park-
platze angestrebt werden. Die Gothaer StraB3e ist eine der wichtigsten Stadteinfahrten von Erfurt.

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: HeiBt ja auch Gothaer StraBe!)

In diesem Zusammenhang mdchte ich darauf verweisen, dass jeden Tag rund 48.000 Arbeitneh-
mer nach Erfurt einpendeln. Wenn sich die Anbindung des 6ffentlichen Nahverkehrs nach Erfurt
verbessert, werden zukinftig sicherlich noch mehr Pendler gern umsteigen. Mit den Parkplatzen
werden 400 Pkw-Stellplatze am Endpunkt der StraBenbahnlinie 2 geschaffen, also ganz ideal far
Pendler. Neben dem verbesserten Park-and-ride-Angebot fir Einpendler kénnen natirlich auch
Messebesucher diese Parkplatze nutzen. Wir sollten nicht auBer Acht lassen, dass bei vielen Ver-
anstaltungen in der Messe die Parkplatzkapazitaten nicht ausreichen. Hier wirde dann auch eine
dauerhafte Verbesserung eintreten. Ferner werden 50 Busstellpldtze geschaffen, die in Erfurt nicht
nur zur Bundesgartenschau dringend gebraucht werden. Zurzeit werden die Busse nach Ausstieg
der Besucher am Domplatz am Lauentor oder am Juri-Gagarin-Ring abgestellt. Dies flhrt in Erfurt
immer zu Arger. Insbesondere bei GroBveranstaltungen ist das Parkplatzvolumen zu gering. Die
Tourismusgesellschaft kritisiert dies seit Jahren und fordert hier eine Verbesserung. Das Schéne
an einem zentralen Stellplatz ist auch, dass hier bessere Arbeitsbedingungen fir die Fahrer ge-
schaffen werden kénnen. Hier kénnte mit der Errichtung eines Multifunktionsgebdudes auch ein
Terminal fur Buspersonal mit Sanitar- und Pauseneinrichtungen geschaffen werden. Dies wirde
bedeuten, dass es beispielsweise zukinftig beim Weihnachtsmarkt ein geordnetes Verfahren fir
das Busparken in Erfurt geben kbnnte. Letztendlich werden auch die Voraussetzungen fir den Bau
eines Reisemobilhafens mit 50 Stellplatzen geschaffen. Auch diese kénnen vom errichteten Multi-
funktionsgebdude profitieren. Die Zulassungszahlen von Reisemobilen sind seit Jahren stetig an-
steigend und es gibt eine Vielzahl von Stadtetouristen, die auch mit ihren Reisemobilen nach Erfurt
kommen wollen. Diese Stellplatze fehlen in Erfurt auch.

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass mit dem Flachentausch eine dringende und notwendi-
ge geordnete Entwicklung flr die Bundesgartenschau und die Zeit danach geschaffen wird. Des-
wegen bitten wir um Zustimmung.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Prasidentin Diezel:

Danke schon. Gibt es weitere Wortmeldungen? Fir die Landesregierung Frau Ministerin Keller, bit-
te schon.

Keller, Ministerin fiir Infrastruktur und Landwirtschaft:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, die Tharinger Land-
gesellschaft mit Sitz in Erfurt verwaltet den staatlichen landwirtschaftlichen Grundbesitz. Zur Um-
setzung eines Anliegens der Stadt Erfurt, ndmlich der Errichtung von Parkplatzen fiur die Bundes-
gartenschau 2021 in Erfurt, schlégt die Thuringer Landgesellschaft im Einvernehmen mit der Stadt
einen Flachentausch mit Ausgleich des Wertunterschieds in Geld vor. Demnach Ubereignet der
Freistaat Tharingen in den Gemarkungen Hochheim und Schmira 22 als Acker genutzte Flurstiicke
mit einem Flachenumfang von circa 6,4 Hektar an die Stadt Erfurt, damit dort auf der Grundlage
des aktuell im Entwurf vorliegenden Bebauungsplanes HOH716 ,Parkplatz Gothaer StraBe/Wart-
burgstraBe“ ein Parkplatz fir die Besucher der Bundesgartenschau errichtet werden kann. Die
Thuringer Landgesellschaft hatte die noch landwirtschaftlich genutzten Grundstiicke vertragsge-
maB zum 30. September 2018 gekuindigt.

Um den Grundstock des landwirtschaftlichen staatlichen Grundbesitzes aber nicht zu verringern,
Ubereignet die Stadt Erfurt im Gegenzug drei ihrer fiskalischen und als Acker genutzten Grund-
stiicke in den Gemarkungen Azmannsdorf, Kerspleben und Téttleben mit einem Flachenumfang
von circa 6,3 Hektar an den Freistaat Thiringen und erstattet die verbleibende Wertdifferenz in
Geld. In einem hierzu vorliegenden Wertgutachten, das im Dezember erstellt worden ist, werden
die Flachen des Freistaats mit knapp 1,8 Millionen Euro und die Flachen der Stadt mit knapp
100.000 Euro bewertet. Mit Umsetzung des Flachentauschs sind dem Freistaat Thiringen dem-
nach 1.685.400 Euro von der Stadt Erfurt als Wertdifferenz zu erstatten. Bei einem Verkauf oder
Tausch von Grundsticken im Eigentum des Freistaats und einem Wert von mehr als 1,5 Millionen
Euro ist geméaB § 64 der Thiringer Landeshaushaltsordnung die Einwilligung des Landtags erfor-
derlich. Der hierzu vorliegende Antrag der Landesregierung wurde bereits in der Sitzung des Haus-
halts- und Finanzausschusses am 6. September 2019 beraten. Der HUFA empfiehlt hier Zustim-
mung. Ich darf zum vorliegenden Beschlussvorschlag ebenfalls um Zustimmung des Landtags bit-
ten. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Danke schon. Frau Dr. Scheringer-Wright, bitte schon, Sie haben das Wort.

Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Préasidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, es geht hier um eine Vorlage, um
einen Flachentausch. Wenn Flachen getauscht werden, kbnnte man sagen, ist ja alles in Ordnung,
das Land bekommt den Gegenwert der Flache in Flache oder auch in Geld erstattet. Aber hinter
diesem Flachentausch steckt doch eine viel tiefere Problematik. Ich bin jetzt noch einmal vorge-
gangen, weil ich auch deutlich machen will, dass es mir nicht darum geht, Erfurt Entwicklungs-
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chancen zu nehmen. Ich denke, gerade eine BUGA — das haben wir in Thiringen schon erlebt —
ist eine Chance, um eine Stadt, eine Region richtig gut weiterzuentwickeln. Das sollte genutzt wer-
den. Trotzdem glaube ich, dass man bei dieser Entwicklung nicht auf halbem Weg stehen bleiben
sollte. Man muss auch zukunftsfeste Konzepte entwickeln. Seit Jahren kdmpfe ich als landwirt-
schaftspolitische Sprecherin fir den Erhalt von Acker- und Waldflachen. Wir wissen alle, Boden ist
nicht vermehrbar.

(Beifall AfD)

Es gibt Méglichkeiten, Stadte so zu bauen, dass sie nicht immer mehr versiegelt werden. Es ist ja
ein gutes Ziel, die Innenstéadte von Autos zu befreien, und deswegen zum Beispiel Parkmdglichkei-
ten an den Stadtrand zu bringen.

(Zwischenruf Keller, Ministerin fur Infrastruktur und Landwirtschaft: Das ist ja Stadtrand!)

Genau. Ich kenne die Flache sehr gut, ich fahre 6fter von Gotha dort rein. Um die Messe herum
gibt es einige Supermarkte, auch die haben Parkplatze. Die Messe hat Parkplatze. Es gibt diesen
~Park and Ride“-Parkplatz direkt an der StraBenbahnschleife.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Der ist aber sehr klein!)
(Zwischenruf Abg. FloBmann, CDU: Die sind alle ausgelastet!)

Genau. Wenn mehr Parkplatze gebraucht werden, dann gibt es auch technische Méglichkeiten, die
sehr ausgereift sind, um Parkplatze zum Beispiel in die Hohe zu bauen. Parkhduser zum Beispiel
waren die Alternative zu einer weiteren Flachenausdehnung.

Wir haben in dieser Legislatur zum Beispiel den Parkplatz an der Universitat Erfurt und die angren-
zende Ackerflache besucht. Da haben wir uns sehr daflr eingesetzt, dass der Parkplatz da nicht
einfach in die Flache erweitert wird, obwohl die Stadt das schon so geplant hatte, sondern dass
auch da ein Parkhaus gebaut wird. Liebe Kolleginnen und Kollegen, Zukunftsfahigkeit bedeutet,
den Boden zu schonen!

(Beifall AfD)

Wenn wir Klima schitzen wollen, kbnnen wir nicht weiter versiegeln. Aber das, was versiegelt ist,
da kann auch in die Hohe gebaut werden. Daflr ist die Technik da. Jedes neue Hotel muss die
Auflage kriegen, eine Tiefgarage zu bauen. Man muss nicht immer in die Breite gehen. Was ich im
Vorfeld — ich habe das ja auch mit den Kollegen diskutiert — gehoért habe, dass Kosten als Argu-
ment angeflhrt werden, warum man da kein Parkhaus bauen kdnnte, da muss ich sagen, wir kdn-
nen nicht ewig so weiterwirtschaften und immer das Billigste bauen und immer zulasten der Natur,
der Ackerflache und des Bodens. Ich weiB3, dass hier eine Abwéagung stattgefunden hat. Ich per-
sbnlich habe mich jahrelang gegen solche Projekte ausgesprochen. Ich kann diesem Flachen-
tausch jetzt nicht zustimmen.

(Beifall AfD)

Und Ihnen ich sage eins: Ich brauche lhren Beifall iberhaupt nicht, weil Sie im Klimaschutz tber-
haupt keine Ahnung haben,
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(Beifall DIE LINKE)

in der Sache keine Ahnung haben, sondern populistisch auf ein Pferd aufspringen und dieses
Pferd reite ich nicht.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
(Zwischenruf Abg. Hécke, AfD: Nehmen Sie es doch einfach mal so hin!)

(Zwischenruf Abg. KieBling AfD: Sie haben keine Ahnung!)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Gibt es noch Wortmeldungen? Das sehe ich nicht. Dann schlieBe ich die Aussprache
und wir kommen zur Abstimmung Uber die Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanzaus-
schusses in der Drucksache 6/7672. Wer dem seine Zustimmung geben will, den bitte ich jetzt um
das Handzeichen. Das sind die Fraktionen der CDU und der Koalition. Wer ist dagegen? Dagegen
ist die Fraktion der AfD und Frau Abg. Dr. Scheringer-Wright aus der Fraktion Die Linke. Enthélt
sich jemand? 3 Enthaltungen aus der CDU- und SPD-Fraktion. Damit ist der Antrag angenommen.

Wir kommen jetzt wieder zuriick in unsere Tagesordnung, zum Tagesordnungspunkt 17

Gesetz zur Anderung des Thii-
ringer Sportférdergesetzes
Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN
- Drucksache 6/7415 -
dazu: Beschlussempfehlung des
Ausschusses fur Bildung,
Jugend und Sport
- Drucksache 6/7637 -
ZWEITE BERATUNG

Das Wort hat Abgeordneter Korschewsky fur die Berichterstattung aus dem Ausschuss. Bitte
schon.

Abgeordneter Korschewsky, DIE LINKE:

Frau Préasidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, die Fraktionen Die Linke, SPD, Blnd-
nis 90/Die Griinen haben in Drucksache 6/7415 das Erste Gesetz zur Anderung des Thiringer
Sportférdergesetzes in den Thiringer Landtag eingebracht. Dieses wurde in der 153. Sitzung des
Landtags am 4. Juli 2019 beraten. Dieses Gesetz wurde dann an den Ausschuss fur Bildung, Ju-
gend und Sport Uberwiesen, ebenfalls am 4. Juli.

Der Ausschuss flr Bildung, Jugend und Sport hat den Gesetzentwurf in seiner 72. Sitzung am
5. Juli 2019 beraten und hier eine schriftliche Anhérung beschlossen und in seiner 73. Sitzung am
3. September 2019 die Auswertung der Anhdrung vorgenommen und diesen Gesetzentwurf eben-
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falls beraten. Zu dieser Sitzung am 3. September 2019 haben im Ergebnis der Anhérung die Koali-
tionsfraktionen einen Anderungsantrag eingebracht, der sich aus der Anhérung ergab. An dieser
Anhdérung haben insgesamt 17 Teilnehmerinnen und Teilnehmer sowohl von den Spitzenorganisa-
tionen — sprich Gemeinde- und Stadtebund, Landkreistag, Landessportbund — sowie Fachsportor-
ganisationen und die Stadt Jena insgesamt teilgenommen. Es hat also eine sehr umfangreiche An-
hérung gegeben und im Ergebnis der Diskussion im Ausschuss am 3. September 2019 wurde der
Gesetzentwurf mit der Anderung in Vorlage 6/5897 in der Beschlussempfehlung Drucksache 6/
7637 zur Annahme an den Thuringer Landtag zuriickiberwiesen. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Wir kommen jetzt in die Aussprache. Als Erster hat Abgeordneter Grob von der CDU-
Fraktion das Wort.

Abgeordneter Grob, CDU:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete und liebe Sport-
freunde, es ist noch kein Jahr her, da haben wir an dieser Stelle eine groBe Novelle des Thuringer
Sportférdergesetzes beschlossen. Die Vertreter der Koalitionsfraktionen haben damals gejubelt, es
sei ein guter Tag fur den Sport, weil die unentgeltliche Nutzung der Sportstatten im Gesetz festge-
schrieben wurde. Sowohl Anzuhérende als auch die CDU-Fraktion hatten bereits damals bei der
Verabschiedung darauf hingewiesen, dass die Regelungen zur unentgeltlichen Nutzung in der Pra-
xis zu erheblichen Umsetzungs- und Folgeproblemen fihren werden. Allerdings schlugen die Koa-
litionsfraktionen diese Bedenken in den Wind, der nun vorliegende Gesetzentwurf ist die Folge die-
ser verfehlten Politik.

Kunftig soll es nun doch wieder Ausnahmen von der unentgeltlichen Nutzung geben und wir disku-
tieren jetzt dartber: zum einen Uber eine spezielle Lex Jena, eine Ausnahme, die einzig und allein
die Nutzung der neu zu errichtenden Leichtathletikanlage in der Wéllnitzer StraBe in Jena betrifft.
Hier soll es durch eine Anderung in § 15 Abs. 2 des Gesetzes der Friedrich-Schiller-Universitét Je-
na ermdglicht werden, fur die Nutzung dieser Anlage ein Nutzungsentgelt an die Stadt Jena auf
gesonderter vertraglicher Grundlage zu entrichten. Zum anderen ist eine solche Ausnahme von
der unentgeltlichen Nutzung fur die Féalle vorgesehen, in denen die Nutzung der Sportstatte im
Landesinteresse liegt und besonderen Uberdurchschnittichen Umfang annimmt, da die in § 15
Abs. 3 geregelte Pauschale in diesen Fallen nicht geeignet ist, die aufgrund der genannten Interes-
sen entstehenden finanziellen Belastungen des o6ffentlichen Tragers angemessen zu kompensie-
ren.

Ich habe mir manchmal Uberlegt: Ich bin in einem kleinen Ort, 6.000 Einwohner, wir haben eine
Schwimmanlage, Sportplatze, eine Sporthalle, und ich (liberlege gerade, wie wir das packen wol-
len, das alles entsprechend einzureichen, um da Uberhaupt ein paar Cent zu bekommen, das weifl3
ich nicht. Ich denke mal, wir werden das im Nachhinein doch irgendwo wieder anmelden muissen,
dass da wieder Anderungen stattfinden; aber das ist jetzt hier nur ein Fall.
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Ein solches besonderes Landesinteresse ist beispielsweise — wie ich es gesagt hatte — bei der
Nutzung von Sportstétten offentlicher Trager durch die in Landestragerschaft stehenden Spezial-
gymnasien gegeben. Auch fur die Nutzung einer Sportstétte 6ffentlicher Trager durch Spitzen-
sportfachverbande zur Férderung des Nachwuchsleistungssports soll es entsprechende Ausnah-
men geben, weil auch diese Nutzung in besonderem MaBe dem Landesinteresse entspricht.

Wie ich in meiner Rede zur ersten Lesung des Gesetzes bereits deutlich gemacht habe, hatte die-
se von Rot-Rot-Grin beabsichtigte Neuregelung jedoch insbesondere den Sportfachverbanden
neue finanzielle Lasten auferlegt und sich in haushaltstechnisch schlechteren Zeiten sogar als To-
desstoB fur den Nachwuchsleistungssport erweisen kénnen. Das kann nicht in unserem Interesse
sein, das habe ich damals schon beméangelt. Aus diesem Grund befilirworte ich auch ausdrticklich,
dass das Land nun die Kosten fur die Nutzung der Anlagen durch die Sportgymnasien fur den
Ubungsbetrieb im Nachwuchsleistungssport tragen soll und nicht etwa die Sportfachverbénde. —
Da ich selbst so einen Sportfachverband geleitet habe, weiB ich, wie eng die Finanzen sind. —
Denn wie schon im Gesetzentwurf erldutert wird: Liegt diese Nutzung im Landesinteresse, dann ist
eine solche Regelung eigentlich folgerichtig.

An der Aufzahlung der Anderungsbedarfe allein wird deutlich, dass nicht nur die urspriingliche An-
derung des Sportférdergesetzes im Jahr 2018, sondern auch die erneute Gesetzesinitiative der
Koalitionsfraktionen nicht ausreichend durchdacht ist. Auf diese Probleme wurde auch seitens der
Fachleute im Rahmen der Anhérung hingewiesen. Daraufhin &nderten die Koalitionsfraktionen ih-
ren eigenen Gesetzentwurf noch einmal. So viel zum Verfahren.

Schauen wir noch einmal inhaltlich auf die einzelnen Anderungen, so wie sie uns heute als Be-
schlussempfehlung des Ausschusses fir Bildung, Jugend und Sport vorliegen und hier heute zur
Abstimmung kommen.

1. Zur Regelung des Einzelfalls in Bezug auf die Nutzung der neu zu errichtenden Leichtathletikan-
lage in der Wéllnitzer StraBe in Jena ist Folgendes anzumerken: Diese Problematik hatte den Koa-
litionsfraktionen bereits bei der Verabschiedung der GroBen Novelle des Sportférdergesetzes im
Jahr 2018 eigentlich bekannt sein kénnen, denn noch bevor die Koalitionsfraktionen in dieser Le-
gislaturperiode das Sportférdergesetz gedndert haben, hatten die Stadt Jena und die FSU Jena
bereits eine entsprechende Nutzungsvereinbarung getroffen. Diese Tatsache und die daraus resul-
tierenden Probleme bei der Anderung des Sportférdergesetzes wurden von den Koalitionsfraktio-
nen im damaligen Gesetzgebungsverfahren aber schlicht nicht beachtet.

Zweitens: Die Regelung von Ausnahmen von der unentgeltlichen Nutzung von Sport- und Spielan-
lagen offentlicher Trager, die Ziel des vorliegenden Gesetzentwurfs ist, steht im grundséatzlichen
Widerspruch zur damaligen Intention der Koalitionsfraktionen, den Zusatz ,in der Regel“ bei der
unentgeltliche Nutzung zu streichen und generell eine unentgeltliche Nutzung festzuschreiben.
Auch eine entsprechende Rechtsverordnung des Thiringer Ministeriums fur Bildung, Jugend und
Sport, die Naheres zur Entgeltfreiheit regeln sollte, fehlt bislang.

Gleichzeitig bleiben auch noch bei dieser Gesetzesnovelle Probleme ungeklart, die bereits bei der
Novelle 2018 bestanden. Hier méchte ich noch einmal ausdricklich auf die Nutzung der Hallen-
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und Freibader fir die Ubungs-, Lehr- und Wettkampfbetriebe durch anerkannte Sportorganisatio-
nen, Schulen und Hochschulen verweisen. Diese Frage ist nach wie vor nicht geklart.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die CDU-Fraktion steht auf der Seite des Sports, das
wissen Sie, deshalb werden wir den Anderungen im Sportférdergesetz nicht entgegenstehen und
enthalten uns bei der heutigen Abstimmung. Nicht dass Sie wieder sagen, das ist keine Meinung
dazu. Wir sind fir den Sport, aber gegen diese Entscheidung.

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Dann miissen Sie mit Nein stim-
men!)

Das lasse ich mir von lhnen nicht sagen, Herr Adams.
(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Oder einen Anderungsantrag einbringen!)

Deshalb werden wir den Anderungen des Sportférdergesetzes nicht entgegenstehen und enthalten
uns bei dieser Abstimmung. Das habe ich lhnen gesagt.

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Ist es richtig oder falsch?)

Dennoch wird auch die heutige Novelle die sportpolitischen und handwerklichen Fehler, die bei der
Novelle des Sportférdergesetzes im Jahr 2018 gemacht wurden, nicht beheben.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Macht doch mal einen Vorschlag!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe es schon ein paar Mal angesprochen und ich
habe eigentlich geglaubt, bevor die Legislatur zu Ende ist, wirde es vielleicht noch die Chance ge-
ben dazu. Gestatten Sie mir abschlieBend noch eine kurze persénliche Bemerkung. Ich wiinsche
mir, dass wir in der nachsten Legislaturperiode im Sinne des Sports wieder mehr zu Konsens in
der Sportpolitik finden. Der Freundeskreis Sport war der richtige Ort, die Sportpolitik fraktionsiber-
greifend und gemeinsam mit den Akteuren zu diskutieren, um zu praktikablen und tragfahigen L6-
sungen flr den Sport zu kommen. Es wére ein Ruckschritt, wenn diese Moglichkeit kinftig wegfal-
len wirde. In diesem Sinne sage ich Ihnen ein ,Sport frei“ — und vielen Dank.

(Beifall CDU, AfD)
(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Wo sind denn die anderen Sportfreunde ihrer Frak-
tion?)

Préasidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Wir setzen die Aussprache fort und das Wort hat Abgeordneter
Korschewsky von der Fraktion Die Linke.

Abgeordneter Korschewsky, DIE LINKE:

Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Manfred Grob, ich sage heute trotzdem
an dieser Stelle auch wieder: Es ist ein guter Tag fur den Thiringer Sport,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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weil ich glaube, dass die Regierungskoalition mit diesem Anderungsantrag und mit dem Eingehen
auf die Veranderungswiinsche auch noch der Sportfachverbédnde, ich komme dazu noch, namlich
genau etwas macht, um dem Thuringer Sport Sicherheit zu geben und vor allem dem Thuringer
Nachwuchssport Sicherheit zu geben und hier in ganz besonderem MaBe dem Thuringer Nach-
wuchsleistungssport Sicherheit zu geben, um im Thiringer Sportland auch in Zukunft junge Nach-
wuchsathletinnen und -athleten zu férdern, die auf den Sportgymnasien ihre Tatigkeit haben und
die dann uns auch vertreten sollen bei Welt-, Europameisterschaften etc. Ich glaube, wir missen
hier einen ganz groBen Unterschied machen. Ich gebe gerne zu, dass wir auch hier weiter nachge-
dacht haben und in den Gesprachen und im Nachgang zur Verabschiedung des Sportférderge-
setzes noch einmal zu der Erkenntnis gekommen sind, dass es naturlich einen groBen Unterschied
gibt zwischen Pflichtsport in den Schulen und damit auch in den Sportgymnasien und dem Ver-
einssport. Dem Vereinssport haben wir in der ersten Lesung mit dem Sportférdergesetz schon die
Kostenfreiheit gesichert an dieser Stelle. Es gibt hier kein zuséatzliches Geld, was jetzt neu ein-
gestellt werden muss. Es ist eine Prazisierung. Es ist eine Scharfung des Sportférdergesetzes,
welches wir im vergangenen Jahr beschlossen haben. Dass die finanziellen Mittel nicht im Sport-
ministerium, sondern im Bildungsministerium zur Verfigung standen und stehen, dem Thuringer
Sport auch zur Verfligung gestellt werden kénnen — das ist der Hintergrund dieser Schéarfung mit
dieser Gesetzesnovelle, die wir hier an dieser Stelle noch einmal getan haben, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren. Ich muss hier an dieser Stelle noch mal sagen: Mir war es sehr wichtig,
dass wir noch einmal eine Anhérung dazu durchgefiihrt haben. Jeder, der sich die Ergebnisse der
Anhérung genau angeschaut hat, wird gesehen haben, dass sich die Sportfachverbande einem
Votum des Landessportbundes zu 100 Prozent angeschlossen haben. Wir sind damit diesem Vo-
tum des Landessportbundes dann gefolgt, noch mal eine Schéarfung vorzunehmen und ganz klar
und deutlich zu sagen, dass nicht die Sportfachverbande oder die Sportschulen Geld bezahlen
mussen — die Sportlerinnen und Sportler —, sondern dass das sowohl flr die Sportgymnasien, als
auch fur die Sportfachverbdnde im Nachwuchsleistungssport vom Land finanziert wird. Lieber
Manfred, das betrifft im Ubrigen auch den Schwimmverband. Damit werden natlrlich auch im
Nachwuchsleistungssport des Schwimmverbands diese Trainingsstunden in den Schwimmbhallen,
die fir den Nachwuchs gebraucht werden — ich sage bewusst Nachwuchsleistungssport —, abgesi-
chert werden. Ich glaube, das ist an dieser Stelle auch noch mal eine ganz wichtige Verbesserung.
Gerade die Frage des Nachwuchsleistungssports ist fir mich eine wichtige Frage, die wir hier noch
mal zusétzlich geschérft haben. Auch der Gemeinde- und Stédtebund und auch der Thuringer
Landkreistag haben diese Veranderung, die wir jetzt vorschlagen, nicht mit einer Ablehnung verse-
hen. Sie haben gesagt, das ist ein richtiger Weg. Sie sind leider in ihren Stellungnahmen allerdings
wieder auf den Urschleim aus dem Sportférdergesetz des vergangenen Jahres zurlickgefallen. Ich
wiinsche mir sehr, dass wir mit dem Sportférderungsgesetz, mit den jetzt noch gemachten Ande-
rungen und der sicherlich — da gebe ich vollkommen recht —, der nun dringend notwendigen Richt-
linie zur Umsetzung des Sportférdergesetzes, ein Markstein fir den Thiringer Sport setzen, der in
der Bundesrepublik seinesgleichen sucht, meine sehr geehrten Damen und Herren. Ich bin froh
darlber, dass wir das in dieser Legislaturperiode durchsetzen konnten und durchsetzen werden.
Ich hoffe sehr, dass damit dem Thuringer Sport sehr gedient ist. In diesem Sinne winsche ich al-
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len Sportlerinnen und Sportlern in Zukunft viel Erfolg bei ihrer Austiibung im Breitensport, im Nach-
wuchssport, im Nachwuchsleistungssport und naturlich auch im Leistungssport. Danke schén.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Danke schon. Fir die AfD-Fraktion hat Abgeordneter Hocke das Wort.
(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Die Fluchtlinge sind schuld!)

Abgeordneter Hocke, AfD:

Vielen Dank, Frau Préasidentin, sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, sehr geehrte Besucher auf der
Tribune! Leider ist es so, dass ich mein Redemanuskript zur ersten Lesung praktisch heute noch
mal hatte rezitieren kdnnen. Wenig hat sich getan und vieles ist leider weiterhin ungeklart. Ja, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren, man hat der Forderung des Landessportbundes, die Formu-
lierung in § 15 zu korrigieren, Rechnung getragen. Die Betriebskostennutzungsentgelte oder Ge-
buhren, die die 6ffentlichen Tréager nun gegenuber den Spezialgymnasien in Trégerschaft des Lan-
des sowie den Sportfachverbéanden zur Férderung des Nachwuchsleistungssports geltend machen
kénnen, werden durch das Land Thiringen getragen. Das Land Thiringen wird in die vertraglichen
Vereinbarungen zur Nutzung der Sportstatten zwischen dem o6ffentlichen Trager und dem Sport-
fachverband einbezogen und es wird sichergestellt, dass Sportfachverbande nicht in finanzielle
Vorleistungen gehen mussen. Das findet nicht nur den Zuspruch der Verbénde, sondern auch den
Zuspruch der AfD-Fraktion.

(Beifall AfD)

Jedoch bleiben Fragen offen. Im vorliegenden Gesetzentwurf wird ganz allgemein von Spezial-
gymnasien in Tragerschaft des Landes gesprochen — eine aus unserer Sicht durchaus unscharfe
Formulierung, denn Spezialgymnasien gibt es in Thiringen, wie Sie sicherlich alle wissen, nun mal
auch fur Sprachen, Musik und andere Bereiche.

Ferner ist dubios, warum ausschlieBlich bei der Friedrich-Schiller-Universitat Jena eine Ausnahme-
regelung getroffen wurde; die Lex Jena wurde ja schon angesprochen vom Kollegen Grob. In den
das Gesetz begriindenden Unterlagen wird nach wie vor nicht ausgefihrt, warum durch die Univer-
sitat ein Entgelt an die Stadt Jena fir die Nutzung der neu zu errichtenden Leichtathletikhalle zu
entrichten ist. Den schriftlichen Stellungnahmen zufolge scheint Uber dieses besagte Nutzungsent-
gelt keineswegs Einigung zu herrschen. Wahrend die Stadt Jena die in § 15 Abs. 2 vorgenomme-
ne Regelung ausnahmslos begriBt und auf eine schnellstmbgliche Umsetzung hofft, ergibt sich far
die Universitat Jena weiterhin Gesprachsbedarf. Aus ihrer Sicht geht es nur um die Beteiligung an
den jahrlichen Betriebskosten entsprechend ihrer Nutzungsanteile, nicht aber um die Entrichtung
weiterer Entgelte oder Gebiihren.

Hier, sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, bleibt der Gesetzentwurf unscharf, auch mit Blick darauf,
auf welcher Grundlage diese Nutzungsentgelte erhoben werden sollen.

(Beifall AfD)
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Offen bleibt auch, wie die 6ffentlichen Trager die Hohe der Nutzungsentgelte oder Gebuhren fest-
legen werden. In den Fallen, in denen die Nutzung der Sportstatten von besonderem Landesinte-
resse ist. Hoffen wir, dass eine einschlagige Rechtsverordnung hier bald Klarheit schafft.

Klarheit, sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, das ist, worauf Vereine und Gemeinden seit Verab-
schiedung des neuen Sportférdergesetzes im Dezember vergebens hoffen. Denn Unklarheit
besteht auch dahin gehend, was von der Unentgelilichkeit insgesamt umfasst wird — eine Frage,
die gerade fur kleinere Vereine mit wenigen durchschnittsverdienenden Mitgliedern durchaus exis-
tenzbedrohend sein kann. Rot-Rot-Griin hat hier leider keine eindeutige Rechtslage geschaffen,
der Gesetzestext bleibt interpretationsbedurftig bzw. gibt Anlass fir Interpretationsspielrdume. Was
ist zum Beispiel in Turnhallen, in denen mlnzbetriebene Duschautomaten hdngen? Missen Kom-
munen Vereinsmitgliedern in solchen Anlagen nun Duschmarken kostenlos zur Verfigung stellen,
weil in Turnhallen ohne Duschautomaten Vereinsmitglieder das Wasser einfach so aufdrehen, also
kostenfrei nutzen kbnnen? Problematisch ist auch die unentgeltliche Nutzung von kostenintensiven
Sportanlagen wie Eisschnelllaufbahnen, Eishockeyhallen oder Bobbahnen durch anerkannte Spor-
torganisationen fiir den Ubungs-, Lehr- und Wettkampfbetrieb.

Die Zahlung der Landespauschale, um die Einnahmenreduzierung der 6ffentlichen Trager zu kom-
pensieren, habe ich hier an dieser Stelle auch schon mehrfach infrage gestellt. Neben dem &u-
Berst kritisch zu betrachtenden Vergabeprinzip — ich erinnere, dass das anhand der Einwohnerzahl
geschehen soll — basiert auch die Héhe der Pauschale auf keinerlei Evidenz. Man hat die Héhe
seinerzeit weder begriindet, noch basiert sie auf prifbaren Unterlagen oder Nachweisen der Land-
kreise oder kreisfreien Stadte.

Zusammenfassend lasst sich sagen: Rot-Rot-Grln hat es versdumt, die Gelegenheit zu nutzen,
wenn schon noch mal nachgebessert werden muss, die Korrekturen griindlich und an den richtigen
Stellen vorzunehmen. Die dringend benétige Richtlinie zur Aufteilung der Landesmittel auf die
Landkreise und ihre Gemeinden ist auch noch nicht da und hatte schon lange da sein kénnen und
da sein mussen.

(Beifall AfD)

Ersteres, was ich abschlieBend erwéhnte — also die Unklarheit im Gesetzestext —, mochte ich gern
als Nachlassigkeit beschreiben. Letzteres ist in meinen Augen Pflichtvergessenheit. Gut, dass Rot-
Rot-Griin am 27.10. dieses Jahres dann Geschichte ist. ,Sport frei“ — ,Sport frei flir den Thiringer
Sport. Herzlichen Dank fir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Prasidentin Diezel:

Danke schon. Jetzt spricht zu uns Frau Abgeordnete Pelke von der SPD-Fraktion.

Abgeordnete Pelke, SPD:

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Zuné&chst zu Ihnen,
Herr Hocke: Ich frage mich jetzt wirklich, haben Sie es denn so nétig, dass Sie diese demokra-
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tische Plattform immer fir Wahlkampfpopulismus nutzen missen? Das kdnnen Sie doch drauBen
machen. Sie sind doch viel unterwegs, machen Sie das doch da.

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE LINKE: Da hért doch keiner zu!)

Aber ich versteht Gberhaupt nicht, warum Sie bei jedem Tagesordnungspunkt in irgendeine Wahl-
kampfkiste greifen und Populismus hier aussprihen. Es &rgert mich ganz besonders deshalb, weil
ich Sie, verehrter Herr Hocke, im Bildungs- und Sportausschuss nie gesehen habe, wenn es um
dieses Thema ging. Nie!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Das haben Sie dann immer lhrer Kollegin Frau Muhsal Gberlassen, die aber eigentlich mehr zu den
schulpolitischen Themen im Ausschuss sitzt. Sie haben nicht einen Antrag gestellt, Sie haben nicht
eine ldee gehabt, wie Sie den Sport in Thiringen unterstitzen wollen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Und dann stellen Sie sich jetzt hierher und sagen, wir sind der Retter des Sports und Sie haben al-
les verkehrt gemacht. Ich finde das peinlich. Das ist oberpeinlich.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich hoffe, dass sich diese Debatte im Nachgang viele Menschen, viele Sportlerinnen und Sportler,
Trainer, Ubungsleiter anschauen und mal wissen, was Wahrheit, Ehrlichkeit und Offenheit sind und
was einfach nur Scheinpopulismus ist.

(Zwischenruf Abg. Hécke, AfD: Warum nehmen Sie dann nicht die Anregungen der Verbéan-
de auf?)

Wir haben die Anregungen der Verbédnde aufgenommen — ich komme gleich dazu —, weil diese
Regierungskoalition tatsachlich ein verlasslicher Partner des Thiringer Sports ist, nicht nur des
Thuringer Sports, sondern auch der Thiringer Kommunen. Das haben wir beim neuen Sportférder-
gesetz ganz deutlich gezeigt; es ist ja von den Vorrednern schon darauf hingewiesen worden, was
wir im letzten Jahr hier im Landtag auf den Weg gebracht haben. Es ist ab 2020 eine unentgeltli-
che Bereitstellung von Sport- und Spielanlagen 6ffentlicher Trager fur die Zwecke des organisier-
ten Sports vorgesehen. Gleichzeitig erhalten die Kommunen kiinftig fir die Einnahmereduzierun-
gen, die ihnen durch die neue Regelung entstehen, eine jéhrliche Erstattung in H6he von 5 Millio-
nen Euro in Form einer Landespauschale. Uber diese Summe haben wir nicht nur geredet, son-
dern die haben wir auch dezidiert im Landeshaushalt 2020 eingestellt. Also: Versprochen, gehal-
ten, eingestellt!

Jetzt sage ich Ihnen noch mal eins: Argerlich ist — die Diskussion haben wir, auch wenn wir immer
an der Seite der Kommunen stehen, mit den Kommunen gefiihrt —, die Kommunen hétten eigent-
lich schon nach dem alten Gesetz gar keine Entgelte nehmen durfen. Dann habe ich auch so man-
chen Aufschrei nicht verstanden, denn sie haben eigentlich ein Gesetz nicht als Gesetz betrachtet,
sondern sie haben gehandelt, wie sie wollten. Das war ein Teil, ein Teil, der dann in GréBenord-
nungen — Knut, du weiBt das immer auswendig —, knapp 40 Prozent, einfach gesagt haben, wir
nehmen jetzt mal Entgelte. Andere haben den Sport in anderer Form unterstltzt.
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Mit dem neuen Sportférdergesetz ist es uns gelungen, die berechtigten Interessen des organisier-
ten Sports und der Kommunen fair auszubalancieren. Genau darum geht es jetzt auch bei dieser
Verbesserung. Herr Korschewsky hat es schon angesprochen. Es sind in den vergangenen Mona-
ten drei Spezialfalle an uns Sportpolitiker herangetragen worden, bei denen Ausnahmen von der
Entgeltfreiheit nétig sind, weil es sonst zu Nachteilen fir den Sport oder auch die Kommunen kom-
men kdnnte. Das haben wir uns naturlich auf die Fahnen geschrieben, dass wir das nicht zulassen
wollen. Demzufolge haben wir beraten. Es gab noch eine Anhérung. Wir haben dann den entspre-
chenden Anderungspassus vorgelegt.

Da ist zum einen das Problem, dass die neuen Gesetzesbestimmungen einer Vereinbarung der
Friedrich-Schiller-Universitat Jena mit der Stadt Jena im Weg stehen, wonach die Universitat fur
die Nutzung der neu zu errichtenden Leichtathletikhalle in der WélInitzer StraBe Entgelt zahlt; Herr
Korschewsky hatte schon darauf hingewiesen. Da ist zweitens und drittens die Schwierigkeit, dass
die Entgeltfreiheit auch die Nutzung o6ffentlicher Sportanlagen durch die Spezialgymnasien in Tra-
gerschaft des Landes und den Ubungsbetrieb im Nachwuchsleistungssport in Verantwortung der
Sportfachverbédnde am Sitz eben dieser Spezialgymnasien beeintrdchtigen wirde. So, jetzt noch
mal ganz genau so beschrieben, wie wir es auch erfahren haben und es Herr Korschewsky schon
gesagt hat. Dann ist es doch eine logische Konsequenz, dass wir, die wir fir den Sport stehen und
fir ein Sportland Thiringen einstehen, natdrlich auch die entsprechenden Konsequenzen ziehen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Das haben wir gemacht. In diesen drei eng umgrenzten Fallen missen wir daher von den neuen
Gesetzesbestimmungen abweichen und einen weiteren Interessenausgleich zwischen dem Sport
und den Kommunen vornehmen. Genau dieses tun wir mit dem heute in zweiter Lesung beratenen
Gesetzentwurf. Und — es ist schon gesagt worden, selbst Sie, Herr Hocke, haben es zugestan-
den — diese Anderung ist mit Unterstiitzung des Landessportbundes und der Sportfachverbénde
im Anhoérungsverfahren noch mal leicht verandert worden. Dann haben wir es eben entsprechend
vorgelegt.

Nun hélt diese Novelle ganz genau das fest, was Koalitionsfraktionen von Anfang an gewollt ha-
ben: namlich dass das Land die fir die Spezialgymnasien und fir den Ubungsbetrieb im Nach-
wuchsleistungssport anfallenden Nutzungsentgelte natirlich selbst tragt. Diese Diskussion héatten
Sie im Ubrigen auch mitverfolgen kénnen, denn diese Diskussion hatten wir in Anhérungen, in den
Ausschussen. Ich kann mich sogar noch entsinnen, Herr Korschewsky, Herr Kobelt, Sie missen
mir jetzt noch mal helfen, wir waren bei einer gemeinsamen Veranstaltung, ich glaube, es war in
Oberhof, wo die sportpolitischen Sprecher — auch Sie — mit dabei gewesen sind. Auch dort wurde
das Thema mit angesprochen. Insofern war uns immer klar, dass wir mdglicherweise auch noch
mal an bestimmten Bereichen nacharbeiten mussen.

Im Ubrigen, auch das ist schon angesprochen worden: Auch fiir diese Situation, die wir jetzt hier
und heute entscheiden, haben wir im Landeshaushalt 2020 entsprechende Vorsorge getroffen. Da
ist es ein guter Umstand, dass Bildung und Sport in einem Ministerium beheimatet sind und wir
deshalb auch die Mdglichkeit haben, im entsprechenden Haushalt dafiir Vorsorge zu tragen.
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Naturlich, Herr Grob, gebe ich lhnen und den Vorrednern recht, die darauf hingewiesen haben,
dass wir auf die Richtlinie warten, gar keine Frage. Die detaillierte Ausarbeitung dessen, was dann
auch far kleine Vereine ganz wichtig ist, soll in einer Richtlinie weiter festgelegt werden. Darlber
haben wir uns auch immer verstandigt. Und liebe Kollegen von der CDU, werter Kollege und
Sportsfreund Grob, wir haben das auch immer mit der CDU gemeinsam besprochen, auch schon
im Vorfeld. Sie wissen ganz genau, was wir auch alles an gemeinsamen Uberlegungen hatten,
was in diese Richtlinie mit hineinkommen soll. Darauf warten wir jetzt.

Der Verabschiedung unserer uberschaubaren Korrektur des neuen Sportférdergesetzes steht da-
her aus unserer Sicht nichts im Weg. Die Koalitionsfraktionen haben darauf Wert gelegt, bei diesen
drei Spezialfallen ein weiteres Mal die Interessen des Sports

Prasidentin Diezel:

Sie kommen bitte zum Schluss, Frau Abgeordnete.

Abgeordnete Pelke, SPD:

in fairer Weise zu bertcksichtigen. Ich winsche mir auch in Zukunft

Prasidentin Diezel:

Frau Abgeordnete!

Abgeordnete Pelke, SPD:

— allerletzter Satz —, dass Thuringen ein Sportland bleibt. Ich winsche dem Sport insgesamt und
allen, die damit zu tun haben, alles Gute und in diesem Sinne das Beste fir die sportliche Entwick-
lung in diesem Land, auch mit diesem Gesetz. Danke schon.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Vielen Dank. Es spricht jetzt zu uns Abgeordneter Kobelt von der Fraktion Biindnis 90/Die Grinen.

Abgeordneter Kobelt, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, werte Kolleginnen und
Kollegen, meine Kollegin Birgit Pelke und mein Kollege Knut Korschewsky haben schon ausfiihr-
lich die Anderungen des Gesetzentwurfs erlautert. Das méchte ich nicht noch mal wiederholen. Ich
mdchte aber gern auf zwei, drei Fragen eingehen, die jetzt noch im Raum stehen geblieben sind.

Herr Grob, zu lhren Bemerkungen: Sie haben immer gesagt, wir haben jetzt wieder Ausnahmen
von dem Gesetz organisiert oder es gibt doch Ausnahmen. Und so ein bisschen unterschwellig
kam: Das ist ja Wortbruch, das haben sie anders versprochen. Ich glaube, Sie haben es nicht rich-
tig verstanden oder haben es nicht so deutlich gesagt, wie es in Wirklichkeit ist.

(Unruhe CDU)
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(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Sagen Sie doch nicht immer, dass wir es nicht verstehen,
nur weil wir anderer Meinung sind!)

Na ja, eine Meinung kann ja jeder haben, aber es ist ein geschriebenes Gesetz. Das sind erst ein-
mal Fakten. Das kann ich gern noch mal erlautern, Frau Tasch.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Ja, aber nicht richtig verstanden!)

Und zwar geht es darum, nicht dass die unentgeltliche Nutzung aufgehoben wird, sondern dass
dem Sport zusétzliche Geldmittel zuflieBen. Ich glaube, diese Grundidee ist noch nicht so richtig
verstanden worden, denn es gibt jetzt gerade die Méglichkeit, Uber die Spezialgymnasien zusétzli-
che Landesgelder in das Sportsystem und letztendlich dann auch flr Investitionen in die Sportstét-
ten an die Kommunen zu geben. Am Beispiel Erfurt, an der Schwimmhalle, und in Jena-WélInitz
wird das ganz deutlich. Das ist doch gerade fir den Sport eine sehr groBe Chance. Deswegen
verstehe ich auch nicht, warum Sie da etwas gegen diese Anderung haben oder diese lhnen auch
nicht ausreichend ist.

(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: Da haben Sie wieder nicht zugehért! Sie drehen immer die
Worte um!)

Nein, nein, Sie haben das ja auch damit begriindet, dass es Ausnahmen gibt und diese dann von
Ihnen nicht unterstitzt werden. Das stimmt einfach nicht, Herr Grob.

Eins mdchte ich noch mal ganz klar feststellen: Durch die erneute Anderung dieses Sportférderge-
setzes wird kein Sportverein schlechtergestellt als er vorher war. Das ist — glaube ich — die wichti-
ge Aussage. Deswegen haben wir uns auch dazu entschlossen, das hier so vorzuschlagen und
jetzt auch so zu beschlieBen.

Der zweite Punkt, der angesprochen wurde, waren die Universitaten, die Friedrich-Schiller-Univer-
sitat. Das hat Herr Hocke von der AfD angesprochen. Naturlich kann es jetzt sein, dass die Univer-
sitdten an die Sportstatten, die sie intensiv nutzen, eine Geblhr bezahlen. Aber das ist ja nicht das
Gegenteil von dem Gesetz, sondern es entspricht dem Gesetz, weil wir wollen ja die Kommunen
entlasten. Soweit ich noch weiB, sind die Friedrich-Schiller-Universitat oder andere Hochschulen
Landeseinrichtungen, die vom Land finanziert werden. Jetzt kann das Land doch zusétzliche Mittel
Uber ihre Hochschule zur Verfugung stellen und dann die Sportstatten der Kommunen starker un-
terstutzen.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Warum machen es dann die Kommunen nicht?)
Das wére doch im Sinne des Sports, weil mehr Geld in das System flieBt.
(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Kénnen wir mal hochrechnen!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die anderen Fragen, in denen es um H6hen und um Ver-
teilung ging: Das ist wirklich schwierig in einem Gesetz zu regeln. Das haben wir am Anfang auch
mal geprift, ob wir das machen kénnen oder ob wir das sollen. Man kénnte jetzt reinschreiben:
1 Euro pro Einwohner fur einen Landkreis und fir eine Gemeinde auch noch mal 1 Euro. Aber das
hat den Nachteil, wenn sich daran etwas &ndert und wir schreiben das ins Gesetz rein, dass stén-
dig das Gesetz wieder angefasst werden muss. Ich habe auch gelernt — ich bin ja kein Jurist —,
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dass das Gesetz einen Rahmen vorgibt, einen politischen Willen ausdriickt und die einzelnen Fi-
nanzierungsregelungen, wie viele Euro jetzt jede Gemeinde erstattet bekommt, werden dann in ei-
ner Rechtsverordnung festgelegt und da sind sie — glaube ich — auch gut aufgehoben und dartber
sprechen wir heute nicht, weil die Rechtsverordnung vom Ministerium erstellt wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich méchte noch mal betonen, dass auch diese Ande-
rung ein letzter Schritt ist in der Legislatur, die jetzt zu Ende geht, in der wir als SPD, Linke und
Grune sehr viel fur den Sport getan haben, investiert haben. Es gab keine Legislaturperiode und
kein Jahr, wo so viel Geld in kommunale und andere Sportstatten geflossen ist. Es sind in der
Summe jedes Jahr Gber 20 Millionen Euro gewesen. Wir haben uns das noch mal genau ange-
schaut, das gab es in dem letzten Jahr nicht. Wir stehen dazu, dass der Sport gut finanziert ist.

Zusatzlich kommen noch die 5 Millionen Euro dazu, das vergessen Sie namlich immer, wenn Sie
von Ungerechtigkeiten usw. sprechen. Sie vergessen, dass es vorher Uberhaupt keine Gelder fur
den Ersatz dieser Entgelte gab. Wir haben jetzt als rot-rot-griine Koalition 5 Millionen Euro zur Ver-
figung gestellt. Diese flieBen in die Kommunen und nicht alle Kommunen haben auch so viele
Kosten gehabt. Das wissen Sie doch auch ganz genau. Wenn Sie mal mit den Kommunen spre-
chen, mit den Sportverbéanden, wissen Sie auch, dass die Mittel groBzugig ausgelegt sind.

Wenn man es jetzt noch mal auf den Punkt bringt und zu Ihren Fragen zu den Schwimmbhallen
kommt, dann kénnte man auch so weit gehen und kbénnte sagen: Die Kommunen wéaren auch in
der Lage, von diesen finanziellen Mitteln die Beitragsfreiheit in den Schwimmbéadern fir ihre Verei-
ne abzusichern. Aber da haben wir gesagt: Das sind spezielle Sportstatten, das sollen sie selbst
entscheiden, aber die Finanzausstattung ist aus unserer Sicht dafir da. Jetzt liegt es in der Ent-
scheidung der Kommunen — wenn die Foérderrichtlinie da ist, die Rechtsverordnung —, das zu ent-
scheiden.

Ich habe schon gehort, zum Beispiel die Stadt Gera. Das ist ja nun nicht die reichste Kommune.
Sie hat prinzipiell beschlossen, obwohl es ihr finanziell nicht so gut geht, dass sie alle Mittel, die sie
vom Land zugeteilt bekommt — egal wie die Schliissel jetzt sind, da geht es noch nicht um die H6-
he —, dass sie alles eins zu eins den Sportvereinen und dem System Sport Gibergeben und nicht in
den normalen Haushalt aufnehmen will. Und das finde ich, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, vorbildlich von der Stadt Gera.

(Beifall DIE LINKE)

Das zeigt auch: Wenn eine Kommune sich das leisten kann, der es wirklich nicht besonders gut
geht, dann ist das — glaube ich — auch ein Zeichen fir andere Kommunen und Landkreise. Was ich
so gehort habe, tendieren viele in die Richtung, auch bei den Schwimmbhallen eine groBzugige Re-
gelung auszulegen.

Ich freue mich darauf, dass der Sport in Thiringen vorangebracht wurde. Dass sich so viele Men-
schen engagieren, dafir méchte ich noch mal meinen herzlichen Dank sagen. Endlich haben wir
auch diese Gerechtigkeitsliicke geschlossen, dass fir alle Sportlerinnen und Sportler in Thiringen
klar ist, sie mussen nichts mehr bezahlen fur ihre Sportstatten. Da kénnen wir auch — glaube ich —
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(Abg. Kobelt)

nach 20 Jahren Nichtstun von der CDU-gefiihrten Regierung stolz sein, dass wir das jetzt ge-
schafft haben. Vielen Dank. Ich bitte um Zustimmung.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Danke schon. Gibt es weitere Wortmeldungen? Das sehe ich nicht. Fir die Landesregierung Minis-
ter Holter, bitte schén.

Holter, Minister fiir Bildung, Jugend und Sport:

Frau Préasidentin, meine Damen und Herren, ich will noch mal auf den Ausgangspunkt zurtickge-
hen. Die rot-rot-griine Koalition hier in Thuringen hat sich entschieden, das Sportférdergesetz auf
den Weg zu bringen, und hat damit eine wichtige Entscheidung getroffen, namlich eine Entschei-
dung fur den Breitensport in Thuringen und eine Entscheidung fur den Vereinssport in Thiringen.
Das ist eine Leistung ihresgleichen und dafur herzlichen Dank, liebe Kollegen und Kolleginnen der
Koalition.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Es war ein langer Prozess, die sportpolitischen Sprecher und Sprecherinnen haben hier gespro-
chen. Alle, die dabei waren — auch Herr Grob hat das natlrlich begleitet —, wissen, dass das keine
Aktion war, die innerhalb von einem halben oder einem Jahr durch war. Das hat langer gedauert,
weil die vielen Fassetten natirlich diskutiert wurden, nicht nur hier im Parlament sondern auch mit
den vielen Anzuhdrenden, die schon mehrfach hier genannt wurden. Das will ich gar nicht wieder-
holen.

Am Ende hat sich herausgestellt, dass das Gesetz das eine ist und eine Richtlinie, eine Rechtsver-
ordnung das andere. Deswegen — Herr HOcke ist nun gegangen — muss man meines Erachtens
auch klarstellen, dass im Gesetz die Grundsatze formuliert werden und in der Rechtsverordnung
dann natirlich die Ausflihrungsbestimmungen ausgearbeitet werden. Wir im Ministerium arbeiten
daran und die Rechtsverordnung wird auch rechtzeitig kommen, wenn dann das Gesetz am
01.01.2020 in Kraft tritt. Darauf kénnen Sie sich verlassen. Wir werden das natirlich vorher bere-
den, das gehért alles zum Handwerk dazu. Was ich aber auch zu Ehren der Koalitionsfraktionen
hier sagen will und wofur ich mich ausdrucklich bedanken will: Dass sie GroBe zeigen. Man hétte
ja auch sagen kénnen, was da diskutiert wird, mit dem Nachwuchssport und mit den Spezialgym-
nasien in Landestragerschaft, interessiert uns alles nicht. Die GrdBe besteht genau darin, das Ge-
setz an der Stelle jetzt so zu verandern, dass diese Fragen geklart sind, damit eindeutig klar ist,
diese 5 Millionen flieBen in den Breiten- und in den Vereinssport. Damit werden die anderen Lan-
desgelder fur die anderen Fragen eingesetzt. Und darum geht es ausschlieBlich.

Was Jena betrifft, die Investitionen in die Leichtathletikanlage wéaren nicht méglich, wenn wir das
nicht in dem Gesetz klargestellt hatten. Nur deswegen steht diese Lex Jena in diesem Sportférder-
gesetz. Nur deswegen. Weil wir das genauso wollen, das unterstiitzen wollen, dass diese Leicht-
athletikanlage und das FuBballstadion in Jena getrennt werden und damit zwei eigenstandige
Sportstétten da sind, ist dieses entsprechend berucksichtigt worden.
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(Minister Holter)

Ich will jetzt nicht weiter zu den Inhalten sprechen, das haben die Kolleginnen und Kollegen sehr
ausfihrlich gemacht. Ich bin froh, dass diese Entscheidung jetzt hier vorliegt, damit Klarheit
herrscht, auch fur uns Ubrigens als Ministerium, was die Rechtsverordnung betrifft. Das muss man
auch sagen. Damit kénnen wir dort jetzt intensiv weitermachen. Ich meine, das ist jetzt eine gute
Entscheidung, damit besteht Klarheit, woflir die 5 Millionen eingesetzt werden, nadmlich zur Entlas-
tung der Kommunen, zur Stérkung des Breiten- und Vereinssports in Thuringen. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Danke schén. Es gibt eine Zwischenfrage vom Abgeordneten Grob. Bitte schén, Herr Abgeordne-
ter.

Abgeordneter Grob, CDU:

Herr Minister, habe ich Sie richtig verstanden, Sie hatten gesagt, die Koalitionsfraktionen haben
dieses Sportférdergesetz auf den Weg gebracht? War es nicht ein bisschen anders, Herr Minister,
dass die CDU zuerst eingereicht hat und daraufhin das andere kam? Das ist nur eine Frage. Ich
will das nur richtig stellen, damit wir den Leuten nicht etwas Falsches mitteilen.

(Zwischenruf Abg. Pelke, SPD: Nein, es ist nicht richtig, was Sie erzéhlen!)

Holter, Minister fiir Bildung, Jugend und Sport:

Sehr geehrter Herr Grob, ich kann lhre Frage insofern mit Ja beantworten, dass es natirlich erst
eine Initiative der CDU-Fraktion gab und auch die Koalition dann einen Gesetzentwurf vorgelegt
hat. Selbstverstandlich, das habe ich unterschlagen. Ich bitte um Nachsicht.

Prasidentin Diezel:

Danke schén. Dann schlieBe ich die Aussprache und wir kommen zur Abstimmung — als Erstes
Uber die Beschlussempfehlung des Ausschusses fur Bildung, Jugend und Sport in der Drucksa-
che 6/7637. Wer dafir ist, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die Fraktionen der
Koalition. Wer ist dagegen? Dagegen ist niemand. Wer enthélt sich? Es enthalten sich die CDU-
und die AfD-Fraktion. Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung Uber den Gesetzentwurf der Fraktionen Die Linke, der SPD und
Bindnis 90/Die Grinen in der Drucksache 6/7415 in zweiter Beratung unter Berucksichtigung des
Ergebnisses der Abstimmung Uber die Beschlussempfehlung. Wer dem seine Zustimmung geben
will, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die Fraktionen der Koalition. Wer ist dage-
gen? Niemand ist dagegen. Wer enthélt sich? Die Fraktionen der AfD und der CDU enthalten sich.
Damit ist der Gesetzentwurf angenommen.

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer in der Schlussabstimmung dem Gesetzentwurf seine
Zustimmung geben will, den bitte ich, sich jetzt vom Platz zu erheben. Das sind die Koalitionsfrak-
tionen. Danke. Wer ist dagegen? Dagegen ist niemand. Wer enthélt sich? Es enthalten sich die
Fraktionen der CDU und der AfD. Danke schén. Damit ist der Gesetzentwurf angenommen.
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(Prasidentin Diezel)

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 18

Gesetz zur Anderung des Thii-
ringer Aufarbeitungsbeauftrag-
tengesetzes
Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN
- Drucksache 6/7416 -
dazu: Beschlussempfehlung des
Ausschusses flr Europa,
Kultur und Medien
- Drucksache 6/7714 -
dazu: Anderungsantrag der Frak-
tionen DIE LINKE, der SPD
und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN
- Drucksache 6/7715 -
ZWEITE BERATUNG

Das Wort hat Frau Abgeordnete Henfling zur Berichterstattung aus dem Ausschuss. Bitte schdn,
Frau Abgeordnete.

Abgeordnete Henfling, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr geehrte Préasidentin, das Gesetz zur Anderung des
Thiringer Aufarbeitungsbeauftragtengesetzes in der Drucksache 6/7416 wurde in der 153. Sitzung
des Thiringer Landtags am 4. Juli beraten und federfihrend an den Ausschuss flr Europa, Kultur
und Medien sowie an den Haushalts- und Finanzausschuss Uberwiesen. Der Entwurf sieht vor,
den Landesbeauftragten fir Aufarbeitung der SED-Diktatur in seinen Besoldungsfragen an die ub-
rigen Beauftragten anzupassen, eine Unvereinbarkeit in der Ausiibung bestimmter 6ffentlicher Am-
ter festzuschreiben und beseitigt Unklarheiten in der Anwendung einzelner Paragrafen.

Der federfihrende Ausschuss fir Europa, Kultur und Medien hat den Gesetzentwurf in seiner
62. Sitzung am 6. September 2019 beraten. Der mitberatende Haushalts- und Finanzausschuss
hat den Gesetzentwurf in seiner 78. Sitzung am 11. September 2019 beraten. Die Beschlussemp-
fehlung sieht vor, den Gesetzentwurf anzunehmen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Danke schon. Dann treten wir in die Aussprache ein und ich erteile Abgeordneten Wirkner von der
Fraktion der CDU das Wort.


http://www.parldok.thueringen.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&LP=6&DokNum=7416&DokArt=Drs
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Abgeordneter Wirkner, CDU:

Meine sehr verehrte Frau Présidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren, der vorliegende
Gesetzentwurf sieht vor, eine Hohergruppierung des Landesbeauftragten fur die Aufarbeitung der
SED-Diktatur vorzunehmen, und zwar von einer A 16 auf eine B 3. Begriindet wird dies damit, so
ist es im Gesetz im Absatz 2 beschrieben: ,Ebenso weicht die besoldungsrechtliche Eingruppie-
rung des Aufarbeitungsbeauftragten von der der lbrigen Beauftragten ab.” Hier zur Erlauterung:
Der Datenschutzbeauftragte des Landes Thuringen hat die B 6, der Blrgerbeauftragte die B 3 und
der Behindertenbeauftragte die A 16. Wie allgemein bekannt ist, haben wir bereits in der ersten Le-
sung diese Hohergruppierung abgelehnt und intensiv begriindet — das will ich heute nicht noch mal
alles wiederholen —, aber wir sind eben der Meinung, dass, wenn es in Sachsen einen Landesbe-
auftragten gibt, in einem Land mit Gber 4 Millionen Einwohnern, der die A 15U bekommt,

(Zwischenruf Abg. Henfling, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Da muss man vorsichtig sein,
wenn man sich mit Sachsen vergleicht!)

die Hoéhergruppierung zurzeit ungerechtfertigt ist. Der Behindertenbeauftragte misste, wenn es
schon eine generelle Angleichung geben soll, demnach auch die B 3 bekommen. Sicherlich — und
das ist auch die Begriindung letztes Mal schon gewesen von Rot-Rot-Grlin — gibt es in Zukunft ei-
ne erh6hte Aufgabenstellung an den Landesbeauftragten. Das ist sicherlich allein dem Umstand zu
verdanken, dass es eine Zusammenlegung der BStU-AuBenstellen an einen zentralen Ort gibt und
dass man plant, so wie wir das schon vor Monaten oder schon vor Jahren gefordert haben, dass
man dann an den Ubrigen AuBenstellen nach wie vor eine Gedenk- und Bildungseinrichtung vor-
halt. Wie ich heute erfahren habe, ist es geplant, dort an diesen AuBenstellen auch einen personel-
len Aufwuchs zu organisieren, der letzten Endes auch Uber den Landesbeauftragten zu organisie-
ren ist. Sicherlich wird die Arbeitsaufwendung fur den Landesbeauftragten in dieser Periode mehr.
Dennoch sind wir der Meinung, dies ist jetzt noch nicht erforderlich, und wir bleiben nattrlich bei
unserer Ablehnung wie bei der ersten Lesung. Auch im Ausschuss fir Europa hat die CDU mit der
soeben von mir vorgetragenen Begriindung gegen diesen Antrag gestimmt. Wir lehnen auch in der
zweiten Lesung naturlich diesen Antrag ab. Danke sehr.

(Beifall CDU)

Prasidentin Diezel:

Danke schon. Fur die Fraktion Bundnis 90/Die Grunen hat Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich das
Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, auch ich kann es relativ kurz halten,
der Gesetzentwurf wurde in zwei Ausschissen diskutiert. Warum sage ich dies? Weil aus dem Fi-
nanzausschuss noch ein wichtiger Hinweis mit Blick auf die Altersversorgung des Beauftragten
kam. Aus diesem Grund haben die Fraktionen Die Linke, SPD und Blindnis 90/Die Griinen auch
noch einen Anderungsantrag in der Drucksache 6/7715 eingereicht, um sicherzustellen, dass es
hier keine Besserstellung oder Ahnliches gibt, sondern eine Gleichbehandlung mit allen anderen,
die sich eben auch in dieser Besoldungsgruppe befinden.
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(Abg. Rothe-Beinlich)

Ich will noch einmal ganz kurz ausfiihren, warum wir uns grundséatzlich dazu Gedanken gemacht
haben. Die Geschichte hatte ich ja bei der ersten Lesung schon erlautert, wir erinnern uns: Die Be-
soldungsgruppe, so wie wir sie jetzt vorschlagen, hat es so in dieser Einstufung schon einmal ge-
geben, bis die CDU dies damals mehrheitlich &ndern lieB. Wir haben quasi jetzt wieder diesen Zu-
stand hergestellt, um auch eine Gleichheit mit dem Blrgerbeauftragten an dieser Stelle zu schaf-
fen, zumal — wir wissen das alle — der Beauftragte fiir die Aufarbeitung der SED-Diktatur mit dem
neuen Gesetz, flur welches er steht, durchaus noch mehr Aufgaben zugesprochen bekommen hat.
Wir meinen, dass hier eine entsprechende Gleichbehandlung gegeben sein sollte. Wir bitten Sie
also um Zustimmung zu unserem Gesetzentwurf ebenso wie zum eben vorgestellten Anderungs-
antrag. Vielen herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prasidentin Diezel:

Danke schon. Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Dann kommen wir zur Beschlussfassung.
Ich rufe auf die Abstimmung zum Anderungsantrag der Fraktionen Die Linke, der SPD und Biind-
nis 90/Die Grinen in der Drucksache 6/7715. Wer dafur ist, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. Das sind die Fraktionen der Koalition. Wer ist dagegen? Dagegen ist die Fraktion der CDU.
Wer enthalt sich? Es enthélt sich die Fraktion der AfD. Damit ist der Antrag angenommen.

Wir stimmen jetzt Gber die Beschlussempfehlung des Ausschusses fir Europa, Kultur und Medien
in der Drucksache 6/7714 unter Beriicksichtigung der Annahme des Anderungsantrags ab. Wer
dafir ist, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die Fraktionen der Koalition. Danke
schén. Wer ist dagegen? Dagegen ist die Fraktion der CDU. Wer enthdlt sich? Es enthélt sich die
Fraktion der AfD. Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung Uber den Gesetzentwurf der Fraktionen Die Linke, der SPD und
Bindnis 90/Die Griinen in der Drucksache 6/7416 unter Berlcksichtigung der Annahme der Be-
schlussempfehlung. Wer dem seine Zustimmung geben will, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. Das sind die Fraktionen der Koalition. Wer ist dagegen? Dagegen ist die CDU-Fraktion. Wer
enthélt sich? Es enthalt sich die AfD-Fraktion. Damit ist dieser Gesetzentwurf angenommen.

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer in der Schlussabstimmung diesem Gesetzentwurf seine
Zustimmung geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. Das sind die Koalitionsfraktionen.
Danke schoén. Wer ist dagegen? Dagegen ist die CDU-Fraktion. Danke schén. Wer enthalt sich?
Es enthélt sich in der Schlussabstimmung die AfD-Fraktion. Danke schén. Damit ist der Gesetzent-
wurf auch in der Schlussabstimmung angenommen.

Ich schlieBe diesen Tagesordnungspunkt und rufe auf den Tagesordnungspunkt 19

Zweites Gesetz zur Anderung
des Thiringer Schulgesetzes —
Altersgerechter Aufklarungs-
unterricht
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(Prasidentin Diezel)

Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD

- Drucksache 6/7610 -

ERSTE und ZWEITE BERATUNG

Ich weise darauf hin, dass der Landtag Ubereingekommen ist, diesen Tagesordnungspunkt in ers-
ter und, sofern keine Ausschussuberweisung beschlossen wird, unmittelbar in zweiter Beratung
aufzurufen. Winscht die AfD das Wort zur Begriindung? Ja. Bitte schén, Frau Abgeordnete Muh-
sal.

(Zwischenruf Abg. Stange, DIE LINKE: Das dumme Geschreie kriegt man jetzt wieder zu ho-
ren!)

Abgeordnete Muhsal, AfD:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordnete, liebe Gaste!
Wir leben derzeit in einem gesellschaftlichen Spannungsfeld. Von Parteien und interessierten Tei-
len der Bevolkerung wird die Familie als Keimzelle der Gesellschaft immer weniger anerkannt, im
Zweifel angegriffen oder direkt dekonstruiert. Ein eindriickliches Beispiel lieferte uns die Debatte
zum Kita-Gesetz am gestrigen Tage. Auf der anderen Seite findet eine Enthemmung statt!

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Erb&armlich!)

Ob Kondomwerbung auf 6ffentlichen Plakaten oder die in Werbung und Fernsehen vorgelebte bin-
dungslose Sexualitdt — Grenzen, insbesondere Altersgrenzen nach unten hin scheint es bei die-
sem Thema kaum noch zu geben. In Tharinger Schulen findet Aufklarungsunterricht statt, der oft-
mals von interessierten Lobbygruppen und nicht vom zusténdigen Lehrer erteilt wird. Unter Rot-
Rot-Griin wurde ein Bildungsplan in Kraft gesetzt, der im Alter zwischen drei und sechs Jahren
vorsieht, dass — ich zitiere —: ,Medien mit Nacktdarstellungen, mit sexuellen Anspielungen etc. auf-
gegriffen und im Unterricht thematisiert” und auBerdem — Zitat — ,Blcher, Zeitschriften etc. flr die
Recherchen zur Verfligung gestellt werden sollen.“ Nach dem Willen von Rot-Rot-Grin soll die
Pornografisierung unserer Kinder also bereits im Kindergarten- und Vorschulalter beginnen.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: Sie sind so krank im Kopf!)

Im Bildungsplan selbst finden sich die Wérter ,Mutter” und ,Vater“ kein einziges Mal. Es ist immer
nur von Eltern die Rede, ganz so, als gabe es bei dem Ganzen keine biologische Komponente.
Gleichzeitig heiB3t es — ich zitiere —: ,Die ldee eines naturlichen und damit unverénderlichen Junge-
oder Méadchen-Seins“ fuhre dazu, ,dass Begrenzungen entstehen und Potentiale eingeengt wer-
den“ wirden.

Wenn die Thiringer Landesregierung ein Werk absegnet, dass das Geschlecht als soziales Kon-
strukt behandelt und nicht als biologische Tatsache, dann ist offensichtlich, dass wir hier in Tharin-
gen Handlungsbedarf haben.

(Beifall AfD)

Wir haben Handlungsbedarf im Interesse unserer Schiler und auch im Interesse unserer Familien.
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(Abg. Muhsal)

(Unruhe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Unser Gesetzentwurf legt fest, dass die Sexualerziehung in den Schulen das Bewusstsein flr Zu-
neigung, gegenseitige Achtung und Verlasslichkeit als wichtige Bestandteile personlicher Bezie-
hungen, bestandiger Partnerschaft und das Familienleben starken soll. Unser Gesetzentwurf legt
fest, dass die Kernfamilie als Leitbild des privaten Zusammenlebens der Orientierungspunkt far
den Unterricht sein soll. Unser Gesetzentwurf legt fest, dass die Sexualerziehung nicht nur alters-
gemaB und auf Grundlage sachlich begrindeten Wissens erfolgen muss, sondern auch das
Schamgefuhl und die individuelle Intimsphére eines jeden Schilers zu schitzen sind.

(Beifall AfD)

Ferner wollen wir die Eltern als Sorgeberechtigte stéarken und rdumen ihnen gesetzlich ein Recht
darauf ein, Uber Inhalte und Form der Gesundheitsférderung und Sexualerziehung unterrichtet zu
werden sowie Einsicht in Materialien und Methoden zu nehmen. Die Sexualerziehung soll als Teil
des Biologieunterrichts ausschlieBlich durch den Fachlehrer erteilt werden. Wir glauben, dass die-
se Anderungen im Interesse der Thiringer Schiller, der Eltern und Familien im Allgemeinen sind,

(Unruhe BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
und freuen uns, Frau Henfling, auf eine konstruktive Debatte.
(Beifall AfD)

Ich bin mir sicher, Sie schaffen das vielleicht ausnahmsweise.

Vizeprasidentin Jung:

Ich eréffne die Aussprache und Abgeordneter Tischner, Fraktion der CDU, hat das Wort.

Abgeordneter Tischner, CDU:

Frau Présidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, kein neues Thema, sondern ein The-
ma, was wir bereits vor einiger Zeit hier im Landtag diskutiert haben. Gerade wenn es um das The-
ma Bildungsplan geht, hatten wir damals als CDU-Fraktion eine 6ffentliche Debatte zu diesem
Plan gefordert, die ausgeblieben ist. Ansonsten ist im Grundsatz natirlich das Ansinnen nachvoll-
ziehbar, dass man sagt, bei der Sexualerziehung hat die Familie Vorrang, allerdings erschlieBt uns
nicht, warum es dazu notwendig ist, das Schulgesetz zu andern. Insgesamt wissen Sie ja, sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen, dass die CDU-Fraktion wenig davon halt, immer wieder am Schul-
gesetz herumzudoktern, weil da am Ende meistens nichts Gutes rauskam, was wir ja auch in den
vergangenen Monaten erlebt haben.

Das Thiringer Schulgesetz ist aus unserer Sicht an der Stelle véllig ausreichend. Es regelt in § 47
Abs. 4, dass bei der Sexualerziehung ,Zuriickhaltung zu wahren® ist ,sowie Offenheit und Toleranz
gegenuber den verschiedenen Wertvorstellungen in diesem Bereich zu beachten“ sind und dass
.jede einseitige Beeinflussung [...] zu vermeiden® ist. Und weiter regelt der Absatz 5: ,Die Eltern“ —
und das ist das Zentrale und das Wichtige — ,sind Uber Ziel, Inhalt und Formen der Gesundheits-
und Sexualerziehung zu unterrichten.” Jeder Lehrer, der das vernlnftig macht, redet auch vorher
mit den Eltern dartiber, wie man das am besten machen kann. Und wenn es Falle gibt, wo die El-



Thiringer Landtag - 6. Wahlperiode - 157. Sitzung - 13.09.2019 167

(Abg. Tischner)

tern meinen, da passiert irgendwas, was dem Kind nicht gut tut, dann haben wir immer noch eine
Schulaufsicht, die da einzubeziehen ist und die man dann vielleicht auch mal an das Gesetz, was
gilt, erinnern kann.

Die CDU-Fraktion setzt sich firr eine Sexualerziehung ein, die die Eltern im Dialog einbezieht. Was
passiert, wenn Sexualerziehung Uber die Képfe der Eltern hinweg geschehen soll, konnte man ein-
dricklich bei den Diskussionen um den Bildungsplan in Baden-Wurttemberg vor einigen Jahren er-
leben, den viele Eltern flrchteten. Und viele Eltern furchteten auch eine friilhe Sexualerziehung ih-
rer Kinder und sehen darin zu Recht Gefahren. Deshalb sollte aus unserer Sicht darauf geachtet
werden, dass Themen altersgerecht angesprochen werden und selbstverstandlich die Schamgren-
ze der Kinder und Jugendlichen respektiert wird. Zentrale Fragen, wie was ist richtig, was ist
falsch, was moéchte ich nicht, wie kann ich mich wehren, wer hilft mir, sollten als Pravention von se-
xuellem Missbrauch durchaus frih altersgerecht thematisiert werden. Die CDU-Bundestagsfraktion
hat in diesem Jahr im April ein umfassendes Positionspapier zur Bekd&mpfung von sexuellem
Missbrauch beschlossen. Darin enthalten ist beispielsweise auch die Forderung nach Schutzkon-
zepten gegen sexuellen Kindesmissbrauch in allen Kindertageseinrichtungen, Schulen etc. Wir
wlrden uns winschen, dass wir vielleicht darlber in der néchsten Legislatur auch noch einmal
ausfuhrlicher reden. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizeprasidentin Jung:

Far die SPD-Fraktion erhalt Abgeordneter Hartung das Wort.

Abgeordneter Dr. Hartung, SPD:

Frau Préasidentin, sehr geehrte Damen und Herren, ausnahmsweise stimme ich mal Herrn Tisch-
ner vorbehaltlos zu. Wir sollten am Schulgesetz nicht herumkritteln, das ist gut so, wie es jetzt ist.
Die Frage, die jetzt die AfD aufwirft, beweist mal wieder, dass sie sich von der Sachpolitik ein gan-
zes Stlck entfernt hat. Wir haben vor einem halben Jahr intensive Debatten Uber ein Schulgesetz
gefuhrt, wir haben ein halbes Jahr und langer in Anhérung, unterwegs vor Ort, im Ausschuss usw.
geredet. Es kam Uberhaupt nichts von der AfD, nichts zum inklusiven Bildungssystem, was viel
wichtiger ist als die Frage des Sexualkundeunterrichts, nichts zum effizienten Einsatz p&ddagogi-
schen Personals, nichts zur Starkung der Thuringer Schule als Lern- und Lebensort, nichts. Kein
Anderungsantrag, kein Beitrag,

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Nichts! Kein Wort!)

gar nichts. Auch nicht zum Sexualkundeunterricht. Nichts in dieser Debatte ist von der AfD gekom-
men. Jetzt kommen Sie plétzlich damit, die Kernfamilie als Leitbild des privaten Zusammenlebens
in den Mittelpunkt zu stellen. Mit Verlaub, ist das noch zeitgem&B? Ist das nicht ein Schlag ins Ge-
sicht jeder Patchworkfamilie? Ist das nicht ein Schlag ins Gesicht jeder alleinerziehenden Mutter,
jedes alleinerziehenden Vaters? Ist das nicht ein Schlag ins Gesicht zum Beispiel homosexueller
Paare, die Kinder aufziehen? Warum soll das denn diskriminiert werden? Warum soll das nicht
gleichberechtigt behandelt werden?
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(Beifall SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir leben in einer Demokratie, in der die Gleichheit der unterschiedlichen Lebensentwurfe, die
Gleichheit unterschiedlicher Auffassungen und unterschiedlicher Orientierungen respektiert und
akzeptiert werden muss. Das muss nicht nur toleriert und ertragen werden, wie es die AfD notfalls
tut, sondern es muss respektiert werden. Dazu gehért auch, dass es Eingang in den Unterricht fin-
den kann. Hier ist mit einer Nonchalance alles in einen Topf geworfen worden, der Sexualkunde-
unterricht zusammen mit der Werbung fir Kondome. Werbung fir Kondome ist zum Beispiel Wer-
bung der Bundeszentrale fur gesundheitliche Aufklarung. Das ist ganz wichtig, dass wir Menschen,
nicht nur Jugendliche, darauf hinweisen, dass ungeschutzter Geschlechtsverkehr geféhrlich sein
kann. Das muss man machen, sonst muss man heilen. Die Zahlen der Entwicklung bei Syphilis
und anderen sexuell Ubertragbaren Erkrankungen zeigen, es muss eigentlich mehr Aufklarung ge-
ben anstatt weniger, und zwar bevor die jungen Leute ihren ersten Verkehr haben. Das ist wichtig
und all das will man hier im Prinzip rausstreichen.

Ich persdnlich halte diesen Antrag fir ziemlich schlecht. Es ist eine Rolle rlickwérts in eine Zeit, die
wir lange Uberwunden haben. Wenn ich mir die Zitate angucke ,Friih- und Zwangssexualisierung®,
das ist ja schon fast ein Anwurf gegen die Lehrer, aber auf jeden Fall, wenn hier steht, dass der
Sexualkundeunterricht eine Sexualisierung und eine Erotisierung darstellt, dann muss ich sagen,
diese Zwanghaftigkeit, diese Fixierung auf diese negative Darstellung, da wére ich echt mal ge-
spannt, was Siegmund Freud dazu gesagt hatte. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:
Als nachste Rednerin hat Abgeordnete Muhsal, Fraktion der AfD, das Wort.

Abgeordnete Muhsal, AfD:

Sehr geehrte Frau Présidentin, sehr geehrte Abgeordnete! Sehr geehrter Herr Dr. Hartung, vielen
Dank fur lhre Wortmeldung, zeigt sie doch, dass Sie sich wenigstens mit dem Thema etwas aus-
einandergesetzt haben, andere Fraktionen scheinen es vorzuziehen, nicht dazu zu sprechen.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Wieso? Ich habe mich auch
gemeldet!)

Ich finde das schade, weil ich glaube — ach, Sie haben sich gemeldet, gut, dann freue ich mich
auch auf lhren Beitrag, Frau Rothe-Beinlich. Ich bin etwas verwundert wegen der Rednerreihenfol-
ge, weil es ja doch in aller Regel so gehandhabt wird,

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Das entscheidet die Prési-
dentin!)

dass man sich dann auch erst mal anhéren kann, was andere Fraktionen zu dem Gesetzesentwurf
zu sagen haben.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Wenn alle erst auf die anderen warten, dann redet kei-
ner!)
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(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Das war eine Kritik an der Préasidentin!)

Nichtsdestotrotz, Herr Dr. Hartung, glaube ich, dass lhre Kritik ziemlich fehlgeht, insbesondere so
Vergleiche wie: Das inklusive Schulgesetz ist viel wichtiger als der Sexualkundeunterricht. Das ist
doch vollkommener Quatsch. Welches Schulsystem wir haben — Sie wissen, wir bevorzugen ein
gegliedertes Schulsystem. Selbstverstandlich ist das wichtig, aber was und wie in der Schule Se-
xualkundeunterricht passiert, ist selbstversténdlich auch wichtig.

Vizeprasidentin Jung:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Hartung?

Abgeordnete Muhsal, AfD:

Nein, ich moéchte ganz gern erst mal noch ein paar Dinge ausfuhren.

Ihre Dekonstruktion der Familie, die Sie auch gerade haben anklingen lassen, mdchte ich auch
noch mal zum Anlass nehmen, um zu sagen, dass die Familie und ihre Stabilitdt und die Bindungs-
fahigkeit, die dadurch vermittelt wird, dass man Eltern hat, dass man eine Familie hat und sich um-
einander kimmert, wichtig sind fur einzelne Familienmitglieder.

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Das sprechen Sie den Lehrern ab?)

Nein, das spreche ich niemandem ab, Herr Adams. Vielleicht lassen Sie mich erst mal sprechen.
Sie kénnen ja nach mir auch noch was sagen, wenn Sie wollen.

Das ist wichtig fur einzelne Familienmitglieder, das ist aber auch wichtig fur die komplette Familie,
flr Vater, Mutter und Kinder und das ist aber auch wichtig fir unsere Gesellschaft. Und als Signal
daflr, dass der wichtigen Rolle der Familie wieder mehr Wertschatzung entgegengebracht wird,
Frau Henfling, soll der § 47 des Thuringer Schulgesetzes nicht mehr nur ,Gesundheitsférderung
und Sexualerziehung“ heiBen, sondern das Wort ,Familie soll bereits in seiner Uberschrift Platz
bekommen. Selbstverstandlich — Herr Dr. Hartung, Sie haben das angesprochen — hélt nicht jede
Beziehung, selbstverstandlich wachst nicht jedes Kind bei Vater und Mutter auf, selbstverstandlich
finden sich Eltern und Kinder in sogenannten Patchworkfamilien wieder. Das heif3t aber nicht, dass
man nicht ein Leitbild haben kann, das heiBt nicht, dass auch in diesen Familienformen normal ge-
lebt wird und es ist schon gar keine Diskriminierung, wenn man sagt, man hat ein Leitbild.

(Beifall AfD)
(Zwischenruf Abg. Dr. Hartung, SPD: Was ist denn ,normal“?)

Auch und gerade in diesen unterschiedlichen Lebensverhéltnissen ist es aber auch wichtig, die
Gewissheit zu haben, dass die leiblichen Eltern ihre Kinder lieben, lebenslang fir sie Verantwor-
tung tragen, auch wenn sie nicht beim Kind leben und diese Mutter-Kind- bzw. Vater-Kind-Bezie-
hung wichtig fir das Kind und seine Entwicklung sind. Die Familie aus Vater, Mutter und Kindern
ist das gesellschaftliche Leitbild und dieses Leitbild soll auch im Unterricht fest verankert sein.

(Beifall AfD)
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Ein weiterer Punkt ist die Einbettung der Sexualitat in die soziale Beziehung. Sie als Abgeordnete
haben vielleicht noch in Erinnerung, dass im Bildungsplan das Wort ,Schwangerschaft“ aus-
schlieBlich im Zusammenhang mit Verhutung féllt, und das in einem Atemzug mit dem Schutz vor
sexuell Ubertragbaren Krankheiten. Ist das wirklich die Art von Kinderfeindlichkeit, zu der wir unse-
re Kinder erziehen wollen? Selbstverstandlich ist die Aufklarung Gber Verhiitungsmittel und auch
Krankheiten wichtig, da stimme ich Ihnen zu, Herr Dr. Hartung, das ist doch eine Selbstverstand-
lichkeit. Ebenso wichtig ist es aber, Kindern und Jugendlichen zu vermitteln, dass eine Schwanger-
schaft, ein Kind, eine Familie im Normalfall fir alle Beteiligten etwas Schoénes ist.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Ja, aber nicht mit 14!)

Das wissen Sie nicht im Einzelnen, Frau Henfling, aber ich gestehe Ihnen zu, dass auch ich der
Meinung bin, dass man mdglichst ein gewisses Alter erreicht haben sollte, um eine Familie zu
grunden und im Einzelfall ist es natirlich auch wichtig, dass die Kinder, die Jugendlichen dann die
Unterstitzung der Gesellschaft haben.

Gleichzeitig wird es aber leider auch immer wichtiger — und da komme ich zu einem ernsten The-
ma —, vor Gefahren zu warnen. Jahrlich gibt es in Deutschland Tausende sexuelle Gewalttaten ge-
gen Kinder und Jugendliche. Sexuelle Gewalt ist jede sexuelle Handlung, die an Madchen und
Jungen gegen deren Willen vorgenommen wird oder der sie aufgrund kdrperlicher, seelischer,
geistiger oder sprachlicher Unterlegenheit nicht wissentlich zustimmen kénnen. Die Handlungen,
die als sexuelle Gewalt bezeichnet werden, weisen eine groBe Bandbreite auf. Unter anderem
reicht es von sexuellen Ubergriffen mittels verbaler sexueller Anspielung bis zur Hilfestellung bei-
spielsweise durch einen Sportlehrer, der die Gelegenheit nutzt, einen Schuler sexuell Ubergriffig zu
berlihren. Auch mittels digitaler Medien sind Kinder und Jugendliche sexuellen Ubergriffen und se-
xueller Gewalt durch Erwachsene und Gleichaltrige ausgesetzt, unter anderem durch Cybergroo-
ming oder die ungewollte Verbreitung von eigenen textlichen oder bildlichen sexuellen Darstellun-
gen an Dritte oder zum Beispiel durch die ungewollte Konfrontation mit Pornografie.

Dem unabhangigen Beauftragten fir Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs zufolge sind prazi-
se Angaben zur Haufigkeit sexuellen Missbrauchs an Kindern und Jugendlichen in Deutschland
aufgrund der vorhandenen Datenlage nur schwer mdéglich. Nur ein kleiner Teil der Daten werde an-
gezeigt, die Dunkelziffer sei dementsprechend hoch. Dunkelfeldforschungen aus den vergangenen
Jahren gehen davon aus, dass jede siebte bis achte Person in Deutschland sexuelle Gewalt in
Kindheit und Jugend erlitten hat. Die Weltgesundheitsorganisation geht von rund 18 Millionen Min-
derjahrigen aus, die in Europa von sexueller Gewalt betroffen sind. Das sind auf Deutschland Gber-
tragen rund 1 Million Madchen und Jungen. Das bedeutet, dass etwa ein bis zwei Schiiler in jeder
Schulklasse von sexueller Gewalt durch Erwachsene betroffen sind.

Eine aktuelle Studie des Deutschen Jugendinstituts zeigt, dass umfassende PraventionsmaBnah-
men in Kitas, Schulen, Internaten, Kliniken, Kirchen, Arztpraxen und Sportvereinen immer noch rar
gesat sind. Gerade die Schulen hinken in Sachen Pravention besonders hinterher. Ein nationaler
Forschungsstand zu Schutzkonzepten bzw. MaBnahmen zur Préavention sexueller Gewalt in
Schulen hat sich seit den 90er-Jahren allméhlich entwickelt. Aber die besten Studien nutzen
nichts, wenn sie nicht in die Praxis umgesetzt werden. Denn wie die Studie des Deutschen Ju-
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gendinstituts belegt, verfigen nur etwa 13 Prozent der Schulen nach eigener Einschéatzung Gber
ein umfassendes Praventionskonzept zur Vorbeugung sexueller Gewalt. Das ist drastisch in Anbe-
tracht der eingangs erwéhnten nicht zu duldenden hohen Anzahl sexueller Gewalttaten gegenuber
Kindern und Jugendlichen in jedem Jahr.

Schulen spielen neben Eltern im Leben von Kindern und Jugendlichen eine besondere Rolle. Be-
dingt durch die allgemeine Schulpflicht erreichen Schulen alle Madchen und Jungen im Verlauf ih-
res Aufwachsens. So tragen die Schulen neben den Eltern Verantwortung dafur, Uber Gefahren,
die im Zusammenhang mit Sexualitdt erwachsen kénnen, aufzukléaren. Dieser Verantwortung tra-
gen wir mit unserem Gesetzentwurf Rechnung, indem wir festschreiben, dass durch die Sexualer-
ziehung die Schiler Gefahrensituationen sexueller Belastigung und Gewalt erkennen und Hand-
lungsstrategien erlernen sollen. Unser Gesetzentwurf umrei3t den schulischen Aufklarungsauftrag
deutlich, koppelt ihn an den Fachlehrer und gibt Eltern durch das Gesetz das Recht, Einsicht in In-
halte, Methoden und Unterrichtsmaterial zu verlangen.

Wir halten diesen Gesetzentwurf fir einen guten Schritt und werben um Zustimmung. Herzlichen
Dank.

(Beifall AfD)

Vizeprasidentin Jung:
Fuar die Fraktion Bliindnis 90/Die Griinen hat Abgeordnete Astrid Rothe-Beinlich das Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren! Wissen Sie, uns unterscheidet von der
AfD ganz zentral, dass wir sagen, es ist normal, verschieden zu sein. Deshalb die Frage: Was ist
schon normal?

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir sind tats&chlich alle sehr unterschiedlich und das ist sicherlich in gewisser Weise auch gut so.
Ich will noch eines vorwegschicken: Sexuelle Gewalt gegen Kinder und Jugendliche, in welcher
Form auch immer, ist niemals und mit nichts zu rechtfertigen. Ich hoffe, auch da sind wir uns alle
einig.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Jetzt allerdings komme ich zu dem vorliegenden Gesetzentwurf und an einer Stelle muss ich Tho-
mas Hartung recht geben: Die AfD ist einfach mal zu spat aufgewacht. Wir hatten eine Gber Mona-
te andauernde Schulgesetzdebatte und in dieser — ich will noch mal daran erinnern — hat sich die
AfD mit keinem einzigen Antrag zu Wort gemeldet.

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: So ist es!)

Dieser Gesetzentwurf dient also einzig und allein dem Zweck — jedenfalls scheint es uns so — ideo-
logische Schaufensterpolitik zu betreiben, und das auf dem Ricken der Thiringer Lehrerinnen und
Lehrer. Warum ich dazu komme, das will ich Ihnen schon noch mal ein Stiick weit genauer ausfih-
ren.
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Der Antrag der AfD enthéalt namlich eine ganze Reihe von haltlosen Unterstellungen und Vorwirfen
und zeugt von einem massiven Misstrauen gegeniber unseren Pédagoginnen und Padagogen an
den Schulen. Dem Gesetzentwurf zufolge wirden die Lehrerinnen und Lehrer nicht das natirliche
Schamgefihl der Kinder achten. Sie wirden keine Rucksicht auf die religiésen und weltanschauli-
chen Uberzeugungen der Eltern nehmen und unsere Lehrerinnen und Lehrer — lassen Sie sich das
auf der Zunge zergehen — wirden das Erziehungsprimat der Eltern aushéhlen und nicht ausrei-
chend vor den Gefahren im Zusammenhang mit Sexualitdt warnen. Das ist schon starker Tobak,
werte Frau Muhsal, werte Abgeordnete der AfD.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Ihre Spezialitat ist, Panikbilder zu malen!)

Ihre Anschuldigungen untermauern Sie durch nichts. Ich erlebe Padagoginnen und Padagogen
ganz anders. Wir haben aufgeklarte, gut ausgebildete Paddagoginnen und Padagogen, die ihre Ar-
beit sehr ernst nehmen, die gerade in diesem Bereich extrem sensibel vorgehen und die auch ein
gutes und auch vertrauensvolles Miteinander selbstverstandlich mit den Eltern und den Schilerin-
nen und Schilern pflegen, und das ist auch gut so. Die AfD jedoch leitet nun aus dieser angebli-
chen Erkenntnis, dass die Lehrerinnen und Lehrer offenkundig alles falsch machen in Thiringen,
ab, dass sie das Schulgesetz noch einmal &ndern méchte.

Ich will Gbrigens noch mal darauf hinweisen, dass kein einziger der vielen Anzuhérenden in den
umfassenden Anhdrungsverfahren, die wir zum Schulgesetz durchgefihrt haben, auch nur ein ein-
ziges Mal das Thema der Sexualerziehung problematisiert, thematisiert oder gar kritisch hinterfragt
hat.

(Zwischenruf Holter, Minister fur Bildung, Jugend und Sport: Genau!)

Darauf will ich auch hinweisen. Die AfD betreibt also nicht nur ideologische Schaufensterpolitik,
sondern auch noch unnétige Phantomdebatten,

(Unruhe AfD)

die unsere Lehrerinnen und Lehrer in ein méglichst schlechtes Licht ricken sollen. Sie versuchen
zu suggerieren — das haben Sie eben auch noch mal verbunden mit der Debatte von gestern zum
Kindergartengesetz, bei der Frau Rosin auch einen solchen Ausfall hatte —, dass es einen Zugriff
des Staats auf die wehrlosen Kinder gebe. Was denken Sie sich eigentlich? Ausgebildete Lehrerin-
nen und Lehrer sind die P&dagoginnen/die P&dagogen, die selbstverstandlich unser Vertrauen
brauchen. Trotzdem gilt es immer genau hinzuschauen — das ist Uberhaupt gar keine Frage —,
aber sie sind es, die daflr die notwendige Profession, die notwendige Fachausbildung mitbringen,
die notwendige padagogische Weitsicht mitbringen, auch die Einordnung mitbringen, um Kindern
dieses Thema altersgeman tatséchlich ndherzubringen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
Beweise bleibt die AfD wie so oft schuldig.

(Unruhe AfD)
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Sie versuchen doch, uns zu suggerieren, der Staat wirde in die Erziehungshoheit der Eltern ein-
greifen, die natlrliche Vorstellung von Familien- und Geschlechterrollen, die es gabe, und der
Staat wurde diese systematisch verunsichern. Wo leben Sie eigentlich? Mal ganz ernsthaft, achten
Sie die Lebensrealitdten? Es gibt ganz unterschiedliche Familien. Thomas Hartung hat darauf hin-
gewiesen. Das kann die Regenbogenfamilie genauso sein wie die klassische Familie. Das kann
auch eine Alleinerziehendenfamilie sein, das kdnnen auch GroBeltern sein, die sich liebevoll um ih-
re Kinder kimmern. Auf jeden Fall sind auch Familien sehr verschieden und es ist véllig normal,
wie ich eingangs sagte, verschieden zu sein.

Es kommen aber von der AfD Verweise auf Broschiren oder auf zehn Jahre alte Debatten Gber
einen Bildungsplan ,Sexualkunde® in Baden-Wirttemberg oder derzeit nicht lieferbare Materialien
der Bundeszentrale flr politische Bildung.

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Den Thuringer Bildungsplan, Frau Kollegin!)

Den Thuringer Bildungsplan kenne ich Ubrigens auch sehr gut. Der ist von einem Konsortium
erstellt worden, einem padagogisch arbeitenden Konsortium, das noch von unserer Vorgéngerre-
gierung einberufen wurde.

(Unruhe AfD)

Dieses Konsortium wurde auch nicht geédndert; bewusst von uns nicht geandert, weil wir gesagt
haben, in diesem Konsortium sitzen seit Jahrzehnten die Fachexpertinnen und Fachexperten aus
Tharingen Uberhaupt. Das ist Uberhaupt nicht parteipolitisch besetzt. Da sitzt ndmlich niemand aus
unseren Fraktionen drin, sondern das sind alles Fachleute, die da zusammengesessen haben

(Zwischenruf Abg. Henfling, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Das sind Wissenschaftler!)

und diesen bundesweit anerkannten Bildungsplan erstellt haben. Vielleicht nehmen Sie das ein-
fach mal zur Kenntnis.

Der Hintergrund |Ihres Gesetzentwurfs ist einzig und allein ein Angriff auf das liberale Konzept un-
serer modernen Gesellschaft, in der Vielfalt und damit auch Geschlechtervielfalt grundsatzlich will-
kommen und véllig normal in diesem Sinne ist. Wir kénnen jedenfalls das Misstrauen gegenlber
den Lehrerinnen und Lehrern Gberhaupt nicht teilen. Wir haben die Erfahrung gemacht, dass in
Thiringen aufgeschlossene Padagoginnen tatig sind, die ganz verantwortungsvoll den schulge-
setzlichen Auftrag umsetzen. Wir sehen auch keinen Bedarf, daran etwas zu &ndern, dass Schulen
unsere Schulerinnen und Schiler altersgemaB mit dem biologischen, ethnischen, religiésen, kultu-
rellen und sozialen Tatsachen und Bezligen der Geschlechtlichkeit des Menschen vertraut ma-
chen. Die Sexualerziehung in Thiringen — Zitat — ,soll das Bewusstsein fir eine persénliche Intim-
sphére und fir partnerschaftliches, gewaltfreies Verhalten in persénlichen Beziehungen entwickeln
und férdern sowie die grundlegende Bedeutung von Partnerschaft, Ehe und Familie vermitteln.“ So
steht es in unserem Gesetz, das wir verabschiedet haben. Daran will ich nur noch mal erinnern.
Womit Sie da ein Problem haben, das missten Sie schon noch mal genauer ausfiihren. Unser Ge-
setz ist hier ganz klar und eindeutig. Dazu braucht es auch keiner Anderung. AuBerdem ist langst
festgelegt, dass — auch Zitat — ,Zurtickhaltung zu wahren [ist] sowie Offenheit und Toleranz gegen-
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Uber den verschiedenen Wertvorstellungen in diesem Bereich zu beachten; jede einseitige Beein-
flussung ist zu vermeiden.”

(Beifall BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Uns wird Ubrigens immer wieder von Anfeindungen insbesondere gegenuber Lesben, Schwulen,
Bi-, Trans- und Intersexuellen im Schulalltag berichtet. Dies belegen auch Studien der Antidiskrimi-
nierungsstelle des Bundes zu Diskriminierungen im Bildungsbereich. Das nehmen wir in der Tat
sehr ernst. Wir setzen uns daher dafur ein, die Akzeptanz flr sexuelle und geschlechtliche Vielfalt
zu starken und zu férdern. Denn denken Sie mal dariber nach, was das flr einen jungen Men-
schen gerade in der Pubertat bedeutet, festzustellen, dass er oder sie sich nicht im Einklang viel-
leicht mit dem vermeintlich Offensichtlichen flhit. Wie wollen Sie diesen jungen Menschen bestar-
ken, wenn Sie ihm vorgeben, es gibt nur Mutter, Vater, Kind, klassisch aufgeteilt, ganz traditionell.
Da kann man sich nicht entscheiden. Ein Mensch ist ein Mensch und weiB selbst am besten, wer
er oder sie ist. Das kann auch nur der Betroffene und die Betroffene selbst entscheiden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir setzen uns jedenfalls daflr ein, die Akzeptanz fur sexuelle und geschlechtliche Vielfalt zu star-
ken und zu férdern. Es braucht viel mehr Strategien und Leitbilder, wie wir Vielfalt in unseren Bil-
dungseinrichtungen férdern und auch wertschéatzen kénnen. Dazu gehért Ubrigens auch, das ist
selbstversténdlich nétig, die Aus- und Weiterbildung von Lehrkréaften im Umgang mit Heterogenitét
und auch die Darstellung von Geschlecht und sexueller Vielfalt in Schulbtichern und Unterrichts-
materialien.

Mit der Ombudsstelle in unserem Schulgesetz haben wir Gbrigens auch noch ein Beschwerdema-
nagement gesetzlich verankert. Hier sind wir sehr gespannt, welche Entwicklung sich hier aufzeigt,
und werden das mit Sicherheit auch evaluieren. Unser Ziel jedenfalls ist es, dass Bildungseinrich-
tungen Orte des Empowerments — der Bestarkung, um das fir Sie zu Ubersetzen — und der Vielfalt
werden. Schule als Ort von Empowerment heif3t beispielsweise, dass die Schule unsere Kinder
und Jugendlichen dazu beféhigt, eigene Verantwortung fur ihr Leben zu Gbernehmen und eigene
selbstbestimmte Entscheidungen fur das Leben zu treffen. Deshalb: Man kann dieses Gesetz der
AfD tatsachlich nur ablehnen. Vielen herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:

Jetzt hat sich Abgeordneter Dr. Hartung noch mal zu Wort gemeldet. Nicht? Dann nehme ich erst
Abgeordneten Wolf dran.

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der demokratischen Frak-
tionen! Es ist schon viel gesagt worden. Ich danke ausdricklich Astrid Rothe-Beinlich fiir die um-
fangliche Einlassung auf diesen Gesetzentwurf der AfD. Ich méchte mich eigentlich nur zu zwei
Punkten kurz duBern, die mich wirklich noch mal hier vorgetrieben haben.
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Erstens, die AfD beruft sich auf ein einschlagiges Urteil des Bundesverfassungsgerichts aus dem
Jahr 1977, in dem der Schule im Umgang mit der Sexualerziehung Sensibilitat, Indoktrinierungs-
verbot und Berucksichtigung der Erziehungsziele der Eltern sowie allgemeine Zurtckhaltung auf-
gegeben worden waren, und verlangt in diesem Zusammenhang die Festschreibung der soge-
nannten Kernfamilie — also Sie verlangen das, nicht das Bundesverfassungsgericht — als strategi-
sches Erziehungsziel innerhalb der Sexualerziehung. Der Gesetzesvorschlag enthalt gegeniber
dem auch vom Bundesverfassungsgericht festgestellten staatlichen Auftrag der Schule fur Ge-
sundheitsférderung und Sexualerziehung sowie dem ebenso zu beachtenden Recht der Kinder auf
eine freie und gesunde Personlichkeitsentwicklung eine zu weitgehende und damit deutliche Uber-
dehnung der Rechte der Eltern. Es ist nicht klar, was gewonnen sein sollte, wenn die Eltern Uber
jeden Satz, der in der Schule im Zusammenhang mit Sexualitét fallt, vorab zu informieren sind, ab-
gesehen davon, dass es unter den Eltern sicher sehr verschiedene Meinungen zu den Dingen gibt,
die die AfD so umtreiben, und ebenso abgesehen von dem gigantischen burokratischen Aufwand,
von dem Sie hier in lnrem Verlangen gar nicht reden, die die Schulen aber belasten wirden. In sei-
nem Grundsatzurteil hat das Bundesverfassungsgericht 1977 befunden, dass auch die Sexualer-
ziehung zu dem Erziehungs- und Bildungsauftrag der staatlichen Schulen gehdért. Allerdings hat
das Bundesverfassungsgericht deutlich Grenzen gezogen. Zitat: ,Aufgrund der Vorschriften des
Grundgesetzes kénnen die Eltern allerdings die gebotene Zurickhaltung und Toleranz bei der
Durchfiihrung der Sexualerziehung verlangen. Die Schule muss den Versuch einer Indoktrinierung
der Schiler mit dem Ziel unterlassen, ein bestimmtes Sexualverhalten zu befurworten oder abzu-
lehnen.” Dem Bundesverfassungsgericht ging es also darum, die Eltern zum Anwalt einer toleran-
ten, sensiblen und damit breit aufgestellten Sexualerziehung in der Schule zu machen. Die Indok-
trinierung einer bestimmten Richtung, zum Beispiel einer sogenannten AfD-Kernfamilie,

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das ist gut! Das geféllt mir! Achtung Sarkasmus!)

sollte auch durch die Einflussnahme der Eltern ausgeschlossen werden, explizit ausgeschlossen
werden. Die AfD beruft sich auf den Satz des Bundesverfassungsgerichts: Sie, die Schule, muss
allerdings allgemeine Riicksicht nehmen auf die religidsen und weltanschaulichen Uberzeugungen
der Eltern, sobald sie sich auf dem Gebiet der Sexualitat auswirken.

Was heiBt das in diesem Satz? Gewiss kann man ihn so auslegen, dass die Schule Rucksicht neh-
men soll auf die weltanschaulichen Uberzeugungen von auch AfD-Eltern Uber die sogenannte
Kernfamilie. Ja, das stimmt. So kann man das deuten. Aber doch nicht nur. Sie muss in dem sel-
ben Umfang Riicksicht nehmen auf die Uberzeugung und Weltanschauung anderer Eltern — und
Sie sind in der Minderheit —,

(Beifall DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

die vielleicht in einer Patchworkfamilie oder einer heterosexuellen oder gleichgeschlechtlichen Le-
bensgemeinschaft leben, alleinerziehend sind oder in ganz anderen normalen Lebensumsténden
sind. Auch das ist im Ubrigen Artikel 1 des Grundgesetzes: Die Wiirde des Menschen.

Dies alles zusammendenkend ergibt sich: Sachgerecht ist allein eine pluralistische Ricksichtnah-
me und das Verbot irgendeiner Indoktrinierung durch ein Gesetz, genauso wie es das Bundesver-
fassungsgericht gesagt hat, wie es unser gegenwartiges Schulgesetz in § 47 bestimmt.
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Ich sage jetzt noch mal zum Schluss, warum wir das als Fraktion Die Linke auch ablehnen: Als ich
das das erste Mal gelesen habe, habe ich mich wirklich gefragt, ob Herr Globke bei lhnen in der
Fraktion sitzt und mittlerweile wieder Gesetze schreibt. Ich will mal das Zitat aus der Begriindung
bringen. Und nur damit jeder weiB, wer Herr Globke war: Das war — und ich meine das véllig im
Ernst — der Kommentator zu den Nurnberger Rassegesetzen. Zitat: ,Zum Zweck der Aufklarung
und der Prévention sollen Probleme und Gefadhrdungen wie beispielsweise durch ,Grooming
~Loverboys® oder solche, die aus interkulturellen Beziehungen erwachsen kénnen, im Rahmen der
Familien- und Sexualerziehung vermittelt werden.” Das ist purer Rassismus!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Das ist purer Rassismus, den Sie hier in ein Gesetz schreiben wollen. Das gab es in Deutschland
schon einmal. Und Sie eifern dem nach. Schande tber Sie! Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:
Fuar die Fraktion der SPD hat Abgeordneter Dr. Hartung das Wort.

Abgeordneter Dr. Hartung, SPD:

Frau Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren, Frau Muhsal hat hier davon geredet, dass man
durchaus ein Leitbild haben kann. Ich habe ein Leitbild. Mein Leitbild heiBt, dass Kinder und Ju-
gendliche die Schule verlassen, ohne dass sie in irgendeine Rolle gedriickt worden sind, sondern
mit der Fahigkeit, all ihre Potenziale zu entfalten. Sie sollen in der Schule nicht die Angst vermittelt
bekommen, dass sie irgendwann feststellen, dass sie vielleicht homosexuell sind, sie sollen nicht
eine Angst davor vermittelt bekommen, dass sie vielleicht nicht in das typische Rollenklischee a la
AfD passen. Genau das, die Entwicklung der jungen Leute zu selbstbestimmten Menschen, das
sollte Schule eigentlich leisten.

Das Leitbild der AfD — Mutter, Vater, Kind, Kinder — ist nicht nur unheimlich bigott und ein stiickweit
auch aus der Zeit gefallen, es st6Bt auch auf praktische Grenzen. Zum Beispiel wenn man sich be-
trachtet, dass etwa 4 bis 10 Prozent aller Kinder in solch einer Ehe Kuckuckskinder sind, also nicht
vom Ehemann stammen, mit dem hdéchsten Risiko beim ersten und beim letzten Kind, dann muss
ich mich fragen: Wie will man das denn in der Schule vermitteIn? Wie soll das denn vermittelt wer-
den? Und wenn man dann weiter geht und sagt: Okay, diese Kuckuckskinder werden in der Regel
dann durch Zufall festgestellt und wir missen dann auch den jungen Leuten irgendwo Rede und
Antwort stehen, sie haben am Ende ein Recht zu wissen, wer der Vater ist, dann muss auch hier
ein Weltbild ins Wanken geraten, sodass wir den Schilern gar nicht erst beibringen sollten, dass
das Richtige Vater, Mutter und Kind ist, sondern ein freies, selbstbestimmtes Leben.

Frau Muhsal hat hier auch noch angesprochen, dass Schwangerschaft nur im Zusammenhang mit
Verhutung und der Vermeidung sexuell Ubertragbarer Krankheiten aufgefthrt wird. Das ist richtig
und das hat auch seine Grinde. In den USA ist es zum Beispiel anders. Da wird Gber Sexualitat
kaum unterrichtet, da wird dieses Weltbild vermittelt. Die Rate der ungewollten Teenager-Schwan-
gerschaften ist in den USA viermal so hoch wie in Deutschland. 4 Prozent aller jungen Frauen, al-
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ler heranwachsenden Frauen in den USA werden wéhrend ihrer Schulzeit schwanger. In Deutsch-
land ist es nur 1 Prozent. Das ist ein Erfolg. Und wenn wir die sexuell Gbertragbaren Krankheiten
anschauen, dann ist die Rate — zum Beispiel des Trippers oder Gonorrh6 — in den USA 50-mal hé-
her als in Deutschland. 50-mal! Und auch das ist meines Erachtens ein Erfolg sexueller Aufkla-
rung. Es ist ein Erfolg der Kampagne, dass man schon Schiilern beibringt: Passt auf, das ist nicht
ganz ungeféhrlich. Und am Ende wird das dann hier mit einer lebensfeindlichen Auffassung in Ver-
bindung gebracht. Die Geburtenrate in den USA ist nicht wesentlich héher als in Deutschland. Das
heiBt, wir bringen unseren jungen Menschen bei, verantwortlich umzugehen, vielleicht spater Kin-
der zu bekommen, nicht ungewollt schwanger zu werden — und das ist ein Erfolg und das kann
Schule tatséchlich leisten. Deswegen ist das, was dieses Gesetz von der AfD erreichen mdéchte,
nicht erstrebenswert. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:

Es gibt eine weitere Wortmeldung der Abgeordneten Muhsal, Fraktion der AfD.

Abgeordnete Muhsal, AfD:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Frau Rothe-Beinlich, eines gestehe ich lhnen zu: Im
Feindbilderzeichnen sind Sie wirklich spitze.

(Beifall AfD)

Sie sind nicht auf das eingegangen, was ich gesagt habe, sondern zeichnen einfach ein Bild und
tun so, als ob unser Gesetzentwurf ein Misstrauen gegen Lehrer beinhalten wirde.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Ich bin Ihren Gesetzentwurf
durchgegangen!)

Das tut er selbstverstandlich nicht, Frau Rothe-Beinlich. Ich méchte das schéarfstens zurlickweisen
und insbesondere darauf hinweisen, dass es auch vollkommen widersinnig ist, wenn wir in den
Gesetzentwurf hineinschreiben, dass der Fachlehrer den Sexualunterricht macht, weil er der beste
Ansprechpartner daflr ist, dann da ein Misstrauen rauszukonstruieren, das ist vollkommen ver-
kehrt.

(Beifall AfD)

Worum es uns geht — und das méchte ich noch mal betonen — ist, Lobbygruppen herauszuhalten,
Kindern, Lehrern, Eltern Sicherheit zu geben.

Akzeptanz und Toleranz haben Sie angesprochen, Frau Rothe-Beinlich. Ich méchte noch mal da-
rauf hinweisen: Akzeptanz heiBt, dass man etwas gut finden muss. Toleranz heif3t, dass man es
grundsétzlich gar nicht unbedingt bewerten muss, bewerten kann, aber dass man auf jeden Fall to-
leriert, dass andere Menschen wie auch immer leben. Und das ist selbstverstandlich so. Selbstver-
standlich sollte Toleranz in der Schule auch vermittelt werden. Aber Akzeptanz, das geht zu weit.

(Beifall AfD)
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Herr Wolf, lhnen méchte ich eigentlich nur mitgeben: Schlagen Sie vielleicht mal nach, was ein
Leitbild ist.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Tolerieren oder Akzeptzie-
ren, oder was?)

Ein Leitbild schlieBt nicht aus, dass es auch andere Dinge neben dem Leitbild gibt. Eigentlich ist
das auch allen, glaube ich, auBer lhnen klar.

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Wo haben Sie denn Ihr juristisches Staatsexamen ge-
macht?)

Zu lhrem — ich glaube, Rassismus haben Sie sogar gesagt — Vorwurf: Ich weiB8 nicht, in welcher
Welt Sie leben. Ich glaube, es hilft, mal Uber den Tellerrand zu gucken, in andere Kulturen reinzu-
gucken und sich da mal anzuschauen, wie Frauen dort leben, wie Ménner dort leben. Wenn Sie
Lust auf Abenteuer haben, kénnen Sie ja einfach mal versuchen, sich beispielsweise in einem isla-
mischen Land als Frau auszugeben und sich so freizligig geben, wie man das heutzutage hier
kann,

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Sie sind eine Rassistin!)
und einfach mal gucken, was passiert.
(Zwischenruf Abg. Hécke, AfD: Ordnungsruf, Frau Prasidentin!)

Und dass unterschiedliche Kulturen einen anderen Blick auf Frauen haben, ist, glaube ich, auch je-
dem Menschen auf der StraBe bekannt. Einige Beispiele méchte ich geben, wo das leider alles
nicht ganz so geklappt hat. Dezember 2017: 15-déhrige wird von ihrem aus Afghanistan stammen-
den Exfreund im Drogeriemarkt erstochen;

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Das &ndert man mit Inrem Gesetz?)
Dezember 2017: 16-jahriger Afghane verletzt 17-jahrige Exfreundin lebensgefahrlich;
(Zwischenruf Abg. Hennig-Wellsow, DIE LINKE: Zum Thema!)

Dezember 2017: 19-jadhriger Deutsch-Kenianer gesteht Mord an 17-jahriger Exfreundin oder 17-
jahriger Freundin; Januar 2018: Syrier sticht 18-jahrige Exfreundin nieder;

(Zwischenruf Abg. Henfling, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Das kann man mit Deutschen ge-
nauso machen! Jetzt kommen Sie mal klar, Frau Muhsal!)

Juli 2019: Urteil gegen 22-jahrigen Iraker wegen Mordes an 14-jahriger Freundin. Wenn Sie mir er-
zéhlen wollen, dass das nichts mit der Kultur zu tun hat, mit dem Frauenbild, mit dem manche Leu-
te hierherkommen, dann leben Sie, glaube ich, hinter dem Mond, Herr Wolf.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: 85 Prozent der Sexualstraftaten werden von Deut-
schen begangen!)

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Sie bleiben eine Rassistin!)
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Vizeprasidentin Jung:
Herr Abgeordneter Wolf!

Es liegen jetzt keine anderen Wortmeldungen mehr vor. Herr Minister Holter, Sie haben fur die
Landesregierung das Wort.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Wer Hitler-Zitate umschreibt, braucht sich nicht zu
wundern, Herr Hocke!)

Kleine Sekunde noch! Also hier oben — ich habe jetzt noch mal gefragt — haben alle nichts gehoért,
was er gesagt hat. Vielleicht kann ich ja Herrn Wolf fragen. Wenn Sie ,Rassistin“ gerufen haben,
dann erteile ich lhnen einen Ordnungsruf. Aber wir haben es hier nicht gehért. Ich habe Sie nur er-
mahnt, weil Sie immer reingerufen haben und wir die Beratung ordentlich fortsetzen wollten. Ha-
ben Sie das gerufen?

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Ich habe das noch mal wiederholt, was ich in meiner
Rede gesagt habe!)

(Unruhe DIE LINKE, AfD)
Ich frage jetzt noch mal das Protokoll. Haben Sie es geh6ért?

Also das Protokoll bestéatigt mir, dass Sie ,Rassistin“ gesagt haben. Dafur erteile ich lhnen einen
Ordnungsruf.

(Unruhe DIE LINKE, AfD)

Minister Holter, jetzt reden Sie.

Holter, Minister fiir Bildung, Jugend und Sport:

Frau Préasidentin, meine Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Muhsal, hétte die Thiringer Lan-
desregierung die Notwendigkeit gesehen, die Sexualerziehung an den Thiringer Schulen neu oder
anders zu regeln, hatten wir das langst mit der Novelle des Schulgesetzes getan. Die Kolleginnen
und Kollegen der Koalitionsfraktionen sind darauf eingegangen. Das ist der Grund, warum diese
Gesetzesinitiative der AfD nur abgelehnt werden kann.

Es ist nicht neu, dass die AfD die Sexualerziehung an den Schulen besonders argwdhnisch be-
trachtet und damit auch die damit befassten Lehrerinnen und Lehrer zu diskreditieren versucht.
Doch damit kommen Sie nicht durch,

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Sie reden Unsinn, Herr Holter!)

denn die Lehrerinnen und Lehrer gehen weder leichtfertig noch lax mit diesem Thema um, sondern
mit groBem Verantwortungsbewusstsein. Sie vermitteln den Schilerinnen und Schilern ein offe-
nes und gleichzeitig diskriminierungsfreies und wertschatzendes Verstandnis fir die Verschieden-
heit und Vielfalt partnerschaftlicher Beziehungen, sexueller Orientierung und die geschlechtlichen
Identitdten in unserer Gesellschaft. Die einzelnen Redebeitrdge haben das untersetzt, das kann
ich mir sparen. Daflr haben die Lehrerinnen und Lehrer in den Thiringer Schulen die vollste Un-
terstitzung der Landesregierung.
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(Beifall DIE LINKE)

Gleichzeitig méchte ich daran erinnern — und da unterscheiden wir uns eben —, dass Sexualerzie-
hung eine Aufgabe der Schulen und der Familien gleichermaBen ist. Warum? Es ist vollkommen
klar, dass sich Kinder und Jugendliche im Laufe ihrer Schulzeit mit Fragen zu ihrem Korper, zu
Schwangerschaft, Geburt, Geschlechterrollen und auch zu den anderen Fragen, die eben disku-
tiert wurden, auseinandersetzen und damit beschéftigen — ganz klar. Und sie wollen altersgerechte
Antworten zu Hause und in der Schule.

Uns ist sehr wohl bewusst, dass die Sexualerziehung im Spannungsfeld zwischen dem Recht der
Eltern, dem Personlichkeitsrecht des Kindes und dem Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule
steht, und diesen nehmen wir sehr ernst. Nicht umsonst folgt der Thiringer Bildungsplan einem
demokratischen Grundverstandnis. Sein Ziel ist die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen zu
autonomen, handlungs-, verantwortungs- und gemeinschaftsfahigen Personlichkeiten. Ich darf aus
dem Thuringer Bildungsplan zitieren: ,Dass Kinder und Jugendliche die Facetten sexueller und ge-
schlechtlicher Vielfalt kennen und verstehen lernen und die Fahigkeit erlangen, mit Verschieden-
heit wertschatzend umzugehen, ist dariber hinaus ein zentrales Thema zivilgesellschaftlicher Bil-
dung[...].*

Die Thuringer Lehrerinnen und Lehrer gehen sensibel mit diesem facherlbergreifenden Erzie-
hungsauftrag um und vermitteln das Thema ,Sexualitat, sexuelle Selbstbestimmung und Vielfalt*
im Rahmen der Werteordnung unserer Verfassung. Sie sind der Garant fur ein Schulklima, in dem
die Heranwachsenden erfahren kénnen, dass Sexualitat in angemessener Sprache offen bespro-
chen werden kann, weil sie Bestandteil des individuellen und gemeinschaftlichen Lebens ist.

Wir halten als Regierung eine neue gesetzliche Regelung nicht fir notwendig, deswegen kann ich
die Abgeordneten der anderen Fraktionen nur aufrufen, diesen Gesetzesantrag abzulehnen. Herz-
lichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:

Es gibt eine weitere Wortmeldung. Herr Abgeordneter Hocke.

Abgeordneter Hocke, AfD:

Vielen Dank, Frau Prasidentin. 1:20 — das reicht.

Sehr geehrter Minister Holter, wenn ein ideologisierter Abgeordneter der Fraktionen von Rot-Rot-
Grun hier vorn steht und in unfléatiger Art und Weise

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Sie sind ja so frei von Ideo-
logien!)

meine Kollegin beschimpft, ist das das eine. Wenn aus derselben Richtung dann irgendwelche
Falschbehauptungen vom Rednerpult in das Hohe Haus artikuliert werden,

(Unruhe DIE LINKE)
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dann ist das auch das eine. Aber wenn ein Vertreter der Landesregierung, wenn Sie, sehr geehrter
Minister Holter, hier vorn stehen als Minister und sagen und behaupten, der Gesetzentwurf der AfD
diskreditiert

(Beifall DIE LINKE, SPD)
— 50 sagten Sie wortlich gerade von hier vorn — unsere Lehrer, dann ist das eine schamlose Llge.
(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Nein!)

Im Gegenteil, sehr geehrte Kollegen Abgeordnete: Dieser Gesetzentwurf macht unsere Lehrer
stark. Im Gegensatz zu lhnen, die unsere Lehrer zu Lernbegleitern degradieren wollen,

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Sie diskreditieren den Lehrerberuf!)

wollen wir starke Lehrer mit einer positiven Autoritat, um einen gelingenden Erziehungsprozess in
unseren Schulen initiieren zu kénnen.

(Beifall AfD)

Dieser Gesetzentwurf, sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, richtet sich vor allen Dingen dagegen,
dass in Tharinger Schulen vielleicht auch heute wieder eben nicht Fachpadagogen Sexualkunde-
unterricht erteilen, Sexualaufklarung betreiben, sondern vielleicht auch heute wieder auBerschuli-
sche Institutionen, deren Genese, deren Finanzierung, deren personelle Besetzung leider nicht im-
mer sehr transparent ist,

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Sie sind doch paranoid!)

heute mit Grundschulkindern Aufklarungsunterricht betreiben. Und das wollen wir nicht, und das
und diesen Missstand greift unser Gesetzentwurf auf.

(Beifall AfD)

Er bedeutet eine Starkung der Lehrer, bedeutet eine Klarheit fir Eltern, dass nur Fachpersonal ihre
Kinder entsprechend aufklart. Das ist der Wunsch der AfD und deswegen heute dieser Gesetzes-
antrag. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepréasidentin Jung:

Es gibt eine weitere Wortmeldung des Ministers. Herr Minister Holter, Sie haben das Wort.

Holter, Minister fiir Bildung, Jugend und Sport:

Frau Prasidentin, sehr geehrte Abgeordnete des Thuringer Landtags! Herr Hocke, ich kann das so
nicht stehen lassen. Ja, ich habe gesagt, dass Ihr Gesetzentwurf die Lehrerinnen und Lehrer dis-
kreditiert. Ich wiederhole, dass hier noch mal: lhr Gesetzentwurf diskreditiert die Lehrerinnen und
Lehrer in Thuringen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Und Sie schaffen es, Herr Hocke, Sie schaffen es selbst in Ihrer kurzen Rede, die Sie gehalten ha-
ben, den Geist, den Sie vertreten, hier auszusprechen. Sie pladieren

(Zwischenruf Abg. Hocke, AfD: Zu dem stehe ich hundertprozentig!)

flr einen autoritdren Staat. Das haben Sie eben noch mal eindeutig gesagt.
(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Sie wollen, dass Lehrerinnen und Lehrer autoritar gegenlber der Schilerschaft auftreten.
(Zwischenruf Abg. Hoécke, AfD: Positive Autoritat!)

Das wollen wir nicht. Und Sie schaffen es zumindest als AfD-Fraktion — ich wollte mich auf die Po-
lemik gar nicht einlassen —, Sie schaffen es als AfD-Fraktion, egal welches Thema Sie hier thema-
tisieren, es zu nutzen, um fremdenfeindliche, rassistische AuBerungen zu tatigen. Selbstverstéand-
lich!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Das ist Ihr Geist, das ist lhre Politik, dafiir nutzen Sie jeden Moment und das kénnen die demokra-
tischen Fraktionen und die Landesregierung so nicht stehen lassen. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Jung:
Ich sehe jetzt keine weiteren Wortmeldungen mehr. Ich schlieBe die erste Beratung des Tagesord-

nungspunkts und rufe die zweite Beratung des Gesetzentwurfs auf. Ich er6ffne die Aussprache.
Frau Abgeordnete Muhsal, Sie haben das Wort.

Abgeordnete Muhsal, AfD:

Es wurde ja bei Beschluss der Tagesordnung bestimmt, dass die erste und zweite Lesung direkt
hintereinander erfolgen sollen. Wir haben uns enthalten zum einen, weil ich es durchaus okay fin-
de, wenn die Regierungsfraktionen sagen, dass sie zumindest noch eine erste und zweite Bera-
tung machen wollen, also einen Abschluss haben wollen. Ich sage aber auch, dass wir als AfD-
Fraktion es besser gefunden hatten, ein paar Wochen Zeit haben wir ja noch in dieser Legislatur,
wenn wir im Ausschuss beraten hatten, wenn wir dann eine zweite Lesung danach gemacht héat-
ten. So gehort es sich eigentlich, das ist demokratische Gepflogenheit. Und es wére schén, wenn
die ...

(Zwischenruf Abg. Adams, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Es gibt doch gar keinen Ausschuss
mehr!)

Na ja, aber man kénnte ja einen machen, die Legislatur geht ja noch ein bisschen. Da missen Sie
einen einberufen, da kénnen Sie einen machen, Herr Adams. Das missten Sie eigentlich auch
wissen.

(Unruhe DIE LINKE)
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(Abg. Muhsal)

Es ware schén, wenn die Fraktionen, die sich selbst so gerne ,demokratisch* nennen, auch ein-
fach mal so demokratisch wéaren, eine Ausschussiiberweisung von einem Gesetzentwurf, von ei-
nem Antrag zu machen und entsprechend zu debattieren. Das ist in dieser Legislatur leider mit An-
tragen und Gesetzesantréagen unserer Fraktion noch nie passiert und ich glaube, dass das

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Warum auch?)
den undemokratischen Geist, der in lhren Fraktionen eine Rolle spielt, zeigt. Danke.
(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Hennig-Wellsow, DIE LINKE: Dann hétten Sie die Ausschussuberweisung
beantragen muissen!)

Vizeprasidentin Jung:
War das jetzt ein Antrag auf Ausschussiiberweisung?

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Ja!)

Ja, gut. Fur welchen Ausschuss? Bildung? Gut. Gibt es weitere Wortmeldungen? Das kann ich
nicht erkennen.

Jetzt hat Frau Muhsal in der zweiten Beratung beantragt, den Gesetzentwurf an den Ausschuss zu
iiberweisen. Wer der Uberweisung an den Ausschuss fiir Bildung, Jugend und Sport zustimmt, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das ist die Fraktion der AfD. Gegenstimmen? Das sind die
Koalitionsfraktionen. Stimmenthaltungen? Das ist die CDU-Fraktion. Damit ist die Ausschussuber-
weisung abgelehnt.

Wir stimmen jetzt Gber den Gesetzentwurf der Fraktion der AfD in Drucksache 6/7610 in zweiter
Beratung ab. Wer dem Gesetzentwurf die Zustimmung gibt, den bitte ich um das Handzeichen.
Das sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstimmen? Das sind die Koalitionsfraktionen und
die CDU-Fraktion. Stimmenthaltungen? Solche kann ich nicht erkennen. Damit ist der Gesetzent-
wurf abgelehnt und ich schlieBe den Tagesordnungspunkt und die heutige Plenarsitzung.

Ende: 18.18 Uhr



